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EDITORIAL/085: Blick in die Schatten (SB)





Wochendruckausgabe 85 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
12.05.2018




[image: Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick]




Foto: © 2013 by Schattenblick




Blick in die Schatten

Wäßrig und unstet ist der Blick des Menschen und der Kreatur. Er
schweift umher, er zuckt zurück und meidet die Begegnung. Selbst wenn
das Auge starrt und sich zu festigen sucht unter Krämpfen, so wird es
umgetrieben und verletzt von der Wucht der Zwischenräume, der
Perspektiven, von wechselnden Schatten und flüchtendem Licht und
endlich vernichtend getroffen vom Gegenstand.

Wie sollte es da anders sein, als daß der menschliche Verstand ein
Fehlgriff ist und irren muß in jeder Konsequenz. Nur unter einem
großen Aufwand an Verlusten und einem Überaufgebot an Schmerz und Leid
läßt sich der Trugschluß beständiger Beschaffenheit, zunehmender
Veredlung und anwachsender Reife des menschlichen Geschlechts gegen
die bessere Erfahrung aufrechterhalten.

Warum, du Wurm, greifst du in die Schatten und suchst den Halt im
abschüssigen Moder der Sümpfe? Fürchtest du das Treffen mit jenen, die
du nicht kennst oder ihre Furchtlosigkeit, dir zu begegnen, gerade
weil sie um deinen Irrtum wissen?

Ihre Schattenblick-Redaktion


11. Mai 2018
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WALD/266: Hambacher Forst - Zusammenhalt und Stetigkeit ... (Michael Zobel)


4 Jahre Waldspaziergänge - Muttertag 2018

von Michael Zobel, 15.05.2018



Guten Tag zusammen,

Dienstag, 15. April 2018, zwei Tage nach dem Muttertags-Spaziergang im
Hambacher Wald.

Dauerregen, schlechter Wetterbericht, und trotzdem waren 180 kleine und
große TeilnehmerInnen am Treffpunkt, 11 Monate bis 80 Jahre, aus der
näheren Umgebung bis Indonesien...

Nach dem Waldspaziergang ist vor dem Waldspaziergang, im Moment gibt es
fast täglich Führungen für unterschiedlichste Gruppen, von privaten
Wandervereinen bis zu Kirchengruppen, diverse Schulklassen und
Lehrerkollegien. Zusammen mit den 49 monatlichen Sonntagsspaziergängen sind
wir jetzt bei sagenhaften 12969 TeilnehmerInnen angekommen, weit mehr, als
bei RWE in den Tagebauen und den Kraftwerken arbeiten...

DANKE an die BesucherInnen und ganz besonders DANKE an die Waldschützer im
Hambi, die seit mehr als sechs Jahren für den Erhalt des Waldes kämpfen.
Wir alle zusammen werden auch die nächste Rodungssaison verhindern.

DANKE an Eva und Antje, an Todde und Andreas, das Küchenkollektiv und all
die anderen HelferInnen, ohne Euch wären die Waldspaziergänge und die
anderen Aktionen rund um das Thema Braunkohle-IrRWEg nicht zu einer solchen
Erfolgsgeschichte geworden

DANKE an den BUND, der durch seinen hartnäckigen und kompetenten
juristischen Kampf den ersten Rodungsstopp seit 40 Jahren erst möglich
gemacht hat, DANKE Dirk.

Keine Zeit zum Atemholen, nach wie vor gilt, nach der Führung ist vor der
Führung...

Wir machen weiter, wir kommen wieder, bitte die Werbetrommel rühren. Der
Wald braucht uns mehr denn je. Wir haben die Rodungssaison 2017/2018
verhindert, es darf kein Baum mehr fallen!

Sonntag, 10. Juni, 50. Sonntags-Waldspaziergang im Hambacher Wald


Treffpunkt 11.30 Uhr.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfrstig mitteilen!!!!!!!

Wahrscheinlich ist es wie in den Vormonaten das Kieswerk Collas... oder
Manheim, das entscheidet sich kurzfristig...

Anmeldung und weitere Infos per Mail info@zobel-natur.de

Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind es 68755,
da geht noch was... bitte unterzeichnen, weiterleiten..., danke [1].

Wer Todde's Film "Reise in die Unterwelt" noch nicht gesehen hat:

https://vimeo.com/240797566

Aktuelle Informationen aus dem Hambacher Wald auf:

https://hambacherforst.org/

Mehr Informationnen zum Thema:

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

Viele Aktivitäten rund um den Tagebau Garzweiler:

https://www.facebook.com/KreativGegenKohle/




Die nächsten Sonntagsspaziergänge 10. Juni, 15. Juli...

Verhindert weitere Rodungen, rettet den Rest des Hambacher Waldes!

Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen



[1] Petition für den Erhalt des Hambacher Waldes:

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 15. Mai 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2018 
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KOHLEALARM/431: Klimakampf und Kohlefront - nicht einmal Neutralität ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14.05.2018

Ehrliche Ausstiegsdiskussion statt Kohle-Lobby-Kommission

GRÜNE LIGA lehnt Tillich und Platzeck als Kommissionsvorsitzende ab



Berlin, 14.05.2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA lehnt Stanislaw Tillich
(CDU) und Matthias Platzeck (SPD) als Ko-Vorsitzende der geplanten
Kommission zu Strukturwandel und Kohleausstieg ab. Berichten zufolge will
die Bundesregierung am 16. Mai die Zusammensetzung der Kommission
beschließen.

"Die Arbeit der Kommission müssen von allen Beteiligten anerkannte
Persönlichkeiten leiten, die vorher nicht einseitig Partei ergriffen haben.
Wer Platzeck und Tillich zu Vorsitzenden machen will, der plant eine 
Kohle-Lobby-Kommission. Beide ehemaligen Ministerpräsidenten wissen nicht wie man
Klimaziele erreicht, sondern nur wie man sie blockiert und verzögert." sagt
René Schuster, Bundesvorsitzender der GRÜNEN LIGA, der Platzeck in den
Gründungsjahren um 1990 noch angehört hatte.

Schuster weiter: "Wir Lausitzer kennen Platzeck als den Politiker, der das
Wort seines Vorgängers brach und weitere Dörfer der Kohle opfern wollte.
Zehn Jahre Zukunftsangst und Unsicherheit in der betroffenen Region gehen
auf sein Konto. Die Diskussion eines Plan B hat er stets verweigert. Es
wäre absurd, ihn genau diese Diskussion jetzt leiten zu lassen. Letztlich
macht die jahrelange Blockade des Klimaschutzes durch die Braunkohleländer
eine Kommission des Bundes zum Kohleausstieg überhaupt erst notwendig."

Die GRÜNE LIGA widerspricht damit der Darstellung von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD), Matthias Platzeck könne
Konsens und habe als ehemaliger Landesumweltminister den Klimaschutz im
Blick. Die folgende unvollständige Auflistung ruft Platzecks Verhältnis zu
Kohle und Konsens zusammengefasst in Erinnerung:

- Platzecks Zeiten als Brandenburgischer Umweltminister ging bereits vor 20
Jahren zu Ende, seine Zeit als Ministerpräsident (2002 bis 2013) war nicht
durch umweltpolitische Impulse gekennzeichnet.

- Er setzte sich persönlich beim EU-Kommissionspräsidenten für die
Abbaggerung der Lacomaer Teichlandschaft ein, als diese im Jahr 2006 wegen
des europäischen Naturschutzes auf der Kippe stand. Eine Folge dieses
Engagements: Brandenburg verfehlte sein Klimaziel für das Jahr 2010
aufgrund der hohen Braunkohleverstromung.(1)

- 2007 versuchte Platzeck den Kohlelobbyismus seiner Regierung als
Klimaschutz zu tarnen, wollte Brandenburg zum "Innovationslabor" für
Kohlekraftwerke mit CO2-Abscheidung machen.(2) In der Realität stellte
seine Regierung gleichzeitig einen Bundesratsantrag auf Besserstellung der
Braunkohle beim Emissionshandel.(3)

- Vielen Lausitzern bleibt Platzeck als der "Landesvater" in Erinnerung,
der ihre Dörfer dem Kohlekonzern opfern wollte. Das Wort seines Vorgängers
Stolpe, das Horno das letzte umzusiedelnde Dorf sei, hat Matthias Platzeck
gebrochen. Seine Regierung ließ untersuchen, wo man überall noch baggern
und umsiedeln könnte, die entsprechende Studie der TU Clausthal kam im März
2007 nur über einen leak ans Licht der Öffentlichkeit(4). Dadurch unter
Zugzwang, stellte Platzeck die Pläne für drei konkrete neue Tagebaue gleich
in einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem damaligen Tagebaubetreiber
Vattenfall vor(5). Politische Unterschiede zwischen Landesregierung und
Kohlekonzern waren während Platzecks gesamter Amtszeit als
Ministerpräsident nicht wahrnehmbar.

- Als das Bündnis "Keine neuen Tagebaue" Platzeck aufforderte, sich der
Initiative in einer öffentlichen Podiumsdiskussion zu stellen(6), kniff der
Regierungschef, der zuvor in Presse und Landtag gegen die Kohlekritiker
polemisiert hatte. Die Verweigerung eines sachlichen Dialogs soll ihn nun
als Moderator qualifizieren?

- In einem Interview verteidigte Platzeck die Braunkohle mit dem Satz "Ob
wir in Brandenburg unsere Kraftwerke schließen, hat auf das Weltklima
ungefähr so viel Auswirkungen, als ob in China ein Sack Reis umfällt."(7)
Wird das jetzt zum Credo der geplanten Kommission?

- Spätestens 2012 war klar, dass es das "saubere Kohlekraftwerk" mit
CO2-Abscheidung in Deutschland nicht geben wird. Den von vielen Seiten
(etwa vom Nachhaltigkeitsbeirat des Landes) geforderten Plan B zu
diskutieren, hat Platzeck bis zum Ende seiner Amtszeit verweigert.




Fußnoten:

(1) Die 2002 beschlossene "Energiestrategie 2010" wollte Brandenburgs
CO2-Emissionen bis 2010 wenigstens auf 53 Millionen Tonnen senken (S. 47).
Es wurden 3 Millionen mehr (Klimagasinventur 2011 für das Land Brandenburg,
S. 8), Der Tagebau Cottbus-Nord (Abbaggerung des FFH-Gebietes Lakomaer
Teiche) steuerte dazu ca. 5,8 Millionen Tonnen bei.

(2) Brandenburg setzt weiterhin auf Braunkohle. Tagesspiegel, 28. März 2007

(3) u.a. Brandenburg will der Kohle einen Vorteil verschaffen, 20cent, 4.
April 2007, S. 5

(4) Kohle-Irrsinn 23 Dörfer sollen weg, BILD Berlin-Brandenburg, 29. März
2007. S. 11

(5) Pressemitteilung der Staatskanzlei vom 18. September 2007

(6) u.a. Gespräch über die Braunkohle verlangt, Neues Deutschland,
24.11.2007

(7) u.a. Platzeck verteidigt Braunkohle-Strom, 20cent, 4. März 2008, S. 4

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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RAUBBAU/114: Fracking nicht mit uns - am Ende also doch ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 14. Mai 2018

BBU: Althusmanns Fracking-Vorstoß ist ein Angriff auf die Umwelt



(Bonn, Hannover, 14.05.2018) Auf scharfe Kritik des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) ist der Vorstoß des
niedersächsischen Wirtschaftsministers Bernd Althusmann gestoßen,
Probebohrungen unter Anwendung der Fracking-Technik im Schiefergestein
zuzulassen. Der Umweltverband wirft dem CDU-Politiker vor, die
gefährliche Gasfördermethode ohne Rücksicht auf die mit dieser Technik
verbundenen erheblichen Umweltschäden etablieren zu wollen. Der BBU
fordert von der niedersächsischen Landesregierung, Althusmanns
Fracking-Plänen umgehend einen Riegel vorzuschieben.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Noch im Koalitionsvertrag von SPD und CDU in Niedersachsen stand das
Bekenntnis 'Der Schutz des Trinkwassers hat für uns absoluten Vorrang
vor wirtschaftlichen Interessen'. Mit seiner Fracking-Offensive zeigt
Althusmann, dass dies für ihn nur Lippenbekenntnisse sind. Denn gerade
aus den USA ist bekannt, dass Fracking zu erheblichen
Grundwasserkontaminationen führen kann. Hinzu kommen Gefahren durch
Erdbeben und durch die Verpressung des Lagerstättenwassers aus
Fracking-Bohrungen in den Untergrund. Um den Gaskonzernen den Einstieg
in die Fracking-Technik im Schiefergestein in Deutschland zu
ermöglichen, wirft Althusmann zudem juristische Nebelkerzen. So ist
seine Aussage irreführend, ein pauschaler Ausschluss von Probebohrungen in
unkonventionellen Lagerstätten sei rechtlich fragwürdig. Denn die von der
Bundesregierung beschlossene Fracking-Gesetzgebung besagt, dass diese
Erprobungsmaßnahmen der Zustimmung der jeweiligen Landesregierung bedürfen.
Legt die Landesregierung fest, dass die öffentlichen Interessen Umwelt- und
Gesundheitsschutz absoluten Vorrang haben, können Anträge auf 
Fracking-Probebohrungen im Schiefergestein problemlos abgelehnt werden. Doch genau
dies will Althusmann nicht."

Für den BBU ist es zudem befremdlich, dass der niedersächsische
Umweltminister Olaf Lies, der während seiner Zeit als früherer
Wirtschaftsminister Fracking im Sandstein (Tight-Gas-Reservoirs)
durchgesetzt hat, nun die Rolle des Althusmann-Kritikers spielt, während
Ministerpräsiden Stephan Weil schweigt. Denn die Kritik von Lies bleibt
folgenlos, wenn sich die niedersächsische Landesregierung nicht klar und
öffentlich gegen Althusmanns Fracking-Vorstoß positioniert. Der BBU fordert
daher die niedersächsische Landesregierung und den Ministerpräsidenten Weil
auf, ihr Schweigen aufzugeben und Althusmanns Fracking-Plänen eine klare
Absage zu erteilen.



Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die
gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 14.05.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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SPRACHE/971: Sprachentstehung durch Sprachkontakt (idw)


Universität Augsburg - 14.05.2018

Sprachentstehung durch Sprachkontakt

Ein neues Projekt im Umfeld des Augsburger Sprachdokumentationsprojekts zu
"Unserdeutsch"



Augsburg/PM/KPP - Seit Anfang des Jahres arbeiten
Sprachwissenschaftlerinnen und Sprachwissenschaftler aus Augsburg und
Cairns (Australien) an einem neuen, vom Deutschen Akademischen
Austauschdienst (DAAD) und von Universities Australia geförderten Projekt
zum Thema "Language Emergence in Multilingual Contexts". Es geht um die
Frage, wie neue Sprachen nicht - wie traditonell vorausgesetzt - durch die
Aufspaltung einer gemeinsamen Grundsprache entstehen, sondern als
Mischformen im Gefolge des intensiven Kontakts unterschiedlicher
Sprachen.

"Um hinter die sozialen und linguistischen Prozesse zu kommen, die unter
intensivem Sprachkontakt zur Entstehung neuer Sprachen führen, werden wir
Sprachen und Sprachkontaktszenarien in Ozeanien, Australien, Amazonien und
Amerika eingehend und vergleichend untersuchen. Wir nehmen an, auf diese
Weise zu allgemeinen Aussagen über Kontexte und Mechanismen der Entstehung
von neuen Kontaktsprachen und letztlich zur Frage der Sprachevolution an
sich gelangen zu können", so Prof. Dr. Péter Maitz.

Zwei international renommierte Fachleute

Maitz ist Inhaber des Augsburger Lehrstuhls für deutsche
Sprachwissenschaft. Er hat sich zuletzt durch die Dokumentation und
Erforschung des "Unserdeutsch", der um 1900 im Bismarck-Archipel
entstandenen, einzigen deutschbasierten Kreolsprache, als Fachmann in
Sachen Kontaktsprachen international einen Namen gemacht. Als solcher
zählte er u. a. zu den Organisatoren des 4. Internationalen Workshops zur
historischen Mehrsprachigkeit, der Anfang April 2018 in Bozen stattfand.
Als weltweit anerkannte Expertin auf dem Gebiet der Sprachtypologie und
der Sprachkontaktforschung nicht minder renommiert ist Maitz' australische
Kollegin Prof. Dr. Alexandra Y. Aikhenvald von der James Cook University
in Cairns, die gemeinsam mit ihm das Projekt "Language Emergence in
Multilingual Contexts" konzipiert hat und leitet.

Sprachentstehung durch Aufspaltung oder durch Mischung?

Traditionell wird die Geschichte der Entstehung der alten Kultursprachen,
darunter auch der europäischen, als Aufspaltung einer gemeinsamen
Grundsprache im Zuge der Abwanderung und/oder einer bewussten Abschottung
von bestimmten Bevölkerungsgruppen beschrieben. Im strikten Gegensatz dazu
entstanden und entstehen allerdings die meisten jüngeren und jüngsten
Sprachen unter intensiven Sprachkontaktbedingungen, als Ergebnis von
Sprachkonvergenz also.

Multiethnolektale Sprachformen: vom Pidginenglisch bis zum
Kiezdeutsch

Solche Mischsprachen sind z. B. die zahlreichen Pidgin- oder Kreolsprachen
in den ehemaligen europäischen Kolonien im Atlantik oder im Pazifik;
solche Mischsprachen sind aber auch zeitgenössische multiethnolektale
Sprachformen, die von Sprecherinnen und Sprechern multiethnischer Gruppen
in einem bestimmten Sprachraum verwendet und als für diese Sprecherinnen
und Sprecher typisch eingestuft werden. Beispiele in Deutschland sind u.
a. das sog. Gastarbeiterdeutsch oder das sog. Kiezdeutsch. Sie spiegeln
grundlegende Veränderungen sozialer Strukturen von ehemals geschlossenen,
homogenen, einsprachigen Gesellschaften hin zu offenen, heterogenen und
mehrsprachigen Gruppen.

Soziale Bedingungen und linguistische Mechanismen

Welche Hintergründe und Prozesse stehen bzw. laufen hinter der Entstehung
von solchen neueren Kontaktsprachen? "Uns geht es darum", so Maitz, "die
sozialen Kontextbedingungen und linguistischen Mechanismen zu
identifizieren und zu beschrieben, die zur Entstehung von neuen Sprachen
als Folge von Sprachkontakt führen."

Breites Spektrum zu analysierender Kontaktsprachen

Die Liste der Sprachen, die zu diesem Zweck analysiert werden sollen, ist
lang. Sie reicht von in Australien gesprochenen Auswanderervarietäten des
Hmong über Witoto-Sprachen in Kolumbien, Kumandene Tariana in Amazonien,
Chamacoco in Paraguay und das inzwischen ausgestorbene Pomo in
Nordkalifornien bis hin zu im schulischen Kontext entstandenen
Kontaktsprachen wie Unserdeutsch in Papua-Neuguinea, Bilingual Navajo in
den USA, Tayo in Neukaledonien oder Roper River Kriol in Australien.

Diskussion und erste Ergebnisse beim ersten Projekt-Workshop in Cairns

"Der erste Projekt-Workshop wird am 11. und 12. Juli 2018 an der James
Cook University in Australien stattfinden, wo die individuellen
Teilprojekte vorgestellt und diskutiert werden sollen", sagt Maitz, der
von Januar bis März 2018 im Rahmen einer projektbezogenen Gastprofessur
bereits in Cairns geforscht und Seminare gehalten hat.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, Klaus P. Prem, 14.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7155: Bonn - Tag der offenen Tür im Alten Rathaus am 26. Mai 2018


Tag der offenen Tür im Alten Rathaus am 26. Mai



BN - Das Alte Rathaus ist eines der Wahrzeichen Bonns. Beim Tag der
offenen Tür am Samstag, 26. Mai 2018, sind Bürgerinnen und Bürger von
11 bis 17 Uhr in Bonns "gute Stube" eingeladen.

Dabei haben Besucherinnen und Besucher die Gelegenheit, einen Blick in
die repräsentativen Räume hinter der Rokokofassade zu werfen und sich
über die Arbeit der Stadtverwaltung, das Beethoven-Jubiläumsjahr 2020,
die internationalen Projektpartnerstädte Bonns und den Bonner Beitrag
zur Umsetzung der 17 nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten
Nationen (SDGs) zu informieren.

Außerdem stellt der Jahrespartner der Stadt Bonn, Eurosolar, seine
Arbeit vor. Bürgermeister Reinhard Limbach empfängt die Gäste in
Vertretung von Oberbürgermeister Ashok Sridharan und stellt sich ihren
Fragen. Auch Bürgermeisterin Angelica Maria Kappel steht zeitweise für
Gespräche bereit.

Repräsentationsräume zu besichtigen

Die Repräsentationsräume sind an besonderen Terminen Ort
standesamtlicher Trauungen. Beim Tag der offenen Tür werden hier auch
die Amtskette des Oberbürgermeisters ausgestellt und die Goldenen
Bücher der Stadt präsentiert. Könige, Staatspräsidenten,
Nobelpreisträger, Weltmeister und Olympiasieger sind in der
prominenten Unterschriftensammlung verewigt. Zuletzt haben sich
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier mit seiner Frau Elke
Büdenbender sowie der ehemalige stellvertretende Exekutivsekretär des
UN-Klimasekretariats, Richard Kinley, hier eingetragen.

Für Fragen an die Stadtverwaltung stehen Mitarbeiterinnen des
Bürgerbüros zur Verfügung. Auch die Arbeitsbereiche
"Bürgerbeteiligung" und "Ombudsstelle" im Alten Rathaus können die
Gäste kennen lernen. An einem eigenen Infostand stellt zudem der
Verein Altes Rathaus, der die Stadt unter anderem beim Erhalt des
historischen Bauwerks tatkräftig unterstützt, seine Arbeit vor.
Außerdem informieren Mitarbeiterinnen des Standesamtes über die
Möglichkeit einer Ambientetrauung im Alten Rathaus.

Alle Räume sind barrierefrei zu erreichen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/4407: Jena - Geschichten aus der Thüringer Unterwelt, Mineralogische Sammlung, 16.5.-15.10.


idw - Pressemitteilung: Friedrich-Schiller-Universität Jena

Geschichten aus der Thüringer Unterwelt

Mineralogische Sammlung der Friedrich-Schiller-Universität Jena kommt
ab 16. Mai mit neuer Ausstellung "Aufgesammeltes" Wünschen der
Besucher nach



Was suchten die Glasmacher aus Venedig im 17. und 18. Jahrhundert in
Thüringen? Was wurde mit dem Stubensand gemacht und wer weiß, was
Thüringer Marbeln sind? Diese und eine ganze Menge mehr Fragen
beantwortet die Ausstellung "Aufgesammeltes", die am 16. Mai um 19 Uhr
in der Mineralogischen Sammlung der Friedrich-Schiller-Universität
Jena ihre Pforten öffnet. Die Schau vereint rund 150 Exponate aus dem
eigenen Bestand, der zu den ältesten und größten an deutschen
Universitäten zählt. In natura und Bild gezeigt sowie in Text
erläutert werden ausschließlich Thüringer Funde, wobei geografisch der
Schwerpunkt auf der Region Jena sowie dem Thüringer Schiefergebirge
und dem Thüringer Wald liegt. "Es ist eine regionale, populäre
Ausstellung, die nach entsprechender Befragung aus den Wünschen der
Besucher entstanden ist", erläutert Dr. Birgit Kreher-Hartmann,
Leiterin der am Institut für Geowissenschaften angesiedelten Sammlung.
"Dabei stellen wir Thüringen nicht streng mineralogisch vor. Vielmehr
haben wir Minerale, Gesteine und geologische Ereignisse ausgewählt, zu
denen man Geschichten erzählen kann."

Von natürlichen Reinigern und steinernem Spielzeug

Wie jene von den eingangs erwähnten venezianischen Glasmachern, denen
es die sehr reinen Manganoxide - auch Glasmacherseife genannt -
angetan hatten, die u. a. um Ilmenau, Schmalkalden und Friedrichroda
abgebaut wurden. Sie benötigten das schwarze, seidig glänzende Erz,
das man noch bis in die 1920er Jahre auch in die USA exportierte, um
ihr weltberühmtes Muranoglas auf chemischem Weg zu entfärben. Wie
dieses kennt auch jeder den Stubensand. Der sowohl unter wie über Tage
abgebaute feine Sandstein diente noch bis vor etwa 100 Jahren als
Scheuersand zum Reinigen von Holz-und Steinfußböden, aber auch von
Holzbottichen, in denen Milchprodukte gelagert wurden. Und die
vielgestaltigen, teils schlichten, teils bunt bemalten Thüringer
Marbeln (Murmeln) aus Kalkstein werden ältere Besucher an ein
Spielzeug aus Kindertagen erinnern, den jüngeren vor Augen führen,
dass man auch ohne Smartphone und Computer Spaß haben kann.

Dann ist da noch die Jenaer Studentenrutsche. Diese geologische
Störung in den Muschelkalkschichten der Kernberge entstand durch
Erosion. Früher nutzten Studenten diese Rinne oft für Mutproben, indem
sie auf dem Hosenboden sitzend über das Geröll nach unten rutschten.
Sehr Kaolin-reich ist eine Buntsandstein-Varietät. Der zum Herstellen
des "weißen Goldes" notwendige Stoff kommt u. a. bei Kahla vor, das
ihm die Ansiedlung der bis heute existierenden Porzellanfabrik
verdankt. Bekannt ist die Region Jena auch durch seine 1816 entdeckten
und bis 1930 abgebauten Coelestin-Vorkommen. Der Chemiker Johann
Wolfgang Döbereiner (1780-1849) versuchte, mit dem strontiumhaltigen
Mineral eine bessere Lichtbrechung und damit höhere Brillanz von Glas
zu erreichen. Aber es diente auch dazu, bei der Zuckerproduktion der
Melasse eben diesen Zucker zu entziehen.

Schau für interessierte Laien sowie Experten

Mit Schiefer präsentiert die Ausstellung, die sich sowohl an
interessierte Laien als auch Experten wendet, ein metamorphes Gestein
in seiner vielfältigen Verwendung vom Material zum Dachdecken bis hin
zu Griffel und Schiefertafel. Goldnuggets aus Saale und Schwarza
können die Besucher der Ausstellung ebenso in Augenschein nehmen wie
eine Auswahl verschiedener Ausformungen des Thuringit, einem
glimmerartigen, besonders eisenhaltigen Mineral, das u. a. um Saalfeld
vorkommt.

Auch mit verschiedenen Ausformungen von Molybdänit wartet die Schau
auf. Das bleigrau bis violette Mineral stammt aus dem Granit vom
Henneberg bei Wurzbach. Neben Graphit wichtigste Grundlage für
mineralische Schmiermittel und auch als Stahlveredler eingesetzt,
gelangte der seit 1927 betriebene Steinbruch in den 50er Jahren auch
ins Visier der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellschaft (SDAG) Wismut,
die im Osten Thüringens und in Sachsen Uranerz abbaute. Doch die
Molybdänit-Vorkommen waren letztlich nicht so groß, dass sich ein
Abbau lohnte.

Auf einen Blick:

Ausstellung in der Mineralogischen Sammlung der Universität Jena
(Sellierstraße 6):

Aufgesammeltes!

Geöffnet: 17.05.-15.10.2018; Mo/Do: 13-17 Uhr, So: 13-17 Uhr (nach
Vorankündigung) sowie nach Vereinbarung.

Vernissage: Mittwoch, 16. Mai 2018, 19.00 Uhr

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.minsmlg.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, Uschi Lenk, 14.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SEMINAR/3159: Unna - "Einführung in die Kunst der Rede" am 29.5. und 5.6.2018


VHS-Aktuell: Rhetorikseminar "Einführung in die Kunst der Rede"



Kreisstadt Unna. Rhetorik-Basisseminar ab dem 29. Mai 2018 im zib.
Um heute beruflich erfolgreich zu sein, ist es nicht nur wichtig, über
gute Fachkenntnisse zu verfügen. Mehr denn je ist die Fähigkeit,
wirkungsvoll zu kommunizieren ein wesentliches Element für den Erfolg
im Beruf und im Privatleben.

Das Rhetorik-Seminar der VHS vermittelt auf anschauliche Weise die
Prinzipien einer modernen, das Publikum fesselnden Rede. Es behandelt
private wie beruflich-geschäftliche Anlässe gleichermaßen und enthält
eine Fülle von Beispielen für Reden zu unterschiedlichen Anlässen.

Ziel des Seminars ist es, Techniken zu erlernen um in Reden und
Gesprächen überzeugend zu argumentieren und das Publikum bzw. die
Gesprächspertnerinnen und Gesprächspertner für die eigene Sache zu
gewinnen. Konzentrations- und Entspannungsübungen tragen dazu bei, mit
Lampenfieber und Redefurcht erfolgreich umzugehen und während des
Auftritts nicht den roten Faden zu verlieren.

Das Seminar "Rhetorik - Grundlagen" mit der Kursnummer 181-5130 findet
dienstags am 29. Mai 2018 und 05. Juni 2018 jeweils von 17:00 bis
20:15 Uhr in Raum 0.18 im zib statt. Die Gebühr für den Kurs beträgt
50 Euro, ermäßigt 35 Euro.

Detaillierte Seminarbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 32 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "Beruf > Kommunikation / Gestaltung" zu finden. Und
natürlich berät der Studienbereichsleiter für die Berufliche Bildung
Andreas Barre gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas
Barre, 02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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SEMINAR/3158: Herten - "Englisch für den Urlaub" ab 20. Mai 2018


Englisch für den Urlaub - Kompaktseminar (Stufe A1/A2)



Wie verständigt man sich in den wichtigsten Reisesituationen auf
Englisch? In diesem Kurs bekommen Interessierte kurz und kompakt die
Gelegenheit, ihre Sprachkenntnisse aufzufrischen. Dieser Kurs ist für
Wiedereinsteigerinnen und Wiedereinsteiger bzw. für Personen mit
geringen Vorkenntnissen entsprechend der Niveaustufe A1 geeignet. Das
Unterrichtsmaterial wird gestellt.

7473

 Eva Reimann

 Sonntag, 20. Mai 2018, 10-16 Uhr,

 (7 UStd)

 VHS-Haus (Kaminraum)

 21 Euro (erm. 15 Euro / HP 11 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich
möglich - online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per
Anmeldekarte. Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

 Auskunft:

 VHS Herten Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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VORTRAG/8345: Augsburg - Dreimal aktuelles Strafrecht im Focus, 29. Mai, 5. und 11. Juni


Pressemitteilung der Universität Augsburg

Aktuelles Strafrecht im Focus: MeToo, Facebook und Legal Highs

Drei ausgewiesene Experten zu drei gesellschaftspolitisch brisanten
Themen am 29. Mai sowie am 5. und 11. Juni



Augsburg/MK/KPP - Um das Sexualstrafrecht im Zeichen der MeToo-Debatte
und um die Fragen, wie es mit der Unantastbarkeit der Menschenwürde
auf Facebook oder mit der Strafbarkeit von Designerdrogen bestellt
ist, geht es in der öffentlichen dreiteiligen Vortragsserie "Aktuelles
Strafrecht im Focus", zu der das Institut für die gesamte
Strafrechtswissenschaft Ende Mai/Anfang Juni an die Universität
Augsburg einlädt.

Dienstag, 29. Mai 2018

Das Sexualstrafrecht im Zeichen der MeToo-Debatte

Vor dem Hintergrund der MeToo-Debatte stellt sich die Frage, ob und
inwieweit das Sexualstrafrecht - auch nach seiner erheblichen
Ausweitung im letzten Jahr - in der Praxis geeignet ist, zu einer
Aufklärung von Vorwürfen sexueller Übergriffe beizutragen.
 Mit dieser Frage befasst sich der Münchner Rechtsanwalt Dr. Alexander
Stevens. Er führt zahlreiche Verfahren im Bereich des
Sexualstrafrechts und entfaltet darüber hinaus eine rege thematisch
einschlägige Vortragstätigkeit.

 Dienstag, 5. Juni 2018

Die Würde des Menschen ist unantastbar - außer auf Facebook?

Soziale Netzwerke sind zu einem Ort geworden, in dem hemmungslos
gedroht, beleidigt und verleumdet wird. Vor dem Hintergrund der
Diskussion um das Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) geht der
Würzburger Rechtsanwalt Chan-jo Jun, der einst Mark Zuckerberg und
Facebook verklagt hat, der Frage nach, wie Meinungsfreiheit einerseits
und Persönlichkeitsrechte andererseits auszubalancieren sind und wie
das Strafrecht durchgesetzt werden kann. Rechtsanwalt Chan-jo Jun, ist
dafür bekannt, dass er sich mit Facebook anlegt und die Diskussion über das NetzDG vorantreibt. Darüber
hinaus berät er nicht nur Unternehmen, sondern auch die
Bundesregierung

Montag, 11. Juni 2018

Strafbarkeit sog. Legal Highs und anderer psychoaktiver Substanzen

Während verbreitet die Entkriminalisierung von Cannabis und Marihuana
gefordert wird, hat der Gesetzgeber zuletzt deutlich gemacht, dass
Legal Highs alles andere als legal sind. Über Sinn, Zweck und Umfang
der Kriminalisierung referiert Dr. Mustafa Oglakcioglu. Er ist
Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Universität Erlangen-Nürnberg,
hat in den letzten Jahren die maßgebliche Arbeit zum
Betäubungsmittelstrafrecht vorgelegt und kennt das Metier auch aus
(politik-)beratender Sicht.

Die Vorträge beginnen jeweils um 18.00 Uhr im HS 2001 (29.5. und 5.6.)
bzw. HS 1009 (11.6.) der Juristischen Fakultät der Universität
Augsburg (Universitätsstraße 24, Gebäude H, 86159 Augsburg). Der
Eintritt zu den Vorträgen ist frei, Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

UPD 52/18 - Pressemitteilung vom 11. Mai 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

info@presse.uni-augsburg.de

www.uni-augsburg.de
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EUROPA/649: Gipfeltreffen der EU-Westbalkanländer in Sofia - Konfliktregion stabilisieren


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Gipfeltreffen EU-Westbalkanländer in Sofia (17. Mai) -
Konfliktregion stabilisieren! EU soll Ahndung von Kriegsverbrechen
und Vergangenheitsbewältigung auf dem Westbalkan durchsetzen



Göttingen/Sarajevo, den 15. Mai 2018 - Für eine Stabilisierung der
konfliktreichen Westbalkan-Region hält es die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) für dringend nötig, dass alle mutmaßlichen
Kriegsverbrecher in den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens
juristisch verfolgt und bestraft werden. Anlässlich des
EU-Westbalkan-Gipfeltreffens am kommenden Donnerstag in Sofia
forderte die Menschenrechtsorganisation, dass insbesondere in Bosnien
und Herzegowina, Serbien und dem Kosovo eine effektive
Vergangenheitsbewältigung betrieben wird, um die fortdauernden
Spannungen zwischen einzelnen Ländern zu lösen und zu einer echten
Aussöhnung der Volksgruppen zu kommen. Dazu gehöre unbedingt die
Sanktionierung der Leugnung von Genozid und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit im Bosnien-, Kroatien- und im Kosovokrieg in den
1990-er Jahren, heißt es in einem neuen GfbV-Memorandum über die
notwendigen Schritte zur Annäherung der Westbalkan-Länder an die EU.
Sehr dringend sei auch die Bekämpfung des Antiziganismus sowie von
Korruption und Vetternwirtschaft.

"Die EU muss ihrer Führungsrolle auf dem Westbalkan gerecht werden
und alle Länder in die Lage versetzen, sich zu einer demokratischen
und gerechten Gesellschaft zu entwickeln, in der Menschen- und
Minderheitenrechte gewährleistet sind", erklärte die
GfbV-Südosteuropareferentin Jasna Causevic am Dienstag in Göttingen.
Deshalb müsse der Gipfel in Sofia insbesondere die politischen Eliten
in den sechs Westbalkanländern in die Pflicht nehmen, grundlegende
Reformen durchzusetzen und eine gute Grundlage dafür zu schaffen, in
die europäische Familie aufgenommen zu werden. Dafür müsse es der EU
aber auch endlich gelingen, die Bürgerinnen und Bürger Bosnien und
Herzegowinas aus der Zwangsjacke des Daytoner Abkommens zu befreien,
das die ethnische Teilung des Landes zementiere und erlaube, dass
politisch wichtige Entscheidungen von der Führung einzelner
Volksgruppen blockiert werden.

Auch die Schicksalsfragen der Flüchtlinge, Binnenvertriebenen und
vermissten Personen aus den Kriegen in Bosnien und Herzegowina
(1992-1995), Kroatien (1991-1995) und dem Kosovo (1999) müssen
dringend gelöst werden und gehörten deshalb auf die Agenda des
Gipfeltreffens, forderte die GfbV. Das Gleiche gelte für die Probleme
der Flüchtlinge und Migranten auf der Balkanroute, deren
Menschenwürde geachtet und deren Recht auf internationalen Schutz
bzw. Asyl respektiert werden müsse. Serbien müsse zudem endlich dazu
gebracht werden, das Kosovo anzuerkennen.

Die GfbV hat ihr Memorandum über die Erweiterungsperspektive für die
Länder des Westbalkans vor dem Gipfel an die Führungsspitzen der
EU-Staaten sowie der sechs Westbalkanländer Albanien, Bosnien und
Herzegowina, Serbien, Montenegro, Mazedonien und Kosovo gesandt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/156: Menschenrechts-Organisation FIAN gründet Beirat


Fian - Pressemitteilung vom 15.05.2018

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Menschenrechts-Organisation FIAN gründet Beirat



Die Menschenrechts-Organisation FIAN Deutschland hat einen
wissenschaftlichen Beirat gegründet. Dreizehn Fachleute aus den Bereichen
Rechtswissenschaft, Politologie, Agrarwissenschaft, Soziologie, Theologie
und Ökologie stehen dem Verein künftig beratend zur Seite.

Tim Engel, Vorstandsvorsitzender von FIAN Deutschland: "Wir freuen uns
sehr, solch erfahrene Menschenrechts-Expertinnen und -Experten für unseren
Beirat gewonnen zu haben. Ihr Wissen wird unsere tägliche Arbeit bereichern
und unseren Kampf zur Verteidigung der Menschenrechte insgesamt stärken!".
FIAN engagiert sich seit 1986 für eine weltweite Durchsetzung des Rechts
auf Nahrung und besitzt Beraterstatus bei den Vereinten Nationen.

Dem Beirat gehören an:


	Prof. Dr. Remo Klinger, Rechtsanwalt und Hochschullehrer

	Christine von Weizsäcker, Biologin, Vorsitzende Ecoropa

	Wolfgang Kaleck, Menschenrechtsanwalt, Generalsekretär ECCHR

	Prof. Dr. Friederike Diaby-Pentzlin, Wirtschaftsvölkerrechtlerin

	PD Dr. Michael Krennerich, Lehrstuhl für Menschenrechte und Menschenrechtspolitik (Uni Erlangen-Nürnberg), 1. Vorsitzender Nürnberger Menschenrechtszentrum

	Prof. Dr. Maria Müller-Lindenlauf, Agrarwissenschaftlerin mit Fachgebiet Agrarökologie

	Prof. (em) Dr. Franz Segbers, Sozialethiker

	Prof. Dr. Stefan Selke, Soziologe

	Dr. Brigitte Hamm, Politikwissenschaftlerin, ehem. Institut für Entwicklung und Frieden (Uni Duisburg)

	Dr. Rainer Huhle, Politologe, Mitglied UN-Ausschuss gegen das Verschwindenlassen

	Prof. Dr. Hanns Wienold, Soziologe, Ernährungsexperte für Lateinamerika und Südasien

	Prof. Dr. Anne Lenze, Sozialrechtlerin

	Dr. Steffen Kommer, Verwaltungsrichter, Autor "Menschenrechte wider den Hunger".



Das Gremium wird beratende und repräsentative Funktionen übernehmen und die
Vernetzung des Vereins stärken. Wegen der parteipolitischen Unabhängigkeit
von FIAN wurden keine Personen eingeladen, die ein aktives politisches Amt
ausüben. Die Mitgliedschaft wird jeweils nach fünf Jahren durch den
FIAN-Vorstand bestätigt.

Beiratsmitglied PD Dr. Michael Krennerich zur Gründung des Gremiums: "FIAN
ist ein unerschrockener Vorreiter nicht nur für das Recht auf Nahrung,
sondern auch für die Unteilbarkeit und Universalität der Menschenrechte.
Seit 30 Jahren verfolge ich FIANs unermüdliches Engagement. Es ist mir eine
Freude und ein echtes Anliegen, FIAN unterstützen zu dürfen!".

Prof. Dr. Franz Segbers ergänzt: "Unsere Gesellschaft ist stolz auf die
Menschenrechte - und das zu Recht. Dass aber Armut, zumal in einem reichen
Land wie Deutschland, eine Verletzung von Menschenrechten darstellt, wird
verdrängt und geleugnet. Dabei hat sich die Bundesrepublik im UN-Sozialpakt
verpflichtet, das "Recht eines jeden auf einen angemessenen Lebensstandard
(...) einschließlich ausreichender Ernährung, Bekleidung und Unterbringung,
sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebensbedingungen" durchzusetzen.
Aus dieser Verpflichtung müssen endlich Taten folgen".

Weitere Informationen zu den Beiratsmitgliedern:

www.fian.de/wer-wir-sind/fian-deutschland/beirat

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln
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STANDPUNKT/253: Gazastreifen - Die Gewalt gegen mehrheitlich friedliche Proteste muss beendet werden (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Die Gewalt gegen mehrheitlich friedliche Proteste muss beendet
werden

Eskalation im Gazastreifen



Angesichts der hohen Zahl von Toten und Verletzten von DemonstrantInnen an
der Grenze zu Israel, drängt die ärztliche Friedensorganisation IPPNW
Außenminister Heiko Maas, das Demonstrationsrecht für die Menschen in Gaza
und in den übrigen besetzten Gebieten einzufordern. Scharfe Munition darf
gegen DemonstrantInnen, die unbewaffnet und in ihrer Mehrheit friedlich
sind, keinesfalls zum Einsatz kommen. "Das Recht auf Unversehrtheit und
Gesundheit ist ein universelles Menschenrecht. Zuwiderhandeln kann vor dem
internationalen Gerichtshof geahndet werden. Gerade die besondere
Verantwortung Deutschlands Israel gegenüber begründet die Notwendigkeit,
Israels Regierung von Verletzungen des humanitären Menschenrechts durch
klare Stellungnahmen abzuhalten", heißt es in einem Beschluss der IPPNW
Deutschland, den die Organisation von Ärztinnen und Ärzten im Rahmen ihres
Jahrestreffens Anfang Mai verabschiedet hat.

Seit dem 30. März 2018 demonstrieren im Gazastreifen und in der Westbank
Zehntausende, um auf die große Not der palästinensischen Flüchtlinge und
die elenden Lebensbedingungen unter der Blockade im Gaza-Streifen
aufmerksam zu machen. Dazu schrieb der Palästinenser Dr. Abed Schokry, der
lange in Deutschland gelebt hat, an die IPPNW: "Gaza wehrt sich gegen die
unmenschlichen Lebensbedingungen, gegen die völkerrechtliche Abriegelung,
die den Gazastreifen zu einem Gefängnis für zwei Millionen Menschen macht".

Vom ersten Tag an reagierten die israelischen Truppen mit
unverhältnismäßiger Gewalt. Die Soldaten setzten Gummigeschosse und
Tränengas ein und schossen mit scharfer Munition auf die unbewaffneten
Protestierenden. Nach Aussagen der " Palästinensischen Mission", der
diplomatischen Vertretung Palästinas in Deutschland, wurden seit Beginn
der Demonstrationen mehrere Tausend Palästinenser von israelischen
Besatzungstruppen verletzt und 60 Palästinenser getötet. Die Mission
forderte ebenso wie UN-Generalsekretär António Guterres, die Tötung
unbewaffneter Zivilisten und den unverhältnismäßigen Einsatz von scharfer
Munition sofort unabhängig und transparent zu untersuchen, was Israel
ablehnte.

"Die israelische Blockade des Gazastreifens unter Beteiligung Ägyptens ist
rechtswidrig", erklärt Sabine Farrouh, IPPNW-Vorstandsmitglied. Sie stellt
eine mit geltendem Recht unvereinbare Form der Kollektivbestrafung dar.


Den Beschluss des IPPNW-Jahrestreffens finden Sie unter 

www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Verein/MV/Beschluesse_IPPNW_MV_2018.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin
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AUSSICHTEN/8277: Und morgen, den 16. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.05.2018 bis zum 17.05.2018 +++
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MEMORIAL/183: Die Rolle Bonifatius' bei der Gestaltung des Abendlandes (Gerhard Feldbauer)


Vor 13 Jahrhunderten begann die Christianisierung des Frankenreiches

Die Rolle Bonifatius', des Apostels der Deutschen, bei der Gestaltung des Abendlandes

von Gerhard Feldbauer, 14. Mai 2018






[image: Foto: by 23 dingen voor musea from Nederland (Bonifatius) [CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia Commons]

Der heilige Bonifatius hält Kreuz und Schwert in Händen (Holzrelief)

Foto: by 23 dingen voor musea from Nederland (Bonifatius) [CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via Wikimedia Commons



2018/19 jährt sich der vor 1300 Jahren unter Bonifatius, dem Apostel
der Deutschen, begonnene Prozess der Christianisierung des
Frankenreiches. Dieses Imperium war auf den Trümmern des Weströmischen
Reiches entstanden, das im 5. Jahrhundert von Goten, Vandalen,
Burgundern und Alemannen, zuletzt von den Franken überrannt wurde. 476
hatte der germanische Heerführer Odoaker den letzten weströmischen
Kaiser Romulus Augustulus besiegt und war von seinen Kriegern zum
Heerkönig ausgerufen worden. 496 oder 497 waren dann die beiden am
weitesten fortgeschrittenen germanischen Stammesverbände, die
Alemannen und Franken, wahrscheinlich bei Reims oder Zülpich in der
entscheidenden sogenannten Alemannenschlacht aufeinandergestoßen. Um
den Ausgang wurde der Mythos gewoben, der Frankenkönig Chlodwig habe
auf dem Höhepunkt des unentschieden wogenden Getümmels den
Christengott angerufen und gelobt, sich taufen zu lassen, wenn er den
Sieg erringe. Ein Schlachtengemälde von Joseph Blanc [1] von 1882, das
im Pariser Pantheon zu sehen ist, zeigt ihn, wie er während der
Schlacht sein Taufgelöbnis spricht. In einer anderen Szene besiegen
danach himmlische Heerscharen die Alemannen.

Historisch belegt ist, dass die Franken und ihr König über eine Reihe
besserer Bedingungen für die Durchsetzung ihrer Herrschaft verfügten.
Childerich, der Vater Chlodwigs, hatte noch als römischer Heermeister
in Nordgallien gedient. Während er Augenzeuge des Zerfalls des
Westreiches wurde, sammelte er wertvolle Kriegserfahrungen.
Gleichzeitig nutzte er sein einflussreiches Kommando, das
Fürstengeschlecht der Merowinger, dem er entstammte, zum mächtigsten
fränkischen Gaukönigtum zu erheben. Unter Chlodwig, der 481 erst
sechzehnjährig gekrönt wurde und bis 511 herrschte, nutzten die
Merowinger die Gunst der Stunde. 486 schlugen sie bei Soissons den
letzten römischen Machthaber in Gallien, Syagrius, Sohn und Nachfolger
des Ägidius, und versetzten dem Westreich mit der Vertreibung der
Römer aus Nordgallien den Todesstoß. Es folgte die Niederwerfung der
Westgoten und der Sieg in der Alemannenschlacht.

Als politischer wie militärischer Vorteil erwies sich vor allem, dass
die Anfänge der frühfeudalen Ordnung des Frankenreiches aus den
germanischen Stammesorganisationen heraus entstanden, da die auf dem
fränkischen Territorium siedelnden Völker keine Sklavenhalter kannten
und ihre Führungen noch von Formen der ursprünglichen Adelsdemokratie
(Thingordnung) [2] geprägt waren. Die Siege über die Römer festigten
die Herrschaft des fränkischen Kriegeradels, aus dem sich die neue
Feudalschicht formierte, deren Macht auf dem Grundbesitz beruhte.
Unter Chlodwig begann in Europa der historische Prozess des Entstehens
des bedeutendsten Reiches des frühen Mittelalters, das germanische und
romanische Völker umfasste und zur Grundlage der politischen und
kulturellen Entwicklung des Abendlandes, insbesondere Deutschlands und
Frankreichs, wurde. Die christliche Religion bildete das ideologische
Band, das den Vielvölkerstaat zusammenhielt. Den Beginn der
Christianisierung, die sich bis ins 11. Jahrhundert hinzog und von
blutigen Auseinandersetzungen begleitet war, markierte die Taufe
Chlodwigs und 4.000 seiner Krieger nach der Alemannenschlacht.
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Taufe des Frankenkönigs Chlodwigs nach dem Sieg in der Alemannenschlacht (Gemälde)

Abbildung: by [Public domain], via Wikimedia Commons



Zwischen dem 5. und 9. Jahrhundert breitete sich das Frankenreich zu
einem riesigen Imperium aus, das vom Atlantik bis zur Elbe, von den
ostfriesischen Inseln bis weit hinter Rom reichte. Kreuz und Schwert
festigten die Herrschaft der Kaiser und Könige. Unter dem Kreuz dazu
den wahrscheinlich entscheidendsten Beitrag geleistet zu haben, kommt
dem 672 oder 673 als Sohn eines angelsächsischen Adligen im Königreich
Wessex [3] geborenen Missionar Bonifatius, der eigentlich Winfried
hieß [4], zu. Er war in Exeter und Nursling bei Southampton Mönch und
leitete auch eine Klosterschule. Seit 718 verbreitete er in Friesland,
später in Thüringen, Hessen und Bayern das Christentum. Sein
missionarischer Eifer, sein historischer Weitblick, aber auch sein
großes organisatorisches Talent ließen ihn frühzeitig zum wichtigsten
Vertrauten des Heiligen Stuhls bei der Festigung der Papstherrschaft
nördlich der Alpen werden. Mit gleichbleibender Treue diente er vier
Päpsten - Gregor II. (715-731) und III. (731-741), Zacharias (741-752)
und Stephan II. (752-757). Gregor II. erteilte ihm 719 in Rom den
offiziellen Auftrag, den "ungläubigen Völkern das Geheimnis des
Glaubens bekannt zu machen". Der Auftrag war der "entscheidende
Schritt zur Missionierung der germanischen Völker". [5] 722 wurde er
zum Bischof und zehn Jahre später zum Erzbischof geweiht. 738 ernannte
ihn Zacharias zum Legaten für Germanien. Schon vor diesen Ämtern hatte
ihn Gregor II. durch die Verleihung des Namens Bonifatius (Wohltäter),
eines römischen Märtyrers [6], fest an die Kurie gebunden.




[image: Abbildung: [Public domain], via Wikimedia Commons]

Bonifatius fällt eine dem germanischen Kriegsgott Thor geweihte
Eiche - Lithographie nach einem Gemälde von Heinrich Maria von Hess 1834/44

Abbildung: [Public domain], via Wikimedia Commons



Mit einer Größe von 1,85 m bis 1,90 war Bonifatius in dieser Zeit eine
schon äußerlich Aufsehen erregende Person. Dieser Eindruck wurde noch
durch seine wortgewaltigen Predigten vertieft. Verschiedenen
Erzählungen nach fällte Bonifatius 723 in Hessen in Geismar (heute
Stadtteil von Fritzlar) unter dem Schutz fränkischer Krieger und in
Anwesenheit zahlreicher Chatten [7], eine dem germanischen Kriegsgott
Thor (Donar) geweihte Eiche. Er habe den zum Großteil noch nicht zum
Christentum bekehrten Chatten die Ohnmacht der altgermanischen Götter
beweisen wollen. Die danach errichtete und Petrus geweihte Kapelle
soll aus dem in vier gleich große Teile gespaltenen Holz der
Donar-Eiche gebaut worden sein. Sie wurde zum Grundstein für den Bau
des Klosters Fritzlar. [8] 744 ließ Bonifatius durch den
Benediktinermönch Sturmius in Fulda auf den Ruinen einer früheren
fränkisch-merowingischen Anlage ein Kloster gründen. Es wurde zum
Wichtigsten von Rom und zur Basis des Entstehens der Stadt Fulda. Mit
der Stiftung von Bistümern in Passau, Freising, Regensburg, Erfurt,
Würzburg, Eichstätt und Ochsenfurt schuf Bonifatius Stützpunkte der
Christianisierung.

Das riesige Frankenreich zu beherrschen, war Ziel sowohl der Könige
und Kaiser als auch der Päpste. Das fränkische Episkopat lehnte
zunächst mehrheitlich eine von Rom straff geleitete Kirche ab.
Nördlich der Alpen konnte der Papst keinen Bischof, noch nicht einmal
einen Priester ernennen. Die von den Fürsten und Landeskirchen
eingesetzten Würdenträger kamen aus dem Adel, führten ein weltliches
Leben und vererbten ihre Diözesen wie Familienbesitz. In den Berichten
des Bonifatius nach Rom ist immer wieder die Rede von unzüchtigen
Priestern, von Heuchlern, von Geistlichen, deren Herkunft niemand
kennt, die aber trotzdem geweiht werden. Er klagte über Bischöfe und
Priester, die sich nicht nur als Grundherren fühlen, in den Krieg
ziehen und ein ausschweifendes Leben führen, sich mit ihrer
Trinkfestigkeit brüsten und nicht nur verheiratet sind, sondern
obendrein noch ehebrechen. Vor allem zwei Bischöfe waren seine
erbitterten Feinde: Gewillip von Mainz und Milo von Reims und Trier,
die beide ihre Bistümer von den Vätern geerbt hatten. Gewillip enthob
745 ein Konzil seines Amtes und berief Bonifatius zu seinem
Nachfolger. Milo setzte auf Betreiben Bonifatius' 744 die Synode von
Soissons als Bischof von Reims ab. In Trier blieb er im Amt, bis er
auf einer Eberjagd wahrscheinlich 757 den Tod fand.
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Im Ergebnis des Wirkens des Bonifatius wurde die christliche Religion
neben dem Lehnswesen als ökonomischer zur vor allem ideologischen
Stütze der Herrscher des Frankenreiches, zum Band, das den
Vielvölkerstaat zusammenhielt. Leopold von Ranke [9] nannte das ein
Erfordernis der "historischen Wirksamkeit". Die von Bonifatius nach
römischen Richtlinien betriebene Reform der fränkischen Kirche nutzte
jedoch auch das Königtum dieser Zeit für seine Interessen, da sie die
durch die Heidenbekehrung unterworfenen germanischen Stämme an das
fränkische Reich band. Bonifatius knüpfte daran an und trat in den
Konflikten zwischen der Zentralgewalt des Reiches und dem Papsttum um
die weltliche Herrschaft als Sachwalter Roms oft auch als Vermittler
auf. In diesem Kontext kam es vor allem mit Karl Martell (688 bis 741)
zu einer engen, wenn auch oft widersprüchlichen Zusammenarbeit und
schließlich zum Bündnis zwischen Kirche und Reichsgewalt. Vor allem
die Karolinger, die für eine starke Königsherrschaft eintraten,
suchten gleichzeitig die Hilfe der Kirche zu nutzen, was voraussetzte,
den römischen Einfluss zu stärken. In Rom wiederum wusste man, dass
das Missionswerk des Bonifatius den militärischen Beistand der Fürsten
benötigte. Auf dieser Basis gestaltete sich die Kirche neben dem
Lehnswesen zur zweiten wesentlichen Stütze der Reichsgewalt. Besondere
Bedeutung erhielt dieses Bündnis, als Pippin der Jüngere 751 den
letzten merowingischen König Childerich III. stürzte und selbst die
Macht an sich riss. Der Papst billigte den Willkürakt Pippins, der
danach von der Reichsversammlung in Soissons zum König erhoben wurde.
Um seine Berufung durch Gott zu bezeugen, wurde der neue Herrscher zum
ersten Mal in der Geschichte des Frankenreiches nach
alttestamentarischer Weise gesalbt. Das religiöse Ritual soll
Bonifatius in Soissons selbst vorgenommen haben. [10]

Der neue Frankenkönig dankte es dem Heiligen Vater mit einem Kriegszug
nach Italien, wo er ihn gegen die vordringenden Langobarden
unterstützte. Im Ergebnis des Feldzuges übereignete er Stephan II. das
"Patrimonium Petri" [11] nebst Rom und Ravenna. Es entstand der
Kirchenstaat, der die weltliche Herrschaft des Papstes begründete.
Erst jetzt wurden vertraglich rechtsgültig der Kirchenstaat, das
Staatshoheitsgebiet der Päpste und ihre weltliche Herrschaft,
begründet. [12] Durch Eroberungen und anderweitige Erwerbungen
breitete sich die päpstliche Feudalherrschaft über Rom, Latium und
Umbrien bis zu den nördlichen Legationen Bologna, Romagna und Ferrara
aus. Die Papstmonarchie bildete seitdem in Europa bis zur Beseitigung
der weltlichen Herrschaft der Kurie 1870 durch das italienische
Risorgimento [13] de facto die erste und mächtigste Feudalmacht.
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773/74 eroberte Karl der Große das Langobardenreich in Oberitalien.
Weihnachten 800 vergalt es Papst Leo III., indem er den zu dieser
Zeit mächtigsten Herrscher des frühen europäischen Mittelalters zum
"Römischen" Kaiser krönte. Es war Bonifatius, der dem Heiligen Stuhl
zu diesem Einfluss im Frankenreich verhalf und das Bündnis zwischen
beiden Mächten zustande brachte. Noch vor Karl dem Großen wird ihm
ein wesentlicher Anteil an der Gestaltung des Abendlandes
zugeschrieben. Nach der offiziellen Version habe Bonifatius 754 in
Friesland, dem Ursprungsgebiet seiner Missionsarbeit, in das er über
80jährig noch einmal gereist war, unter der Hand von Heiden den
Märtyrertod erlitten. Sein Märtyrertod ist umstritten. Den Chroniken
nach rechnete Bonifatius mit seinem Tode. Er habe ein Leichentuch in
seinem Gepäck mitgeführt. Es wird auch für möglich gehalten, dass
beutegierige Räuber ihn überfielen und mit seinen 51 Begleitern
erschlugen. Darunter sollen sich auch Christen befunden haben. [14]
Sein Leichnam wurde zunächst nach Mainz gebracht und dann nach Fulda
überführt, wo er in der Erlöserkirche des Fuldaer Klosters seine
letzte Ruhe fand. 1855 erließ Pius IX. die Kanonisation
(Heiligsprechung) des Bonifatius, die am 5. Juni begangen wird. 2004
wurde ein 172 km langer Pilger- und Wanderweg auf der Route des
Leichenzuges von Mainz nach Fulda eingerichtet.
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Unter Ludwig dem Frommen, dritter Sohn Karl des Großen, der von 814
bis 840 regierte, verfiel das Frankenreich der feudalen
Zersplitterung. Sein ältester Sohn und Nachfolger Lothar teilte das
Reich 843 im Vertrag von Verdun in drei Teile. Das Westreich, das
spätere Frankreich, erhielt sein Bruder Karl der Kahle; das Ostreich,
aus dem das Deutsche Reich entstand, ging an seinen Bruder Ludwig den
Deutschen; das Mittelreich Lothringien (Lothringen) mit Italien
sicherte er sich selbst.


Fulda - Stadt mit glanzvollen Traditionen

Das Wirken des Bonifatius beförderte tiefgehend die kultur-historische
Entwicklung Fuldas, das 1157 das Stadtrecht erhielt. Noch zu Lebzeiten
Bonifatius' hatte Papst Zacharias dessen außerordentliche Dienste 751
durch die Verleihung eines Exemptionsprivilegs an das Kloster Fulda
gewürdigt, es so von jeder bischöflichen Jurisdiktion unabhängig
erklärt und für alle Zeiten ausschließlich der päpstlichen
Gerichtsbarkeit unterstellt. Ab 1170 nahmen in Fulda Äbte ihren Sitz,
nach einem 1220 erlassenen Gesetz Kaiser Friedrichs II. waren sie
gleichzeitig Reichsfürsten (Fürstäbte).

In den folgenden Jahrhunderten wallfahrten die Gläubigen zur
Grabstätte des Bonifatius. Durch Spenden der Frommen erlangte das
Kloster Reichtum und Macht. Im 9. Jh. entwickelte sich die
Klosterschule unter Hrabanus Maurus (von Bonifatius eingesetzter Abt
von 822-842), eines hervorragenden Gelehrten und Poeten, der u. a. ein
lateinisch-deutsches Glossar verfasste, zu einer bedeutenden
Lehrstätte. Hier fand nicht nur die althochdeutsche Literatur ihre
Wiege, es bildete sich auch Deutsch zur Schriftsprache heraus.
Hrabanus, der 847 die Weihe zum Erzbischof erhielt, ging in die
Geschichte als "Praeceptor Germaniae" (Lehrer der Deutschen) ein.

Bereits 819 hatte der Erzbischof von Mainz der Ratgar-Basilika den
Segen erteilt. Diese größte karolingische Kirche nördlich der Alpen
entstand an der Stelle der ersten Grabeskirche des Bonifatius. Ihre
Ausmaße sollen mit späteren Anbauten die Größe des heutigen Doms
übertroffen haben. An die Frühzeit Fuldas erinnern auch die nach dem
Vorbild der Grabkirche von Jerusalem von 820 bis 822 erbaute
Michaeliskirche, eines der ältesten Gotteshäuser Deutschlands, und die
spätgotische Severin-Kirche. Aus der Vielzahl der Bauwerke sind
hervorzuheben die Orangerie mit ihren zauberhaften Sälen, die zwischen
1722 und 1725 nach Entwürfen des kurmainzischen Baumeisters Maximilian
von Welsch entstand; die Heiliggeist- und die Stadtpfarrkirche; die
Landesbibliothek und die ehemalige Universität (1734-1803). Vor den
Toren der Stadt befindet sich eines der schönsten Barockschlösser
Hessens, die Fasanerie. Auf dem Petersberg (350 m ü. d. M.) ruhen in
der Krypta der zum Benediktiner-Kloster gehörenden Kirche die Gebeine
der 782 verstorbenen heiligen Lioba, Äbtissin von Tauberbischofsheim
und Mitstreiterin des Bonifatius. Die Wandfresken des Klosters gehören
zu den ältesten Deutschlands.




[image: Foto: By Sven Teschke, Büdingen [CC BY-SA 3.0 de (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en)], from Wikimedia Commons]

Bonifatius' Grab in der Krypta des Doms zu Fulda
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Zahlreiche hohe geistliche und weltliche Persönlichkeiten weilten in
Fulda: Ihre Listen führen Karl der Große, Papst Benedikt VIII. und
Kaiser Heinrich II. an. Letzterer hatte 1019, ein Jahr zuvor, Fulda
das Münz-, Markt- und Zollrecht verliehen. Zwischen 1704 und 1712 ließ
Johann Dientzenhofer aus der Familie der Barock-Architekten auf den
Grundmauern der gewaltigen Ratgar-Basilika den Dom der Stadt
errichten. Sein Werk ist auch der Um- und Ausbau des Stadtschlosses,
ein früheres Renaissanceschloss, der 1721 vollendet wurde. Die Krypta
des Dom birgt das Grabmal des Bonifatius. Ein mit schwarzem Marmor
umgebenes Alabasterbild der Barockzeit zeigt seinen Märtyrertod. Vor
dem Stadtschloss steht in wuchtiger Größe ein erzgegossenes Standbild
des Bonifatius, der das Kreuz hoch erhoben hält.


Die Bücherei des Bonifatius-Klosters 

In der Hessischen Landesbibliothek in Fulda, einer Fundgrube des
Wissens von 1.500 Jahren europäischer und deutscher Geschichte, sind
die Bestände der Bücherei des von Bonifatius gegründeten Klosters
ein Anziehungspunkt für Fachleute vor allem der Geisteswissenschaften,
aber auch Allgemeininteressierte. Darunter befinden sich seine
Handschriftensammlungen und rund 850 abendländische Codices, davon
ein Drittel aus der Zeit vor 1600. Der weitgereiste Bibliothekar Peter
Bertius rühmte 1616, keine Handschriftensammlung in Deutschland sei
besser mit Codices ausgestattet als die des Bonifatius-Klosters. Eine
große Zahl der Codices entstand während der Zeit des Abtes Hrabanus
Maurus. Während dieser unter anderem selbst ein lateinisch-deutsches
Glossar verfasste, schrieben die Fuldaer Mönche viele Werke der
antiken und althochdeutschen Literatur nieder. Bereits um 820
zeichneten zwei Mönche hier das Hildebrands-Lied in Althochdeutsch
auf.

Viele Werke der Bibliothek beziehen sich auf den Geschichtsabschnitt,
in dem Bonifatius wirkte. Dazu gehört das Fragment einer
altlateinischen Prophetenhandschrift aus dem 5. Jahrhundert; eine
Handschrift mit dem Auszug der unter König Alarich II. Anfang des 6.
Jahrhunderts geschaffenen Lex Romana Visigothorum, die ein
Gesetzeswerk für die im Westgotenreich lebenden Römer bildete; eine
Evangeliums-Harmonie aus der Mitte des 6. Jahrhunderts, die sich im
Besitz von Bonifatius befand und Glossen seiner Handschrift enthält.
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Szenen aus dem Leben des Bonifatius: Heidentaufe und Märtyrertod (Illustration Anfang 11. Jahrhundert)
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Quellen und Literatur: 

Leopold von Ranke: Das Kaiserthum in Constantinopel und der Ursprung
romanisch-germanischer Königreiche, Berlin 1921, F. P. Sonntag (Hg.):
Die Briefe des Winfried Bonifatius, Leipzig 1985, Hans Kühner: Lexikon
der Päpste. Kirchengeschichte - Weltgeschichte - Zeitgeschichte von
Petrus bis heute, Zürich 1977, Gustav Faber: Auf den Spuren von Karl
dem Großen, München 1985, Carlrichard Brühl, Deutschland-Frankreich.
Die Geburt zweier Völker, Köln Wien 1995. Lutz E. Padberg:
Bonifatius - Missionar und Reformer, München 2003.


Anmerkungen:

[1] Paul Joseph Blanc (1848-1904), französischer Maler des
Klassizismus.

[2] Thing (auch Ding), germanische Volks-, Heeres- und
Gerichtsversammlung. Tagte unter Vorsitz des Königs oder Stammes oder
Sippenoberhauptes unter freiem Himmel, beriet Fragen des
Zusammenlebens, entschied über Krieg und Frieden, urteilte über
schwere Verbrechen. Mit zunehmender Entwicklung der Feudalmacht wurde
das Thing eingeschränkt und schließlich ganz abgeschafft. An das Ding
bzw. Thing erinnert noch heute die Bezeichnung für die Parlamente
nordischer Staaten, so Landsting und Folketing in Dänemark, Althing in
Island und Storting in Norwegen.

[3] Das Königreich Wessex, aus dem altenglischen Westseaxe, zu Deutsch
West-Sachsen, war im 6. Jh. eines der angelsächsischen Königreiche
im Süden und Südwesten Englands, das bis zum 10. Jahrhundert
existierte.

[4] Nach Brockhaus Bd. 3, S. 524. Andere Schreibweisen des Namens sind
Wynfreth, auch Wynfrith oder Winfrid.

[5] Hans Kühner: Lexikon der Päpste. Kirchengeschichte -
Weltgeschichte - Zeitgeschichte von Petrus bis heute, Zürich 1977.

[6] Bonifatius, der kein Christ war, lebte gegen Ende des 3.
Jahrhunderts in Rom in der Villa der reichen Römerin Aglae als Sklave.
Er war für seine Herrin Verwalter ihrer Güter und ihr Geliebter. Sie
schickte ihn nach Tarsus (einer unter römischem Einfluss liegenden
Provinz in der Türkei, Geburtsort des Apostel Paulus), wo er die
Reliquien christlicher Märtyrer finden und nach Rom bringen sollte.
Als er in Tarsus die Folterungen und Tötungen der verfolgten Christen
unter Kaiser Galerius miterlebte, ließ er sich taufen und bekannte
sich zum Christentum. Darauf wurde er durch siedendes Pech selbst
umgebracht.

[7] Die Chatten, auch Katten geschrieben, waren ein in den Tälern der
Eder, der Fulda und oberhalb der Lahn (was Teilen des heutigen Nieder-
und Oberhessens entspricht) angesiedelter germanischer Stamm. Es ist
möglich, dass die Bezeichnung Hessen vom Namen der Chatten abgeleitet
ist. Denn das "Ch" war das germanische "h", das als "X" ausgesprochen
wurde.

[8] Lutz E. Padberg: Bonifatius - Missionar und Reformer. München
2003.

[9] Leopold von Ranke (1795-1886), deutscher Historiker, Begründer der
bürgerlichen Geschichtswissenschaft. Seit 1825 außerordentlicher
Professor in Berlin, 1832 zum Mitglied der Preußischen Akademie der
Wissenschaften in Berlin berufen. 1841 von König Friedrich Wilhelm IV.
zum Historiographen des Preußischen Staates ernannt.

[10] So Gustav Faber in: Auf den Spuren von Karl dem Großen. München
1985.

[11] Patrimonium Petri ("Petri Erbgut", auch Vermögen Petri genannt)
ist das durch Schenkungen und Besitzergreifungen erworbene und immer
mehr vergrößerte Vermögen der römischen Kirche bzw. des
Kirchenstaates. Nach der katholischen Kirchenlehre gilt der Apostel
Petrus als erster Bischof von Rom, damit Papst und Begründer der
katholischen Kirche.

[12] Bis dahin galt die Ansicht, dass Kaiser Konstantin (Kaiser
306-337) Papst Silvester I. (314-335) zum Dank für die Heilung vom
Aussatz in einer Schenkung (Donatio Constantini) umfangreiche Gebiete
überlassen habe. In einer Urkunde seien der Vorrang der Stadt Rom über
alle Kirchen, die Verleihung des kaiserlichen Abzeichens an den Papst
und die Schenkung des Lateranpalastes sowie die Abtretung Roms,
Italiens und der abendländischen Provinzen an die Kirche angeführt
worden, während sich der Kaiser selbst nach Byzanz zurückgezogen und
mit der Herrschaft über den Osten begnügt habe. Eine entsprechende
Urkunde entstand jedoch erst im 8. Jahrhundert. Die Konstantinische
Schenkung galt als echt, bis sie im 15. Jahrhundert die Humanisten
Laurentius Valla und Nikolaus Kues als Fälschung erkannten. Siehe Hans
Kühner, a.a.O.

[13] Nationale Befreiungsbewegung Italiens von 1789 bis 1870 zur
Beseitigung der Fremdherrschaft der Habsburger, der Bourbonen und der
weltlichen Macht des Papstes, der Herstellung des einheitlichen
Nationalstaates als Basis der bürgerlichen Gesellschaftsordnung.

[14] Lutz E. Padberg, a.a.O.
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TREFF/652: Kiel - Führungen und Workshops für Schulen im Flandernbunker bis zum 24. Juni 2018


Kiel - Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Führungen und Workshops für Schulen im Flandernbunker bis zum 24. Juni 



In Kooperation mit der Stadt Bremerhaven der Stadt Cherbourg, dem
Centre Culturel de Kiel, dem kommunalen Kino in der Pumpe und der
Gedenkstätte Stiftung Lager Sandbostel zeigt der Verein Mahnmal Kilian
im Flandernbunker bis zum 24. Juni die Ausstellung "Regards Croisées"
(Blickwechsel) zum Schicksaal französischer und deutscher
Kriegsgefangener im Zweiten Weltkrieg. Die Ausstellung besteht aus
stilisierten Kleiderschränken zu verschiedenen Themen, wozu man über
Kopfhörer jeweils Zeitzeugen hören kann.

Bis zum 24. Juni bietet der Verein Mahnmal Kilian in Zusammenarbeit
mit dem Centre Culturel Francais de Kiel Führungen und Workshops an.
Die Führungen dauern je nach Absprache 45 bis 70 Minuten. Die
Workshops dauern je nach Möglichkeit zwischen zwei und vier
Schulstunden. Sie stehen unter dem Motto Lesen und Hören - Hören und
Suchen. Die Jugendlichen können eigene Narrative entwickeln, bevor sie
näher in die historischen Zusammenhänge eingeführt werden und sich mit
den Zeitzeugen befassen. Verhältnisse der 1940er Jahre und heute
werden in Beziehung zueinander gesetzt. Stichworte sind
"Erzfeindschaft", Krieg, Gefangenschaft und insbesondere das Thema
Aussöhnung. Möglicherweise kann auch eine kleine Ausstellung mit den
Schülerinnen und Schülern erarbeitet werden.

Schön, aber nicht zwingend, wäre es, wenn die Schülerinnen und Schüler
zuhause nach Kriegsspielzeug suchen könnten, dass am Tag der Führung
oder des Workshops in das gläserne "Kieler Friedensdenkmal" vor dem
Flandernbunker eingeworfen werden kann.

Anmeldungen an Mahnmal Kilian e.V., Flandernbunker, Kielline 249,
24106 Kiel unter 0431 - 260 630 9 oder info@Kriegszeugen.de

Flandernbunker

Öffnungszeiten Mo.-Fr. 11-15 Uhr, So. 11-17 Uhr

Jeden ersten Sonntag im Monat, 11.30 Uhr Führung durch den Bunker

Eintritt 4,- / erm. 3,- , Führung 2,- , erm. 1,- Euro

 * 
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Kiellinie 249, 24106 Kiel-Wik

Tel.: 0431 - 260 630 9

E-Mail: info@Mahnmal-Kilian.de

Internet: www.mahnmalkilian.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





TIERE/117: Die Rote Samtmilbe - ein nützlicher Räuber ... (SB)


Wenn ihr im Garten oder Park am Boden oder an Pflanzen kleine
leuchtend rote, geschwind laufende "Pünktchen" seht, dann schaut mal
genauer hin. Zu erkennen sind die acht Beinchen, der Kopf und der fast
runde Körper. Es handelt sich um Laufmilben, die zu den Spinnentieren
zu rechnen sind. Am Boden krabbeln sie unter dünnen Zweigen, Blättern
oder über winzige Steinchen und scheinen sich immer eilig auf ein
bestimmtes Ziel hin zu bewegen. Wer weiß, ob es sich tatsächlich so
verhält, aber der Boden ist für diese Lebewesen ein wichtiger
Lebensraum. Hier findet die Befruchtung der Eier statt, hier gräbt
sich die Rote Samtmilbe ein, um in einer Ruhephase ihre
Entwicklungsabschnitte zu durchleben: Von der Larve zur Protonymphe,
aus der nach einigen Wochen die Nymphe wird, ab da zählt man sie zu
den erwachsenen Tieren. Danach folgt noch ein weiteres Ruhestadium
(Tritonymphe) in dem sich diese Nymphe zu einer sogenannten Imago
entwickelt, dabei handelt es sich um die älteste Generation.
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Winzige Raubtiere mit großem Appetit

Die Rote Samtmilbe ist ein kleines Raubtier, manchmal sogar ein
Kannibale. Sie ernährt sich von weichhäutigen Insekten, die im Boden
leben, wie etwa die Schadmilben oder die Larven von Fransenflüglern,
aber auch winzige Raupen, Mücken oder Heuschrecken verschmäht sie
nicht. Es ist sogar nicht unüblich, dass sie ihre Artgenossen und
deren Eier verspeist, wie überhaupt die Eier von Insekten und
Schnecken. Zudem läuft sie auch auf Pflanzen umher, um an
geeigneter Stelle deren Pflanzensäfte abzuzapfen. Aber sie hat noch
eine andere Ernährungsart entwickelt. Während ihrer Zeit als Nymphe
setzt sie sich auf andere Insekten oder Spinnen, wie zum Beispiel den
Weberknecht, und saugt etwas von seiner Gewebeflüssigkeit (Lymphe)
auf, eher selten wird auch Blut aufgenommen. Bei dieser Art der
Nahrungsaufnahme hält die Rote Samtmilbe sich manchmal mehrere Tage
auf dem Wirt auf. Wenn sie vollgefressen ist, lässt sie sich auf den
Boden fallen und gräbt sich in den oberen Bodenschichten ein, um ein
weiteres Ruhestadium zu durchleben.




[image: Auffällig sind seine acht sehr langen und dünnen Beine, die seinen ovalen Körper tragen - Foto: 2005, by Bruce Marlin (Own work http://www.cirrusimage.com/harvestman.htm) [CC BY-SA 2.5 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], via Wikimedia Commons]

Der Weberknecht, auch ein Spinnentier

Foto: 2005, by Bruce Marlin
(Own work http://www.cirrusimage.com/harvestman.htm) [CC BY-SA 2.5
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)],
via Wikimedia Commons




Man könnte meinen, man hätte es angesichts einer solch räuberischen
Ernährungsweise mit einem großen Tier zu tun, dabei erreicht die
Samtmilbe nur eine Körperlänge von circa vier Millimetern. Ihr Körper
und ihre Beine sind durchweg mit kleinen Haaren bedeckt, die rot oder
orange leuchten und ihr einen samtenen Eindruck verleihen, dem sie
ihren Namen verdankt.
Da dieses kleine Tier der natürliche Feind der Blattlaus und der
Reblaus ist, gilt sie weithin als Nützling bei Winzern und Gärtnern.




[image: Auf einer Rosenknospe haben sich mehrere Blattläuse auf einem Haufen versammelt - Foto: 2008, by Radeldudel [CC BY-SA 2.0 de (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/de/deed.en)], from Wikimedia Commons]

Blattläuse auf einer Rosenknospe

Foto: 2008, by Radeldudel [CC BY-SA 2.0 de
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/de/deed.en)], from
Wikimedia Commons






Wo leben sie?

Anzutreffen ist die Rote Samtmilbe in den Ländern Mittel- und
Südeuropas in den verschiedensten Lebensräumen: in bestimmten
Wüstenregionen, zwischen Felsen, in Gärten, auf trockenem Holz, auf
dem Boden von Mischwäldern oder auf Moos und Laub. Den ganzen Sommer
über kann man sie am Boden oder auf Pflanzen umher krabbeln sehen. Als
Mensch muss man sich nicht vor der Samtmilbe fürchten. Sie besitzt
keinen Stachel mit dem sie einen stechen könnte.


Die Rote Samtmilbe wirkt als wichtiger Bodenverbesserer

Die Rote Samtmilbe ist aber nicht nur ein sogenannter "Nützling"
weil sie am Tag bis zu 40 Blattläuse verspeist, sondern sie ist auch
sehr wichtig für das Bodenklima und die Bodenbeschaffenheit. Zusammen
mit einer ganzen Reihe von Kleinstlebewesen und Mikroorganismen - wie zum
Beispiel Bakterien, Pilze, Einzeller (Amöben oder Geißel- und
Wimperntierchen), Fadenwürmer, Springschwänze, Asseln, Gliederfüßer
(kleine Insekten und Tausendfüßer), Krebse, Spinnen, Milben und den
wohl bekanntesten Vertretern der Bodenbewohner, die Regenwürmer - sind
sie auf ihre Weise an der Bodenverbesserung beteiligt.

Dabei spielen die etwas größeren Bodenlebewesen eine wichtige Rolle
für die kleineren, die Bakterien, Amöben und Fadenwürmer, denn sie
zerkleinern die groben Anteile wie herabgefallenes Laub, Obstreste
oder Rückstände von verendeten kleinen Tieren. Zerkleinern bedeutet im
wesentlichen, dass sie davon fressen und dann in anderer
Beschaffenheit wieder ausscheiden. Die Rote Samtmilbe ernährt sich
auch noch von Pilzen und Bakterien und wirkt damit nicht nur als
Pflanzenschutz gegen Blatt- und Rebläuse, sondern trägt auch zu
bestimmten Zersetzungsprozessen im Boden bei, die für die Humusbildung
unerlässlich sind. Eine gute Bodenqualität ist für das gesamte
pflanzliche Wachstum, also auch für Getreide, Obst und Gemüse, von
grundlegender Bedeutung. Viele Menschen ekeln, ängstigen oder gruseln
sich vor diesen kleinen Krabbeltieren und all jenen, die man mit
bloßem Auge gar nicht sehen kann. Bedenkt man allerdings, dass wir
ohne sie keinen neuen, mit Nährstoffen angereicherten Boden erhalten
würden, also ohne sie kein Humus entstehen würde, was sich natürlich
schlecht auf die Ernteerträge auswirken würde, könnte man sie mit
andere Augen betrachten.




[image: Die leuchtend rote Farbe macht es möglich, dieses kleine Krabbeltier auch unter kleinen Zweigen oder Blattstückchen zu erkennen - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Rote Samtmilbe

Foto: © 2018 by Schattenblick






Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

http://www.tierdoku.com/index.php?title=Rote_Samtmilbe

https://www.ameisenwiki.de/index.php/Räuberische_Milben

https://www.planet-wissen.de/natur/umwelt/lebendiger_boden/pwiebodenleben100.html
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AUSSTELLUNG/9447: Mönchengladbach - Aquarelle und Bilder vom "Kunstkreis 17" am 20. und 21.5.2018


Kunstkreis 17 stellt am Pfingstwochenende in der Schriefersmühle
aus 



Der "Kunstkreis 17" mit Monika Boncuk, Sofia Bude, Ingrid Dick, Edith
Jansen und Wiltrud Junior stellt am Pfingstwochenende Aquarelle und
Acrylbilder in der Schriefersmühle aus. Die Ausstellung ist
Pfingstsonntag, 20. Mai, von 11 bis 16 Uhr, und Pfingstmontag, 21.
Mai, von 11 bis 17 Uhr geöffnet. Die Vernissage findet am Samstag, 19.
Mai, um 18 Uhr statt. Alle Kunstinteressierten sind herzlich
eingeladen

Der Kunstkreis 17 ist eine Frauengruppe aus Mönchengladbach, die seit
2005 zusammen arbeitet. Der größte Teil ihrer Bildmotive sind
gegenständliche, natürliche Themen. Farbstimmungen und Abstraktionen
sind auch zu finden. Die Klarheit der Farbe ermöglicht einen leichten
Zugang zu diesen Bildern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSSTELLUNG/9446: Mönchengladbach - Ruth Zadow "halb" bis zum 27. Mai 2018


"halb" - Ruth Zadow im Projektraum EA 71

Großflächige Wandbilder, Texte und Zeichnungen



Im städtischen Projektraum EA 71 an der Eickener Straße 71 zeigt die
Illustratorin Ruth Zadow bis zum 26. Mai großflächige Wandbilder,
Texte und Zeichnungen, die sich täglich verändern. In der Kulturnacht
am 26. Mai wird neben der dann fertiggestellten Ausstellung der zweite
verborgene Teil präsentiert.

Ruth Zadow arbeitet unter anderem im Bereich Graphic Recording und
Live-Zeichnen. Ihre freien Arbeiten sind regelmäßig in Ausstellungen
zu sehen. Die Ausstellung im EA 71 ist samstags und sonntags von 12
bis 16 Uhr geöffnet sowie in der Kulturnach von 18 bis 23 Uhr zu
sehen.

Weitere Infos: Stadt Mönchengladbach, Kulturbüro, Henrike Robert, Tel.
02161 - 2553613, co-mg@moenchengladbach.de .

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSSTELLUNG/9445: München - Im Blick. Giorgio Vasari, Pinakothek der Moderne 25.05.-03.06.2018


IM BLICK: GIORGIO VASARI.

Zum Jubiläum der zweiten Ausgabe der "Viten", 1568

STAATLICHE GRAPHISCHE SAMMLUNG MÜNCHEN IN DER PINAKOTHEK DER MODERNE

AUSSTELLUNGSDAUER | 25. MAI - 03. JUNI 2018



Vor 450 Jahren veröffentlichte Giorgio Vasari (1511-1574) die zweite
Ausgabe der "Viten", eine Sammlung von Lebensbeschreibungen berühmter
Künstler vom 13. bis über die Mitte des 16. Jahrhunderts. Gegenüber
der ersten Ausgabe von 1550 ist die zweite verbessert und wesentlich
erweitert. Sie begründete Vasaris Ruhm als Kunsthistoriograph und als
"Vater der Kunstgeschichte". Vasari bietet in den Vite de' più
eccellenti pittori scultori ed architettori, wie das Werk im Original
heißt, nicht nur aneinandergereihte biographische Erzählungen, sondern
versucht zu ordnen und zu systematisieren. In den Augen des
Renaissancemenschen Vasari hatte die Kunst der Antike hohe
Vollkommenheit erreicht, verfiel dann und erlebte seit Cimabue bis in
seine Zeit eine Wiedergeburt (rinascita). Die Lebensbeschreibungen
spiegeln diesen von Vasari gesehenen Fortschritt in den Verdiensten
der Meister um die Kunst wider. Ihren vorläufigen Gipfel erreicht die
Entwicklung seiner Überzeugung nach im Werk des von ihm hoch verehrten
Michelangelo, das die Antike noch übertreffe. Mit dem Erfolg der
"Viten" etabliert sich das Epochenschema von Antike, "Gotik" und
Renaissance. Den Ursprung von Malerei, Bildhauerei und Architektur
fasst Vasari unter dem Leitbegriff des disegno, der mit dem deutschen
Wort "Zeichnung" nur ungenügend übersetzt ist. In ihm sieht Vasari den
geistigen Entwurf, einen kreativen, intellektuellen Akt, der höher
einzustufen sei als die handwerklich perfekte Ausführung eines
Kunstwerks.

Beschloss Vasari die erste Ausgabe der "Viten" mit der
Lebensbeschreibung Michelangelos, setzte er ans Ende der zweiten
Ausgabe, vier Jahre nach dem Tod des "Divino", seine eigene Vita. Dies
zum Zeichen des sicheren Bewusstseins, als Erbauer der Uffizien und
Hofmaler der Medici selbst einer der führenden Künstler seiner Zeit zu
sein, der aus einem reflektierenden Bewusstsein Kunst aus Kunst
entstehen lässt.

Die Ausstellung nimmt das Jubiläum zum Anlass, neben einem Exemplar
der zweiten Ausgabe der "Viten", Vasari selbst als exquisiten Zeichner
zu präsentieren. Daneben sind aus seiner berühmten Zeichnungssammlung
Libro de' disegni Werke von Pollaiuolo und El Greco zu sehen. Die von
Vasari in den "Viten" beschriebene künstlerische Orientierung
Michelangelos wird durch ein kapitales doppelseitiges Blatt des jungen
Meisters auf geradezu frappierende Weise anschaulich.

 * 

Quelle:

Pinakotheken | Pinakothek der Moderne | Bayerische

Staatsgemäldesammlungen

Barer Straße 29 | 80799 München

Tine Nehler M.A., Leitung Presse & Kommunikation

Telefon: +49 (0)89 23805-122

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: http://www.pinakothek.de
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AUSSTELLUNG/9444: Dresden - "gedenke" - ehs zeigt Ausstellung von Joanna Vortmann, 9. Mai bis 15. Juni 2018


idw - Pressemitteilung: Evangelische Hochschule Dresden

"gedenke" - ehs zeigt Ausstellung von Joanna Vortmann

vom 9. Mai bis 15. Juni 2018



Vom 9. Mai bis zum 15. Juni 2018 zeigt die Evangelische Hochschule
Dresden (ehs) die Ausstellung "gedenke" der Künstlerin Joanna
Vortmann, die sieben Fotografien von Stillleben in Leuchtrahmen
präsentiert. Die Finissage findet im Rahmen der Langen Nacht der
Wissenschaften an der ehs am Freitag, den 15.06.2018, um 18:00 Uhr
statt.

Die Ausstellung der Kölner Künstlerin Joanna Vortmann stellt Bezüge
zwischen der christlich-westlichen Kultur und anderen Religionen her
und baut Brücken zwischen den bekannten Gegenständen der
altmeisterlichen Kunst und ihrer modernen Inszenierung. Die Motive
greifen Themen wie Verschwendung, Leben und Tod und den Umgang mit der
Vergangenheit auf. Vortmanns Kunst fokussiert auf das Wesentliche und
zielt auf Besinnung, gerade in Zeiten politischer und wirtschaftlicher
Unruhe.

"Gerade darin besteht der Reiz und die Bedeutung dieses Werkes - denn
auch wir an der Evangelischen Hochschule Dresden wollen den Blick auf
das Wesentliche schulen und unsere Studierenden dazu befähigen,
Menschen bei den großen Themen ihres Lebens beizustehen und sie zu
begleiten", so Marlies W. Fröse, Rektorin der ehs.

Joanna Vortmann studierte in Essen Fotografie und Interdisziplinäre
Medien und lebt in Köln. Ihre Schwerpunktthemen sind Alter,
Verdrängung, Naturgewalten oder auch Lebensübergänge. Vortmanns
Arbeiten werden unter anderem als Serien in Ausstellungen sowie als
Bildgruppen der Öffentlichkeit vorgestellt und wurden mehrfach
nominiert, die Werkgruppe "Utopia" wurde mit einem Preis
ausgezeichnet.

Die Ausstellung "gedenke" wurde am 9. April 2018 in der
Dreikönigskirche Dresden mit einer Vernissage eröffnet. Nun macht sie
Station in der Evangelischen Hochschule Dresden und wird dort mit
einer Finissage im Rahmen der Langen Nacht der Wissenschaften an der
ehs am Freitag, den 15.06.2018, um 18:00 Uhr beendet. Rektorin Marlies
W. Fröse wird einen Vortrag zum Werk der Künstlerin halten. Die
Finissage ist öffentlich, der Eintritt ist frei.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution706

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Dresden, Dr. Cornelia Fischer, 14.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GLEICHHEIT/6643: Sächsische Regierung plant Polizeistaat


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Sächsische Regierung plant Polizeistaat

Von Christopher Lehmann

15. Mai 2018



Neben Bayern, wo der Landtag heute trotz heftiger Proteste ein neues
Polizeigesetz [1] beschließen will, plant auch Sachsen neue Schritte zum
Aufbau eines Polizeistaats.

Die Koalition aus CDU und SPD, die in Dresden regiert, hat am 17. April
2018 den "Entwurf eines Gesetzes zur Neustrukturierung des Polizeirechts
des Freistaates Sachsen" zur Anhörung freigegeben. Eine endgültige Version
soll bis zum August erarbeitet und in den sächsischen Landtag eingebracht
werden. Läuft alles nach Plan, tritt das Gesetz in der zweiten Jahreshälfte
2019 in Kraft.

Der sächsische Entwurf weist starke Parallelen zum neuen bayrischen
Polizeigesetz auf, das die Befugnisse, die Ausrüstung und die Bewaffnung
der Polizei massiv ausweitet und demokratische Grundrechte einschränkt. In
Sachsen sollen unter anderem eine neue Hilfspolizei geschaffen und die
Ausweitung der Befugnisse der Polizei sowie der Datenverarbeitung
gesetzlich verankert werden.

Die sächsische Landesregierung bekennt sich ganz offen dazu, demokratische
Grundrechte einzuschränken. In Paragraph 10 des Dokuments zählt sie völlig
ungeniert auf, welche " auf Grund dieses Gesetzes eingeschränkt werden"
können: die Grundrechte auf "Leben und körperliche Unversehrtheit",
"Freiheit der Person", "Wahrung des Brief-, Post-, Fernmeldegeheimnisses",
"Freizügigkeit", "Versammlungsfreiheit", "die Unverletzlichkeit der
Wohnung" und "das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung".

Auch eine militärische Bewaffnung der Polizei ist vorgesehen. So soll das
sächsische SEK (Sondereinsatzkommando) mit "Maschinengewehren und
Handgranaten" ausgestattet werden. Neue Munition soll "den Betroffenen ...
überwältigen, ohne ihn dabei tödlich zu verletzen". Gemeint sein dürften
Gummigeschosse und Taser.

Die Beamten sollen körperliche Durchsuchungen durchführen und "ohne
Einwilligung des Betroffenen" Blutproben entnehmen dürfen, wenn die Gefahr
einer "Übertragung von besonders gefährlichen Krankheitserregern" besteht.

Wohnungsdurchsuchungen sollen künftig auch in der Nachtzeit erfolgen
dürfen, beispielsweise "zur Abwehr von Gefahren für den Bestand oder die
Sicherheit des Bundes oder eines Landes, ... wenn auf Grund von Tatsachen
anzunehmen ist, dass 1. dort Personen Straftaten von erheblicher Bedeutung
verabreden, vorbereiten oder verüben oder 2. sich dort Straftäter
verbergen", oder "wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib,
Leben oder Freiheit einer Person oder für bedeutende Sach- oder
Vermögenswerte erforderlich ist".

Außerdem soll das Ordnungsamt zu einer Hilfspolizei umgerüstet und
Mitarbeiter der "Staatsministerien", der "Landratsämter, Kreisfreien Städte
und Gemeinden" als "Polizeibehörden" ebenfalls erweiterte Befugnisse
erhalten.

Neben der Hochrüstung der Polizei soll ein flächendeckender
Überwachungsstaat errichtet werden. Die schwarz-rote Koalition will die
Video-Überwachung an öffentlichen Orten ausbauen und "durch den Einsatz
technischer Mittel zur automatisierten Kennzeichenerkennung
Kraftfahrzeugkennzeichen sowie Informationen über Ort, Zeit und
Fahrtrichtung erfassen". Die Kraftfahrzeugkennzeichen sollen "sofort und
unmittelbar mit polizeilichen Datenbeständen" automatisiert abgeglichen
werden können.

Bei der Einrichtung heimlicher Kontrollbereiche sollen diese nicht mehr,
wie bislang, öffentlich bekannt gemacht werden, wenn "der Kontrollbereich
nicht für länger als 48 Stunden bestimmt wird". Beamte der Polizei und auch
Mitarbeiter der Polizeibehörden sollen im Dienst mit sogenannten 
Body-Cams ausgestattet und die Überwachung von Journalisten und
Beratungsstellen ermöglicht werden.

Die Polizei soll auch die Befugnis erhalten, "ohne Wissen der betroffenen
Person deren Telekommunikation zu überwachen und aufzuzeichnen".
Telefongespräche sollen zukünftig nicht nur abhörbar sein, sondern sogar
durch die Beamten unterbrechbar. Das beträfe nicht nur einzelne Telefone,
sondern komplette Funkzellen und alle darin aktiven Mobiltelefone.

Neben der Ortung will das sächsische Innenministerium umfangreiche
Datensätze aus den Telefonen auslesen. Das betrifft u.a. die Geräte- und
Kartennummer und Bewegungs-, Verbindungs- und Bestandsdaten. Das können
Name, Adresse, Kontodaten und Geburtsdatum sein sowie PIN und PUK-Nummer
des Handys, die IP-Adresse oder auf dem Gerät gespeicherte Passwörter.

Die Bewegungsfreiheit von Verdächtigten kann massiv eingeschränkt werden.
Ab Sommer 2019 soll es neben individuellen Kontakt- und Aufenthaltsverboten
auch Aufenthaltsgebote durch elektronische Fußfesseln für einen Zeitraum
von bis drei Monaten geben.

Auch soll die Ausweisungspflicht für die Polizeibeamten ausgehebelt werden.
Im Entwurf heißt es, die Ausweisungspflicht der Beamten gelte nicht, "wenn
die Umstände es nicht zulassen".

Sachsens Ministerpräsident Michael Kretzschmer (CDU) will so einen
rechtsfreien Raum schaffen und der Polizei uneingeschränkte
Handlungsfreiheit gewähren. "Ich vertraue der Polizei Sachsen", erklärte
er. "Die gut ausgebildeten Beamten sind für unsere Sicherheit im Einsatz
und tragen dabei große Verantwortung. Das verdient den vollsten Respekt und
Rückhalt der Gesellschaft - und keine Namen oder Nummern, die sie bei ihren
Einsätzen und vor allem danach ganz privat angreifbar machen."

Dass es bei dem neuen Gesetzesverschärfung in keiner Weise um die
"Sicherheit" der sächsischen Bevölkerung geht, macht der Dresdner
Polizeipräsident deutlich. Er zeigte sich erleichtert über die Bestrebungen
der Landesregierung, das sächsische Polizeigesetz zu verschärfen. Er
begrüßte die Aufrüstung der Polizei unter Hinweis auf "Herausforderungen
wie die Flüchtlingskrise, die vorher nicht planbar sind". Auch wenn es den
Anschein habe, dass die Kriminalität zurückgehe, müsse "die innere
Stabilität in einem gut funktionierenden freiheitlich-demokratischen
Land ausgerüstet sein."

Doch die herrschende Klasse bereitete sich nicht auf einen möglichen
Anstieg der Kriminalität vor, sondern auf aufbrechenden Klassenkämpfe.
Während Deutschland sozial wieder so ungleich ist wie 1913 2, vor dem
Ausbruch des Ersten Weltkriegs, und in der Bevölkerung eine immense
Opposition gegen Sozialabbau, Krieg und die Remilitarisierung vorherrscht,
macht sich die Bourgeoisie Sorgen um die "Sicherheit" der kapitalistischen
Ordnung. Sie hetzt gegen Flüchtlinge, um ihre rechte Politik zu
legitimieren.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/05/14/poli-m14.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2017/12/22/ungl-d22.html
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Quelle:

World Socialist Web Site, 15.05.2018

Sächsische Regierung plant Polizeistaat
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IMI/862: Rüstungshaushalt - Von der Leyens Wünsch Dir was


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/021 vom 14. Mai 2018

Rüstungshaushalt: Von der Leyens Wünsch Dir was

von Jürgen Wagner



Einmal mehr erweist sich Wolfgang Ischinger als Vordenker in Sachen
Aufrüstung. Wie bereits in IMI-Standpunkt 2018/007 [1] angesprochen,
plädierte der Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2018 für
einen "Kompromiss" in Sachen Rüstungsausgaben: Nicht wie von den USA
gefordert 2 Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) sollten in den
Militäretat fließen, 1,5 Prozent sollten es aber schon sein.

Diesen Vorschlag hat sich Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen
augenscheinlich in ihrer bei Augengeradeaus [2] dokumentierten heutigen
Rede auf der Bundeswehrtagung zu Eigen gemacht: "Wir hatten den Tiefpunkt
unserer Verteidigungsausgaben gemessen am BIP in 2015 mit 1,1%. Nächstes
Jahr, 2019, werden wir voraussichtlich 1,3% erreichen. Und zum NATO-Gipfel
in Brüssel werden wir anzeigen, dass wir für 2025 einen Anteil der
Verteidigungsausgaben am BIP von 1,5% erreichen wollen."

Was hier auf den ersten Blick als Zahlen im unteren einstelligen Bereich
gering erscheinen mag, würde tatsächlich einen massiven Aufwuchs des
Rüstungsetats bedeuten - und wir sprechen hier von einem Etat der, man kann
es leider nicht oft genug betonen, bereits saftig von 23,8 Mrd. Euro (2000)
auf knapp 39 Mrd. (2018) angestiegen ist. Was die Aussagen von der Leyens
konkret bedeuten, beschreibt Spiegel Online [3] unter Berufung auf interne
Quellen mit folgenden Worten: "Ihre Zielmarke ist hoch gesteckt. Internen
Berechnungen zufolge müssten die Verteidigungsausgaben zum Erreichen der
1,5-Prozent-Marke bis 2025 auf 62,5 Milliarden Euro steigen, etwa 58
Milliarden davon würden ihrem Haus zufließen, vier Milliarden gingen in
andere Ressorts."

Um diese Dimension einmal mit den richtigen Prozentwerten zu verdeutlichen:
Ein Rüstungshaushalt von 58 Mrd. Euro würde etwa 145 Prozent über dem des
Jahres 2000 liegen!


Anmerkungen:
[1] http://www.imi-online.de/2018/02/22/kaputtgesparte-bundeswehr-nochmal-zum-mitrechnen/

[2] http://augengeradeaus.net/2018/05/dokumentation-von-der-leyen-bei-bundeswehrtagung-15-prozent-verteidigungsausgaben-2015-geplant/#more-30372

[3] http://www.spiegel.de/politik/deutschland/verteidigungsausgaben-milliarden-fuer-panzer-statt-fuer-kitas-a-1207702.html

 * 

Quelle:

IMI-Standpunkt 2018/021 vom 14. Mai 2018

Rüstungshaushalt: Von der Leyens Wünsch Dir was

http://www.imi-online.de/2018/05/14/ruestungshaushalt-von-der-leyens-

wuensch-dir-was/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2252: Zur Lage der Fahrarbeiter (Lkw-Fahrer) in der EU


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Ungebremste Ausbeutung

Zur Lage der Fahrarbeiter (Lkw-Fahrer) in der EU

von Manfred Dietenberger



Der Beruf des Fernfahrers hat viel von seiner Romantik eingebüßt,
Dauerstress ist angesagt.


Die Lkw-Fahrer bereisen zwar ganz Europa, sehen tun sie aber
nichts davon. Ein Narr, der dem Sprichwort glaubt, dass Reisen bildet.
Für die "Kapitäne der Landstraße" gibt es keine Möglichkeiten, ihre
Route zu verlassen, Umwege zu fahren oder Pausen da einzulegen, wo es
wert wäre kurz anzuhalten und sich umzusehen. Die Fahrstrecken sind im
voraus strikt durchgerechnet, ebenso die Be- und Entladezeiten.

Dass das berufsmäßige auf dem "Bock" sitzen keine
vergnügungsteuerpflichtige Tätigkeit ist, hat sich selbst bis in die
Vorstandsetage des DGB herumgesprochen. So gibt es inzwischen auch das
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales, dem Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie (BMWi) und den DGB-Gewerkschaften
geförderte Projekt "Faire Mobilität". Die politische Verantwortung für
das Projekt liegt beim DGB-Bundesvorstand. Es soll "helfen, gerechte
Löhne und faire Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer aus den mittel- und osteuropäischen EU-Staaten auf dem
deutschen Arbeitsmarkt durchzusetzen", so der DGB. Als Mittel dazu
sind nicht etwa europaweite, vom Europäischen Gewerkschaftsbund
unterstützte Streiks angedacht. Vielmehr sollen im Rahmen des Projekts
Studien erstellt und sieben Beratungsstellen aufgebaut werden, "wo
mobile Beschäftigte in ihren Landessprachen arbeitsrechtlich und
sozialrechtlich informiert und unterstützt werden".


Unvollständige Lohnzahlung

Anfang April hat der DGB im Rahmen des Projekts 2018 versucht, mit
einer "Autobahnaktion" öffentlichkeitswirksam auf die skandalösen
Verhältnisse im Fernverkehr hinzuweisen. Mit dabei waren Kollegen des
DGB-Vorstandsmitglieds Stefan Körzell, der an der hessischen
Raststätte Weiskirchen mit Hilfe zweier serbisch, kroatisch und
rumänisch sprechenden Mitgliedern des DGB-Projekts "Faire Mobilität"
versuchte, mehr über die Lage der Fernfahrer von ihnen selbst zu
erfahren. Nach zweieinhalb Stunden bilanzierte Körzell, was er gehört
hatte: "Mich hat überrascht, wie groß die Unterschiede bei der
Bezahlung sind. Die Männer berichten aber fast alle, dass etwa zwei
Drittel des Lohnanspruchs in Spesen ausgezahlt werden. Die Speditionen
sparen dadurch Steuern und Sozialabgaben. Für die Fahrer bedeutet das:
keine Einzahlungen in die Rentenkasse. Werden sie krank, gilt die
Lohnfortzahlung nur für ein Drittel des Verdienstes. Es steigt also
der Druck, auch krank auf dem Bock zu sitzen."

Gegenüber den anwesenden Medienvertretern sagte Körzell, er hätte sich
gewünscht, der Transportsektor wäre Teil der neuen
EU-Entsenderichtlinie geblieben. Dann wäre auch hier das Ziel
"gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort" näher gerückt.
Stattdessen schnürte die EU-Kommission das so genannte Mobility
Package, das für Lkw-Fahrer wenig Gutes bereithält: Ruhezeiten sollen
verkürzt werden, bei grenzüberschreitenden Transporten muss mehrere
Tage nur der Lohn des Herkunftslands gezahlt werden. Körzell stellt an
Brüssel keine konkreten Forderungen, sondern äußert lediglich
"Erwartungen": Er erwarte klare und faire Regeln, die das Wohlergehen
aller Lkw-Fahrer im Blick behalten. "Sie müssen ordentlich bezahlt
werden und brauchen gesetzlich garantierte Ruhezeiten zu Hause."

Zugegeben, wenn es einem Scheiße geht, tut es oft schon gut, wenn man
wenigstens mit irgendjemand mal darüber reden kann. Eine angemessene
gewerkschaftliche Reaktion auf die systemisch schlechten Arbeits- und
Lebensbedingungen der Fernfahrer sieht anders aus. Über Europas
Straßen rollen Tag für Tag rund 6 Millionen Lkw, gelenkt von knapp 10
Millionen Fahrern. Allein von den täglich 800.000 Lkw auf Deutschlands
Straßen kommen über 40 Prozent aus Osteuropa. Die EU-Erweiterung 2004
ermöglichte es, dass sich große Spediteure aus Westeuropa scheinbar
mehr und mehr aus dem internationalen Fernverkehr mit eigenen Lkw
zurückziehen. Stattdessen wickeln sie ihre Geschäfte nun mit in
Osteuropa zugelassenen Fahrzeugen ab. Parallel dazu haben originäre
Ostspediteure begonnen, auch selbst auf den internationalen Märkten
aktiv zu werden. So müssen für die Fahrer zunächst keine Mindestlöhne
bezahlt werden, und falls doch, sind diese immer noch deutlich
niedriger als die sowieso schon miesen Mindestlöhne im Westen.


Dichtung und Wahrheit

Eine extraausbeuterische Praxis vieler osteuropäischer Spediteure
stellt die hauptsächliche Entlohnung ihrer Fahrer über Spesen dar. Wie
sieht das aus? Die Fahrer bekommen einen extrem niedrigen
sozialversicherungspflichtigen Lohn, der wird dann mit
Bargeldzahlungen aufgestockt. Ein rumänischer Fahrer bekommt z.B. den
staatlichen Mindestlohn von 422 Euro im Monat. Aus diesem Lohn werden
die fälligen Sozialabgaben berechnet. Dazu erhält der Fahrer 65 Euro
Spesen pro im Lkw verbrachten Tag.

Die Spediteure setzen die täglichen Spesen als Lock- und Druckmittel
ein: Denn mit jedem Tag, den die Fahrer mehr unterwegs sind, steigt
ihr kümmerlicher Lohn. Mit der Zuchtrute Spesen zwingen sie ihre
Fahrer - übrigens auf deren eigenes Risiko - zur täglichen Missachtung
und Umgehung der 2009 von der EU-Kommission verabschiedeten Regelungen
zu den Lenk- und Ruhezeiten. So beträgt z.B. die Tageshöchstlenkzeit
neun Stunden, nach viereinhalb Stunden muss eine Pause von 45 Minuten
gemacht werden. Die Wochenlenkzeit darf 56 Stunden nicht
überschreiten. Es ist zudem nicht erlaubt, dass die summierte Lenkzeit
zweier aufeinanderfolgender Wochen 90 Stunden überschreitet. Außerdem
schreibt das Gesetz Ruhezeiten vor, die außerhalb der Fahrerkabine
verbracht werden sollen. Diese Ruhezeit beträgt elf Stunden pro Tag
und 45 Stunden nach einer sechstägigen Woche.

Doch die Alltagswirklichkeit der Fernfahrer sieht total anders aus.
Der tschechische Lkw-Fahrer Jiri Gabrhel (42) z.B. berichtet: "Der
Alltag eines Fahrers ist geprägt vom Leben aus der Fahrerkabine. Dort
wird geschlafen, gekocht und gegessen. Selbst wenn die Regelungen
vorsehen, dass nicht in der Fahrerkabine übernachtet werden darf: Wie
sollen wir ein Hotelzimmer bezahlen?" Er habe tschechischen
Mindestlohn bekommen, knapp 500 Euro brutto im Monat plus Spesen für
mehr als 150 Arbeitsstunden. "Fahrer aus Rumänien oder Bulgarien
kommen heute auf 300 Euro - das ist weniger als der dortige
Mindestlohn", sagt er.

Zum Schutz der Beschäftigten wurden von der EU-Kommission 2009 auch
Regelungen zu sog. Kabotagefahrten festgelegt. Mit Kabotage ist das
Prinzip gemeint, Leerfahrten möglichst ganz oder mindestens so oft wie
möglich zu vermeiden. In der Praxis sieht das so aus: Wird ein mit
Gemüse beladener Lkw aus Holland in München entladen, wird er von dort
z.B. Bier nach Mannheim mitnehmen. In Mannheim kann er das Bier
abladen und z.B. Klopapier aufladen und damit nach Holland
zurückfahren. Derzeit darf ein Lkw-Fahrer maximal eine solche Fahrt
mit drei Zwischenstopps in einer Woche durchführen. Damit entfernen
sich die Fahrer immer weiter von ihrer Heimat, was dazu führt, dass
die allermeisten nicht einmal ihre zweitägige Ruhezeit bei ihren
Familien und Freunden verbringen können.

Das Wohl der Fahrer und die Sicherheit auf den Straßen kümmert die
Logistikunternehmer einen feuchten Kehricht. Auf massiven, jahrelangen
Druck von deren Lobbyisten beabsichtigt die EU-Kommission nun, die
Kabotage-Regelungen weitgehend wieder aufzuheben.
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VORWÄRTS/1373: Repression und Abbau


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 13/14 vom 12. April 2018

Repression und Abbau

von Damian Bugmann



Ungeniert beschloss der bürgerlich dominierte Grossrat des Kantons
Bern in der abgeschlossenen Session Massnahmen im Polizei- und
Sozialhilfegesetz für weitere soziale Kollateralschäden. Jetzt werden
Referenden ergriffen.



Überwachung und Diskriminierung durch Behörden nehmen zu, Gesetze
werden weitherum munter verschärft. Ein Zitat der Gesellschaft für
bedrohte Völker (GdV) zeigt dies auf: "Der Berner Grossrat hat das
Polizeireglement so verschärft, dass fahrende Jenische, Sinti und Roma
schneller von Geländen gewiesen werden können. Bis jetzt verfügt bei
Landnahmen ein Gericht über die Wegweisung, wenn eine Gefahr für die
öffentliche Sicherheit besteht. Mit der Verschärfung des
Wegweisungsartikels wird die rechtliche Situation fahrender
Minderheiten verschlechtert: Neu kann die Wegweisung auch ohne akute
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit ausgesprochen werden. Dies ist
umso stossender, da der Kanton Bern trotz gesetzlicher Verpflichtungen
bisher versäumt hat, fahrenden Jenischen, Sinti und Roma genügend
Plätze zur Verfügung zu stellen." In allen Gemeinden, in denen
Standplätze von SVP-Regierungsrat Christoph Neuhaus eruiert werden,
gibt es ziemlich Widerstand gegen diese Pläne; die
rassistisch-fremdenfeindliche SVP im permanenten Wahlmodus macht's
vor.


"Effizientere Polizeiarbeit

Wie Indigene in aller Welt wird die Minderheit der in- und
ausländischen Fahrenden idealisiert und verfolgt. Stefan Eicher
beschäftigt sich in einem Dokumentarfilm in schönen Bildern und Tönen
fasziniert und gönnerhaft mit der jenischen Musik und ihrem
bedeutenden Einfluss auf die Volksmusik. Viele Fernsehsendungen, Filme
und Bücher tun so, als ob Fahrende nur bis 1973 von Pro Juventute
verfolgt worden wären und seither nicht mehr. Das schärfere
Polizeigesetz ist im übrigen ebenfalls handlich zur besseren
Misshandlung von Menschen, die nicht zu den drei bekannten
Fahrenden-Gemeinschaften gehören: Alternative und Ausgesteuerte, die
in Wohnwagen leben, oder Obdachlose, die im Wald Feuer machen und
schlafen.

Das total revidierte Polizeigesetz wurde mit 123 zu 23 links-grünen
Stimmen verabschiedet. Es regelt Pflichten und Zuständigkeiten der
Polizei und bezweckt Einsparungen und "effizientere" Polizeiarbeit.
Infam und grotesk ist die Überwälzung von vier- bis fünfstelligen
Kosten an die VeranstalterInnen und an einzelne TeilnehmerInnen
unbewilligter Kundgebungen. Grundrechte werden verletzt durch die
Bestimmungen gegen Fahrende und die Erleichterung von polizeilichen
Vorermittlungen.

Schon vor sechs Jahren bestimmte der Grossrat, die "Police Bern" dürfe
gegen Personen "zur Verhinderung von Verbrechen oder Vergehen"
Personen an "allgemein zugänglichen Orten verdeckt beobachten und
dabei Bild- und Tonaufnahmen machen". Neu kann die Polizei aufgrund
von Hinweisen oder Gerüchten ohne richterliche Genehmigung einen Monat
lang im Leben einer rechtschaffenen Person schnüffeln. Für die
Verschleierung der wahren Identität der PolizistInnen dürfen "Urkunden
hergestellt oder verändert werden".


Heisser Abbauwettbewerb

Das neue Sozialhilfegesetz sieht vor, dass der Grundbedarf für
minderjährige SozialhilfebezügerInnen und Erwachsene ab 25 Jahren acht
Prozent (der Schneggsche regierungsrätliche Vorschlag lag bei zehn
Prozent) unter den Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe Skos liegen dürfe. Diese Richtlinien liegen seit ihrer
letzten Senkung bereits deutlich unter dem Existenzminimum. Bei den
18- bis 25-Jährigen sind sogar 15 Prozent Senkung möglich. Die Skos
bedauert den Entscheid: Gehe man unter das soziale Existenzminimum,
würden die Probleme verlagert statt gelöst.

Rechte Neoliberale wollen die "explodierenden Kosten in der
Sozialhilfe" in den Griff bekommen und Anreize schaffen, damit es sich
für SozialhilfebezügerInnen wieder "lohne", möglichst rasch wieder zu
arbeiten. Der Rat nahm das Schandgesetz eher knapp mit 79 gegen 63
Stimmen an. Regierung und Parlament wollen damit den europaweiten
heiligen Wettbewerb von Sozialabbau für Steuersenkungen weiter
anheizen. Die Rechte wollte dass obligatorische Referendum für das
Sozialhilfegesetz beschliessen, um die Legitimation des Souveräns zu
bekommen. Der Vorschlag fakultatives Referendum von SP und Grünen
setzte sich durch, die beiden Parteien wollen es selber ergreifen, um
das Stimmvolk über die problematische Vorlage und die Gegenargumente
zu informieren. Die PdA-POP-Sektion Bern unterstützt die beiden
Referenden.
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DOKUMENTATION/1478: WDR - Ungleichland. Reichtum, 16.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

UNGLEICHLAND - Reichtum

Ein Film von Julia Friedrichs, Fabienne Hurst,

Andreas Spinrath und Michael Schmitt

aus der Reihe "Die Story"

Mittwoch, 16.05.2018, 22.10 - 22.55 Uhr, WDR Fernsehen



Düsseldorf, Privatflug-Terminal. Der Pilot wartet schon in Uniform an
der Pforte, als Christoph Gröners Auto vorfährt. Tür auf, schnellen
Schrittes durchs Terminal, Tasche in den Jet und los. Über den Wolken
verrät Christoph Gröner: Heute hätten sich seine Wirtschaftsprüfer
gemeldet. Sein Unternehmen sei jetzt eine Milliarde Euro wert. Er
gehört zu den reichsten Menschen des Landes. Zu denen, die in diesem
Land zwar viel zu sagen haben, in der Regel aber schweigen.

Lange hat Christoph Gröner mit sich gerungen, dann hat er zugestimmt,
sich sieben Monate mit der Kamera begleiten zu lassen - in
Vorstandssitzungen, auf Baustellen, privat.

Deutschland ist ein reiches und mächtiges Land. Aber auch ein
geteiltes. Die Vermögen hier sind so ungleich verteilt wie in wenigen
Industriestaaten. Der Wirtschaft geht es gut. Aber trotzdem ist es der
unteren Mittelschicht in den letzten Jahren nicht gelungen, Wohlstand
aufzubauen. 50 Prozent der Menschen besitzen weniger als 20.000,--
Euro, die reichsten Deutschen aber Milliarden. Und während über die
Ungleichheit der Einkommen gestritten wird, während der Staat bei den
Löhnen kräftig umverteilt, ist die Ungleichheit der Vermögen im Land
weitgehend verborgen.

Der Film erzählt nicht nur von Christoph Gröner. Die Kamera begleitet
auch Baron von Bechtolsheim, der als Inhaber eines sogenannten Family
Offices das Vermögen wohlhabender Menschen verwaltet und mehrt.
"UNGLEICHLAND - Reichtum" taucht ein ins Leben von Familie Clauss, er
Ingenieur, sie Laborangestellte, beide haben immer gearbeitet.
Trotzdem haben sie keine Rücklagen, keine Sicherheit, keine Chance,
sich eine Wohnung für sich und die zwei Kinder kaufen zu können.

Was bedeutet es für ein Land, wenn die einen so viel mehr haben als
die anderen? Ist es egal, weil es ja allen relativ gut geht? Oder
zerreißt die Ungleichheit die Gesellschaft?

"UNGLEICHLAND" sucht Antworten, auch bei den weltweit führenden
Forschern und Daten-Analysten, etwa dem Wirtschafts-Nobelpreisträger
Joseph Stiglitz, dem ehemaligen Chef-Ökonom der Weltbank, Branko
Milanovic oder der Soziologin Brooke Harrington, die intensive
Feldforschung bei den Anlegern der internationalen Finanzelite
betrieben hat.

Der Film ist Auftakt einer dokumentarischen Serie. In den
darauffolgenden Wochen geht die Reise durchs "UNGLEICHLAND" weiter.
Mit "UNGLEICHLAND - Chancen". Und "UNGLEICHLAND - Macht".

Christoph Gröner, der sich hochgearbeitet hat, glaubt, dass in
Deutschland viele Kinder ohne faire Chance aufwachsen. Er setzt auf
Charity. Aber kann das die Ungleichheit der CHANCEN lindern?

Und was bedeutet die Konzentration von Vermögen für die Frage, wer in
diesem Land die Macht hat - Politik oder Wirtschaft?

Die Filme von "UNGLEICHLAND" werden im Netz begleitet und unterstützt
durch den Auftritt von "Docupy/Ungleichland". Mehr unter:

www.docupy.de

facebook.de/docupy

twitter.de/docupy

instagram.de/docupy
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FILM/1556: Das Erste - "Die Füchsin - Spur in die Vergangenheit", 17.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Füchsin - Spur in die Vergangenheit

Donnerstag, 17.05.2018, 20.15 - 21.45 Uhr, Das Erste



"Die Füchsin" Anne Marie Fuchs kommt zu spät: Ihr Ex-Mann Konrad
Gelden wird in seiner Villa erschossen, der maskierte Täter flieht vor
Annes Augen. Damit zerschlägt sich Annes Hoffnung, das Rätsel um das
Verschwinden ihres Sohnes Florian zu lösen. Der war vor fast 30 Jahren
als kleiner Junge entführt worden, um Anne für ihren Ausstieg bei der
Stasi zu bestrafen.

Annes Geschäftspartner Youssef El Kilali nutzt die Situation und
ergattert einen neuen Auftrag für die Detektei Fuchs & El Kilali: Die
Suche nach Konrad Geldens Mörder. Der Auftraggeber: Konrad Geldens
Sohn Markus.

Anne ist elektrisiert: Dieser Markus ist etwa so alt, wie ihr Florian
jetzt wäre. Sind Markus und Florian vielleicht identisch? Youssefs
Frau Simone hilft, dies zu überprüfen. Erneut wird eine Hoffnung von
Anne enttäuscht.

Im Rahmen ihrer Ermittlungen zum Mord an Konrad erhalten die Detektive
jedoch einen Hinweis darauf, dass Florian lebt - anders als jahrelang
angenommen. Anne will diese Spur sofort verfolgen. Doch Youssef ruft
Anne zur Ordnung. Schließlich haben sie einen Fall zu lösen.

Von nun an verfolgen Anne und Youssef zwei Missionen: Die Suche nach
Konrad Geldens Mörder und die Suche nach Florian.
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MAGAZIN/853: WDR - Bericht über die "Frau tv"-Mitmachaktion #DankeHebamme, 17.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 30. April 2018

#DankeHebamme

Eine "Frau tv"-Mitmachaktion für Mütter und Väter in NRW

Donnerstag, 17.5.2018, ab 22.10 Uhr, WDR Fernsehen



Am 5. Mai ist Internationaler Hebammentag. Das WDR-Magazin "Frau tv"
nimmt den Tag zum Anlass, einfach mal "Danke" zu sagen. Danke an alle
Hebammen, die sich jeden Tag dafür einsetzen, dass Kinder sicher auf
die Welt kommen, die den Müttern Mut zusprechen, den Vätern Sicherheit
geben und in schweren Momenten einfach da sind. An drei Tagen im Mai
sind "Frau tv"-Kamerateams in Köln (4.5.), Aachen (8.5.) und Duisburg
(9.5.) unterwegs, um Frauen und Männer zu treffen, die ihrer Hebamme
"Danke" sagen wollen.

Hebammen leisten viel und das oft unter schwierigen
Arbeitsbedingungen. Dabei ist ihre Bezahlung schlecht - und der Job so
wichtig. "Frau tv"-Moderatorin Lisa Ortgies erinnert sich noch gut an
die Geburt ihrer zwei Kinder, heute 11 und 15: "Bei der Geburt meiner
Kinder war es schon wichtig, dass mein Mann dabei war. Aber wenn ich
jetzt mal ganz ehrlich bin: noch wichtiger war, dass die Hebamme da
war, die ganze Zeit. Und dass sie auch hinterher da war beim Stillen
und mir Kohlblätter mitgebracht hat für die entzündeten Brüste. Alle
Mütter wissen, wovon ich rede. Und jetzt möchte ich einfach mal sagen:
Danke, danke, danke."

Genauso geht es "Frau tv"-Moderatorin Sabine Heinrich, die sich bei
der Geburt ihres ersten Kindes bei ihrer Hebamme sofort aufgehoben
fühlte: "Ich möchte der Tina danken. Tina habe ich nur einmal im Leben
getroffen und zwar unter der Geburt meines Kindes. Ich habe gerade den
Laden zusammen geschrien, Tina kommt rein, guckt mir in die Augen und
sagt mir damit: 'Hier läuft alles nach Plan. Du kannst mir vertrauen!'
- Das habe ich getan. Das würde ich jederzeit wieder tun. Und das
werde ich nie vergessen. Danke, Tina!"

"Frau tv" hatte im vergangenen Jahr auch die Aktion

 #AufdenTischhauenfürHebammen unterstützt.

Weitere Infos zur Sendung

https://www1.wdr.de/fernsehen/frau-tv/index.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln
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HÖRSPIEL/1748: Deutschlandfunk Kultur - "Der Raum gehört uns", 16.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Raum gehört uns

Von Cécile Wajsbrot

DKultur 2016/53'18

Hörspiel

Mittwoch, 16. Mai 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein verlängertes Wochenende, an dem alles in der Schwebe ist. In einem
Museum in Berlin kreuzen sich die Wege einer Frau und eines Mannes. In
Paris, im Jardin des Tuileries, treffen ein Mann und eine Frau
aufeinander. Zufall oder Fügung: Der Mann in Berlin gehört zu der Frau
in Paris, die Frau in Berlin zu dem Mann in Paris. Sie wandeln
zwischen steinernen Statuen. Und der Chor der Statuen erzählt die
Geschichte der Orte.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1692: Deutschlandfunk Kultur - Verkehrsinfarkt Mecklenburg-Vorpommern, 17.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Verkehrsinfarkt Mecklenburg-Vorpommern

Droht Chaos im Touristenland Nummer Eins?

Von Silke Hasselmann

Länderreport

Donnerstag, 17. Mai 2018, 13.05 - 14.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein riesiges Loch auf der A 20, nur zwei Spuren Bundesstraße nach
Rügen und dann auch noch der geplante Tunnel Usedom-Polen:
Mecklenburg-Vorpommern hat gerade viele Baustellen. Bedeutet das
kilometerlange Staus in der Tourismussaison, die gerade beginnt, oder
ist das übertriebene Panikmache? 2017 war Mecklenburg-Vorpommern laut
Stau-Atlas noch das mit Abstand entspannteste Autofahrland der
Republik.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2563: Deutschlandfunk - Deutscher Chordirigentenpreis 2018, 16.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Heimspiel - Die Deutschlandradio-Orchester und -Chöre

Deutscher Chordirigentenpreis 2018

Mit einem Wettbewerbsbericht von Klaus Gehrke

Spielweisen

Mittwoch, 16. Mai 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Der RIAS Kammerchor Berlin feiert in diesem Jahr sein 70-jähriges
Bestehen. 1948 beim Aufbau der Musikabteilung des Rundfunks im
amerikanischen Sektor Berlins gegründet, wandte der Chor sich bald
sowohl der historischen Aufführungspraxis alter Meisterwerke als auch
Neuer Musik zu. Neu ist die Mitwirkung beim 2014 gegründeten Deutschen
Chordirigentenpreis; alle zwei Jahre wird dieser in Berlin
ausgetragen. Im April empfing der RIAS Kammerchor zum dritten Mal die
Stipendiaten des Dirigentenforums des Deutschen Musikrats in der
Sparte Chor. Auf dem Programm: Werke von Carlo Gesualdo di Venosa,
Paul Hindemith und Robert Zuidam.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1567: Deutschlandfunk - Leben ohne eigenes Auto, 17.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Byebye Blech

Leben ohne eigenes Auto

Hörertel.: 0 08 00-44 64 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 17. Mai 2018, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Verstopfte Straßen, dicke Luft, Parkplatznot: In deutschen Großstädten
wird das eigene Auto zur Last. Auf dem Land hingegen sind Menschen oft
darauf angewiesen: lange Strecken und schlechter ÖPNV führen zur
Abhängigkeit vom eigenen Wagen. Doch es gibt sowohl im urbanen als
auch im ländlichen Raum Alternativen: Vom Lastenrad mit E-Antrieb bis
zum Bustaxi auf Abruf. Wie aber den Absprung schaffen ins autofreie
Leben?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1750: Unna - Grundlagenschulung mit dem Websitegestaltungsprogramm Jimdo am 29. Mai


VHS-Aktuell: Grundlagenschulung mit dem Websitegestaltungsprogramm
Jimdo am 29. Mai



Kreisstadt Unna. Im VHS-Kurs wird gezeigt, wie professionell
gestaltete Internetseiten schnell und einfach mit dem
Websitegestaltungsprogramm Jimdo erstellt werden.

Das Seminar gibt eine systematische Einführung in die Nutzung des
Programms. Schritt für Schritt lernen die Teilnehmenden mit Jimdo
inhaltlich ansprechende Webseiten zu gestalten. Dabei lernen sie die
unterschiedlichen Gestaltungswerkzeuge des Programms kennen, um unter
anderem das Design der Seite schnell mit wenigen Klicks an neue
Gestaltungsideen anzupassen. Außerdem gibt das Seminar Einblicke wie
Blogs, Gästebücher, Bildergalerien oder E-Shops in die eigene
Internetseite eingebunden werden können.

Für das Arbeiten mit Jimdo werden keine Programmierkenntnisse
benötigt. Computer-Grundkenntnisse und eine gültige E-Mailadresse mit
Passwort (Zur Bestätigung der Anmeldung bei Jimdo.de) sind
Voraussetzungen.

Das Seminar "Webseitengestaltung mit Jimdo" mit der Kursnummer
181-4153 findet am 29. Mai 2018 von 18:00 Uhr bis 21.00 Uhr im Raum
006 im zib statt. Die Gebühr beträgt 17 Euro. Eine detaillierte
Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen VHS-Programmheft auf
der Seite 48 zu finden. Der Kurs ist auch im Online-Katalog unter
www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im Unterbereich "EDV und
IT - Internet / Netzwerk" zu finden. Und natürlich berät auch der
Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte zum
Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1749: Mönchengladbach - Workshop "iPhone & iPad" vom 30.5.-27.6.2018


Workshop iPhone & iPad



Die Teilnehmer lernen die Vielzahl der Funktionen und
Erweiterungsmöglichkeiten ihres iPhones oder iPads kennen und erfahren
alles über die Welt der Apps und Clouds.

30.5. bis 27.6.2018, 9:00 - 10:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181A0981S

Kosten: 42 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de,

Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1748: Unna - "Präsentationen mit Powerpoint", 28. Mai bis 18. Juni 2018


VHS-Aktuell: Mit der Volkshochschule ansprechende Präsentationen
erstellen



Kreisstadt Unna. Powerpoint ist ein Programm, mit dem ein Vortrag
professionell gestaltet werden kann. Wie es geht, zeigt die
Volkshochschule ab dem 28. Mai 2018 in einem Grundlagenkurs zu
Powerpoint. Die Teilnehmenden lernen in dem Seminar, wie
Folienpräsentation mit Texten, Bildern, Grafiken und Hintergründen
erstellt und Bildschirmanimationen mit wenigen Klicks angelegt werden.
Außerdem wird die Verwendung von Animationen innerhalb der Folien
gezeigt sowie der animierte Folienwechsel in der praktischen Anwendung
geübt. Für den Kurs werden Windows- und PC-Grundlagenkenntnisse
vorausgesetzt.

Das Seminar "Fit für den Vortrag: PowerPoint - Grundlagen" mit der
Kursnummer 181-4263 findet vom 28. Mai 2018 bis zum 18. Juni 2018
zwischen 18:00 und 20:15 Uhr im Raum 003 im zib statt. Die Gebühr
inkl. Arbeitsbuch beträgt 65 Euro, ermäßigt 50 Euro.

Detaillierte Kursbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 56 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Office" zu finden. Und natürlich berät auch
der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte
zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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RADIOLOGIE/306: Strahlentherapie bei Brustkrebs schädigt nicht das Herz (idw)


Deutsche Gesellschaft für Radioonkologie e. V. - 11.05.2018

Strahlentherapie bei Brustkrebs schädigt nicht das Herz



Die Strahlentherapie wird bei vielen Brustkrebspatientinnen eingesetzt.
Eine Sorge war bislang, dass die Bestrahlung der Brust das Herz schädigen
könnte. Dass das nicht der Fall ist und langfristig keine Herzschäden als
Therapiefolge der Bestrahlung auftreten, zeigte nun eine große Studie des
Deutschen Krebsforschungszentrums. Die Deutsche Gesellschaft für
Radioonkologie hebt hervor, dass seit einigen Jahren neue Techniken
eingesetzt werden, die das Herz schonen können und damit eine
nebenwirkungsärmere Bestrahlung ermöglichen.

Die Strahlentherapie wird in verschiedenen Situationen bei Brustkrebs
eingesetzt. Nach einer Brustkrebsoperation senkt sie das Rückfall- und
Sterblichkeitsrisiko und trägt somit langfristig zur Heilung der
Patientinnen bei. Sie kommt vor allem dann zum Einsatz, wenn nur ein Teil
der Brust operativ entfernt wurde, sie wird aber auch bei Patientinnen mit
höherem Rückfallrisiko nach Komplettentfernung der Brust empfohlen. Eine
Sorge vieler Betroffenen war bislang, dass die Bestrahlung der Brust und
des umliegenden Gewebes das Herz schädigen könnte. Eine neue Studie zeigte
nun, dass das nicht der Fall ist und auch langfristig keine Herzschäden
als Therapiefolge der Bestrahlung zu befürchten sind.

Eine Anfang April im "European Heart Journal" von Janick Weberpals (DKFZ)
und Kollegen publizierte Registerstudie [1] wertete die Daten von 347.476
Patientinnen aus, die in den Jahren 2000 bis 2011 an Brustkrebs erkrankt
waren und mit einer Strahlen- oder Chemotherapie behandelt wurden. Die
Patientinnen wurden bis 2014 nachbeobachtet und es zeigte sich, dass ihre
kardiale Mortalität nicht höher war als in der Allgemeinbevölkerung - im
Gegenteil: Sie war sogar etwas niedriger. Laut Deutschem
Krebsforschungszentrum (DKFZ) kann damit Entwarnung gegeben werden [2]:
Krebstherapien gehen nicht zu Lasten der Herzgesundheit. Prof. Dr. Michael
Baumann, Vorstandsvorsitzender und Wissenschaftlicher Stiftungsvorstand
des DKFZ, führt dieses ausgewogene Nutzen-Risiko-Profil u.a. auf eine
präzise Strahlentherapie und zusätzlich ein gutes Risikomanagement in den
Kliniken, etwa durch spezielle kardioonkologische Einheiten, zurück:
"Engmaschige Kontrollen im Verlauf und nach der Behandlung ermöglichen es,
eventuelle Nebenwirkungen auf das Herz frühzeitig zu erkennen und zu
behandeln." Weitere Studien mit noch längerer Nachbeobachtung und genauen
Kenntnissen zur Strahlendosis am Herzen sollten jedoch durchgeführt
werden, um eventuelle Risikopatientinnen noch genauer als bislang
identifizieren und gezielt betreuen zu können

Univ.-Professorin Dr. Stephanie E. Combs, Pressesprecherin der Deutschen
Gesellschaft für Radioonkologie (DEGRO) betont hingegen, dass dieses
erfreuliche Ergebnis auch dem technischen Fortschritt zu verdanken ist.
"Neue strahlentherapeutische Verfahren ermöglichen seit einigen Jahren
eine nebenwirkungsärmere Behandlung. Mit dem Verfahren des Atemgatings
(atemabhängige Bestrahlung) ist es möglich, das Herz insbesondere beim
linksseitigen Brustkrebs deutlich zu schonen und somit die
Nebenwirkungswahrscheinlichkeit zu reduzieren."

Die Radioonkologie verbessert stetig die strahlentherapeutischen
Verfahren, um eine hohe Effektivität gegen Krebszellen bei gleichzeitig
geringer Toxizität zu erzielen. Dort, wo ein empfindliches Organ in der
Nähe liegt, wie z.B. das Herz, kann die Strahlendosis verringert werden,
andere Areale des Tumors können, wenn nötig, mit höherer Dosis bestrahlt
werden. Auch die adaptive Strahlentherapie sorgt für weniger
Nebenwirkungen: Dabei wird im Behandlungsverlauf das Ansprechen des Tumors
auf die Bestrahlung bzw. die Abnahme des Tumorvolumens gemessen, um die
weitere Bestrahlung auf die neuen Gegebenheiten anpassen zu können. So ist
gesichert, dass das Tumorgewebe immer mit maximaler Dosis bestrahlt, aber
das umliegende gesunde Gewebe bestmöglich geschont wird.

Für Patientinnen mit Brustkrebs kann somit eine Entwarnung gegeben werden:
Die Strahlentherapie ist ein zentraler und wichtiger Bestandteil der
Behandlung. Die Wirksamkeit ist durch viele Studien bewiesen. Die aktuelle
Studie zeigt, dass durch eine Strahlentherapie auch kein erhöhtes
Nebenwirkungsprofil am Herzen hervorgerufen wird.


REFERENZEN

[1] Weberpals J, Jansen L, Müller OJ et al. Long-term heart-specific
mortality among 347 476 breast cancer patients treated with radiotherapy
or chemotherapy: a registry-based cohort study. Eur Heart J. 2018 Apr 9.
doi: 10.1093/eurheartj/ehy167. [Epub ahead of print]

[2] "Brustkrebstherapie: Entwarnung für das Herz". Pressemitteilung des
DKFZ, abrufbar unter 

https://www.dkfz.de/de/presse/pressemitteilungen/2018/dkfz-pm-18-25-Brustkrebstherapie-Entwarnung-fuer-das-Herz.php

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.degro.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2244

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Radioonkologie e. V., Dr. Bettina Albers, 11.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1107: Beschluß - Zusatzweiterbildung "Klinische Akut- und Notfallmedizin" wird eingeführt (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 12.05.2018

Ärztetag beschließt: Die Zusatzweiterbildung "Klinische Akut- und Notfallmedizin" kommt!



Jetzt ist es beschlossen: In Deutschland wird für Ärzte die
Zusatzweiterbildung "Klinische Akut- und Notfallmedizin" eingeführt. Dafür
haben die Delegierten des Deutschen Ärztetages in Erfurt gestimmt. "Das
ist ein wichtiger Meilenstein für die medizinische Arbeit und die
Patientenversorgung in den Notaufnahmen", sagt Professor André Gries, der
die Ausbildungsinhalte seitens der Deutschen Interdisziplinären
Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) maßgeblich entwickelt
hat. Schätzungen zufolge suchen jährlich rund 21 Millionen Patienten die
Notaufnahmen deutscher Krankenhäuser auf, Tendenz steigend.

Der Aufbau zentraler, interdisziplinärer Notaufnahmen erfordert
zusätzliche Qualifikationen für ärztliches Personal, das in einer
Notaufnahme tätig ist. "Die Entscheidung ist ein wichtiger Erfolg für die
Patientensicherheit und die Qualität der Behandlung, für die wir uns seit
vielen Jahren einsetzen", sagt Professor Stefan Schwab, Präsident der
DIVI.

Gelingen konnte dieser Kraftakt nur durch Teamarbeit. Unter der Moderation
der Bundesärztekammer haben die DIVI und die Deutsche Gesellschaft
Interdisziplinäre Notfall- und Akutmedizin (DGINA) das Konzept der
24-monatigen Zusatzweiterbildung erstellt. Besonders in den vergangenen
zwei Jahren haben beide Fachgesellschaften eng zusammengearbeitet, um alle
relevanten Bereiche der klinischen Akut- und Notfallmedizin abzudecken.
"Gerade die großen traditionell starken Fächer mussten auch erst lernen,
dass hier niemand seine Kernkompetenzen abgibt, wir aber gemeinsam die
Qualität der Versorgung erheblich verbessern können", sagt André Gries,
Ärztlicher Leiter der Zentralen Notaufnahme am Universitätsklinikum
Leipzig und Vertreter der DIVI-Sektion "Zusatzweiterbildung
Interdisziplinäre Notaufnahme". Er ist Mitglied in beiden
Fachgesellschaften. "Außerdem können wir mit der Zusatzweiterbildung neben
der Qualität sicher auch die Attraktivität des Arztberufes in der
Notfallmedizin stärken."

So geht es weiter: Bis 2020 könnte die Weiterbildung in jedem Bundesland stehen

Nach der Zustimmung beschäftigt sich nun die Ständige Konferenz "Ärztliche
Weiterbildung" als Gremium der Bundes- und Landesärztekammern nochmals mit
den vorgeschlagenen Inhalten der Zusatzweiterbildung, um diese dann in die
Musterweiterbildungsordnung einfließen zu lassen. Dabei sitzen alle mit am
Tisch, um die praktische Umsetzung in den einzelnen Bundesländern auf den
Weg zu bringen. "Es wir dann sicher ein bis zwei Jahre dauern, bis die
Zusatzweiterbildung flächendeckend zwischen Bayern und Schleswig-Holstein
eingerichtet ist, der Beginn der Einführung im nächsten Jahr ist aber
denkbar", sagt Gries. "Da wir aber schon seit mehr als zehn Jahren über
die Notwendigkeit weiterer Qualifikationen in den Notaufnahmen sprechen,
ist das ein überschaubarer Zeitraum."

Passende Voraussetzungen: Facharztanerkennung und Praxiserfahrung

Die Zusatzweiterbildung orientiert sich am Europäischen Curriculum für
Notfallmedizin der Europäischen Gesellschaft für Notfallmedizin (EuSEM).
Voraussetzung für die Zusatzweiterbildung "Klinische Notfall- und
Akutmedizin" ist die vorliegende Facharztweiterbildung in einem Fach der
unmittelbaren Patientenversorgung, zum Beispiel den großen Fächer mit
hohem Anteil an Notfallpatienten. Dazu gehören die Gebiete
Allgemeinmedizin, Anästhesiologie, Chirurgie, Innere Medizin, Kinder- und
Jugendmedizin, Neurochirurgie oder Neurologie. Weitere Voraussetzungen
sind der "Notarztkurs" zur Qualifikation des präklinisch tätigen Notarztes
sowie eine sechsmonatige Tätigkeit auf einer Intensivstation. Die
Weiterbildungszeit beträgt 24 Monate in einer interdisziplinären
Notaufnahme. Nicht verpflichtend, aber aus Sicht der DIVI sinnvoll und
weiter angeboten, ist ein zusätzliches, die Weiterbildung begleitendes
Curriculum zur Vermittlung notfallmedizinischen Kernwissens für zentrale
Notaufnahmen. Hier sollen auch weiterhin Simulationstrainings und
Fallszenarien angeboten werden.


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e.V. (DIVI)

Die 1977 gegründete Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für
Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) ist ein weltweit einzigartiger Zusammenschluss
von mehr als 2.000 persönlichen Mitgliedern und entsprechenden
Fachgesellschaften. Ihre fächer- und berufsübergreifende Zusammenarbeit
und ihr Wissensaustausch machen im Alltag den Erfolg der Intensiv- und
Notfallmedizin aus.

Die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige
Zwecke im Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24.12.1953 und ist
damit ein nicht-wirtschaftlicher Verein gemäß § 21 ff BGB.
Mehr über die DIVI im Internet: www.divi.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-aerztetag-beschliesst-die-zusatzweiterbildung-klinische-akut-und-notfallmedizin-kommt

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65546

PM: Ärztetag beschließt: Die Zusatzweiterbildung "Klinische Akut- und Notfallmedizin" kommt!

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V.

Torben Brinkema, 12.05.2018
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GESCHICHTE/623: Steinzeitliches Hepatitis-B-Virus genetisch entschlüsselt (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 10.05.2018

Steinzeitliches Hepatitis-B-Virus genetisch entschlüsselt



Neu publizierte Forschungsergebnisse belegen den Nachweis viraler DNA aus
archäologischen Proben und zeigen, dass das Hepatitis-B-Virus bereits seit
mindestens 7.000 Jahren in Europa vorkommt.

Einem internationalen Team unter der Leitung von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) im
Rahmen des Sonderforschungsbereiches 1266 "TransformationsDimensionen" und
des Max-Planck-Instituts für Menschheitsgeschichte (MPI) Jena gelang die
Rekonstruktion von Genomen steinzeitlicher und mittelalterlicher Stämme
des Hepatitis-B-Virus (HBV). Hepatitis B zirkulierte bereits seit ca.
7.000 Jahren in Europa, und obwohl diese neu entdeckten HBV-Varianten
denen heutiger Stämme ähnlich sind, stellen sie früher eine eigene,
mittlerweile vermutlich ausgestorbene Abstammungslinie dar. Die nächsten
Verwandten kommen heute in Schimpansen und Gorillas vor.

Mit weltweit über 250 Millionen infizierten Menschen zählt der
Hepatitis-B-Virus heutzutage zu den am weitesten verbreiteten, bekannten
Krankheitserregern. Geschichte und Epidemiologie in prähistorischen
Populationen waren hingegen noch weitestgehend unbekannt. Bisher war die
Extrahierung der viralen aDNA (ancient DNA) aus archäologischen Proben
noch nicht gelungen - Herkunft und Evolution des Virus blieben den
Forschern unzugänglich.

In einer aktuellen Studie gelang es dem internationalen Forschungsteam vom
Institut für Klinische Molekularbiologie (IKMB) der CAU und dem MPI Jena
erstmals die Gewinnung viraler aDNA aus Zahnproben zweier
jungsteinzeitlicher Individuen und eines mittelalterlichen Individuums.
Das ermöglichte die Rekonstruktion dreier HBV-Stämme. Der Befund aus
Karsdorf, Sachsen-Anhalt, stellt mit ca. 7.000 Jahren den ältesten
genetisch nachgewiesenen viralen Krankheitserreger dar. Die Erkenntnisse
werden am Donnerstag, 10. Mai, in dem Fachjournal "eLIFE" veröffentlicht.

Die komplexe Evolution von Hepatitis B

Für die Studie wurden 53 Skelette aus neolithischen und mittelalterlichen
Fundstätten in Deutschland beprobt, die insgesamt einen Zeitraum von 5.000
vor bis 1.200 nach Beginn unserer Zeitrechnung umspannen. Mittels
modernster Genanalysetechniken wurden Proben auf die Präsenz viraler
Pathogene überprüft, wobei das Forschungsteam bei drei Individuen alte
Hepatitis-B-Viren nachweisen und deren Genome rekonstruieren konnten.
Diese Virus-Genome scheinen eigene Abstammungslinien darzustellen, die
keine nahe Verwandtschaft zu heutigen menschlichen Stämmen aufweisen und
daher vermutlich ausgestorben sind, vermuten die Forscherinnen und
Forscher.

Im Vergleich zum mittelalterlichen sind sich die zwei neolithischen Genome
relativ ähnlich, wobei deren Träger in einem Abstand von ca. 2.000 Jahren
lebten. Die steinzeitlichen Erreger ähneln am ehesten denen in heute
vorkommenden HBV bei nicht-menschlichen Primaten wie Schimpanse und
Gorilla. Im Gegensatz dazu ist das mittelalterliche Genom den heutigen
Stämmen ähnlicher, stellt aber dennoch eine eigene Linie dar. Dies gilt
selbst für den Vergleich mit zwei bereits bekannten historischen
HBV-Genomen, die aus Mumien des 16. Jahrhunderts gewonnen werden konnten.
Diese HBV-Stämme sind eng verwandt mit modernen Varianten, was auf
erstaunlich geringe Evolution des Virus in den letzten 500 Jahren
hinweist. Insgesamt lassen die Ergebnisse auf eine komplexe Geschichte von
Mehrfachübertragungen zwischen Mensch und nicht-menschlichen Primaten
schließen.

"Alles in allem zeigen unsere Ergebnisse, dass das Hepatitis-B-Virus
bereits vor 7.000 Jahren bei Europäern vorkam. Zudem ist seine
Genomstruktur der des heutigen Hepatitis-B-Virus sehr ähnlich, ungeachtet
der beobachteten Unterschiede", so der Erstautor der Studie Ben
Krause-Kyora, Professor am IKMB der Universität Kiel und Wissenschaftler im SFB
1266. "Es müssen sowohl ältere Vorläufer des Hepatitis-B-Virus als auch
mehr heutige Virusstämme sowie ihre zwischenzeitlichen Entwicklungsformen
untersucht werden, um die komplexe Evolution von Hepatitis zu entwirren."

Neue Analysemethoden zur Erforschung blutübertragbarer Viren

Almut Nebel, Wissenschaftlerin am IKMB und Co-Autorin der Studie, erklärt
den größeren Zusammenhang: "Wir untersuchen, ob es einen Zusammenhang
zwischen dem Aufkommen von Krankheiten und grundlegenden Veränderungen in
der Lebensweise der Menschen in der Ur- und Frühgeschichte gibt. Dank
moderner Methoden sind wir in der Lage, diese Zusammenhänge zu
entschlüsseln, indem wir die menschliche und die pathogene Genetik der
damaligen Zeit untersuchen." Gemeinsam mit Krause-Kyora leitet sie
Teilprojekt F4 im Sonderforschungsbereich 1266
"TransformationsDimensionen" der Kieler Universität, welches die Rolle von
Infektionskrankheiten im Hinblick auf demographischen Wandel und die
Beziehung von Menschen und ihrer Umwelt im Zeitraum 15.000 bis zu Beginn
unserer Zeitrechnung untersucht. Die Individuen vom neolithischen
Fundplatz Sorsum und dem mittelalterlichen Grabkontext Petersberg waren
Teil einer großangelegten Studie des Teilprojektes, um virale und
bakterielle Pathogene an verlässlich datierten Skeletten dieser Zeitspanne
zu erfassen.

Begeistert zeigt sich Krause-Kyora über die Möglichkeiten moderner
aDNA-Forschung und den Möglichkeiten wissenschaftlichen Vernetzung: "Seit wir
an der CAU mit der Erforschung alter menschlicher und pathogener DNA
begonnen haben, hat sich viel getan. Junge Disziplinen wie die Proteomik
erweitern das Methodenspektrum um alte Krankheiten und das menschliche
Genom vor einem archäologischen und medizinischen Hintergrund zu
untersuchen. In der Zusammenarbeit mit den Wissenschaftlern des MPI haben
wir eine nachhaltige Struktur in diesem vergleichsweise jungen
Forschungsfeld geschaffen, um gemeinsam komplexe Fragestellungen mit
aktuellem Bezug zu untersuchen."

Johannes Krause, Seniorautor und Direktor der Abteilung Archäogenetik am
MPI für Menschheitsgeschichte, betont die Bedeutung der Studie. "Unsere
Ergebnisse zeigen das große Potenzial von aus menschlichen Knochen
gewonnener aDNA. Sie erlaubt uns, die Evolution von durch Blut
übertragenen Viren zu erforschen. Bisher war es immer zweifelhaft, ob dies
möglich wäre und überhaupt solche Erkrankungen für vergangene Zeiten
nachzuweisen. Nun haben wir ein leistungsfähiges Mittel gefunden, um die
vielschichtige Evolutionsgeschichte von Viruserkrankungen zu erkunden."


Originalpublikation:

"Neolithic and Medieval virus genomes reveal complex evolution of
Hepatitis B". Ben Krause-Kyora, Julian Susat, Felix M. Key, Denise
Kühnert, Esther Bosse, Alexander Immel, Christoph Rinne, Sabin-Christin
Kornell, Diego Yepes, Sören Franzenburg, Henrike O. Heyne, Thomas Meier,
Sandra Lösch, Harald Meller, Susanne Friederich, Nicole Nicklisch, Kurt
Werner Alt9, Stefan Schreiber, Andreas Tholey, Alexander Herbig, Almut
Nebel, Johannes Krause. 

https://doi.org/10.7554/eLife.36666

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-kiel.de/pressemeldungen/index.php?pmid=2018-142-hepatitis

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235
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GESCHICHTE/622: Ursprung der Lepra könnte in Europa liegen (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 10.05.2018

Ursprung der Lepra könnte in Europa liegen

Forscher des Max-Planck-Instituts für Menschheitsgeschichte sowie der
Universitäten Tübingen und Zürich entdecken eine große genetische
Diversität der Erreger im mittelalterlichen Europa



Lepra ist eine der ältesten bekannten Krankheiten der
Menschheitsgeschichte. Erkrankte waren und sind starker Stigmatisierung
ausgesetzt. Ein internationales Forscherteam unter Beteiligung des
Max-Planck-Instituts für Menschheitsgeschichte sowie der Universitäten
Tübingen und Zürich hat zehn historische Genome des Lepra verursachenden
Bakteriums Mycobacterium leprae rekonstruiert, die aus Proben aus dem
Zeitraum von 400 bis 1400 Jahren n. Chr. stammen. Das bisher älteste
sequenzierte Genom stammt von einem der ältesten bekannten Leprafälle im
Vereinigten Königreich, aus Great Chesterford in England, und konnte auf
den Zeitraum von 415 bis 545 n. Chr. datiert werden. Anders als bisher
angenommen, waren im Mittelalter in Europa nicht nur zwei, sondern
deutlich mehr Lepra-Bakterienstämme verbreitet. Den Forschern geben diese
Ergebnisse neue Hinweise auf Geschichte und Ursprung der Krankheit. Ihre
Studie wird im Fachjournal PLOS Pathogens veröffentlicht.

Lepra war in Europa bis ins 16. Jahrhundert weit verbreitet und ist bis
heute in vielen Ländern der Welt endemisch. Weltweit werden jedes Jahr
mehr als 200.000 Neuerkrankungen gemeldet. Hauptverursacher der Lepra ist
das Bakterium Mycobacterium leprae. In der neuen Studie untersuchte das
Forscherteam Proben von etwa 90 Individuen aus ganz Europa aus der Zeit
von ca. 400 bis 1400 n. Chr., die die für Lepra charakteristischen
Knochenverformungen aufwiesen. Aus diesen Proben wurden zehn
mittelalterliche Genome rekonstruiert. Insgesamt umfassen die Genome alle
bekannten Stämme der Lepra-Erreger, auch solche, die heute in Asien,
Afrika oder Nord- und Südamerika auftreten. "Teilweise haben wir sehr
verschiedene Lepra-Stämme aus Knochenmaterial vom selben Friedhof
isoliert", berichtet die Erstautorin der Studie Professorin Verena
Schünemann, die kürzlich von der Universität Tübingen an die Universität
Zürich wechselte. Dies demonstriere besonders gut die Vielfalt der
Lepra-Stämme, die damals auf dem Kontinent kursierten.

Das bisher älteste Genom eines Lepra-Erregers

"Wir haben viel mehr genetische Diversität bei den Lepra-Erregern im alten
Europa gefunden als erwartet", fasst der Hauptautor der Studie Professor
Johannes Krause, Direktor am Max-Planck-Institut für Menschheitsgeschichte
und Forschungsgruppenleiter an der Universität Tübingen, die Ergebnisse
zusammen. "Alle bekannten Lepra-Stämme traten bereits im mittelalterlichen
Europa auf, was nahelegt, dass Lepra schon in der Antike in Asien und
Europa weit verbreitet gewesen sein muss und dass die Krankheit ihren
Ursprung im westlichen Eurasien haben könnte." Das älteste rekonstruierte
Genom von M. leprae aus England gehört zum gleichen Lepra-Stamm, der in
heute lebenden Eichhörnchen entdeckt wurde. "Das stützt die Hypothese,
dass Eichhörnchen und der Handel mit ihren Fellen Faktoren bei der
Ausbreitung der Lepra unter Menschen des Mittelalters in Europa
darstellten", sagt Krause.

"Die Dynamik der Übertragung der Lepra-Erreger in der Geschichte der
Menschen ist nicht völlig geklärt. Auch ist noch unklar, woher genau die
Lepra ursprünglich stammt", sagt Schünemann. "Wir haben schriftliche
Zeugnisse von Leprafällen aus der vorchristlichen Zeit, aber uns fehlen
bisher die Proben, um dies auf der molekularen Ebene zu bestätigen." Die
neuen Studienergebnisse führen zu der Einschätzung, dass Lepra-Bakterien
schon viel länger existieren als gedacht. Sie seien mindestens einige
Tausend Jahre alt. "Im nächsten Schritt wollen wir nach noch älteren
Proben von durch Lepra deformierten Knochen suchen. Für die
Identifizierung potenzieller Leprafälle stehen uns mittlerweile gut
etablierte Methoden zur Verfügung", sagt Krause.


Publikation:

Titel: Ancient genomes reveal a high diversity of Mycobacterium leprae in
medieval Europe.

Autorinnen und Autoren: Verena J. Schuenemann, Charlotte Avanzi, Ben
Krause-Kyora, Alexander Seitz, Alexander Herbig, Sarah Inskip, Marion
Bonazzi, Ella Reiter, Christian Urban, Dorthe Dangvard Pedersen, G.
Michael Taylor, Pushpendra Singh, Graham R. Stewart, Petr Velemínsk�,
Jakub Likovsky, Antónia Marcsik, Erika Molnár, György Pálfi, Valentina
Mariotti, Alessandro Riga, M. Giovanna Belcastro, Jesper L. Boldsen, Almut
Nebel, Simon Mays, Helen D. Donoghue, Sonia Zakrzewski, Andrej Benjak, Kay
Nieselt, Stewart T. Cole, Johannes Krause.

PLOS Pathogens, DOI 10.1371/journal.ppat.1006997.
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ARTIKEL/1476: Deutscher Krebskongress in Berlin zur Zukunft der Krebsmedizin (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2018

Onkologie

Höhere Lebensqualität für Krebspatienten

von Uwe Groenewold



Die Zahl der langzeiterkrankten Krebspatienten steigt - und damit
die Angebote, wie man das Leben mit der Krebserkrankung meistert.


Das Interesse an onkologischen Themen ist in und außerhalb von
Fachkreisen ungebrochen. Zum 33. Deutschen Krebskongress in Berlin
kamen in diesem Jahr rund 12.000 Besucher, die sich über Diagnose- und
Therapiemöglichkeiten, Versorgungsstrukturen und das Leben mit der
Krebserkrankung informierten. Den Grund für das große Interesse macht
eine andere Zahl deutlich: Allein in diesem Jahr, so schätzen
Experten, werden eine halbe Million Menschen in Deutschland neu an
Krebs erkranken. Und der Anteil an Langzeitüberlebenden steigt: Krebs
wird immer mehr zu einer chronischen Krankheit, mit der Patienten
länger leben.

Diese Entwicklung verändert auch die psychische Belastung der
Patienten: Es geht zunehmend darum, Hilfestellungen für ein Leben mit
oder nach der Krebserkrankung zu geben und Folgen wie chronische
Schmerzen, Ängste oder Depressionen zu verringern. In Berlin wurde
auch darüber diskutiert, wie die Nebenwirkungen der Therapien die
Patienten weniger belasten - zum Beispiel mit einer gezielten
Bewegungstherapie beim Fatigue-Syndrom oder bei der durch
Chemotherapie induzierten Polyneuropathie. Solche gezielten Angebote
für Krebspatienten gibt es auch im Norden, etwa die auf die
individuellen Bedürfnisse und auf das Leistungsvermögen der Patienten
zugeschnittene sporttherapeutische und sportmedizinische Betreuung im
Kieler Krebszentrum Nord. Es bleiben aber offene Fragen wie die nach
der Finanzierung zielgerichteter Therapien oder die Frage der
Patientenorientierung am Lebensende. In diesem Zusammenhang wurde von
einer "Übertherapie" gesprochen, die im Gegensatz zur erwünschten
Lebensqualität steht.

 * 

Deutscher Krebskongress

Veränderte Perspektiven

Krebs wird zur chronischen Erkrankung, die Zahl der
Langzeitüberlebenden steigt. Fast 12.000 Teilnehmer diskutierten in
Berlin die Zukunft der Krebsmedizin.

"Perspektiven verändern Krebs - Krebs verändert Perspektiven": Wohl
selten hat ein Kongressmotto den Nerv aller Beteiligten so gut
getroffen wie beim 33. Deutschen Krebskongress in Berlin. Die
Schwerpunkte der größten deutschsprachigen onkologischen
Fortbildungsveranstaltung haben sich in den vergangenen Jahren
maßgeblich verschoben. Im Mittelpunkt des Interesses standen weniger
State-of-the-Art-Symposien zur chirurgischen oder medikamentösen
Therapie. Viel mehr drängten sich Zuhörer in die Säle, in denen es um
Lebensqualität und Langzeitüberleben, aber auch um Prävention und
Palliation ging. Bei Veranstaltungen etwa zu den Themen "Ernährung -
was ist gesichert?" oder "Was leistet die onkologische Pflege in der
Versorgung?" mussten wegen Überfüllung alle Türen geöffnet werden und
Hunderte Interessierte verfolgten noch auf den Fluren die Vorträge und
Diskussionen.

Das hat auch Kongresspräsident Prof. Thomas Wiegel aus Ulm
registriert. "Die Diskussionen haben gezeigt: Es sind nicht nur neue
Behandlungs- und Diagnosemethoden, sondern auch die
Versorgungsstrukturen insgesamt, die über das Überleben und die
Lebensqualität eines Patienten entscheiden. Für eine optimale
Versorgung dürfen wir uns nicht auf Strukturmaßnahmen der
Vergangenheit ausruhen", lautete seine Bilanz.

Den aktuellen Auswertungen des Robert Koch-Instituts zufolge sind 2014
insgesamt 476.120 Menschen an Krebs neu erkrankt; für 2018
prognostizieren die Experten knapp 500.000 Neuerkrankungen. Die
häufigsten Krankheitsbilder sind Brust- und Prostatakrebs mit 69.220
bzw. 57.370 (2014). 222.972 Patienten sind 2014 gestorben, die
relative Überlebensrate nach fünf Jahren beträgt bei Frauen 65, bei
Männern 59 Prozent. Nach zehn Jahren leben noch 60 Prozent der
weiblichen und 55 Prozent der männlichen Patienten. In absoluten
Zahlen bedeutet dies, dass es 2014 rund 1,55 Millionen Menschen in
Deutschland gab, die in den fünf Jahren zuvor an Krebs erkrankt sind;
insgesamt leben in Deutschland rund vier Millionen aktuelle oder
ehemalige Krebspatienten. Fazit: Die Inzidenz steigt, die Mortalität
sinkt; Krebs wird zur chronischen Krankheit, mit der Patienten immer
länger leben.

Psychische Belastung von Langzeitüberlebenden

Dieser wachsende Anteil an Langzeitüberlebenden ("Krebs-Survivors")
prägt derzeit einen weiteren Bereich der Krebsmedizin, die
Psychoonkologie. "Wir haben viel mehr onkologische Erkrankungen, die
heilbar sind oder über lange Zeit behandelt und versorgt werden
können. Damit ist auch die psychische Belastung unserer Patienten eine
andere geworden. Während es früher häufiger darum ging, mit der
Bedrohlichkeit des unmittelbar bevorstehenden Todes zurechtzukommen,
ist nun in den Vordergrund gerückt, Hilfestellungen für ein Leben mit
oder nach einer Krebserkrankung zu geben", erklärte Prof. Anja
Mehnert, Medizinpsychologin aus Leipzig. Einer Studie mit 724
Teilnehmern zufolge sind 52 Prozent der Patienten stark von der
Erkrankung und ihren Folgen belastet; viele der Beschwerden wie
chronische Schmerzen und Fatigue sind langanhaltend.

Eine weitere Studie mit 4.000 Patienten zwischen 18 und 75 Jahren hat
nach Angaben Mehnerts ergeben, dass jeder dritte Krebspatient neben
seiner Erkrankung auch mit psychischen Problemen zu kämpfen hat.
Angst, Anpassungsschwierigkeiten und Depressivität sind besonders weit
verbreitet; die Wahrscheinlichkeit, an einer Depression zu erkranken,
ist bei Krebspatienten fünf Mal höher als in der Allgemeinbevölkerung
Frauen, so Mehnert, sind insgesamt stärker belastet als Männer; die
Schwere der Erkrankung gehe aber nicht mit der Stärke der Belastung
einher. Besonders gefährdet für psychische Begleiterkrankungen waren
Brustkrebspatientinnen (42 Prozent) sowie Patienten mit
Kopf-Hals-Tumoren (41 Prozent) oder Schwarzem Hautkrebs (39 Prozent).

Jeder Patient, so die Schlussfolgerung der Wissenschaftlerin, benötige
auch auf seelischer Ebene eine auf ihn zugeschnittene Behandlung, die
entsprechend der S3-Leitlinie Psychosoziale Onkologie von Information
über Beratung bis hin zu Psychotherapie reichen kann. Die
psychologische Versorgung sei weit mehr als nur "nice to have"; sie
wirke sich positiv auf Lebensqualität, Morbidität und Mortalität aus,
erklärte Mehnert. "Der Versorgungsbedarf insgesamt ist hoch, die
psychoonkologische Versorgung in Deutschland jedoch noch längst nicht
für alle Patienten sichergestellt." Ziel müsse es sein, die
Versorgungssituation zu verbessern und die Patienten mit dem größten
Bedarf herauszufiltern, denn noch blieben viele Patienten mit
psychoonkologischem Interventionsbedarf unerkannt, so Mehnert.

Fortschritte in Bildgebung und Pathologie

Wie kommt es nun zum gesteigerten Langzeitüberleben vieler Patienten?
Fortschritte in der radiologischen Bildgebung, der
PET-Hybridbildgebung und der molekularen Pathologie seien hierfür ein
Schlüssel, sagte Kongresspräsident Wiegel. Sie bilden die Grundlage
für eine präzise Krebstherapie und haben die Therapieplanung in den
letzten Jahren erheblich verbessert. "Ohne Innovationen in der
Diagnostik ist die moderne Präzisionsmedizin in der Onkologie nicht
denkbar", so Wiegel. Von diesen Verbesserungen profitiere unter
anderem die Strahlentherapie, bestätigte Prof. Wilfried Budach,
Radioonkologe am Universitätsklinikum Düsseldorf: "Dank der
Integration moderner Bildgebungsverfahren in die Planung der
strahlentherapeutischen Behandlung und dank der Möglichkeit, die
Position von Tumoren und Risikoorganen während der Bestrahlung aufs
Genaueste zu verifizieren, können wir die Nebenwirkungen deutlich
reduzieren und die Erfolgsrate der Strahlentherapie erhöhen."

Die multiparametrische Magnetresonanztomografie (MRT) gilt als das
derzeit empfindlichste Verfahren, um anatomische Veränderungen
aufzuspüren, die auf ein Prostatakarzinom hinweisen; zudem liefert sie
wichtige funktionelle Informationen über die Aggressivität des Tumors.
Dort, wo die Empfindlichkeit dieses Verfahrens nicht ausreicht, etwa
beim Nachweis befallener Lymphknoten, sei die Hybridbildgebung
gefragt, erklärte Prof. Heinz-Peter Schlemmer vom Deutschen
Krebsforschungszentrum in Heidelberg. Dabei werden
Schichtbildverfahren wie CT oder MRT mit der
Positronenemissionstomografie (PET) kombiniert, um Informationen über
Stoffwechselvorgänge im Krankheitsherd anatomisch genau zuordnen zu
können. Vor allem die PET-MRT eröffne neue diagnostische
Möglichkeiten, so Schlemmer.

Eine wertvolle Ergänzung im Hinblick auf die Therapieentscheidung
liefert die molekulare Pathologie. Sie erfasst die Veränderungen im
Tumor, die sich auf einzelne Mutationen in seiner Erbsubstanz
zurückführen lassen, erläuterte Prof. Christoph Röcken, Pathologe am
UKSH in Kiel. Mittlerweile gebe es bei einigen Tumorarten, etwa beim
Lungenkarzinom oder beim Darmkrebs, gute Beispiele dafür, wie eine
Analyse der Erbsubstanz im Tumor diejenigen Patienten identifizieren
kann, die auf ein zielgerichtetes Medikament voraussichtlich gut
ansprechen werden. Studien weisen außerdem daraufhin, dass die
Mutationslast im Tumor ein prädiktiver Marker für das Ansprechen auf
die neuen Immuntherapien sein könnte. Hier seien allerdings noch
weitere Untersuchungen nötig, so Rücken. "In den letzten beiden Jahren
waren es vor allem die Immun-Checkpoint-Inhibitoren, die in der
medikamentösen Tumortherapie für Aufsehen gesorgt haben. Diese
Medikamente lösen quasi die Bremse bei den körpereigenen T-Zellen, die
vom Tumor an der erfolgreichen Bekämpfung der Krebszellen gehindert
werden, und regen so das Immunsystem an, den Krebs zu attackieren."
Besonders beim nicht-kleinzelligen Lungenkarzinom und beim schwarzen
Hautkrebs wurden damit länger anhaltende Behandlungserfolge
beobachtet. Es deute sich an, dass die Immun-Checkpoint-Inhibitoren
der zweiten Generation bei einer Vielzahl von Tumorerkrankungen wirken
könnten, so Röcken. "Dennoch sprechen längst nicht alle Patienten auf
Checkpoint-Inhibitoren an." Forscher arbeiten mit Hochdruck daran,
Biomarker zu finden, mit denen sich das Ansprechen auf eine
Immuntherapie vorhersagen lässt.

Bewegung hilft Krebspatienten

Viele Patienten leiden unter den Nebenwirkungen ihrer Therapie. Eine
gezielte Bewegungstherapie hilft, die zum Teil starken Einschränkungen
zu reduzieren und die Lebensqualität der Betroffenen zu steigern, wie
aktuelle Studienergebnisse belegen. "Körperliche Aktivität vermindert
die Beschwerden erfolgreicher als eine medizinische oder eine
psychologische Therapie. Bewegung ist das am besten geeignete
'Medikament' etwa zur Reduzierung des Fatigue-Syndroms", erklärte Dr.
Freerk Baumann aus Köln. "Auch bei der durch Chemotherapie induzierten
Polyneuropathie zeigen Studien, dass Bewegungstherapie hilft. Für die
Polyneuropathie gibt es keine andere Behandlungsmethode, deren
nachhaltige Wirkung bewiesen werden konnte." Sensomotorisches Training
und womöglich auch Vibrationstraining würden die besten Effekte bei
der Therapie von Nervenschäden erzielen, so Baumann.

Bei Prostatakrebspatienten unter Hormontherapie, die vom permanenten
Abbau der Knochendichte bedroht sind, wurden in einer Studie
Krankengymnastik, Kraft- und Ausdauertraining und ein sogenanntes
Impact-Training verglichen. Ergebnis: Nur mit dem Impact-Training sei
es gelungen, die Knochendichte über sechs Monate konstant zu halten,
so Baumann. Impact-Training ist ein intensives Training mit
ruckartigen Bewegungen, die die Knochen stark fordern. Baumann zeigte
Videosequenzen, in denen Patienten Sprünge mit beiden Beinen über
Hürden unterschiedlicher Höhe oder Seilspringen mit hoher Intensität
durchführten. "Natürlich ist nicht jeder ältere Mensch dafür
geeignet", räumte der Sportwissenschaftler ein.

Auch Dr. Thorsten Schmidt aus dem UKSH-Campus Kiel hob die positiven
Effekte von Bewegung hervor; dies gelte auch für die Palliation, wie
eine Analyse der aktuellen Studienlage ergeben habe. So konnten
zahlreiche Untersuchungen gestiegene Leistungsfähigkeit, geringere
Fatigue-Symptomatik und höhere Lebensqualität belegen, auch wenn es
noch an großen randomisierten, kontrollierten Studien mangele, so
Schmidt. Im Kieler Krebszentrum Nord (CCC) gebe es eine auf die
individuellen Bedürfnisse und das Leistungsvermögen der Patienten
zugeschnittene sporttherapeutische und sportmedizinische Betreuung.
Forschungsschwerpunkt des Bereiches ist die Evaluation der Sport- und
Bewegungstherapie in den verschiedenen Behandlungsphasen (kurativ und
palliativ) mit dem Ziel, jedem Patienten eine individualisierte
Bewegungstherapie anbieten zu können.

Krebsregister: "Gesetz ist ein Fortschritt"

Die Bereiche Epidemiologie und Versorgungsforschung wurden in Berlin
ebenfalls intensiv diskutiert, aus Schleswig-Holstein waren hier vor
allem Experten aus dem Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie
der Universität Lübeck und dem Institut für Krebsepidemiologie
(Krebsregister Schleswig-Holstein) eingebunden.

Im April 2013 ist das Krebsfrüherkennungs- und -registergesetz (KFRG),
in Kraft getreten. In dem Gesetz wurden Empfehlungen aus dem
Nationalen Krebsplan umgesetzt. So sollen Voraussetzungen dafür
geschaffen werden, dass die Krebsfrüherkennung mehr Menschen erreicht
und die Krebsbehandlung so erfolgreich wie möglich gestaltet wird. Mit
einer flächendeckenden Früherkennung soll Krebs besser behandelbar
oder sogar vermeidbar werden. Die Versicherten werden seitdem
regelmäßig angeschrieben und zu Untersuchungen eingeladen; der Gang
zur Vorsorge bleibt freiwillig.

In vielen Bundesländern bereits bestehende Register werden seitdem
ergänzt und bundesweit vereinheitlicht. Sie sind ein Instrument zur
Erfassung der Patientendaten, einschließlich Diagnose, Behandlungen,
Nachsorge und Rückfällen. "Das Gesetz ist ein Fortschritt, es wurde
einiges erreicht in den vergangenen Jahren", erklärte Institutsleiter
Prof. Alexander Katalinic. Gleichwohl sind noch lange nicht alle
Erwartungen erfüllt. Aus Sicht der Epidemiologen etwa sei der
Austausch zwischen den behandelnden Ärzten und dem Krebsregister
ausbaufähig, so Katalinic. Er mahnte eine bessere Datenqualität an,
auf den Meldebögen fehle häufig die Stadieneinteilung oder sie sei
unvollständig. "Pro Jahr gibt es etwa 20.000 neue Patienten in
Schleswig-Holstein, deren Daten ans Krebsregister gemeldet werden. In
rund 10.000 Fällen haben wir Rückfragen an die Ärzte, weil die
übermittelten Daten unvollständig sind. Das ist viel zu viel, da
erwarten wir von den Klinikern eine bessere Datenqualität!"

In Schleswig-Holstein gibt es bereits seit 1998 eine gesetzliche
Meldepflicht für alle Krebsneuerkrankungen; für die Diagnosejahre 2012
bis 2014 hat das Krebsregister kürzlich aktuelle Daten veröffentlicht.
Demzufolge kommt es zu 19.500 Neuerkrankungen jährlich in
Schleswig-Holstein, betroffen sind etwas mehr Männer (10.200) als
Frauen. Brustkrebs (2.900 Neuerkrankungen) und Prostatakrebs (2.500)
sind die häufigsten Krebserkrankungen bei Frauen und Männern. Bei den
Frauen folgen Darm- und Lungenkrebs (1.130 bzw. 860), bei den Männern
Lungen- und Darmkrebs (1.400 bzw. 1.200). 8.200 Patienten sterben
jährlich, gleichzeitig steigt die Zahl der Langzeitüberlebenden
deutlich an. In Schleswig-Holstein leben rund 100.000 Krebspatienten,
70 Prozent der Frauen und 65 Prozent der Männer leben fünf Jahre nach
der Diagnose noch.

Die Lübecker Experten haben inzwischen auch Daten einzelner
Screeningmaßnahmen ausgewertet. Dr. Joachim Hübner befasste sich mit
der Wirksamkeit der Früherkennungskoloskopie. Das Darmkrebsscreening
wird seit 2002 allen gesetzlich versicherten Frauen und Männern ab 55
Jahre angeboten. "Wir wollten wissen, ob die positiven Effekte der
Screeningkoloskopie, die in zahlreichen klinischen Studien gezeigt
wurden, auch in der.Versorgungswirklichkeit nachweisbar sind. Dazu
haben wir eine ökologische Studie mit Daten aus 358 Kreisen und
kreisfreien Städten durchgeführt", erläuterte Hübner. Die Hypothese
der Wissenschaftler: "Je höher die Teilnahmerate an der
Früherkennungskoloskopie in einem Kreis ist, desto stärker ist die
Darmkrebssterblichkeit in diesem Kreis zurückgegangen" konnte in der
vom Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung in Deutschland
(Zi) geförderten Studie untermauert werden. Hübner: "Der Zusammenhang
ließ sich auch quantifizieren: Eine um 1 Prozent höhere Teilnahme an
der Früherkennung war mit einem um 0,5 Prozent stärkeren jährlichen
Rückgang der Darmkrebssterblichkeit zwischen 2002 und 2012
assoziiert." Der Beitrag, den die Screeningkoloskopie zum allgemeinen
Rückgang der Darmkrebssterblichkeit leistet, liegt bei etwa 30
Prozent, so Hübner. In absoluten Zahlen bedeutet dies, in den ersten
zehn Jahren des Screenings konnten in Deutschland 15.500
Darmkrebstodesfälle vermieden werden.

Eine ähnliche Analyse präsentierte Katalinic zum Mammakarzinom. Seit
2005 besteht in Deutschland ein systematisches Mammografie-Screening.
Um den Effekt der ersten zehn Jahre abzuschätzen, haben die Lübecker
Experten die veröffentlichten Daten von Teilnehmerinnen und
Tumorbefunde aus dem epidemiologischen Krebsregister und der
Kooperationsgemeinschaft Mammografie-Screening analysiert. 8,3
Millionen Frauen haben zwischen 2005 und 2014 an der Früherkennung
teilgenommen, beider 125.000 bis 145.000 Mammakarzinome entdeckt
wurden; 9 bis 10 Prozent der Teilnehmerinnen erhielten mindestens
einmal einen falsch-positiven Befund. Verschiedenen Rechenmodellen
zufolge wurden zwischen 4.100 und 10.800 Frauen vor dem Brustkrebstod
bewahrt. Katalinic: "Die Hochrechnung vermittelt einen vorläufigen
Eindruck davon, welchen Einfluss das Brustkrebsscreening haben könnte.
Auf eine weitergehende Bewertung des Screenings haben wir jedoch
bewusst verzichtet." Katalinic geht davon aus, dass es bundesweit zu
einem screeningbedingten Rückgang der Mortalität kommen müsste; erste
Ergebnisse hierzu liegen seinen Angaben zufolge jedoch nicht vor 2020
vor.

Weitere Vorträge der Lübecker Epidemiologen befassten sich etwa mit
der Pilotphase einer Studie, die sich mit Inzidenz und Mortalität
fortgeschrittener Melanome beschäftigt (Alicia Brunßen, Institut für
Sozialmedizin und Epidemiologie), oder mit der kleinräumigen
Krebsberichterstattung, die unter anderem die Frage beantworten will,
ob und wie das Behandlungsergebnis mit dem Wohnort zusammenhängt (Dr.
Ron Pritzkuleit, Institut für Krebsepidemiologie).

Am Ende noch viele Fragen offen

Am Ende des Kongresses blieben dennoch intensiv diskutierte Fragen
etwa zur Finanzierung zielgerichteter Therapien oder zur
Patientenorientierung am Lebensende offen. Sechsstellige
Behandlungskosten pro Jahr und Patient für immuntherapeutische
Ansätze, von denen derzeit nur jeder vierte Patient profitiert und
deren langfristiger Nutzen noch nicht belegt ist, stellen eine
Belastung für das Gesundheitssystem dar. Hier muss die hoch gelobte
individualisierte Präzisionsmedizin noch viel Arbeit leisten, um
einerseits diejenigen Patienten exakter zu identifizieren, die von der
Behandlung tatsächlich profitieren, und um andererseits den Beweis zu
erbringen, dass in Studien gewonnene Daten zum Überlebensvorteil sich
im klinischen Alltag auch tatsächlich bewahrheiten. Viele Patienten
werden am Ende ihres Lebens eher übertherapiert; ihr Wunsch, im
häuslichen Umfeld zu sterben, wird häufig nicht berücksichtigt. Prof.
Birgitt van Oorschot aus Würzburg beklagte, dass in Deutschland neun
Prozent aller an Krebs Verstorbenen in ihrem letzten Lebensmonat noch
eine Chemotherapie erhielten; eine "tumorspezifische Therapie"
erhielten gar 38 Prozent, wie eine Analyse der Uniklinik in München
ergab. Das widerspreche eindeutig der S3-Leitlinie Palliativmedizin,
deren Qualitätsziel es sei, den Anteil tumorspezifischer Therapien in
den letzten Lebenstagen so niedrig wie möglich zu halten und keine
falschen Hoffnungen zu wecken, so van Oorschot. Weniger ist dann oft
mehr.


INFO

- 11.900 Kongressteilnehmer kamen in diesem Jahr zum 33. Deutschen
Krebskongress nach Berlin. Allein 1.600 Besucher zählten die
Organisatoren am Krebsaktionstag, einem Infotag für Betroffene,
Angehörige und Interessierte.

- Die Industrie war beim 33. Deutschen Krebskongress mit einer begleitenden Ausstellung vertreten.

- Das Betroffenen-Cafe der Ärztekammer Schleswig-Holstein für
Krebspatienten und Angehörige findet alle vier Wochen im
Bildungszentrum der Ärztekammer statt: Jeden ersten Dienstag im Monat
in der Esmarchstraße in Bad Segeberg. Weitere Info unter: 

https://www.aeksh.de/patient/patientenberatung

19.02.20 - An diesem Tag wird der 34. Deutsche Krebskongress in Berlin
stattfinden. Er wird sich über vier Tage erstrecken und bis zum 22.
Februar dauern.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Will geeignete Patienten für Immuntherapien frühzeitig
identifizieren: Prof. Christoph Röcken.

- Fordert von den Ärzten bei der Meldung fürs Krebsregister eine
bessere Datenqualität ein: Prof. Alexander Katulinic.

- Nehmen mehr Menschen am Darmkrebsscreening teil, sinkt die
Sterblichkeit, hat Dr. Joachim Hübner festgestellt.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 2/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201804/h18044a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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STELLUNGNAHME/168: Votum des Dt. Ärztetags zur Lockerung des Fernbehandlungsverbots begrüßt (Dt. Hochdruckliga)


Deutsche Hochdruckliga - 10.05.2018

Dt. Hochdruckliga begrüßt das Votum des Dt. Ärztetags zur Lockerung des Fernbehandlungsverbots



Der Deutsche Ärztetag spricht sich aktuell für eine Lockerung des
Fernbehandlungsverbotes aus. Die Deutsche Hochdruckliga begrüßt dieses
Votum und sieht darin eine echte Chance, die Versorgung von Hypertonikern
zu verbessern. Doch in der Regelversorgung ist der Einsatz digitaler
Hilfsmittel bisher nicht angekommen. Es fehle derzeit der gemeinsame
Gestaltungswille, die Regelversorgung öffnen zu wollen, so dass dies allen
Beteiligten nutzt. "Derzeit findet Telemedizin nur innerhalb von
Modellprojekten, aber nicht im realen Praxisalltag in der Regelversorgung
und ohne angemessene Honorierung statt - im Zeitalter der digitalen
Technologie ein Unding, hier besteht ein dringender Nachholbedarf!"

Der Deutsche Ärztetag sprach sich in Erfurt für die Öffnung des
Fernbehandlungsverbotes aus. Die Deutsche Hochdruckliga e.V. DHL® |
Deutsche Gesellschaft für Hypertonie und Prävention begrüßt dieses Votum
und sieht darin eine echte Chance zur Verbesserung der Versorgung von
Hypertonikern. "Die Therapietreue lässt bekanntermaßen zwischen zwei
Arztbesuchen nach, was den Behandlungserfolg gefährdet. Verordnete
Medikamente werden gar nicht erst eingenommen oder vorzeitig wegen
Nebenwirkungen abgesetzt. An diesem Punkt könnte die Telemedizin ansetzen,
Studien haben bereits ausreichend gezeigt, dass telemedizinische
Arztbesuche bei diesen Patienten sogar ebenso effektiv sind wie der Gang
in die Praxis", erklärt Prof. Dr. med. Martin Middeke, München, Sprecher
der Kommission Telemedizin und E-Health der Deutschen Hochdruckliga e.V.
DHL® | Deutschen Gesellschaft für Hypertonie und Prävention. So hatte erst
eine Ende April publizierte Studie [1] an über 1.000 Patienten, die sich
einer virtuellen Behandlung unterzogen hatten, gezeigt, dass damit eine
ebenso effektive Blutdruckkontrolle erreicht wird wie mit Präsenzterminen
beim Arzt.

Die Deutsche Hochdruckliga e.V. DHL® | Deutsche Gesellschaft für
Hypertonie und Prävention begrüßt auch den in Erfurt getroffenen
Beschluss, die Verantwortung für eine Fernbehandlung in die Hand des
einzelnen Arztes zu legen. "Wir brauchen natürlich ein
verantwortungsvolles Handeln nach Maß. Telemedizin eignet sich nicht für
alle Patienten, kann und soll natürlich auch nicht die Präsenzmedizin
ersetzen. Der kluge Einsatz digitaler Hilfsmittel ist aber eine große
Chance für unsere Patienten". Wie der Experte ausführt, ermöglichten
virtuelle Besuche eine engmaschigere Kontrolle, die besonders bei
Neupatienten oder bei schwer einstellbaren Patienten wichtig wären und zu
einer Verbesserung des Therapieerfolgs führen könnten. "Es ist
unwirtschaftlich, die Patienten wöchentlich oder gar mehrmals pro Woche
für ein Kurzgespräch mit dem Arzt in die Praxis einzubestellen, digital
sind solche "Zwischenvisiten" aber machbar." Sie stärken das
Arzt-Patientenverhältnis und motivieren den Patienten zur regelmäßigen Einnahme
seiner Tablette bzw. leisten einen wichtigen Beitrag zur nachhaltigen
Umstellung des Lebensstils. Darüber fühlt sich der Patient besser betreut
und "sicher". Es ist auch gut, dass es hohe Datenschutzanforderungen gibt.
Das ist eine notwendige Herausforderung, aber keine unüberwindbare Hürde.

Vor fast 25 Jahren wurde auf Initiative der Deutschen Hochdruckliga die
Langzeitblutdruckmessung als Regelleistung - und Goldstandard für die
ärztliche Blutdruckmessung - von den gesetzlichen Krankenkassen anerkannt.
Nach Auffassung der Deutschen Hochdruckliga braucht es dringend eine neue
qualitätsgesicherte Aktion für eine vergleichbare Innovation. Digitale
Helfer können Patienten niederschwellig zu Lebensstilmaßnahmen motivieren,
nach der Erstdiagnose Bluthochdruckdruck deren Therapietreue unterstützen
bzw. die Behandlung von schwer einstellbaren Hypertonikern durch ein von
Hypertensiologen DHL® begleitetes Telemonitoring verbessern.

"Unser Ziel muss es sein, bei Bedarf sprechende Medizin durch digitale
Gesundheitshelfer sinnvoll zu ergänzen, um durch Lebensstilmaßnehmen bzw.
bei Bedarf Medikamente den Blutdruck rechtzeitig in Griff zu bekommen.
Jeder zweite Schlaganfall oder Herzinfarkt könnte dadurch vermieden
werden.", so Prof. Dr. Bernhard K. Krämer, Mannheim, Vorstandsvorsitzender
der Deutschen Hochdruckliga e.V. DHL® | Deutschen Gesellschaft für
Hypertonie und Prävention. Davon ist man derzeit noch weit entfernt.
"Derzeit findet Telemedizin nur innerhalb von Modellprojekten, aber nicht
im realen Praxisalltag in der Regelversorgung und ohne angemessene
Honorierung statt - im Zeitalter der digitalen Technologie ein Unding,
hier besteht ein dringender Nachholbedarf!"


Literatur

[1] Levine DM et al. Association of Structured Virtual Visits for
Hypertension Follow-Up in Primary Care with Blood Pressure Control and Use
of Clinical Services. J Gen Intern Med. 2018 Apr 23. [Epub ahead of print]

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hochdruckliga.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution816
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Hochdruckliga, Dr. Bettina Albers, 10.05.2018
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STELLUNGNAHME/167: Hilfsmittel-Versorgungen - Krankenkassen müssen Versicherte besser über ihre Rechte informieren (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 11. Mai 2018

"Krankenkassen müssen bei Hilfsmittel-Versorgungen ihre Versicherten besser über ihre Rechte informieren" 

BVMed zum BVA-Bericht



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, hat die
gesetzlichen Krankenkassen aufgefordert, ihre Versicherten bei der
Hilfsmittel-Versorgung besser über ihre Rechte zu informieren. Dazu
gehört eine Information zu dem Recht, gegen einen ablehnenden
Leistungsbescheid der Krankenkasse Widerspruch einlegen zu können, so
BVMed-Geschäftsführer und Vorstandsmitglied Joachim M. Schmitt.
Hintergrund ist, dass das Bundesversicherungsamt (BVA) in seinem
"Sonderbericht zum Wettbewerb in der gesetzlichen Krankenversicherung"
vom April 2018 deutliche Kritik an der Informiertheit der Versicherten
äußert.

"Die Veränderungen in der Art der Kommunikation dürfen von den
Krankenkassen nicht als Einfallstor dazu genutzt werden, Versicherte
im Ungewissen über ihre Leistungsansprüche oder Rechtsbehelfe zu
lassen", heißt es in dem BVA-Sonderbericht (Fazit; Seite 128). In dem
Bericht stellt das BVA fest, "dass einige Krankenkassen ihre
Ablehnungsbescheide nicht nur unzureichend begründen, sondern auch
vermehrt von einer rechtlich zwingenden schriftlichen
Rechtsmittelbelehrung absehen. Zur Vermeidung von
Widerspruchsverfahren fordern Krankenkassen sehr häufig ihre
Versicherten auf, ihre Anträge zurückzunehmen" (Seite 121). Bei seiner
Kritik stützt sich das BVA zudem auf einen IGES-Bericht im Auftrag des
Patientenbeauftragten sowie auf Erkenntnisse der Unabhängigen
Patientenberatung (UPD; Seiten 122 und 123), nach denen Ratsuchende
falsch oder unvollständig informiert und beraten wurden.

Gerade in der Hilfsmittelversorgung kommt es immer wieder zu Problemen
nach Ausschreibungen oder zu Verzögerungen bei Genehmigungsverfahren.
Der BVMed und seine "Initiative Faktor Lebensqualität" unterstützen
Versicherte dabei, bei konkreten Versorgungsproblemen mit ihren
Hilfsmitteln oder ausbleibender Beratung ihren Anspruch durchzusetzen.
Dazu gehören Musteranschreiben für eine Beschwerde oder einen
Widerspruch gegenüber dem Leistungserbringer und der Krankenkasse
sowie ein Informationsflyer über die Rechte der Patienten. Die
Informationen sowie weitere Kontakte für Beschwerden können unter 
 www.bvmed.de/kontakt-beschwerden 

(https://www.bvmed.de/de/versorgung/hilfsmittel/hilfsmittel-ableitende-/kontakt-beschwerden) abgerufen werden.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 35/18

https://www.bvmed.de/krankenkassen-muessen-bei-hilfsmittel-versorgungen-ihre-versicherten-besser-ueber-ihre-rechte-informieren

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 35/18 vom 11. Mai 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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AIDS/1051: HIV-Diskriminierung.de - Neues Internetportal gegen HIV-Diskriminierung (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 14. Mai 2018

HIV-Diskriminierung.de: Neues Internetportal gegen HIV-Diskriminierung

Berlin - Deutsche AIDS-Hilfe informiert über Möglichkeiten, sich gegen
Diskriminierung zu wehren, und Unterstützungsangebote / Außerdem:
Infos für Beratende und Materialien



Menschen mit HIV erleben auch heute noch Diskriminierung, etwa im
Beruf oder im Gesundheitswesen. Das Portal hiv-diskriminierung.de
bietet ihnen nun Informationen und Unterstützung, um sich zu wehren.

Die Seite informiert über Diskriminierung im juristischen Sinn, das
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und den Datenschutz und
bietet Adressen von Ansprechpartner_innen, die beim Vorgehen gegen
Diskriminierung beraten und unterstützen.

Meldestelle für HIV-Diskriminierung

Zugleich dient das Portal als Meldestelle für selbst oder von anderen
erlebte Diskriminierung. Unter www.hiv-diskriminierung.de findet sich
dazu ein Fragebogen, in dem man auch angeben kann, wenn man Beratung
wünscht. Die Kontaktstelle HIV-bezogene Diskriminierung der Deutschen
AIDS-Hilfe (DAH) setzt sich dann mit der meldenden Person in
Verbindung.

"Informationen über Diskriminierungsfälle sind wichtig für uns",
erklärt Sven Warminsky vom Vorstand der DAH. "Nur wenn wir wissen, wie
oft, in welcher Form und durch welche Institutionen Menschen mit HIV
diskriminiert werden, können wir strukturelle Veränderungen einleiten -
 damit Diskriminierung künftig nicht mehr geschieht."

Infos, Materialien und Links zum Thema HIV und Diskriminierung

Darüber hinaus bietet hiv-diskriminierung.de weiterführende
Materialien zum Herunterladen, Links und Hinweise zu Schulungen und
Veranstaltungen der Deutschen AIDS-Hilfe zu diesem Thema und Infos für
Beratende.

Dass es sich bei Diskriminierung aufgrund der HIV-Infektion keineswegs
um Einzelfälle handelt, zeigte bereits die 2011/12 durchgeführte
bundesweite Befragung "positive stimmen", mit der erstmals Zahlen zur
Stigmatisierung von Menschen mit HIV ermittelt wurden.

Die Deutsche AIDS-Hilfe hat darauf unter anderem mit der Einrichtung
der "Kontaktstelle HIV-bezogene Diskriminierung" reagiert. Auch in
immer mehr Aidshilfen vor Ort gibt es ausgewiesene Ansprechpersonen
für Ratsuchende in Diskriminierungsfüllen.


Weitere Informationen:

Portal hiv-diskriminierung.de


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: www.aidshilfe.de
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DIABETES/2015: Diabetologen fordern Nationales Diabetes-Register für Deutschland (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 10.05.2018

Diabetologen fordern Nationales Diabetes-Register für Deutschland



Im Gegensatz zu vielen skandinavischen Ländern besteht in Deutschland
keine gesetzliche Vorgabe, Erkrankungsverläufe und deren Behandlung
lückenlos zentral zu erfassen und auszuwerten. Gerade für eine komplexe
Stoffwechselerkrankung wie Diabetes mellitus wäre eine solche zentrale
Erfassung sowohl aus medizinischer, versorgungsstruktureller und
gesundheitspolitischer Sicht auch hierzulande sehr hilfreich. Daher hat
die Deutsche Diabetes Gesellschaft die "Kommission Versorgungsforschung
und Register" gegründet, um die Aktivitäten bereits bestehender
dezentraler Diabetes-Register zu bündeln, zu vernetzen und langfristig ein
nationales Diabetes-Register aufzubauen.

Zwei bereits etablierte deutschlandweite Diabetesregister sind die
"Diabetes-Patienten-Verlaufsdokumentation" (DPV) sowie die
"Diabetes-Versorgungs-Evaluation" (DIVE). "Die Verbindung dieser Datenbanken bietet
eine für Deutschland einzigartige Basis, mehr Transparenz über die
gesundheitliche Versorgung von Menschen mit Diabetes in Deutschland
herzustellen", erklärt Kongresspräsident Univ.-Professor Dr. med. Jochen
Seufert aus Freiburg. Zusammen bilden die Register DPV und DIVE mehr als
500.000 Patienten mit Diabetes ab, davon haben etwa 80.000 Erwachsene
Typ-1-Diabetes und 400.000 Typ-2-Diabetes. Erste Daten-Analysen von
Patienten mit Typ-2-Diabetes aus den beiden Registern deuten auf hohe
Unterschiede zwischen den Bundesländern hin. Die Versorgungsforschung kann
anhand dieser Daten Informationen aus der Versorgungsroutine, die über
Verschreibungs- oder Kassendaten hinausgehen, sammeln und auswerten.
Professor Seufert betont: "Um repräsentative Aussagen für ganz Deutschland
im langfristigen Verlauf zu erheben, ist jedoch auf Dauer unbedingt der
Aufbau eines Nationalen Diabetes-Registers notwendig".

Die Abteilung für Epidemiologie und Gesundheitsmonitoring des Robert
Koch-Instituts arbeitet derzeit fachgebietsübergreifend am Aufbau einer
"Diabetes-Surveillance" für Deutschland. Ziel ist, alle verfügbaren
Datenquellen auf Bundes-, Länder- und Selbstverwaltungsebene zu bündeln,
um eine verlässliche Datenlage für eine evidenzbasierte Politikberatung
und Begleitforschung gesundheitspolitischer Maßnahmen zu schaffen. "Durch
die Struktur und den Ansatz der Nationalen Diabetes-Surveillance können
jedoch nicht alle Fragen zur Versorgung von Menschen mit Diabetes mellitus
flächendeckend beantwortet werden", so Professor Seufert. Die
"Diabetes-Surveillance" ersetze daher nicht den Aufbau eines Nationalen
Diabetes-Registers.

Der 53. Frühjahrskongress der Deutschen Diabetes Gesellschaft findet vom
9. bis 12. Mai im CityCube Berlin statt. Alle Informationen zum Diabetes
Kongress 2018 sind im Internet unter www.diabeteskongress.de zu finden.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.diabeteskongress.de

http://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de

https://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de/presse/pressematerial.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Diabetes Gesellschaft, Kerstin Ullrich, 10.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLASSIK/10079: Hannover - Chor der Medizinischen Hochschule, Rossinis Petite Messe solennelle, 19.05.


idw - Pressemitteilung: Medizinische Hochschule Hannover

Kleine Messe, ganz groß: MHH-Chor gibt Rossinis Petite Messe
solennelle

Konzert am 19. Mai in der Gartenkirche St. Marien in Hannover



Am Pfingstsamstag führt der Chor der Medizinischen Hochschule Hannover
(MHH) Rossinis Messe für Chor, Solisten, Klavier und Harmonium auf.
Die musikalische Leitung hat für dieses Konzert Florian Lohmann
übernommen.

Der Chor lädt alle Interessierten ein zu der Veranstaltung am

Sonnabend, 19. Mai 2018 um 18 Uhr

in der Gartenkirche St. Marien, Marienstraße 37, Hannover.

Die Eintrittskarten kosten 15 Euro (ermäßigt 10 Euro) und sind an der
Abendkasse erhältlich.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover, Stefan Zorn, 14.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





REVUE/205: Hannover - Golden Dawn Arkestra, Release Tour als Children of the Sun, Cumberland 15.06.


SCHAUSPIEL HANNOVER

CUMBERLAMPE: GOLDEN DAWN ARKESTRA - CHILDREN OF THE SUN

DAS PSYCHODELISCHE NEOHIPPIEKOLLEKTIV STARTET

EINE TURBULENTE RELEASE TOUR ALS CHILDREN OF THE SUN

KONZERTREIHE 15.06.18, 20:00 UHR, CUMBERLAND



Weniger als Band, mehr als Happening feiert das 9-köpfige
Kult-Ensemble aus der Musenstadt Austin sich und alle Klangliebenden
mit ihrem frisch veröffentlichten Album als Kinder der Sonne. Und wer
da jetzt an bunt wallende Gewänder, wirre Frisuren und zu große
Sonnenbrillen als Vorspiel für freie Liebe denkt, liegt nicht ganz
falsch: Auch ihr jüngstes Kind ist eine Experimentierreise durch die
musikalische Galaxis von Stilen und Sounds samt Performance und
Kostümierung - als hätten Venus und Uranus ihre Hippiecommunity für
eine turbulente Nacht auf den Planeten Erde gebeamt. Von Brasilien bis
Berlin, von Postpunk über Psychrock, von Afrobeat über Discogroove bis
zu Funk und Soul, von romantischer Vollmondmelodie bis zur
transzendenten Sternenexplosion spielen sich diese Spacefreaks
nerdig-lustvoll durch ihren ganz eigenen Kosmos voll verrückter
Tanzlust und heilender Schwingungen.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Juni 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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AUSLAND/8705: Aus aller Welt - 15.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Katalonien: Separatist Quim Torra wird neuer Ministerpräsident

Fünf Monate nach der Neuwahl hat die spanische Konfliktregion
Katalonien wieder einen Regierungschef. Das Regionalparlament in
Barcelona wählte mit Quim Torra einen neuen Ministerpräsidenten. Der
55jährige katalanische Politiker erreichte in der zweiten
Abstimmungsrunde knapp die nötige einfache Mehrheit. Torra gilt als
ebenso überzeugter Unabhängigkeitsbefürworter wie sein Vorgänger, der
im Herbst vergangenen Jahres von der Zentralregierung in Madrid
abgesetzte Carles Puigdemont, der ihn als Nachfolger vorgeschlagen
hatte. Nach der Amtsübernahme des neuen Regierungschefs wird die
Zwangsverwaltung der Zentralregierung für die Region automatisch
beendet. Ob Torra auf Konfrontationskurs bleibt oder einen
versöhnlicheren Kurs als sein Vorgänger einschlägt, werden die
nächsten Tage und Wochen zeigen.

15. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8705: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dashcam-Videos können als Beweismittel gelten

Laut einem Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) können Aufnahmen von
sogenannten Dashcams bei Verkehrsunfällen als Beweismittel vor
Gericht verwendet werden, auch wenn sie gegen Datenschutzbestimmungen
verstoßen. Die Aufnahmen von Auto-Minikameras verstießen zwar gegen
das Datenschutzrecht - da aber Unfallbeteiligte ohnehin Angaben zu
Person, Versicherung und Führerschein machen müßten, sei dies
nachrangig, entschied das Karlsruher Richtergremium. Damit hatte die
Revision eines Autofahrers aus Sachsen-Anhalt Erfolg, der anhand der
Aufzeichnungen seiner Dashcam seine Unschuld an einem Unfall beweisen
wollte.

15. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8702: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Regierung plant schrittweise Anhebung des Wehretats

Die Ausgaben für die Bundeswehr werden steigen. Wie
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen bei einer
Bundeswehrtagung in Berlin ankündigte, soll der Wehretat bis 2025 von
1,2 Prozent auf 1,5 Prozent der Wirtschaftsleistung (BIP) steigen.
Nach Schätzungen von Experten dürften die Ausgaben für die Truppe
damit auf knapp 60 Milliarden Euro wachsen. Bundeskanzlerin Angela
Merkel stellte sich in ihrer Rede zwar hinter das Zwei-Prozent-Ziel
der NATO, vermied aber Aussagen, wann das Ziel erreicht werden soll.
Der verteidigungspolitische Sprecher und Vizevorsitzende der
Linkspartei, Tobias Pflüger, forderte die Bundesregierung auf, auf
Abrüstung zu setzen und das Geld in Bildung und Soziales zu
investieren.

15. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8704: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Linke fordert Mindestlohn für Pflegeberufe

Die Brandenburger Linke startete eine Kampagne für eine bessere
Bezahlung und mehr Personal in der Pflege. Das sogenannte
Sofortprogramm der neuen Bundesregierung für zusätzlich 8.000
Pflegekräfte decke nicht den tatsächlichen Bedarf, kritisierte
Landesgeschäftsführer Stefan Wollenberg. Die Linke fordert einen
Pflegemindestlohn von 14,50 Euro und einen flächendeckenden
Tarifvertrag sowie einen verbindlichen Personalschlüssel, der das
Verhältnis von Pflegekraft und Zahl der Patienten vorschreibt.

15. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8703: Tragisches und Kurioses - 15.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Vulkan Kilauea auf Hawaii wird immer aktiver

Nach neuen Spalten im Boden am Vulkan Kilauea auf Hawaii haben die
Behörden weitere Evakuierungen auf der Insel angeordnet. Inzwischen
sind bereits 19 Risse in der Erdoberfläche bekannt. Die steten
Lavaströme fließen zum Teil bis in den Pazifik. Bislang wurden rund
40 Privathäuser und andere Gebäude durch die glühenden Lavamassen
zerstört. Die Katastrophenschutzbehörde forderte rund 10.000 Bewohner
auf, sich vor dem Lavafluß und wegen giftiger Gase in Sicherheit zu
bringen.

15. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7788: Aus Forschung und Technik - 15.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Verschwundener Asteroid rast heute dicht an der Erde vorbei

Heute Nacht rast ein bis zu 130 Meter großer Asteroid in einem
Abstand von gerade mal 200.000 Kilometern an der Erde vorbei. Nach
bisherigen Kenntnissen der NASA fliegt der Brocken mit etwa 45.000
Kilometern pro Stunde durchs All. Der Asteroid 2010 WC9 wurde 2010 mit
Hilfe des Projekts Catalina Sky Survey im US-Bundestaat Arizona
entdeckt, verschwand dann aber aus dem Sichtbereich. Erst am 8. Mai
2018 fanden Himmelsforscher von der Londoner Sternwarte Northolt
Branch Observatory ihn wieder - und damit erst kurz vor seiner
Erdpassage. Die größte Annäherung an unseren Heimatplaneten soll um
Mitternacht erfolgen. Eine Kollisionsgefahr besteht nach Einschätzung
von Experten nicht.

15. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7800: Aus aller Welt - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Palästinenser im Gazastreifen bestatten ihre Toten am Grenzzaun

Die Menschen im Gazastreifen haben am Dienstag damit begonnen, die am
Vortag umgekommenen oder von israelischen Scharfschützen getöteten
Demonstranten und Aktivisten am Grenzzaun ihrer Enklave zu bestatten.
Unter den Toten ist auch ein acht Monate altes Mädchen, welches an
Tränengas erstickt ist, wie das Gesundheitsministerium in Gaza
berichtete. Laut Uno-Angaben sind am Montag 1360 Menschen
angeschossen worden. 155 von ihnen schweben in Lebensgefahr. Die
Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen hat nach eigenen Angaben zur
Zeit vier chirurgische Notfallteams in drei Kliniken im Gazastreifen
im Einsatz. Die zuständige Projektleiterin Ingres berichtete unter
anderem, der Großteil der Verwundeten werde lebenslang an den Folgen
der Verletzungen leiden.

An den Kundgebungen am Zaun des Gazastreifens hatten Zehntausende
Palästinenser teilgenommen. Rupert Colville, Sprecher des
Uno-Menschenrechtsbüro, sagte, es sehe so aus, als laufe jeder
Gefahr, durch Schüsse getötet oder verletzt zu werden - Frauen,
Kinder, Pressevertreter, Nothelferinnen, Unbeteiligte -, auch wenn
sie sich 700 Meter vom Zaun entfernt aufhielten.

Am Dienstag erinnerten die Palästinenser in den besetzten Gebieten an
die Katastrophe von Flucht und Vertreibung vor 70 Jahren, als der
Staat Israel gegründet wurde. Im Rahmen einer dreitägigen Trauer
wurde im Westjordanland, im Gazastreifen und in Ostjerusalem der
Generalstreik ausgerufen. Die Bevölkerung des Westjordanlands war
aufgerufen, an israelischen Checkpoints zu demonstrieren. Der Protest
der Palästinenser gilt unter anderem der Eröffnung der US-Botschaft
in Jerusalem sowie der mehr als zehnjährigen Blockade des
Gazastreifens. Der Politikwissenschaftler und Nahostexperten Michael
Lüders schilderte am Dienstag die Situation dort in einem Interview
des Deutschlandfunks mit den Worten, in einem Gebiet von der Größe
Bremens lebten fast zwei Millionen Menschen unter sehr schwierigen
Verhältnissen. Das Gebiet sei hermetisch abgeriegelt. Es gebe keine
Möglichkeit, hinein- oder hinauszukommen, ohne daß die israelischen
Behörden zusagten. Israelis und Ägypter seien sich einig, daß man die
Palästinenser nicht rauslassen wolle. Das habe gravierende Folgen zum
Beispiel in der Gesundheitsversorgung, die in weiten Teilen
zusammengebrochen sei. Die Kriegsfolgen 2014 seien noch immer nicht
beseitigt. Der Gazastreifen sei ein Freiluftgefängnis, von dem die
Vereinten Nationen sagten, daß es im Jahr 2020 nicht mehr bewohnbar
sein werde aufgrund der Versalzung der dortigen knappen Wasservorräte
und des Zusammenbruchs der Versorgung mit Lebensmitteln. Was die
Palästinenser im Gazastreifen machten, sei in erster Linie
Hilflosigkeit, auch Ausdruck von Verzweiflung.

15. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7761: Medizin und Gesundheitswesen - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



WHO schickt experimentellen Ebola-Impfstoff in den Kongo

Offenbar nimmt die Weltgesundheitsorganisation WHO den Ebola-Ausbruch
im Kongo so ernst, daß sie sogar einen experimentellen Impfstoff zur
Bekämpfung der Seuche in das betroffene Gebiet geschickt hat. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, sind 4000 Impfdosen auf dem Weg in
die Provinz im Nordwesten des Landes, wo bislang die meisten
Ebola-Fälle gemeldet wurden. Neben zwei bestätigten Ebola-Fällen
stieg die Zahl der Betroffenen inzwischen auf 25 wahrscheinliche und
zwölf vermutete Infizierte. 19 Menschen sind bislang an Symptomen,
wie etwa mit Blutungen einhergehendem Fieber, gestorben. Bei ihnen
wurde Ebola aber noch nicht bestätigt.

15. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7788: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Anwälte distanzieren sich von bayerischem Polizeiaufgabengesetz

Der Präsident des Deutschen Anwaltvereins, Ulrich Schellenberg, hat
sich im Gespräch mit dem Deutschlandfunk am Dienstag von dem neuen
Polizeiaufgabengesetz (PAG) distanziert, welches der Bayerische
Landtag am späten Abend verabschieden sollte. Laut Schellenberg ist
der entscheidende Punkt der Novelle, daß der Gefahrenbegriff geändert
wird. Das heiße, erläuterte Schellenberg, bislang brauche man
entweder eine konkrete oder eine unmittelbar bevorstehende oder eine
gegenwärtige Gefahr, bevor die Polizei tätig werde. Das neue
Polizeiaufgabengesetz sehe vor, daß diese Gefahr nur noch drohen
müsse. Es müsse nur noch die Erwartung sein, daß eine Gefahr
eintrete. Das sei eine erhebliche Herabsenkung der bisherigen
Schwellen. Man verlasse den geübten Weg des Polizeirechts.

Es bestehe überhaupt keine Notwendigkeit aus der polizeilichen Praxis
heraus zu sagen, dieser Gefahrenbegriff müsse geändert werden. Jetzt
habe man so etwas Diffuses. Im Kern geht es darum, daß die Gefahr
vorverlagert werden soll in ein noch früheres Stadium, in dem man
dann halt nicht mehr genau weiß, um was es geht, so Schellenberg.
Letztlich kann das auch in der Praxis zu Rechtsunsicherheit führen.

Laut Schellenberg beklagen die Anwälte sehr stark auch die Ausweitung
der Präventivhaft, die aus der vor einiger Zeit geführten
Gefährderdiskussion kommt. Der Staat sei, wenn er so stark in die
Bürgerrechte eingreife, verpflichtet, ganz klar das mildeste Mittel
anzuwenden, betonte der Jurist. Das könne nie eine unbegrenzte
Fortführung der Haft sein. Eigentlich sei schon theoretisch gar nicht
möglich, daß so etwas rechtsstaatlich umgesetzt werden könne.

Auf die Frage, es würden faktisch potentielle Straftäter
tatsächlichen Straftätern durch dieses neue Polizeigesetz
gleichgestellt, antwortete Schellenberg: Ja, völlig richtig. Die
Grenze würde an dieser Stelle tatsächlich verschwimmen. Es könnte
immer jemand mit dem Hinweis auf eine mögliche Gefährdung so
behandelt werden, wie wenn er die Straftat begangen hätte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7712: Sprache, Kunst und Medium - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Wikingersiedlung Haithabu will auf die UNESCO-Welterbeliste

Die Wikingersiedlung Haithabu und das dort anschließende dänische
Grenzbauwerk Danewerk bereiten sich offenbar für ein Aufnahmebegehren
auf die Welterbeliste der UNESCO vor.

Der Internationale Rat für Denkmalpflege habe dem Welterbekomitee in
Paris empfohlen, beide Stätten in die Liste einzutragen, teilte das
Kulturministerium in Kiel am Dienstag mit.

Das Komitee wird auf seiner Jahrestagung vom 24. Juni bis 3. Juli eine
Entscheidung treffen. Haithabu war vom 9. bis 11. Jahrhundert einer
der wichtigsten Handelsplätze der Wikinger.

Wie NDR 90,3 erklärte, ist Schleswig-Holstein auf der Welterbeliste
bisher mit dem Nationalpark Wattenmeer und der mittelalterlichen
Hansestadt Lübeck vertreten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7778: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Nordkorea hat mit Rückbau von Atomtestgelände Punggye-ri begonnen

Nordkorea wird in rund zehn Tagen das Atomtestgelände Punggye-ri
stillegen und die unterirdischen Anlagen im Beisein ausländischer
Gäste sprengen. Erste wichtige Einrichtungen auf dem weitläufigen
Gelände wurden bereits abgerissen, wie das US-Korea-Institut auf
seiner Nachrichtenseite "38 North" unter Berufung auf
Satellitenaufnahmen melden konnte. Demnach wurden unter anderem
Gleise, die zu den Tunneln führten, abgebaut. Für Mittwoch ist ein
innerkoreanisches Gipfeltreffen geplant. Am 12. Juni wird der
nordkoreanische Machthaber Kim Jong Un in Singapur mit US-Präsident
Donald Trump sprechen. Kim strebt die vollständige atomare Abrüstung
der koreanischen Halbinsel an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7792: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundespräsident Steinmeier besucht die Niederlande

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier ist am Dienstag zu einem
zweitägigen Aufenthalt in die Niederlande gereist. Dort wollte er mit
König Willem-Alexander und Ministerpräsident Mark Rutte unter anderem
über die Zukunft der EU nach dem Austritt Großbritanniens sprechen.
Vor seinem Aufbruch hatte Steinmeier der Tageszeitung NRC Handelsblad
ein Interview gegeben. Die Zeitung gab am Dienstag den
Bundespräsidenten mit den Worten wieder, ohne Frankreich und
Deutschland gehe zwar wenig in der Europäischen Union, aber so
wichtig diese beiden Länder auch seien, ohne die anderen
EU-Mitglieder könnten weder Deutschland noch Frankreich etwas
erreichen für Europa. Mit Blick auf das gestörte Verhältnis der
Europäer zu Rußland sagte Steinmeier, er sei davon überzeugt, daß wir
nicht gut beraten wären, als Antwort auf russisches Handeln
unsererseits allein auf Abgrenzung zu setzen. Steinmeier drückte auch
seine übergroße Sorge um das transatlantische Verhältnis aus und warf
US-Präsident Trump vor, mit der Aufkündigung des internationalen
Iranabkommens der Autorität des Sicherheitsrats und der Vereinten
Nationen insgesamt geschadet zu haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7762: Tragisches und Kurioses - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Zahl der Seebestattungen steigt stetig

In Deutschland entscheiden sich immer mehr Menschen für eine
Seebestattung in Nord- oder Ostsee. Nach Schätzung des Bundesverbandes
Deutscher Bestatter fanden in beiden Meeren im vergangenen Jahr fast
20.000 Bestattungen statt. Laut Auskunft des Interessenverbandes ist
die Nachfrage seit Jahren leicht steigend.

Wie ein Sprecher des Bestattungsgewerbes erklärte, scheint einer der
Hauptgründe die heutige Mobilität vieler Menschen zu sein. Eine
Seebestattung habe den Vorteil, daß anschließend keine Grabpflege
nötig ist. Gewöhnlich lösen sich die versenkten Urnen nach einiger
Zeit auf.

Auf den zumeist kleinen Schiffen findet nach der Fahrt eine
entsprechende Zeremonie statt, in deren Verlauf die Urnen der
Verstorbenen versenkt werden.

So wurden beispielsweise allein vor Strande beziehungsweise am
Ausgang der Kieler Bucht im vergangenen Jahr etwa 800 Bestattungen
durchgeführt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7789: Arbeit, Soziales und Familie - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Münchner Jugend protestiert gegen PAG

Am Dienstagvormittag haben laut Polizeiangaben 1500 Schüler,
Schülerinnen, Studenten und Studentinnen in München gegen das neue
Polizeiaufgabengesetz (PAG) protestiert, welches der Landtag am
späten Abend verabschieden sollte. Die "noPAG"-Jugend hatte zum
Warnstreik aufgerufen. Bereits am Donnerstag letzter Woche hatten in
der Landeshauptstadt bis zu 40.000 Menschen gegen das neue
Polizeiaufgabengesetz protestiert. Im Aufruf für die Kundgebung hatte
es geheißen, allein mit der schwammigen Begründung, eine "drohende
Gefahr" abwehren zu müssen, solle die Polizei im Freistaat künftig
die gesamte Bandbreite an Überwachungsmaßnahmen rein präventiv, also
noch bevor eine Straftat oder ähnliches passiert sei, einsetzen
dürfen. Seit 1945 habe es in Deutschland keine Ausweitung
polizeilicher Befugnisse in dieser Größenordnung gegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7772: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Waldflächen wachsen wieder

Je besser es der Wirtschaft eines Landes geht, desto mehr wächst
dessen Waldfläche. Zu diesem Ergebnis gelangte ein finnisches
Forscherteam um Vilma Sandström von der Universität Helsinki, als sie
die Einflußfaktoren für das Schrumpfen oder Wachsen von Wäldern in
verschiedenen Teilen der Welt untersuchten. Die Forscher begründeten
das damit, daß hochentwickelte Länder moderne landwirtschaftliche
Methoden auf gutem Ackerland anwenden und grenzwertiges Land
verlassen, das für die Ausdehnung des Waldes verfügbar wird. Außerdem
beziehen reiche Länder zunehmend Nahrung und andere Güter aus ärmeren
Ländern, so daß weitere Flächen für den Wald übrigbleiben. Einen
statistisch belegbaren Zusammenhang zwischen Klimawandel und der
Ausdehnung der Waldflächen stellten die Forscher nicht fest.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7777: Märkte und Finanzen - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Baggerarbeiten vor Lubmin für Nord Stream 2 haben begonnen

Nord Stream hat mit den Baggerarbeiten in der Ostsee vor Lubmin für
eine neue Gaspipeline begonnen. An Land laufen die Bauarbeiten
bereits. Der Umweltverband NABU hatte vor einigen Tagen vergeblich
versucht die Arbeiten in der Ostsee per Eilantrag gegen die
Baugenehmigung durch das Bergamt Stralsund zu verhindern. Die
Naturschützer befürchten die Zerstörung von Schutzgebieten im
Greifswalder Bodden. Die neue Gaspipeline verläuft in etwa parallel
zur einer Leitung, die über eine Strecke von 1200 Kilometern durch
Ostseegebiete von Rußland, Finnland, Schweden, Dänemark und
Deutschlands führt. Baugenehmigungen aus Dänemark, Schweden und
Rußland stehen noch aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7795: Aus Forschung und Technik - 15.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Vorsicht bei E-Mail-Verschlüsselungen

Wer denkt, daß die Verschlüsselung einen davor schützt, daß Unbefugte
unter anderem E-Mails lesen können, muß sich eines Besseren belehren
lassen. So berichtete Spiegel Online darüber, daß Sicherheitsexperten
wie Sebastian Schinzel, Professor für Computersicherheit an der
Fachhochschule Münster, dringend empfehlen, fürs Erste die
E-Mail-Verschlüsselung mit PGP/GPG oder S/MIME einzustellen. Der
Grund: Hacker haben Schwachstellen in diesen gefunden und können
daher die Nachrichten trotz Verschlüsselung entziffern. Daher
empfehlen sie Nutzern des Enigmail-Plug-ins, von GPGTools sowie
Gpg4win, diese Software zu deaktivieren oder gar zu deinstallieren,
bis die Sicherheitslücken durch Updates behoben wurden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1480: Spannender Kontakt - Haftung und Reibung bei der Elektroadhäsion (idw)


Forschungszentrum Jülich - 14.05.2018

Spannender Kontakt - Haftung und Reibung bei der Elektroadhäsion



Jülich, 14. Mai 2018 - Forscher wissen seit Jahrzehnten, dass eine
zwischen zwei Objekten angelegte Spannung dazu führen kann, dass sie
aneinander haften. Der Effekt hat in neuerer Zeit starkes Interesse von
Seiten der Wissenschaft und Industrie gewonnen - für hochmoderne
Anwendungen wie Greifarme für Roboter oder Touchscreens. Die theoretischen
Grundlagen des Phänomens hat der Jülicher Physiker Bo Persson jetzt
genauer erforscht. Seine Arbeit, veröffentlicht im Journal of Chemical
Physics, wurde vom American Institute of Physics als Science Highlight
ausgewählt.

Vor beinahe 100 Jahren machten die beiden dänischen Ingenieure Alfred
Johnsen und Knud Rahbeck eine überraschende Entdeckung: Als sie zwischen
einer Metall- und einer Steinplatte eine elektrische Spannung anlegten,
begannen die beiden Materialien stark aneinander zu haften. Die Ingenieure
beschrieben das Phänomen, das sie Elektroadhäsion nannten, in einem
wissenschaftlichen Artikel, den sie 1923 veröffentlichten.

"Durch die angelegte Spannung sammeln sich elektrische Ladungen mit
entgegengesetzten Vorzeichen auf den beiden Oberflächen an, die zu einer
elektrostatischen Anziehung der beiden Flächen führen", erklärt Bo Persson
vom Jülicher Peter-Grünberg-Institut. "Diese Anziehung führt zu einer
verstärkten Haftung und Reibung." Beide sind wichtige Faktoren in vielen
modernen Technologien. Sie bestimmen etwa, wie leicht ein Finger über
einen Touchscreen gleitet, und wie präzise und wie zuverlässig Berührungen
in elektrische Signale übersetzt werden. Oder welche Kraft ein
Roboter-Greifer ausüben muss, um einen Gegenstand sicher zu halten und zu
transportieren.

"Ein sehr wichtiger Faktor bei der Reibung ist die Kontaktfläche", erklärt
Persson, der sich seit über zwanzig Jahren mit dem Thema beschäftigt. "Je
größer die Fläche, umso stärker die Reibung." Oft ist die Fläche jedoch
kleiner als man vermuten würde. "Kein Material hat eine völlig glatte
Oberfläche, auch wenn es auf den ersten Blick so erscheinen mag. Näher
betrachtet zeigen sich kleinste Unebenheiten unterschiedlicher Größe und
Tiefe, manche messen Bruchteile von Millimetern, andere nur ein paar
Atomlagen", erklärt der Physiker. "Dies bedeutet, dass sich die beiden
Oberflächen nur an wenigen Punkten wirklich berühren: Die tatsächliche
Kontaktfläche beträgt nur einen Bruchteil der Gesamtfläche." Für einen
Autoreifen auf einer Asphaltstraße beispielsweise beträgt sie oft nur etwa
einen Quadratzentimeter.

Das spielt auch bei der Elektroadhäsion eine wichtige Rolle, etwa bei
berührungsempfindlichen Bildschirmen: Die Bewegung eines Fingers auf einem
Touchscreen ist - vereinfacht gesehen - eine Wechselwirkung zwischen zwei
elektrisch leitenden Oberflächen, die durch eine dünne elektrisch
isolierende Schicht getrennt sind. Wird die Spannung zwischen den zwei
Grenzflächen auf einen bestimmten, kritischen Wert erhöht, steigt die
Reibung zwischen ihnen schlagartig an. Der Grund dafür ist eine positive
Rückkopplung. "Durch die Spannung bildet sich ein elektrisches Feld
zwischen den beiden Festkörpern", erklärt Persson. "Das zieht sie näher
aneinander heran. Dies verstärkt den Druck auf die mikroskopischen
Unebenheiten der Oberflächen, die sich elastisch verformen - was die
effektive Kontaktfläche der beiden Körper vergrößert. Dadurch verstärkt
sich das elektrische Feld, was wiederum den Druck erhöht und dadurch die
Kontaktfläche weiter vergrößert."

Mit der von ihm entwickelten Theorie der Kontaktmechanik hat Bo Persson
bereits ein mathematisches Modell gefunden, das erstmals die Glätte von
Eis beschreibt. Mit den theoretischen Grundlagen für die Reibung der
Elektroadhäsion könnten sich in Zukunft vielleicht auch diese Effekte
präzise vorhersagen und steuern lassen - zum Beispiel für taktil
reagierende und variierbare Displays.


Originalpublikation:

The dependency of adhesion and friction on electrostatic attraction,

B. N. J. Persson,

The Journal of Chemical Physics 148, 144701 (2018)

DOI: 10.1063/1.5024038


Weitere Informationen unter:

http://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2018/2018-05-14-spannender-kontakt.html

- Pressemitteilung des Forschungszentrums Jülich

https://aip.scitation.org/doi/full/10.1063/1.5033422

- Scilight: Theoretical model offers more complete account of robotic
gripping physics

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution50

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Jülich, Dipl.-Biologin Annette Stettien, 14.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2039: Gaza - Besorgniserregende Eskalation


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Mai 2018

Gaza: Besorgniserregende Eskalation



Zur Lage an der Grenze zwischen Israel und dem Gazastreifen erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Wir sind über die zahlreichen Toten und Verletzten im Gaza-Streifen bestürzt. Die sich durch die Verlegung der US-Botschaft nach Jerusalem anbahnende Eskalation ist sehr besorgniserregend. Zudem ist der Einsatz scharfer Munition auch gegen unbewaffnete Protestierende unverhältnismäßig und damit unverantwortlich. Der Verlust zahlreicher Menschenleben gibt auf palästinensischer Seite all denjenigen Auftrieb, die kein Interesse an einer friedlichen Lösung des israelisch-palästinensischen Konflikts haben. So hat die Hamas hat die ursprünglichen Proteste für ihre zynische Eskalationsstrategie vereinnahmt, der der eigene Machterhalt wichtiger ist als das Wohlergehen der Palästinenserinnen und Palästinenser.

Die Proteste im Gaza-Streifen sind auch Ausdruck der extremen Notlage der dort lebenden Menschen. Die Blockadepolitik verhindert den dringend nötigen Aufbau ziviler Infrastruktur. Die zerstrittenen und korrupten palästinensischen Führungen haben bei der Formierung einer tragfähigen politischen Struktur, die die Interessen der eigenen Bevölkerung schützt, versagt.

Deutschland und seine europäischen Partner sind besonders angesichts der falschen Politik der Trump-Administration in der Verantwortung, gegen die Eskalation der Lage anzugehen. Dazu gehört es, die humanitäre Hilfe und die Unterstützung für den Wiederaufbau in Gaza zu intensivieren und sich für ein Ende der Blockade einzusetzen. Humanitäre Hilfe und der Aufbau elementarer ziviler Infrastruktur dürfen nicht an politische Bedingungen geknüpft werden. Deutschland und Europa müssen ihren Einfluss bei der palästinensischen Führung mehr als bislang nutzen, um eine politische Einigung, die allseitige Anerkennung Israels, eine Stärkung rechtsstaatlicher Prinzipien und für Gewaltverzicht einzusetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2038: Auszüge aus Statement von Anton Hofreiter zu Israel und Russland




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Mai 2018

Auszüge aus dem heutigen Statement vom Fraktionsvorsitzenden Anton Hofreiter zu Israel und Russland

 



Israel/Botschaftsverlegung

Trumps Zündeln im Nahen Osten ist nicht nur mit Blick auf das Iranabkommen hoch gefährlich. Die heutige Einweihung der US-Botschaft in Jerusalem ist außenpolitisch gesehen eine Geisterfahrt mit dramatischen Folgen. Das sehen wir in diesen Minuten im Gaza-Streifen, wo bereits von vielen Toten und über tausend Verletzten berichtet wird. Trump gefährdet damit alle Friedensbemühungen in der Region und nimmt in Kauf, dass Gewalt und Hass eskalieren, statt auf Ausgleich und Annäherung zu setzen.
 
Russland/Nord Stream 2


Peter Altmaier darf in Moskau nicht als Makler der Gasindustrie auftreten und europäische Interessen konterkarieren. Er muss sich klar und deutlich von der Vasallentreue gegenüber dem Pipeline-Projekt verabschieden. Alles andere wäre europa- und energiepolitisch unklug. Deutschland und Europa müssen unabhängiger von Russlands Gas werden und stattdessen auf klimafreundliche Investitionen setzen. Angesichts des aggressiven Agierens Russlands in der Ukraine und in Syrien wäre eine Absage an das Projekt ein deutliches Signal an Putin.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3090: Wo bleibt die von Minister Seehofer angekündigte Qualitätsoffensive beim BAMF?


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Mai 2018

Wo bleibt die von Minister Seehofer angekündigte Qualitätsoffensive beim BAMF?



Zu den Missständen in dem Bundesinnenministerium unterstellten Bundesamt für Migration und Flucht (BAMF) erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Jeden Tag steht das BAMF in den Schlagzeilen. Aber anstatt für geordnete Verfahren zu sorgen und das BAMF so zu organisieren, dass es seine Arbeit gewissenhaft ausführen kann, passiert das Gegenteil. Scheinbar funktioniert die Politik beim BAMF und im Bundesinnenministerium nach dem Motto: Minister Seehofer will nichts hören, Staatssekretär Mayer nichts sehen und BAMF-Präsidentin Cordt nichts sagen.

Beim BAMF herrschen seit Jahren eklatante strukturelle Mängel, die eine tiefgreifende Reform erfordern. Denn bereits vor 2015 traten organisatorische und strukturelle Defizite zu tage. Wir fordern Minister Seehofer erneut auf, endlich eine unabhängige Expertenkommission einzuberufen, die sich der Aufgabe einer umfassenden Organisations- und Strukturreform des Behördenaufbaus und der Asylverfahren annimmt. Zu glauben, dass der ohnehin routinemäßige Bericht des Bundesrechnungshofs es schon richten werde, ist naiv.

Wir fordern,

- den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine Perspektive zu geben und das Befristungs- und Versetzungskarussell endlich zu beenden.

- ein Vier-Augenprinzip bei allen Entscheidungen und ihnen zugrundeliegenden Dokumenten.

- eine Supervision für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, um die teils grausamen Geschichten der Geflüchteten emotional aufarbeiten zu können.

- Schulungen und fortwährende Qualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, um die Qualität der Entscheidungen zu erhöhen und die Gerichte zu entlasten.

- eine staatlich finanzierte unabhängige Asylverfahrensberatung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/3089: Auszüge aus Statement von Anton Hofreiter zu Haushalt und CSU




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Mai 2018

Auszüge aus dem heutigen Statement vom Fraktionsvorsitzenden Anton Hofreiter zu Haushalt und CSU

 



Haushalt

Der Haushalt von Olaf Scholz ist ein Haushalt ohne Zukunft, denn er lässt jede Idee, jeden Plan für die Gesellschaft vermissen. Ein müdes Weiter-so und klientelistische Geschenke mit der Gießkanne stärken weder den gesellschaftlichen Zusammenhalt, noch investiert man damit in die großen Herausforderungen unserer Zeit, wie ein schnelles Internet, gute Schulen, einen funktionierenden ÖPNV oder bezahlbares Wohnen. Im Gegenteil: die Investitionsquote sinkt und der Abbau des Solidaritätszuschlages ohne eine gerechte und dauerhafte Gegenfinanzierung droht dem Haushalt ein eigentlich stabiles Fundament zu entziehen.
 
Die ausgestreckte Hand von Emmanuel Macron wird ausgeschlagen und keine europäische Investitionsoffensive auf die Beine gestellt, um damit die Ungleichgewichte innerhalb Europas auszugleichen. Und statt in diesen unsicheren Zeiten in friedliche Konfliktlösung zu investieren, wollen Regierungsmitglieder, dass der Verteidigungshaushalt deutlich steigt. Also ausgerechnet der Etat, der wie kein anderer für einen allzu laxen Umgang mit Steuergeldern, für Fehlplanungen und unsinnige Rüstungsprojekte steht. Klimaschädliche Subventionen wie das Dieselprivileg müssen abgebaut werden.
 


CSU

Herr Dobrindt bekommt offenbar Panik mit Blick auf den bayerischen Wahlkampf und verbreitet darum grobe und gefährliche Propaganda. Er drangsaliert damit die Grundfesten unsere Rechtsstaates und unseres Grundgesetzes. Es ist elementarer Bestandteil unseres Rechtsstaates und kein Gnadenrecht, dass staatliche Entscheidungen auf ihre hin Rechtmäßigkeit überprüft werden können. Menschen, deren Asylantrag abgelehnt wurde, haben das Recht, gegen diesen Entscheid zu klagen. Wer diesen Rechtsweg wählt, dem geht es um sein persönliches Schicksal und nicht darum, den Rechtsstaat zu sabotieren.
 
Herr Dobrindt diskreditiert damit alle, die den Rechtsstaat hochhalten - nämlich Richter, Anwälte und Hilfsvereine, indem er ihnen krude, anti-rechtsstaatliche Verschwörungsabsichten unterstellt. Die Koalition muss dafür sorgen, dass die Verwaltungsgerichte entlastet und die Asylverfahren beschleunigt werden, ohne die Rechte von Schutzsuchenden zu beschneiden. Wir Grüne haben dazu kürzlich einen Gesetzentwurf in den Bundestag eingebracht.
 


PAG

Grundrechte infrage zu stellen scheint bei der CSU gerade in Mode zu sein. Es ist schon bezeichnend: Wenn, wie letzten Donnerstag in München, mehrere Zehntausende aus allen Teilen der Gesellschaft gegen die verfassungsrechtlich hoch bedenkliche Neufassung des Polizeiaufgabengesetz auf die Straße gehen, werden sie vom bayerischen Innenminister Herrmann verunglimpft und beschimpft.
 
Falls jetzt Bundesinnenminister Seehofer, ganz im Sinne der CSU-Wahlkampfmaschine, den Bayerischen Entwurf als Blaupause für ein Musterpolizeigesetz verwenden will, begibt er sich damit auf verfassungsrechtlich sehr dünnes Eis. Es scheint, als bräuchte die CSU ganz dringend "Wertekundeunterricht" und Nachhilfe in Verfassungsfragen.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2018
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AGRAR/305: Nachhaltigen Ackerbau in Deutschland sichern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2018

Nachhaltigen Ackerbau in Deutschland sichern



Der Zentralausschuss der Deutschen Landwirtschaft hat heute in Berlin
seine Ackerbaustrategie vorgestellt. Dazu können Sie den
agrarpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert
Stegemann, wie folgt zitieren:

"Es ist sehr zu begrüßen, dass die deutsche Landwirtschaft die
Initiative ergreift und sich mit eigenen Vorschlägen in die
gesellschaftliche Diskussion und die Erarbeitung einer nationalen
Ackerbaustrategie einbringt. Wichtigste Aufgabe unserer
Landwirtschaft bleibt die Erzeugung von hochwertigen Nahrungsmitteln.
Gleichzeitig ist der Schutz der natürlichen Ressourcen dabei im
ureigensten Interesse unserer Bauernfamilien. Es gilt nun gemeinsam
an Lösungen zu arbeiten, bei denen die Bodenfruchtbarkeit erhalten
bleibt, das Grundwasser geschützt wird, aber auch weiterhin die
Möglichkeit für eine fach- und bedarfsgerechte Düngung besteht."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1730: Ausschreitungen an der Grenze des Gazastreifens umgehend beenden


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2018

Ausschreitungen an der Grenze des Gazastreifens umgehend
beenden



Zu den Zusammenstößen an der Grenze des Gazastreifens können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann
David Wadephul, mit folgenden Worten zitieren:

Die Zusammenstöße an der Grenze des Gazastreifens müssen umgehend
beendet werden. Israel hat das Recht, sich zu verteidigen, muss aber
zeigen, dass es nicht nur an Sicherheit, sondern an Frieden mit den
Palästinensern interessiert ist. Für die jetzige Eskalation trägt
maßgeblich die radikal-islamische Hamas die Verantwortung. Hamas
schickt verzweifelte Einwohner an die Grenze zu Israel, um von der
verheerenden humanitären Lage im Gazastreifen abzulenken, für die sie
maßgeblich mitverantwortlich ist. Hamas nimmt damit billigend viele
Tote und Verletzte unter der eigenen Zivilbevölkerung in Kauf."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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AUSSEN/1722: Tod von 59 Palästinensern muss in unabhängiger, internationaler Untersuchung aufgeklärt werden (Zaklin Nastic)


Zaklin Nastic, Menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

Tod von 59 Palästinensern muss in unabhängiger, internationaler
Untersuchung aufgeklärt werden 



"Der gestrige Tod von mindestens 59 Menschen im Gazastreifen ist eine
Tragödie. Die israelische Armee hat mit völlig unverhältnismäßiger Gewalt
auf die Proteste reagiert, die nicht zuletzt auch wegen der Verlegung der
US-Botschaft nach Jerusalem eskaliert sind. Die Vorfälle müssen im Rahmen
einer unabhängigen, internationalen Untersuchung aufgeklärt werden, dafür
muss sich auch die Bundesregierung einsetzen", erklärt Zaklin Nastic,
menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Zaklin Nastic
weiter:

"Seit Beginn der Proteste am 30. März sind mehr als 100 Palästinenserinnen
und Palästinenser von der israelischen Armee getötet worden, 6.400 wurden
verletzt. US-Präsident Trump trägt mit seiner Entscheidung, die
US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem zu verlegen, eine große Mitschuld
an der Eskalation der Situation. Im Teilungsplan der Vereinten Nationen war
der Stadt ein internationaler Status zugedacht worden. Die israelische
Annexion insbesondere Ostjerusalems ist international nie anerkannt worden,
die Vereinten Nationen haben sie für Null und Nichtig erklärt. Die
Entscheidung Trumps ist völkerrechtswidrig und verhindert eine Lösung des
Nahost-Konflikts massiv.

Die USA haben die Forderung nach einer internationalen Untersuchung des
Todes von 59 Menschen bereits im UN-Sicherheitsrat blockiert. Die
Bundesregierung windet sich einmal mehr um eine klare Stellungnahme herum.
Stattdessen sollte sie auf die US-Regierung einwirken mit dem Ziel, dass
diese endlich einen lösungsorientierten Friedensprozess unterstützt und
weitere Provokationen unterlässt. Eine Anerkennung des Staates Palästina in
den Grenzen von 1967 ist mehr als 70 Jahre nach Verabschiedung der
UN-Teilungsresolution längst überfällig. Die Bundesregierung muss sich
außerdem für die Aufnahme Palästinas als Vollmitglied der Vereinten
Nationen einsetzen und die palästinensische Mission in den Rang einer
Botschaft heben."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE. im Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1721: Iran - Konkrete Hilfszusagen gegen US-Sanktionen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Mai 2018

Iran: Konkrete Hilfszusagen gegen US-Sanktionen



"Die Bundesregierung muss sich mit Nachdruck für den Erhalt des Atomabkommens mit dem Iran einsetzen. Außenminister Heiko Maas muss bei den Krisengesprächen in Brüssel deutlich machen, wie deutsche und europäische Firmen gegen drohende US-Sanktionen abgesichert werden", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Nach den politischen Willensbekundungen der vergangenen Tage braucht es jetzt praktische Wegweiser. Deutschland, Frankreich und Großbritannien müssen sich zusammen mit Russland und China der dreisten Erpressungspolitik von US-Präsident Donald Trump praktisch widersetzen. Dazu gehört, im Iran-Geschäft tätigen Unternehmen durch Bundesregierung und EU konkrete Unterstützung zu gewähren. Auch mögliche Gegensanktionen für US-Firmen sind zu prüfen. Wenn die Bundesregierung dazu nicht willens oder in der Lage ist, ist das ein politischer Offenbarungseid und ein Sieg für Trumps Konfrontationskurs.

Notwendig ist zudem ein sofortiger Stopp sämtlicher Waffenlieferungen in die Länder des Nahen und Mittleren Ostens. Eine atomare Aufrüstung der Region muss verhindert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Mai 2018
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AUSSEN/1720: Bundesregierung muss Vorgehen der israelischen Regierung gegen Demonstranten in Gaza verurteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Mai 2018

Bundesregierung muss Vorgehen der israelischen Regierung gegen Demonstranten in Gaza verurteilen



"Die Bundesregierung muss das Schießen mit scharfer Munition auf Demonstranten an der Sperranlage zwischen Gaza und Israel so wie die französische Regierung klar verurteilen. Das Vorgehen der israelischen Armee muss endlich auch Gegenstand einer internationalen und unabhängigen Untersuchung sein. Mit 59 Todesopfern und zahlreichen Verletzten auf palästinensischer Seite hat die Regierung von Benjamin Netanyahu den 70. Jahrestag der Staatsgründung Israels an diesem Montag zu einem Tag der Trauer gemacht", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Die hohe Zahl an Toten und Verletzten infolge des Einsatzes scharfer Munition durch die israelische Armee gegen eine protestierende Menschenmenge in Gaza ist durch nichts zu rechtfertigen, und die Bundesregierung muss sich beim UN-Sicherheitsrat für eine Verurteilung des wiederholten Schusswaffeneinsatzes gegen Demonstranten einsetzen.

Die völkerrechtswidrige Blockade des Gaza-Streifens durch Israel und Ägypten muss beendet werden. Statt eskalierender Gewalt braucht die palästinensische Bevölkerung endlich eine Perspektive auf Entwicklung und Frieden. Dafür ist ein Stopp deutscher Rüstungsexporte in die Region dringend erforderlich.

Zum heutigen 70. Jahrestag der Nakba erklären wir unsere Solidarität mit der palästinensischen Bevölkerung in ihrem Kampf für Freiheit, Gerechtigkeit und Gleichheit. DIE LINKE bekräftigt ihre Unterstützung für die Zwei-Staaten-Lösung in den Grenzen von 1967."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Mai 2018

Deutscher Bundestag
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AUSSEN/1719: Unfassbare Gewalt gegen Demonstranten in Gaza muss untersucht werden


DIE LINKE - Presseerklärung vom 15. Mai 2018

Unfassbare Gewalt gegen Demonstranten in Gaza muss untersucht werden



"Die massive Gewalt des israelischen Militärs gegen palästinensische Demonstranten muss umgehend durch unabhängige Beobachter untersucht werden", fordert der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger.

Bernd Riexinger weiter: "59 Kinder, Frauen und Männer wurden vom israelischen Militär getötet. Fast 2800 Frauen und Männer wurden verletzt. US-Präsident Donald Trump und Israels Ministerpräsident Netanjahu nehmen durch ihr blindwütiges Agieren den Tod Dutzender Zivilisten in Kauf und gefährden die Sicherheit des Landes. Die UN-Vollversammlung hatte vor einigen Monaten Trump in einer Resolution aufgefordert, die Verlegung der US-Botschaft nach Jerusalem zurückzunehmen. Die Bundesregierung muss ihr gesamtes diplomatisches Gewicht in die Waagschale werfen, um für eine Deeskalation zwischen palästinensischen Demonstranten und Israels Armee einzutreten. Bundesaußenminister Heiko Maas muss gemeinsam mit seinem französischen Amtskollegen ein Gegengewicht zu US-Präsident Donald Trump formen und sich für eine unabhängige und transparente Untersuchung der Gewalt gegen palästinensische Demonstranten einsetzen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Mai 2018
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EUROPA/1609: Katalonien braucht politische Lösung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Mai 2018

Katalonien braucht politische Lösung



Am 14.5.2018 traf der Präsident der Europäischen Linken und Bundestagsabgeordnete, Dr. Gregor Gysi, mit dem früheren Regionalpräsidenten von Katalonien, Carles Puigdemont, zusammen.

Bei dem Gespräch erläuterte Gregor Gysi, dass er für eine föderale Struktur Spaniens mit deutlichen autonomen Zügen sei, nicht aber für die Loslösung Kataloniens. Carles Puigdemont erklärte, dass dies auch das Ziel der großen Mehrheit der Katalanen gewesen sei. Ein Autonomiestatut sei zwischen Madrid und Barcelona vereinbart worden, das die Zustimmung des Zentralparlaments und des katalonischen Parlaments sowie der Bevölkerung Kataloniens in einer Volksbefragung gefunden habe. Dieses Statut sei auf Antrag der konservativen PP, der der jetzige Regierungschef angehört, vom Verfassungsgericht höchst umstritten aufgehoben worden. Dadurch habe sich die Stimmung geändert. Gregor Gysi blieb dennoch bei seinem Standpunkt. Beide kritisierten das Versagen der EU, die keine Vermittlung versucht habe. Gregor Gysi stimmte mit Carles Puigdemont überein, dass die Inhaftierung katalanischer Politiker oder deren Auslieferung ein völlig falscher Weg sei. Es müsse eine politische Lösung gesucht und gefunden werden, für die auch eine Vermittlung sinnvoll wäre.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Mai 2018
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INNEN/4932: Bayerisches Polizeiaufgabengesetz ist verfassungsfeindliches Pilotprojekt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Mai 2018

Bayerisches Polizeiaufgabengesetz ist verfassungsfeindliches Pilotprojekt



"Das bayerische Polizeiaufgabengesetz ist ein verfassungsfeindliches Machwerk. Unbegrenzte Präventivhaft und Wohnraumüberwachung für Menschen, bei denen die Polizei lediglich annimmt, sie könnten eine Straftat begehen, sind Instrumente eines Polizeistaates. Die Ausweitung der DNA-Auswertung auf die sogenannte biogeographische Herkunft ist ein Instrument zur Diskreditierung von Einwanderern. Dass nun einer der Urheber dieses Frontalangriffs auf Bürgerrechte den Posten des Bundesinnenministers bekleidet, lässt Übles für die Demokratie auch auf Bundesebene erwarten", kommentiert die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, die heutige Verabschiedung des bayerischen Polizeiaufgabengesetzes. Jelpke weiter:

"Dieses Polizeistaatsgesetz hat schon seine Nachahmer in NRW und Sachsen gefunden, und auf der Innenministerkonferenz wird von einem Musterpolizeigesetz schwadroniert. Wir stehen vor der entscheidenden Frage, ob wir uns von Terroristen und Sicherheitsfanatikern unser Leben diktieren lassen oder für eine offene, demokratische und freie Gesellschaft eintreten wollen. Zehntausende Bürger, die in Bayern auf die Straße gegangen sind, haben deutlich gezeigt, dass sie nicht bereit sind, dieses Gesetz hinzunehmen. Der Widerstand gegen Polizeistaatsgesetze ist notwendig, denn es geht um unser aller Freiheitsrechte."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. Mai 2018
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SOZIALES/2520: Internationaler Tag der Familie


DIE LINKE - Presseerklärung vom 15. Mai 2018

Internationaler Tag der Familie



Den Internationalen Tag der Familie kommentiert die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

Heute ist der Internationale Familientag. Familien sind dieser Tage vielfältig. Familie ist dort, wo Nähe ist. Wenn aber der permanente Stress die Familie kollektiv in den Burnout treibt, kann Nähe nur schwer entstehen. Deshalb ist der Internationale Tag der Familie auch ein Anlass sich zu erinnern, wie wichtig die Kämpfe um die Arbeitszeitverkürzung sind. Schließlich sollten Männer wie Frauen gleichermaßen Zeit auch für die anderen wichtigen Tätigkeiten neben der Erwerbsarbeit haben. Wie die Sorgearbeit, das füreinander da sein, die Pflege von Freundschaften, dafür, dem Zwischenmenschlichen Raum zu schaffen. Kurzum: Arbeitszeitverkürzung bedeutet Unterstützung für Familien.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Mai 2018
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BUNDESTAG/7164: Heute im Bundestag Nr. 313 - 15.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 313

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Mai 2018, Redaktionsschluss: 13.20 Uhr

1. Ausschuss beriet zu EU-Terrorbekämpfung

2. Festnahme von Carles Puigdemont

3. Vorratsdatenspeicherung in der EU



1. Ausschuss beriet zu EU-Terrorbekämpfung

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat am Dienstag mit dem
EU-Kommissar für die Sicherheitsunion, Julian King, über Fragen der
europäischen Bekämpfung von terroristischen Bedrohungen und
Cyberkriminalität beraten. King betonte dabei die Notwendigkeit
gemeinsamer Anstrengungen, um die Mitgliedstaaten bei der Abwehr
solcher Bedrohungen zu unterstützen. Die Anschläge der vergangenen
Jahre hätten gezeigt, wie wichtig diese gemeinsame Arbeit sei.

Der EU-Kommissar verwies zugleich auf Maßnahmen zur Verstärkung der
Sicherheit an den Außengrenzen der Union und hob die Notwendigkeit
hervor, auch der Radikalisierung von Menschen entgegenzuwirken. Auch
mahnte er Verbesserungen in Bezug auf die Informationsaustauschsysteme
an und plädierte für Schritte, die Anfälligkeit für Cyber-Attacken zu
reduzieren.

Die CDU/CSU-Fraktion äußerte grundsätzliche Unterstützung für die
europäische Sicherheitsunion, die ein wichtiges Projekt sei. Die
SPD-Fraktion thematisierte die Frage nach einem etwaigen
Aufgabenzuwachs des europäischen Antiterrorzentrums. Die AfD-Fraktion
bemängelte, dass das Eurodac-System zum Abgleich der Fingerabdrücke
von Asylbewerbern unzuverlässig arbeite. Die FDP-Fraktion warf die
Frage nach künftigen Perspektiven für die EU-Grenzschutzagentur
Frontex etwa bezüglich des Personals auf. Die Fraktion Die Linke
sprach mit Blick auf die Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung die
notwendige Abwägung bei Grundrechtseingriffen an. Die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen verwies auf Risiken durch die Radikalisierung vor allem
"instabiler", gewalt- und waffenaffiner junger Männer.

 * 

2. Festnahme von Carles Puigdemont

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung gibt keine Auskunft über die
Hintergründe der Festnahme des katalanischen Politikers Carles
Puigdemont in Deutschland. Sie äußere sich nicht zu laufenden
Rechtshilfeersuchen und Einzelheiten von Fahndungsmaßnahmen und auch
nicht zu Fragen ausländischen Rechts oder der Vergehensweise von
Gerichten anderer EU-Mitgliedstaaten, heißt es in der Antwort des
Bundesjustizministeriums (19/2023) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1671). Die erbetenen Informationen berührten
derart schutzbedürftige Geheimhaltungsinteressen, dass das Staatswohl
gegenüber dem parlamentarischen Informationsrecht wesentlich
überwiege. Insofern müsse ausnahmsweise das Fragerecht der
Abgeordneten gegenüber dem Geheimhaltungsinteresse der Bundesregierung
zurückstehen. Ferner weist die Bundesregierung darauf hin, dass sich
die Kleine Anfrage auf ein Verfahren bezieht, das nach den Regelungen
über den Europäischen Haftbefehl (EuHB) und den deutschen gesetzlichen
Grundlagen derzeit bei den zuständigen Gerichten und Behörden des
Landes Schleswig-Holstein anhängig ist.

Die Abgeordneten wollten unter anderem wissen, wie deutsche und
spanische Behörden bei der Festnahme kooperierten und welche Delikte
Puigdemont in dem EuHB vorgeworfen werden. Aus ihrer Sicht handelt es
sich bei dem EuHB um eine politische Verfolgung, da sich dieser als
gewählter Politiker für die Selbstbestimmung Kataloniens eingesetzt
habe. Dadurch ergebe sich ein Auslieferungshindernis.

 * 

3. Vorratsdatenspeicherung in der EU

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion die Linke befürchtet einen neuen Anlauf
zu einer Vorratsdatenspeicherung in Mitgliedstaaten der Europäischen
Union. Mit einer Kleinen Anfrage (19/2079) wollen die Abgeordneten von
der Bundesregierung unter anderem wissen, was ihr darüber bekannt ist,
welche Akteure auf Ebene der Europäischen Union an einer Neuauflage
beziehungsweise Konkretisierung der Vorratsdatenspeicherung von
Kommunikationsdaten arbeiten, und was sie über den Vorschlag einer
"erneuerbaren Speicherungsanordnung" weiß.

Hintergrund ist der Anfrage zufolge unter anderem, dass auf der Ebene
der Europäischen Union jetzt Vorschläge für die Einführung einer
Vorratsdatenspeicherung beraten werden, zu denen eine "erneuerbare
Speicherungsanordnung" gehört. Diese solle für alle Anbieter gelten,
die Dienste in der Europäischen Union anbieten. Außerdem werde in
Ratsarbeitsgruppen die Beschränkung auf bestimmte Datenkategorien
diskutiert, was einer vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) erlaubten
gezielten Speicherung gleichkäme.

 * 
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BUNDESTAG/7163: Heute im Bundestag Nr. 312 - 15.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 312

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Mai 2018, Redaktionsschluss: 11.15 Uhr

1. Ministerin Barley stellt Etatentwurf vor

2. Filterverbot für Vergleichsseiten geplant

3. Erhebung der Grundsteuer

4. Steuererleichterung für UEFA

5. Zukunft der Gesundheitskarte



1. Ministerin Barley stellt Etatentwurf vor

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Der Bericht der Bundesministerin der Justiz und für
Verbraucherschutz, Katarina Barley (SPD), zum Entwurf des
Haushaltsgesetzes 2018 und dem Einzelplan ihres Hauses stand am
Dienstag auf der Tagesordnung der 11. Sitzung des Ausschusses für
Recht und Verbraucherschutz. Barley stellte wichtige Vorhaben ihres
Ministeriums in der laufenden Legislaturperiode vor und nannte
Rechtsstaatlichkeit und Verbraucherschutz als wesentliche Punkte.

Um hier Verbesserungen für die Bürgerinnen und Bürger zu erreichen,
habe ihr Haus "jede Menge vor", sagte die Ministerin. Allerdings lasse
sich nicht alles mit Paragrafen regeln, fügte sie hinzu. Ausführlich
ging Barley auf den sogenannten Pakt für den Rechtsstaat als einen
wesentlichen Punkt des Koalitionsvertrags ein, der auch das wichtigste
Thema der Nachfragen der unter Vorsitz von Stephan Brandner (AfD)
tagenden Parlamentarier war. Man dürfe den Pakt nicht auf reine
Personalfragen verengen, sagte Barley. Es gehe auch um eine
Qualitätsoffensive. Zugleich verwies sie auf die Kampagne für den
Rechtsstaat, mit der verloren gegangenes Vertrauen wiederhergestellt
werden solle. Weitere wichtige Themen seien die geplante
Musterfeststellungsklage, die Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität,
Wohnen und Miete sowie die Anpassung des Rechts an die moderne
Gesellschaft.

Über die Etatplanung 2018 der Bundesregierung (19/1700) für das
Justizministerium (Einzelplan 07) debattiert der Bundestag am
Donnerstag, 17. Mai 2018, in erster Lesung. Die Regierung plant hier
laut Entwurf Ausgaben in Höhe von 782,18 Millionen Euro (2017: 838,62
Millionen Euro). Barley zufolge verfügt ihr Haus über den kleinsten
Etat der Bundesregierung, weist aber den bei weitem höchsten
Deckungsgrad mit über 60 Prozent auf.

Im Anschluss an die Diskussion über den Bericht beschloss der
Ausschuss einstimmig, die bereits beschlossene öffentliche Anhörung zu
den Gesetzentwürfen der Fraktionen von FDP, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen zur Einschränkung beziehungsweise Aufhebung des
Werbeverbots für Schwangerschaftsabbrüche in Paragraf 219a des
Strafgesetzbuches (19/829, 19/93, 19/630) am 27. Juni 2018 ab 18.30
Uhr durchzuführen.

 * 

2. Filterverbot für Vergleichsseiten geplant

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bestimmte Finanzseiten im Internet, die Angebote von
Zahlungsdienstleistern vergleichen, dürfen keine Angebote von
Dienstleistern herausfiltern, die nicht Vertragspartner der
Vergleichswebseite sind. Vertragspartner von Betreibern einer
Vergleichswebseite dürfen auch nicht separat in die Voreinstellungen
einer Seite aufgenommen werden, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/1989) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/1466). Bei der Ergebnispräsentation dürfe kein
Unterschied gemacht werden, ob ein Zahlungskontenangebot von einem
Vertragspartner oder einem anderen Anbieter komme. Dies sehe die
Vergleichswebseiteverordnung vor, die als Referentenentwurf vorliege
und im zweiten Quartal des Jahres 2018 in Kraft treten solle. Die
Verordnung ergehe aufgrund des Zahlungskontengesetzes.

 * 

3. Erhebung der Grundsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion macht die Erhebung der Grundsteuer
zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/2012), nachdem das
Bundesverfassungsgericht eine Neukonzeption der Bemessungsgrundlage
für diese Steuer gefordert hatte, die den Städten und Gemeinden
zuletzt 13,7 Milliarden Euro im Jahr einbrachte. Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, ob es nach Ansicht der Bundesregierung
sozial, gerecht und widerspruchsfrei ist, eigengenutzten Grundbesitz
mit einer Substanzsteuer zu belasten, während alle Mobilienbesitzer
wie Eigentümer von Segelyachten und Flugzeugen keine Substanz-
beziehungsweise Vermögensteuer zu zahlen haben. Außerdem wird danach
gefragt, warum Eigentümer voll mit Grundsteuer belastet werden, auch
wenn sie den Erwerb des Grundbesitzes fremdfinanziert haben und Zins-
und Tilgungsdienst leisten müssen. Eine Bewertung der Bundesregierung
erwartet die Fraktion auch zur Lage der Mieter, auf die die
Grundsteuer zumeist umgelegt wird. In der Vorbemerkung schreibt die
AfD-Fraktion, die Grundsteuer stehe im Wertungswiderspruch zur
allgemein anerkannten Förderungswürdigkeit des Wohnens als
Grundbedürfnis.

 * 

4. Steuererleichterung für UEFA

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob im Zuge der Fußball-Europameisterschaft 2024, um
deren Austragung sich der Deutsche-Fußball-Bund (DFB) bemüht,
Steuererleichterungen für die Union of European Football Associations
(UEFA) geplant sind, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/2044) von der Bundesregierung wissen. Die Fraktion beruft sich
dabei auf entsprechende Presseveröffentlichungen. Danach soll die UEFA
keine Einkommen- und Körperschaftsteuer bezahlen müssen, sollte
Deutschland Austragungsort der Fußball-Europameisterschaft 2024
werden. Gefragt wird unter anderem auch nach der Rechtsgrundlage für
solche Steuererleichterungen. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage
begrüßen die Abgeordneten die Bewerbung des DFB für die
Europameisterschaft 2024. "Gleichzeitig sehen wir internationales
Steuerdumping und systematische Steuererleichterungsstrategien von
multinationalen Unternehmen und transnationalen Organisationen äußerst
kritisch", heißt es.

 * 

5. Zukunft der Gesundheitskarte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Zukunft der elektronischen Gesundheitskarte
(e-GK) ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/2082) der FDP-Fraktion. Die
Einführung der Karte laufe schleppend, zudem seien kaum Verbesserungen
im Vergleich zur alten Krankenversichertenkarte erkennbar. Um einen
langfristigen Erfolg der e-GK zu erreichen, müsse das System für alle
Anwender einfach zu nutzen sein und zugleich den Datenschutz
gewährleisten.

Die Abgeordneten wollen nun von der Bundesregierung den aktuellen
Stand der Umsetzung erfahren sowie Angaben zu den bisher entstandenen
Kosten.

 * 
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BUNDESTAG/7162: Heute im Bundestag Nr. 311 - 15.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 311

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Mai 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Breite Kritik an geplantem Sporthaushalt

2. Entwurf eines Kriminalstatistikgesetzes

3. Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen

4. Abfrage von Bestandsdaten

5. Plattform Reconquista Germanica

6. Nutzen des weltwärts-Programms



1. Breite Kritik an geplantem Sporthaushalt

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Vertreter aller Fraktionen sowie des
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI) äußerten
während der Sitzung des Sportausschusses am Dienstagmorgen Kritik an
der Höhe der im Zweiten Regierungsentwurf für den Haushalt 2018
(19/1700) enthaltenen Sportfördermittel. Knapp 320 Millionen Euro sind
im Haushaltsentwurf der Bundesregierung als "Bundesmittel der
unmittelbaren oder mittelbaren Förderung des Sports" vorgesehen. Das
sind zwar 22 Millionen Euro mehr als für das Jahr 2017 eingeplant
waren (297,97 Millionen Euro). Der Parlamentarische Staatssekretär im
BMI, Stephan Mayer (CSU), bemängelte jedoch, dass die vom BMI
angemeldeten und im Zusammenhang mit der Reform der
Spitzensportförderung benötigten 18,9 Millionen Euro vom
Finanzministerium mit Verweis auf die noch nicht erfolgte Umsetzung
der Reform nicht anerkannt wurden. Mayer räumte ein, dass man bei der
mit dem Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) vereinbarten Reform mit
der Umsetzung in Verzug sei. Gleichwohl gebe es schon jetzt
Ergebnisse, die sich vorzeigen ließen. Der BMI-Staatssekretär sprach
sich für eine Mittelerhöhung "Zug für Zug" aus, statt erst am Ende der
Umsetzung einen Mittelaufwuchs zu bewilligen.

Die Abgeordneten unterstützten die Forderung Mayers. Insbesondere die
in den 18,9 Millionen Euro enthaltenen 2,6 Millionen Euro
Trainerprämien müssten zur Verfügung gestellt werden, hieß es von
Seiten der Unionsfraktion. Nach Ansicht der SPD-Fraktion werden die
Mittelaufwüchse benötigt. Allerdings müssten die erfolgten Schritte
bei der Reform durch den DOSB nachvollziehbar dokumentiert werden, da
es schwierig sei, Mittel zu gewähren, ohne zu wissen "wo die Reise
hingeht", sagte der SPD-Vertreter.

Der DOSB sei in Vorleistung gegangen, daher müssten die
Mittelaufwüchse noch 2018 in den Haushalt eingestellt werden, forderte
die AfD-Fraktion. Die FDP-Vertreterin machte deutlich, dass eine
weitere Umsetzung der Spitzensportreform ohne eine parallel laufende
Erhöhung der Mittel nach Aussage von DOSB-Vertretern nicht möglich
sei.

Der Sportausschuss müsse klare Beschlüsse über eine Mittelerhöhung
fassen, forderte der Vertreter der Linksfraktion. Schließlich
entscheide das Parlament über den Haushalt "und nicht der
Finanzminister". Nach Ansicht der Grünen ist es eine Frage der
Glaubwürdigkeit des Sportausschusses, dass die den Athletenvertretern
zur Schaffung einer unabhängigen Athletenvertretung zugesagten Gelder
in Höhe von 225.000 Euro, die derzeit ebenfalls nicht im Etat
enthalten seien, auch tatsächlich bewilligt werden.

Diese auch von den anderen Fraktionen bekräftigte Forderung
unterstütze auch das BMI, sagte Staatssekretär Mayer. In welcher
Konstruktion und unter welchem Dach eine zukünftige unabhängige
Athletenvertretung existieren könne, müssten die Gespräch der nächsten
Wochen zeigen, betonte Mayer.

Von den für 2018 eingeplanten 319,99 Millionen Euro finden sich 198,
16 Millionen Euro (2017: 196,48 Millionen Euro) in dem Etat des für
die Förderung des Spitzensports zuständigen Bundesministeriums des
Innern, für Bau und Heimat (Einzelplan 06). 91,04 Millionen Euro an
Sportfördermitteln enthält der Etat des Bundesministeriums der
Verteidigung (Einzelplan 14). Das sind 25,44 Millionen Euro mehr als
für 2017 vorgesehen waren (65,6 Millionen Euro). Die Ausweitung der
Mittel bezieht sich fast vollständig auf den Etatposten "Sportstätten
und Sportgroßgeräte". Ebenfalls einen zweistelligen Millionenbetrag an
Sportfördermitteln sieht der Entwurf der Regierung für den Etat des
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(Einzelplan 17) vor. Die vorgesehenen 18,31 Millionen Euro liegen
leicht unter dem für 2017 eingeplanten Betrag von 18,59 Millionen
Euro.

Größter Ausgabeposten im Einzelplan 06 ist die Förderung des
Spitzensports mit 164,97 Millionen Euro (2017: 167,69 Millionen Euro).
Darunter fallen unter anderem die Zahlungen an die Sportfachverbände
(34,82 Millionen Euro, 2017: 34,48 Millionen Euro), die Finanzierung
von Trainern (36,29 Millionen Euro, 2017: 36,29 Millionen Euro) sowie
die Unterstützung für die Olympiastützpunkte und
Bundesleistungszentren (32,86 Millionen Euro, 2017: 31,79 Millionen
Euro).

 * 

2. Entwurf eines Kriminalstatistikgesetzes

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat den Entwurf
eines "Gesetzes zur fortlaufenden Untersuchung der Kriminalitätslage
und ergänzenden Auswertung der polizeilichen Kriminalitätsstatistik"
(19/2000) vorgelegt. Mit diesem "Kriminalstatistikgesetz" soll der
Vorlage zufolge "die Grundlage für eine regelmäßige vertiefte
Berichtslegung über die Kriminalitätslage in Deutschland" geschaffen
werden. Dadurch solle ein umfassender Bericht alle zwei Jahre möglich
werden, der die Feststellungen der polizeilichen Kriminalstatistik und
der Strafverfolgungsstatistiken ergänzt und einordnet.

Um wirksame Konzepte zur Kriminalitätsbekämpfung entwickeln zu können,
brauche die Politik eine verlässliche, in regelmäßigen Abständen
aktualisierte Bestandsaufnahme der Kriminalitätslage, die über die
bloße Analyse der Kriminalstatistik und der
Strafverfolgungsstatistiken hinausgeht, heißt es in der Begründung des
Gesetzentwurfs. So stehe es bereits im Vorwort des zweiten
"Periodischen Sicherheitsberichts" von 2006. Dieser habe in den
Folgejahren keine Fortsetzung mehr gefunden, "sodass in der
Berichtslegung inzwischen eine Lücke von über zehn Jahren entstanden
ist".

 * 

3. Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Beteiligung an Bundestagswahlen ist ein Thema
der Antwort der Bundesregierung (19/1991) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1548). Wie die Bundesregierung darin ausführt,
ist die Wahlbeteiligung seit den 1980er Jahren mehrfach gesunken und
wieder angestiegen und hatte bei der Bundestagswahl 2009 mit 70,8
Prozent einen Tiefststand erreicht.

"Bereits bei der Bundestagswahl 2013 erfolgte ein Anstieg der
Wahlbeteiligung auf 71,5 Prozent und bei der Bundestagswahl 2017 ein
Anstieg auf 76,2 Prozent auf ein mit der Wahlbeteiligung bei der
Bundestagswahl 1990 (77,8 Prozent) vergleichbares Niveau", heißt es in
der Antwort weiter. Damit hätten sich an der letzten Bundestagswahl
mehr als drei Viertel der Wahlberechtigten beteiligt, womit die
Teilnahme an allgemeinen Wahlen die am meisten genutzte Möglichkeit
politischer Partizipation bleibe.

 * 

4. Abfrage von Bestandsdaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Fälle, in denen das Bundeskriminalamt,
das Bundesamt für Verfassungsschutz, die Bundespolizei und der Zoll
seit dem Jahr 2016 "bei Betreibern von Kommunikationsplattformen
(Mail, Chat etc.)" Bestandsdaten von Nutzern abgefragt hat, ist nach
Auffassung der Bundesregierung geheimhaltungsbedürftig. Dies geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/1993) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1650) hervor. Danach ist die Bundesregierung
"nach sorgfältiger Abwägung" zu der Auffassung gelangt, dass eine
Beantwortung entsprechender Fragen in offener Form nicht erfolgen
kann.

 * 

5. Plattform Reconquista Germanica

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Plattform "Reconquista Germanica" wird nach
Angaben der Bundesregierung bislang nicht als rechtsextremistisch
eingestuft. Bei diesem Projekt handele es sich um eine "Vernetzungs-
und Kommunikationplattform, die auch von Personen des
rechtsextremistischen Spektrums genutzt wird", schreibt die Regierung
in ihrer Antwort (19/1994) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke mit dem Titel "Aktivitäten des rechten Internetzwerkes
Reconquista Germania". (19/1665) .Das Projekt sei mangels
tatsächlicher Erkenntnisse über rechtsextremistische Bestrebungen kein
Beobachtungsobjekt des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV).

 * 

6. Nutzen des weltwärts-Programms

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die künftige Ausrichtung des entwicklungspolitischen
Freiwilligendienstes "weltwärts" ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/1943) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten wollen
unter anderem erfahren, wie die Wirkung des Programms nach Kenntnis
der Bundesregierung in Partnerländern bisher evaluiert wird
beziehungsweise wurde und welche Ergebnisse diese Evaluierungen
bislang hatten. Außerdem fragen sie, wann und in welchem Format eine
Überarbeitung geplant ist.

Der entwicklungspolitische Freiwilligendienst wurde vor zehn Jahren
ins Leben gerufen. Anfang März 2017 veröffentlichte das deutsche
Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit DEval den Bericht
"weltwärts-Freiwillige und ihr Engagement in Deutschland". Dieser
evaluiere jedoch explizit nicht den entwicklungspolitischen Nutzen der
Freiwilligentätigkeit im Partnerland beziehungsweise die Wirkungen des
Programms vor Ort, kritisieren die Fragesteller. Anlässlich des
zehnjährigen des Programms sei genau dieser Aspekt jedoch von großer
Bedeutung.

 * 
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BUNDESTAG/7161: Heute im Bundestag Nr. 310 - 15.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 310

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 15. Mai 2018, Redaktionsschluss: 09.00 Uhr

1. Entzug der Staatsbürgerschaft

2. Genehmigungspraxis bei Bamf-Außenstelle

3. Tatmittelabgleich bei Anschlägen

4. Politisch motivierte Gewaltkriminalität

5. Fahrzeug-Attacken thematisiert

6. Zahl per Haftbefehl gesuchter Neonazis

7. Bundespolizei-Einsatz in Wörth



1. Entzug der Staatsbürgerschaft

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um Pläne zum "Entzug der Staatsbürgerschaft bei
terroristischer Betätigung" geht es in einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1960). Darin schreibt die Fraktion, die
Regierungskoalition wolle "Deutschen, die eine weitere
Staatsangehörigkeit besitzen, die deutsche Staatsangehörigkeit nehmen,
,wenn ihnen die konkrete Beteiligung an Kampfhandlungen einer
Terrormiliz im Ausland nachgewiesen werden kann'". Wissen wollen die
Abgeordneten unter anderem, wie viele Personen, die sich aktiv an
Kampfhandlungen terroristischer Organisationen im Irak und Syrien
beteiligt haben und neben der deutschen Staatsangehörigkeit noch eine
weitere Staatsangehörigkeit besitzen", sich nach Kenntnis der
Bundesregierung derzeit in Deutschland aufhalten.

 * 

2. Genehmigungspraxis bei Bamf-Außenstelle

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will von der Bundesregierung
erfahren, wie viele Asylanträge von der Außenstelle Bremen des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bamf) positiv beschieden
wurden, "ohne dass dafür die rechtlichen Voraussetzungen vorlagen".
Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/1962) danach,
welche Gründe und Motivation nach Kenntnis der Bundesregierung zu den
rechtswidrigen Bewilligungen der Asylanträge führte. Auch fragen die
Abgeordneten unter anderem danach, welche rechtlichen Konsequenzen
sich für die Rechtsgültigkeit der Bescheide ergeben.

 * 

3. Tatmittelabgleich bei Anschlägen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Einen Tatmittelabgleich bei Anschlägen etwa auf
Flüchtlingsunterkünfte thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/1964). Darin erkundigt sie sich danach, in wie
vielen Fällen in den Jahren 2016 und 2017 bei Angriffen auf
Flüchtlingsunterkünfte nach Kenntnis der Bundesregierung militärischer
und in wie vielen Fällen gewerblicher Sprengstoff zum Einsatz kam, und
in wie vielen dieser Fälle ein Tatmittelabgleich vorgenommen wurde.
Auch möchte sie unter anderem wissen, in wie vielen Fällen nach
Kenntnis der Bundesregierung in diesen beiden Jahren im Zuge von
Ermittlungen zwischen verschiedenen Angriffen auf
Flüchtlingsunterkünfte ein Zusammenhang hergestellt werden konnte.

 * 

4. Politisch motivierte Gewaltkriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der " Fälle politisch motivierter
Kriminalität mit der Deliktsqualität Gewaltkriminalität oder
Terrorismus ("politische Gewalt")" in den Jahren 2010 bis 2017
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/1967).
Auch will sie von der Bundesregierung wissen, wie viele Tatverdächtige
in den einzelnen Fällen politischer Gewalt jeweils ermittelt wurden.
Ferner fragt sie unter anderem danach, gegen welche Ziele sich nach
Kenntnis der Bundesregierung jeweils die genannten politischen
Gewalttaten richteten und wie viele Menschen jeweils betroffen waren.

 * 

5. Fahrzeug-Attacken thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Sogenannte "Fahrzeug-Attacken", bei denen die
Angreifer mit ihren Autos gezielt auf Einzelpersonen zugefahren oder
in Menschenansammlungen gefahren sind, sind Thema einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1969). Darin erkundigen sich die
Abgeordneten danach, wie viele Gewalttaten seit 2001 in den
unterschiedlichen Phänomenbereichen politisch motivierter Kriminalität
erfasst wurden, die als "Fahrzeug-Attacken" einzustufen sind. Auch
wollen sie unter anderem wissen, in wie vielen Fällen es bei den
Gewalttaten zu Todesopfern kam.

 * 

6. Zahl per Haftbefehl gesuchter Neonazis

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Entwicklung der Zahl per Haftbefehl gesuchter
Neonazis bis Frühjahr 2018" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1970). Darin erkundigen sich die Abgeordneten
danach, gegen wie viele Neonazis zum Zeitpunkt der letzten Erfassung
wie viele nicht vollstreckte Haftbefehle vorlagen. Auch möchten sie
unter anderem wissen, gegen wie viele Personen Haftbefehle wegen eines
politisch motivierten Delikts vorlagen.

 * 

7. Bundespolizei-Einsatz in Wörth

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit einem Einsatz der Bundespolizei am 7. April 2018
in Wörth befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/1976). Darin führt die Fraktion aus, dass die Bundespolizei bei
dem Einsatz die Regionalbahn 51 im Bahnhof Wörth an der Weiterfahrt
nach Kandel gehindert habe. Wie die Abgeordneten weiter schreiben,
zielte ihrer Einschätzung nach "die Aktion der Bundespolizei
offensichtlich auf die große Gruppe der Mitreisenden ab, die an der
Anti-Nazi-Demo in Kandel teilnehmen wollten". Wissen wollen sie unter
anderem, was der Auftrag der Bundespolizei am 7. April in Wörth war.

 * 
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BUNDESTAG/7160: Heute im Bundestag Nr. 309 - 14.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 309

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Mai 2018, Redaktionsschluss: 16.48 Uhr

1. Experten für Regierungsvorstoß



1. Experten für Regierungsvorstoß

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/mwo) Die von der Regierungskoalition angestrebte erneute
Verlängerung der Regelung zur Nichtzulassungsbeschwerde zum
Bundesgerichtshof wird von Justizexperten befürwortet. In einer
Anhörung im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz unter Leitung
seines Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) am Montag erklärten sie
übereinstimmend, dies sei notwendig, um eine Überlastung des
Bundesgerichtshofes (BGH) zu verhindern. Zudem sollte so Zeit für eine
umfassende Überarbeitung des Rechtsmittelsystems gewonnen werden.
Mehrere Sachverständige regten an, die Verlängerung ein Jahr länger
als geplant zu befristen, um ausreichend Zeit für eine Neugestaltung
zu haben.

Ein entsprechender Gesetzentwurf von CDU/CSU und SPD zur Änderung des
Gesetzes zur Einführung der Zivilprozessordnung (ZPO) (19/1686) war im
April in den Rechtsausschuss überwiesen worden. Er war dringend nötig,
weil die Regelung, wonach die Nichtzulassungsbeschwerde nur ab einem
Beschwerdewert ab 20.000 Euro zulässig ist, zum 30. Juni ausläuft. Nun
soll sie bis Ende 2019 gelten. In der Begründung des Entwurfs heißt
es, dass sich die Belastung des BGH nach Inkrafttreten des Gesetzes
zur Reform des Zivilprozesses am 1. Januar 2002 zunächst auf ein
erträgliches Maß eingependelt habe. Seit Inkrafttreten des Gesetzes
zur Änderung des Paragrafen 522 der Zivilprozessordnung am 27. Oktober
2011 sei jedoch ein deutlicher Anstieg der Geschäftsbelastung bei den
Zivilsenaten des Bundesgerichtshofs zu verzeichnen.

Reinhard Greger, Richter am BGH a. D. und Universitätsprofessor i. R.,
plädierte zudem für eine Aufhebung der Berufungsregelung in Paragraf
522 Abs. 2 und 3 ZPO, die zu einer Zunahme unbegründeter
Zulassungsbeschwerden geführt habe. Andere Sachverständige wie der
Rechtsanwalt am BGH Michael Schultz sprachen sich allerdings gegen
eine Abschaffung aus. Greger setzte sich dafür ein, dass der Bundestag
eine Enquete-Kommission zur Vorbereitung einer grundlegenden Reform
des Zivilprozesses einsetzt.

Christian Heinze, Professor an der Leibniz-Universität Hannover,
führte in seinem Statement aus, eine dauerhafte Lösung könne auf eine
maßvolle Streitwertgrenze nicht verzichten, die aus Gründen der
Rechtsmittelklarheit in das Revisionsrecht der ZPO aufgenommen werden
sollte. Eine Erhöhung der Streitwertgrenze über 20.000 Euro hinaus sei
aus Gründen der Bürgernähe der Justiz und der Rechtsstaatlichkeit
jedoch abzulehnen. Peter Kies, Vorsitzender Richter am Landgericht
Dresden, regte an, soweit kein politischer Wille bestehe, den
Bundesgerichtshof weit über seine bisherige Ausstattung personell
aufzustocken, sollte die Regelung beibehalten werden oder in der ZPO
verankert werden. Dies wäre auch ein klares Signal.

Die Präsidentin des BGH, Bettina Limperg, betonte in ihrer
Stellungnahme, die Regelung sei unvermeidlich, um den ansonsten
sicheren Kollaps des BGH zu verhindern. Der BGH werde sich einer
fachlichen Diskussion über etwaige Alternativen zur Begrenzung des
Revisionszugangs durch eine streitwertbezogene Regelung nicht
verschließen. Da eine solche Lösung in den vergangenen Jahren nicht
gefunden worden sei, sei es ausgeschlossen, bis Ende Juni noch eine zu
finden. Daher sei es derzeit unabweisbar, die bestehende Regelung
zumindest zu verlängern.

Bernd Pickel, Präsident des Kammergerichts Berlin, erklärte, eine
Aufhebung der Wertgrenze wäre für die Oberlandesgerichte wegen der
mittelbaren Auswirkungen, die durch die dann zu erwartende massive
Mehrbelastung des Bundesgerichtshofs eintreten würde, in hohem Maße
nachteilig.

Der Rechtsanwalt Wolfgang Schwackenberg, Vorsitzender des Ausschusses
Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV), sprach sich im
Prinzip gegen eine Verlängerung der Frist aus. Sie sei allerdings
akzeptabel, wenn gleichzeitig die Zeit genutzt werde, um eine
Verbesserung der Reform des gesamten Zivilverfahrens zu erreichen. Nur
mit einer Gleichbehandlung aller Zivilverfahrensangelegenheiten, also
auch der des Familienrechtes in Bezug auf den Zugang zum
Bundesgerichtshof, erscheine eine bürgernahe, adäquate und effiziente
Lösung gefunden werden zu können.

Bernhard Thurn, Präsident des Pfälzischen Oberlandesgerichts, sieht
zwar Unwägbarkeiten hinsichtlich der Frage, welche konkreten
Auswirkungen ein Wegfall der Wertgrenze auf die Zahl der
Verfahrenseingänge beim BGH hätte. Es könne aber keinem Zweifel
unterliegen, dass die Eingangszahlen eine Höhe erreichten, deren
Bewältigung dem BGH mit seiner derzeitigen personellen Ausstattung
nicht ohne eine deutlich spürbare Verlängerung der
Verfahrenslaufzeiten möglich wäre.

Gerhard Wagner, Professor an der Berliner Humboldt-Universität,
bezeichnete die Wertgrenze des Paragrafen 26 Nr. 8 ZPO systemwidrig,
schränkte aber ein, dass sie aus pragmatischen Gründen geboten sein
möge. Ihr Zweck bestehe offensichtlich darin, eine "Flutung" des BGH
mit Nichtzulassungsbeschwerden zu vermeiden. Wie groß die Gefahr einer
Überlastung des BGH wirklich sei, lasse sich schwer abschätzen, weil
niemand wisse, wie viele Nichtzulassungsbeschwerden eingelegt würden,
wenn es die Wertgrenze nicht gäbe. Das Bedürfnis nach einer Entlastung
des BGH sei daher plausibel. Deshalb gebe es zur Verlängerung der
Wertgrenze keine Alternative.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1665: Regierungspressekonferenz vom 14. Mai 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Montag, 14. Mai 2018

Regierungspressekonferenz vom 14. Mai 2018

Themen: Anschläge in Frankreich und in Indonesien,
Verhandlungen zwischen Argentinien und dem IWF über eine mögliche
Finanzhilfe, Datenschutz-Grundverordnung, Verweigerung der Einreise
des deutschen Journalisten Hans-Joachim Seppelt anlässlich der
Fußball-Weltmeisterschaft in Russland, deutsch-russische Beziehungen,
Reise des iranischen Außenministers nach Brüssel, Regierungsbildung
in Italien, Bewerbung des DFB für die Ausrichtung der
Fußball-Europameisterschaft 2024, Sicherheitslücke bei den
E-Mail-Verschlüsselungssystemen OpenPGP und S/MIME,
Pyrotechnikmissbrauch in Fußballstadien, Kritik des
CSU-Landesgruppenvorsitzenden an der Verhinderung von Abschiebungen,
Studie der Hochschule Koblenz "Zur Situation des ASD im Jugendamt",
Einweihung der US-amerikanischen Botschaft in Jerusalem,
Wahlkampfveranstaltungen in Deutschland zu den Parlaments- und
Präsidentschaftswahlen im Juni in der Türkei, völkerrechtliche
Bewertung der türkischen Militäroffensive auf Afrin, Erwerb von rund
zehn Prozent der Aktienanteile der Daimler AG durch einen
chinesischen Investor, Reform der Grundsteuer


Sprecher: StS Seibert, Fehling (BMF), Neymanns (BMI), Adebahr
(AA), Wagner (BMWi), Kempe (BMFSFJ)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Ich möchte für die
Bundesregierung Stellung zu den schrecklichen Anschlägen nehmen, die
am Wochenende und auch heute wieder aus Paris beziehungsweise aus
Indonesien gemeldet wurden. Unsere Reaktion darauf sind Abscheu und
schärfste Verurteilung. So unterschiedlich diese Verbrechen sein
mögen, sie zeigen, wozu der Hass islamistischer Täter in der Lage
ist. Wir trauern mit den Franzosen und mit den Indonesiern um ihre
Opfer, um die Opfer dieser Anschläge. Wir stehen an der Seite all
derer, die sich dem Terrorismus entgegenstellen, der uns gemeinsam
bedroht und den wir auch nur gemeinsam überwinden können.

Die Angriffe auf die Kirchen in Surabaya in Indonesien zeigen
überdies einmal mehr, wie bedroht Christen in vielen Ländern der Welt
sind. Für die Bundesregierung bleibt es eine Aufgabe und auch ein
Grundwert unserer Außenpolitik, für das Lebensrecht der christlichen
Gemeinden in aller Welt und für den Schutz der Religionsfreiheit
einzutreten.

Frage : Ich hätte eine Frage zum Thema Argentinien und IWF an die
Bundesregierung. Herr Seibert, Argentinien hat mit dem IWF Gespräche
über eine höhere Kreditlinie aufgenommen. Das Land braucht also
frisches Geld. Ich hätte gerne gewusst, ob die Bundesregierung dazu
eine Stellungnahme abgeben kann und, wenn ja, wie die ausfällt.

StS Seibert: Sie sagen es: Argentinien verhandelt mit dem IWF über
eine mögliche Finanzhilfe. Aus deutscher Sicht hat Argentinien
wichtige Wirtschaftsreformen auf den Weg gebracht, und Deutschland
hat diesen wirtschaftlichen Reformkurs auch stets unterstützt.

Argentinien ist darüber hinaus für uns in Deutschland ein wichtiger
Partner. Wir arbeiten mit Argentinien sowohl bilateral - ich erinnere
an den dortigen Besuch der Bundeskanzlerin im Jahr 2017 - als auch
multilateral in den multilateralen Foren gut und eng zusammen.
Argentinien hat in diesem Jahr die G20-Präsidentschaft von
Deutschland übernommen. Wir unterstützen das Land intensiv bei der
Vorbereitung des G20-Gipfels im November beziehungsweise Dezember in
Buenos Aires.

Es ist die eigene, souveräne Entscheidung Argentiniens, sich an den
IWF zu wenden. Die geschäftsführende Direktorin Frau Lagarde hat dazu
ja eine Erklärung veröffentlicht, in der sie auf die Partnerschaft
zwischen Argentinien und dem IWF verweist. Wir stehen
selbstverständlich in Kontakt mit beiden, mit Argentinien und mit dem
IWF.

Zusatzfrage : Will das Finanzministerium das vielleicht ergänzen?

Fehling: Nein, dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Frage : Herr Seibert, vielleicht war die Formulierung
missverständlich, und ich hoffe, Sie können etwas dazu sagen: Frau
Merkel hat sich im Rahmen der CDU-Kreisvorsitzendenkonferenz - aber
ich glaube, durchaus auch in ihrer Position als Kanzlerin - zur
Datenschutz-Grundverordnung, dem Inkrafttreten und der Frage der
Kompatibilität mit Zukunftsvorhaben wie Big Data usw. geäußert. Ich
würde gerne fragen, ob die Kanzlerin momentan Handlungsbedarf dafür
sieht, Änderungen an der Datenschutz-Grundverordnung, die erst in
eineinhalb Wochen sozusagen final in Kraft treten wird, anzustreben
respektive noch irgendwelche Umsetzungsgesetzesänderungen im Rahmen
der Möglichkeiten anzustreben, die das bietet.

StS Seibert: Sie sagen es ja: In Deutschland und in der gesamten EU
wird am 25. Mai, also in wenigen Tagen, ein neues Datenschutzrecht in
Kraft treten. Was tut diese Datenschutz-Grundverordnung? Sie schafft
einen einheitlichen Rechtsrahmen für den freien Verkehr
personenbezogener Daten in der EU, und als Bundesregierung begrüßen
wir das. Wir begrüßen das als eine Stärkung der Einheitlichkeit des
Datenschutzrechts in der gesamten EU. Es ist auch eine Stärkung des
Binnenmarkts. Das wird zu mehr Wettbewerbsgleichheit führen, und das
kommt ja gerade auch unserer exportstarken deutschen Wirtschaft
zugute. Dieses neue Recht garantiert den Bürgern wirksamen Schutz
ihrer Daten und zugleich der Wirtschaft den nötigen Freiraum,
innovatives Potenzial zu entfalten.

Ergänzend wird das neue Bundesdatenschutzgesetz in Kraft treten, mit
dem wir das deutsche allgemeine Datenschutzrecht an die EU-Vorgaben
angepasst und, wo nötig, ergänzt haben.

Sie spielen auf die Äußerungen der Bundeskanzlerin an. Wir planen als
Bundesregierung derzeit keine kurzfristigen Änderungen des ja schon
beschlossenen allgemeinen deutschen Datenschutzrechts und auch keine
entsprechende EU-Initiative. Aber es kommt jetzt natürlich darauf an,
Erfahrungen mit diesem neuen Recht zu sammeln und sehr genau
hinzuschauen, wie die Vorschriften in der Praxis angewandt werden,
wie die Verbraucher, die Wirtschaftsunternehmen, die Behörden und die
Verbände damit zurechtkommen und welche Belastungen möglicherweise
entstehen. Dabei wollen wir wirklich genau hinsehen. Wir wollen auch
berücksichtigen, welche Erfahrungen in anderen europäischen Staaten
gemacht werden und welche Praktiken dort beherzigt werden. Dafür hat
sich die Bundeskanzlerin ausgesprochen.

Zusatzfrage : Herr Neymanns, was noch fehlt, ist die Anpassung vieler
deutscher Spezialgesetze dazu. Mit welchem Horizont kann man denn
jetzt für das sogenannte Omnibus-Gesetz rechnen, das diese Anpassung
vornehmen soll? Ich sage einmal: Eine genügend lange Vorlaufzeit
hatten Sie ja eigentlich; das ist ja eigentlich bereits seit zwei
Jahren auf dem Weg.

Neymanns: Ja, und gleichzeitig waren natürlich auch das
Bundesdatenschutzgesetz usw. anzupassen. - Sie haben recht: Das
Omnibus-Gesetz dient der Anpassung des bereichsspezifischen Rechts
des Bundes, zum Beispiel der Sozialgesetzbücher oder des
BSI-Gesetzes, um dieses Recht an das neue allgemeine Datenschutzrecht
anzupassen. Das ist in Arbeit. Man befindet sich in
Ressortgesprächen.

Um das zu Anfang einfach einmal ein bisschen klarzumachen: Das wird
Änderungsbefehle für ca. 150 Bundesgesetze umfassen. Nach dem
derzeitigen Arbeitsstand hat das ein Volumen von 450 Seiten. Es ist
in Arbeit. Plan ist, dass Ende Mai bis Anfang Juni ein Entwurf an die
Ressorts gehen wird und dass wir schauen, dass dann vielleicht im
Herbst, wenn alles gut läuft, die Beratung im Bundestag und im
Bundesrat anstehen kann.

Frage : Herr Seibert, Sie sprachen von Belastungen. Welche
Belastungen haben denn die bisherigen Online-Projekte und Webseiten
der Bundesregierung durch die neue Datenschutz-Grundverordnung
erfahren?

StS Seibert: Ich verstehe die Frage jetzt nicht.

Zusatzfrage : Sie haben ja davon gesprochen, dass jetzt Erfahrungen
gesammelt werden müssen, und auch davon, welche Belastungen durch
diese neue Verordnung entstehen. Gibt es bisher Belastungen für die
Umgestaltung der Seiten der Bundesregierung?

StS Seibert: Ich glaube nicht, dass es das ist, was im Mittelpunkt
steht. Wir werden natürlich sehr stark schauen müssen und von der
Wirtschaft, von kleinen und mittleren Unternehmen und Verbänden auch
Rückmeldungen dazu bekommen, wie sie mit diesem neuen
Datenschutzrecht umgehen. Im Übrigen haben die Bundesregierung und
insbesondere das Innen- und das Wirtschaftsministerium seit Sommer
letzten Jahres eine regelmäßige Dialogreihe - genau mit den
Betroffenen, mit den Unternehmensverbänden usw. - durchgeführt, um zu
informieren und um die Frage zu beantworten, was da hinzukommt. Ich
glaube also nicht, dass das Bundespresseamt dabei im Mittelpunkt
steht.

Zusatz : Mir ging es darum, wie Sie mit dieser Umstellung umgehen.

StS Seibert: Wir werden das alles den Regeln und dem Recht
entsprechend umsetzen. Das tun wir eigentlich bei allem.

Frage : Zum Thema Hajo Seppelt und dem Einreiseverbot gegen ihn: Herr
Seibert, gibt es jetzt einmal eine offizielle Bewertung der
Bundesregierung, vielleicht auch vom BMI? Da hat sich ja auch schon
ein Vertreter gemeldet. Gab es auch eine Reaktion von Herrn Seehofer,
Herr Neymanns?

Neymanns: Die allgemeine Einschätzung ist, glaube ich, nicht zwingend
eine Sache des BMI.

Herr Staatssekretär Mayer hat sich dazu geäußert. Ich schaue einmal,
was er genau gesagt hat. Er hat sich sinngemäß am Freitagabend dazu
geäußert.

Zuruf : Das kennen wir ja! Ich wollte wissen, ob sich Herr Seehofer
dazu auch geäußert hat.

Neymanns: Herr Seehofer hat sich dazu noch nicht geäußert, aber die
Hausleitung des BMI hat sich in Form des Parlamentarischen
Staatssekretärs Mayer geäußert; das ist ja schon einmal etwas!

Herr Seehofer hat sich in anderer Sache - im Rahmen eines Interviews
mit einem Wochenmagazin - einmal grundsätzlich dazu geäußert, dass
man den Sport nicht für politische Zwecke missbrauchen sollte.

StS Seibert: Ich könnte ansonsten, wenn Bedarf besteht, für die
Bundesregierung etwas dazu sagen: Wir halten diese Maßnahmen der
russischen Behörden, das Visum von Herrn Seppelt für ungültig zu
erklären, für falsch. Wir appellieren an die russische Staatsführung,
diesem deutschen Korrespondenten die Einreise zur Berichterstattung
über die Fußball-Weltmeisterschaft zu ermöglichen. Auch die FIFA
sollte sich dafür mit allem Nachdruck einsetzen. Die freie
Berichterstattung über dieses neben Olympischen Spielen
wahrscheinlich größte internationale Sportereignis muss gewährleistet
sein, und wir sind der Überzeugung, es stünde Russland als Gastgeber
schlecht an, wenn es die Presse- und Meinungsfreiheit so
offensichtlich vor den Augen der Welt beschnitte.

Adebahr: Ich kann vielleicht noch für das Auswärtige Amt ergänzen,
dass wir uns auf allen Ebenen - also gegenüber der hiesigen
russischen Botschaft und auch durch unseren Botschafter in Moskau
gegenüber dem russischen Außenministerium - nachdrücklich dafür
einsetzen, dass diese Entscheidung revidiert wird. Es ist bereits am
Wochenende ein Gesprächsprozess begonnen worden, und den führen wir
jetzt fort, eben mit dem Ziel, dass diese Entscheidung revidiert
wird.

Zusatzfrage : Gesprächsprozess auf welcher Ebene?

Herr Seppelt soll ja auf einer russischen Liste unerwünschter
Personen stehen. Sind der Bundesregierung noch weitere Deutsche
bekannt, die auf einer russischen Liste unerwünschter Personen
stehen?

Adebahr: Die Gesprächsprozesse mit der russischen Botschaft in Berlin
und, wie schon gesagt, auch durch unseren Botschafter in Moskau,
Herrn von Fritsch, mit dem russischen Außenministerium laufen.

Zu einer möglichen Liste: Wir haben die Presseberichterstattung
gesehen. Sehen Sie es mir nach: Ich spekuliere von dieser Bank aus
nicht über mögliche Listen. Wir sind bereit und stehen eben in
Kontakt, um die Entscheidung, die wir nicht nachvollziehen können und
mit der wir nicht einverstanden sind, zu revidieren.

Frage : Die Frage ist natürlich sozusagen: Was ist die Konsequenz
daraus, wenn an dieser Stelle nichts passiert, also wenn sich die
russische Seite nicht darauf einlässt? Wie sieht es denn aus, Herr
Neymanns, Herr Seibert: Schließen Sie aus, dass sich deutsche
Politiker - insbesondere Mitglieder der Bundesregierung, vor allem
die zuständigen, respektive auch sonst gerne gesehene Gäste bei
entsprechenden Veranstaltungen - dann dorthin bewegen?

StS Seibert: Aus meiner Sicht stellt sich diese Frage jetzt nicht.
Jetzt stellt sich die Aufgabe - vor allem für die FIFA, aber auch wir
nehmen sie politisch an -, auf die russische Staatsführung
einzuwirken, damit sie diese aus unserer Sicht falsche Entscheidung
hoffentlich revidiert. Daran arbeiten wir. Daran sollte vor allem
auch die FIFA mit aller Kraft arbeiten. Weitere Fragen stellen sich
heute nicht.

Zusatzfrage : Herr Seibert, Sie haben sich ja tatsächlich sehr
intensiv zum Tag der Pressefreiheit geäußert und auch sehr klar Ihre
Wertschätzung für die Pressefreiheit an dieser Stelle geäußert, auch
namens der Bundesregierung. Wäre es da nicht ein Zeichen der
Unterstützung eben dieser Pressefreiheit, zu sagen "Wenn
Pressefreiheit nicht gewährleistet ist, dann werden wir dieser
Veranstaltung auch nicht beiwohnen"?

StS Seibert: Aus unserer Überzeugung heraus, dass die Pressefreiheit
eines der wichtigsten Bürgerrechte und eines der wichtigsten
demokratischen Grundrechte ist, haben wir ja hier so gesprochen, wie
wir jetzt gerade für die Bundesregierung gesprochen haben. Mit dieser
Überzeugung gehen wir auch in die Gespräche mit der russischen Seite.

Frage: Herr Seibert, konkret gefragt: Wird die Bundeskanzlerin das
Thema bei ihrem Besuch in Sotschi ansprechen?

Herr Neymanns, gibt es im Bundesinnenministerium Überlegungen des
Bundesinnenministers, zur Fußball-Weltmeisterschaft zu fahren?

StS Seibert: Heute ist Montag. Die Reise nach Sotschi steht Freitag
an. Warten wir einmal ab, was diese Woche noch bringen wird, und
warten wir auch ab, welche Themen es geben wird. Es gibt eine ganze
Reihe von Themen zwischen der Bundeskanzlerin und dem russischen
Präsidenten, die drängend sind. Die Haltung in Sachen Hajo Seppelt
habe ich hier jetzt klargemacht.

Neymanns: Natürlich ist all das zu unterstreichen, was Herr Seibert
gesagt hat, also dass jetzt erst einmal geschaut werden muss, wie man
politisch mit dem Vorgang umgeht.

Ich zitiere noch einmal kurz aus dem Interview von Herrn Seehofer mit
dem Wochenmagazin. Auf die Frage "Werden Sie im Sommer zur
Fußball-Weltmeisterschaft nach Russland fahren?", hat er im
Zusammenhang mit anderen auf Russland bezogenen Diskussionen gesagt:
"Wieso nicht? Wenn mein Terminkalender das zulässt, werde ich fahren.
Wir sollten den Sport nicht politisch instrumentalisieren, das war
schon immer meine Meinung."

Zusatz: Dieses Interview ist ja vorher aufgezeichnet worden.

Neymanns: Das ist vorher erschienen. Das ist nichts mit Bezug auf den
aktuellen Vorfall.

Zusatzfrage: Genau. Verändert eine solche Causa wie die Causa Seppelt
die hier geäußerten Überlegungen des Bundesministers? - Sie schütteln
den Kopf. Heißt das, das ändert an den ...

Neymanns: Dazu kann ich jetzt nichts sagen. Davon ist mir nichts
bekannt.

Frage: Frau Adebahr, jenseits der spekulativen Frage nach möglichen
Listen: Hat die Bundesregierung Kenntnis von weiteren deutschen
Staatsbürgern, die als Personae non gratae im Zusammenhang mit der
Fußball-Weltmeisterschaft benannt wurden?

Adebahr: Mir liegt hier heute keine solche Kenntnis vor.

Zusatzfrage: Herr Neymanns, zur Nicht-Politisierung des Sports: Ist
die Causa Seppelt eigentlich eine Politisierung des Sports seitens
der russischen Regierung?

Neymanns: Ich glaube, dieser Satz ist in beide Richtungen zu
verstehen, nämlich so, dass man sowohl als Gast als auch als Gastland
den Sport nicht politisch missbrauchen sollte.

Frage : Herr Neymanns, dann muss ich doch im Anschluss an die Frage
vom Kollegen Detjen noch einmal nachfragen: Plant der
Bundesinnenminister auch im Lichte des Falls Hajo Seppelt eine Reise
oder Reisen zur Fußball-WM?

Neymanns: Diese Frage ist ja genau die gleiche, die Ihr Kollege
gestellt hat. Die kann ich nur so beantworten, wie ich sie gerade
beantwortet habe: Einen konkreten Reiseplan kenne ich derzeit nicht.

Zusatz : Aber es gibt ja inzwischen andere Umstände. Den Fall Seppelt
kann man ja nicht außer Acht lassen.

Neymanns: Das stimmt. Trotzdem kann ich nichts Neues dazu sagen.

Zusatzfrage : Bleibt es also bei den Reiseplanungen?

Neymanns: Ich habe gerade gesagt: Konkrete Reiseplanungen kenne ich
nicht. Insofern bleibt es bei den nicht konkreten Reiseplanungen.

Frage : Herr Seibert, wird Herr Seppelt eventuell auf persönliche
Einladung der Kanzlerin nach Sotschi mitreisen?

StS Seibert: Darüber kann ich Ihnen nichts berichten.

Frage: Herr Seibert, ich wollte ein bisschen allgemeiner fragen. Es
gibt ja im Moment eine intensive Reisetätigkeit. Der Außenminister
war in Russland gewesen, der Wirtschaftsminister wird morgen und die
Kanzlerin am Freitag in Russland sein. Ist das ein Zeichen für eine
Neubewertung der deutsch-russischen Beziehungen? Gibt es einen
Zusammenhang mit dem Vorgehen Trumps und einer möglichen neuen
Äquidistanzdebatte, die wir haben, was die Abwendung von den USA und
eine erneute Hinwendung zu etwas schwierigeren Partnern wie Russland
angeht?

StS Seibert: Die Einordnung überlasse ich jetzt einmal Ihnen. Es ist
ein Arbeitsbesuch der Bundeskanzlerin, der erste Besuch bei Präsident
Putin, seit sie wieder im Amt ist, und auch der erste, seit er seine
neue Amtszeit angetreten hat. Es gibt viele Themen, die wir gemeinsam
voranzubringen versuchen sollten: das seit Jahren bekannte und zähe
Thema Ostukraine-Konflikt, die Destabilisierung der Ostukraine, die
Frage, wie wir den Minsker Prozess vorantreiben können, die Lage in
Syrien, das bilaterale Verhältnis. Deswegen, denke ich, wird es ein
intensiver Arbeitsbesuch werden, und die Einordnung überlasse ich
Ihnen.

Aber die Bundeskanzlerin hat in all den Jahren ihrer Kanzlerschaft
immer darauf geachtet, dass es regelmäßigen Austausch mit dem
russischen Präsidenten gibt. Zuletzt gab es ja ein Telefonat, und nun
gibt es einmal wieder eine Begegnung.

Zusatzfrage: Es gibt ja in Sachen Handel, eingeschränkt in Sachen
Klima und jetzt in Sachen Iran doch eine Interessenübereinstimmung
beider Länder, die eben an den internationalen Regimen, die
vereinbarten wurden, festhalten wollen. Gibt es irgendetwas, das die
Kanzlerin Russland anbietet?

Ich frage auch noch einmal nach den Sanktionen. Ist absehbar, dass
die Bundesregierung ihre Position gegenüber Russland irgendwie
verändert?

StS Seibert: Das, was Sie jetzt aus mir herauslocken wollen, kann ich
Ihnen sicherlich nicht bieten. Im Übrigen würde ich hier jetzt vor
dem Besuch auch nicht schon allzu viel vorweg nehmen wollen.

Was wir immer anbieten, ist das Gespräch, ist das Bemühen, gemeinsam
bei sehr schwierigen Themen, zu denen wir auch sehr unterschiedliche
Ansichten haben - zum Beispiel zum Thema der Ostukraine -, trotzdem
voranzukommen. Gerade dort tut es im Interesse der Menschen im
Donbass dringlich Not. Unsere kritische Haltung gegenüber der
russischen Rolle in Syrien ist bekannt, und trotzdem wissen wir auch,
dass man, um dort politisch voranzukommen und diesen entsetzlichem
Konflikt irgendwann einmal doch beenden zu können, natürlich Russland
braucht. Auch dafür sind diese Gespräche da. Dieses Angebot zur
konstruktiven Zusammenarbeit besteht also immer.

Zusatzfrage: Frau Adebahr, da der Minister ja schon da war: Gibt es
irgendwelche konkreten russischen Forderungen dazu, wie man jetzt im
Zusammenhang mit dem Iran und anderen Themen gemeinsam vorgehen
möchte und was man von Deutschland erwartet, um diese Zusammenarbeit
zu ermöglichen? Ich meine Sanktionsaufhebungen bis hin zu
Kooperationen auf Feldern, die es bisher nicht gab.

Adebahr: Ich kann Sie auf das verweisen, was Herr Lawrow auch in der
Pressekonferenz gesagt hat. Er hat gesagt, er stehe für einen Dialog
zum Thema Iran bereit, auch mit Deutschland und mit den anderen
europäischen Partnern. Herr Maas hat deutlich gemacht, dass wir der
Ansicht sind, dass Russland über gute Kanäle zum Iran und auch über
eine enger geartete Bindung verfügt. Ich glaube, beide waren sich
einig, dass Russland auch vielleicht bereit ist, intensiv mit dem
Iran zu sprechen, eben weil es da Beziehungen gibt. Ansonsten war man
sich einig, dass man sich auch in dem Rahmen derjenigen Parteien, die
das Abkommen geschlossen haben - das schließt dann eben auch China
und die EU mit ein -, zusammensetzen muss, um die nächsten Schritte
zu besprechen.

Was den Normandie-Prozess angeht, haben die beiden in der
Pressekonferenz auch deutlich gemacht, dass sie sich vorstellen
können, ein solches Treffen durchzuführen. In den Gesprächen ist über
die Themen, über die man dabei sprechen könnte - natürlich liegen die
auf der Hand -, gesprochen worden, und jetzt arbeitet man daran,
einen Termin für dieses Treffen zu finden. Herr Maas hat in der
Pressekonferenz gesagt, dass er dazu auch nach Berlin einladen würde.
Insofern ist das natürlich ein Thema, das auch von der
Bundesregierung - Herr Seibert hat es dargestellt - schon intensiv
vorbesprochen wurde, und da bestand von beiden Seiten der Wille, sich
jetzt vielleicht einmal konstruktiv auf ein solches Treffen
zuzubewegen.

Frage : Ich würde noch einen Versuch starten wollen, Herr Seibert.
Herr Haseloff hat am Wochenende noch einmal einen anderen Umgang mit
Russland gefordert und auch angeregt, die Sanktionen zu überdenken.
Er ist ja damit im Chor der Ost-Ministerpräsidenten nicht allein. Was
sagt denn die Kanzlerin zu diesen im Grunde genommen nicht
abreißenden Forderungen nach Sanktionslockerungen?

StS Seibert: Die Sanktionen sind auf europäischer Ebene beschlossen
worden. Sie beruhen auf Beschlüssen aller europäischen
Mitgliedstaaten. Das heißt, dass jetzt ein Land vorprescht und da
Lockerungen anbietet, ist sowieso nicht denkbar, und wir bewegen uns
natürlich im europäischen Rahmen.

Im Übrigen hat sich nichts geändert. Die Sanktionen können entfallen,
wenn die Ursachen für diese Sanktionen entfallen. Wir sind zusammen
mit Frankreich wirklich seit Jahren mit maximaler Intensität dabei,
eine politisch-diplomatische friedliche Lösung für die Ostukraine
hinzubekommen, und unser Appell an Russland ist immer, sich dabei
konstruktiv zu zeigen.

Frage: Der iranische Außenminister Sarif wird morgen zu Gesprächen in
Brüssel erwartet. Sieht die Bundesregierung zurzeit irgendwelche
Chancen darauf, eine breite Vereinbarung mit dem Iran über die
problematischen Punkte zu erreichen, Herr Seibert?

StS Seibert: Ich glaube, das Auswärtige Amt ist dafür genau richtig,
weil das morgige Treffen, auf das Sie anspielen, ja ein Treffen der
Außenminister ist.

Adebahr: In der Tat ist für morgen Abend ein Treffen der Europäischen
Union unter Leitung der französischen und britischen Kollegen
geplant, um mit Federica Mogherini zusammenzutreffen, und es ist dann
auch geplant, dieses Treffen zu erweitern, um mit Herrn Sarif und dem
Iran zu sprechen. Dabei geht es ja nun genau darum, dass man jetzt
zusammenkommt, aufeinander hört und zuhört, welche Petita, welche
Punkte die Seite vorbringt.

Ich denke, was die europäische Seite vorbringen wird, ist in den
letzten Tagen ganz klar geworden, nämlich dass wir der Ansicht sind,
dass man das Abkommen am Leben erhalten soll. Jetzt wird es darum
gehen, mit dem Iran zu besprechen, wie ein solcher Weg gefunden
werden kann und was der Iran im Moment für eine Position - genau und
auch in Einzelheiten - dazu bezieht. Insofern wird es morgen Abend
dieses erste Treffen geben, und dem kann ich jetzt inhaltlich
natürlich noch nicht weiter vorgreifen.

Frage: Herr Seibert, anschließend an das, was Sie zu den Sanktionen
gegen Russland gesagt haben, würde ich gerne wissen: ist die
Bundesregierung der Meinung, dass diese Sanktionen Wirkung gezeigt
haben?

Zum anderen zum Thema Iran: Der Bundeswirtschaftsminister hat im
Interview gesagt - und das war eigentlich unmissverständlich -, dass
die Bundesregierung keine juristische Möglichkeit sehe, die deutschen
Unternehmen gegen Sekundäreffekte der Sanktionen zu schützen. Jetzt
ist in der Berichterstattung immer wieder von sogenannten
Blocking-Regeln die Rede, die in den 90er-Jahren in einem
vergleichbaren Fall beschlossen wurden - erfolgreich beschlossen
wurden, weil die Eskalation verhindert wurde. An das
Wirtschaftsministerium gerichtet würde ich gerne wissen: Ist die
Anwendung dieser Beschlüsse ein Thema?

Wagner: Grundsätzlich - Sie haben es ja gerade schon gesagt - hat
sich der Minister gestern noch einmal ausführlich zu diesem Thema
geäußert. Er hat sich auch zu dem Thema Auswirkungen auf Unternehmen
geäußert und hat noch einmal deutlich gemacht, dass wir alles tun
werden, um deutsche Unternehmen zu schützen. Dazu ist sowohl die
Bundesregierung als auch die EU mit den US-Kollegen in Kontakt, um
sich dafür einzusetzen. Daneben wird Minister Altmaier auch zügig in
einen Dialog mit Unternehmen eintreten, um nach Möglichkeiten zur
Unterstützung zu suchen, und zwar juristisch-praktisch mit Rat und
Tat, wie er gesagt hat. Das Ziel ist ganz klar, dass die Unternehmen
Planungssicherheit haben und dass auch Arbeitsplätze in Deutschland
nicht gefährdet werden.

Zu der Blocking-Verordnung, die Sie angesprochen haben: Die
EU-Außenbeauftragte Mogherini hat sich ja schon geäußert und gesagt,
dass derzeit auf EU-Ebene geprüft wird, welche Maßnahmen zum Schutz
europäischer Investitionen getroffen werden können. Dazu laufen
derzeit auch auf europäischer Ebene Gespräche, aber das kann ich
derzeit im Einzelnen noch nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Ich stelle die Frage unter anderem, weil sich der
Wirtschaftsminister gestern erneut geäußert hat, aber die Sache
danach für mich verwirrender war als vorher. Die Aussage von
vorgestern war ja eindeutig; sie war schon zu dem Ergebnis gekommen,
dass es keinen juristischen (akustisch unverständlich) gibt. Ist der
Minister da wirklich zu neuen Erkenntnissen gelangt - Rat und Tat -
oder (akustisch unverständlich)?

Wagner: Ich glaube, man muss das hier ein bisschen auseinanderhalten.
Der Minister hat gestern noch einmal deutlich gemacht, dass es
einseitige Maßnahmen der USA sind, und gegen einseitige Maßnahmen
haben wir natürlich erst einmal keine Handlungsoptionen. Wir können
den USA solche Maßnahmen nicht verbieten, das ist klar; das ist
natürlich der Grundsatz. Das heißt natürlich nicht, dass wir deshalb
nicht gleichzeitig auch sowohl auf europäischer Ebene als auch auf
unserer Ebene mit allen Partnern in Kontakt sind, um das Thema weiter
zu adressieren und zu schauen, wie wir vielleicht Änderungen
erreichen können. Es laufen ja auch Gespräche - Frau Adebahr hat es
schon ausgeführt - zu dem Thema, wie wir das Abkommen weiter mit
Leben füllen können. Die andere Seite ist, dass wir natürlich auch
mit den Unternehmen im Gespräch darüber sind, wie wir sie dabei
unterstützen können. Klar ist aber: Das ist eine einseitige Maßnahme
der USA, die wir nicht unterstützen und die der Minister, wie er
gesagt hat, auch nicht für richtig hält.

StS Seibert: Zu Ihrer Frage zu den Sanktionen: Zunächst einmal setzen
diese Sanktionen - das ist ihr Sinn - ein ganz deutliches Zeichen,
wie die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten zu flagranten
Verstößen gegen das Völkerrecht und zur Destabilisierung der
Ostukraine auch mit militärischen Mitteln steht. Dieses Zeichen ist
in diesen Sanktionen enthalten.

Wenn Sie jetzt nach der Wirkung fragen: Ja, wir haben uns auch von
dieser Stelle aus oft unzufrieden und ungeduldig über das Vorankommen
des Minsker Prozesses geäußert, und zwar aus gutem Grund, denn es hat
noch nicht ein einziges Mal wirklich einen über mehrere Tage
haltenden kompletten Waffenstillstand gegeben. Es sterben immer noch
Menschen entlang der Kontaktlinie - leider viel zu oft. Aber wer weiß
- und das wird man wahrscheinlich nicht wissenschaftlich beweisen
können -, ob wir es ohne dieses sehr entschiedene Auftreten der
Europäischen Union und ihrer Partner nicht noch mit einer Ausweitung
dieses Konfliktes zu tun hätten. Deswegen wiederhole ich jetzt noch
einmal: Solange sich an den politischen Ursachen, die zur Verhängung
dieser Sanktionen geführt haben, nichts ändert, bleiben diese
Beschränkungen, bleiben diese Sanktionen bestehen.

Wir sind ständig im Gespräch - zusammen mit den Franzosen - mit der
russischen Seite, die OSZE macht dort eine ganz wichtige Arbeit, und
wir wollen vorankommen. Es braucht dafür aber den guten Willen und
die Kooperation der russischen Führung, von der wir ja sehr genau
wissen, wie groß ihr Einfluss auf die Separatisten im Donbass ist.

Frage : Ich möchte noch einmal zurück zu Russland: Frau Adebahr, Sie
hatten die Pressekonferenz von Lawrow und Maas erwähnt. Da hat Herr
Maas interessanterweise auch gesagt, dass die Hackerangriffe auf das
Auswärtige Amt von Russland stammten. Haben Sie dafür mittlerweile
Beweise? Was heißt "aus Russland", waren das russische Stellen,
staatliche Stellen, Zivilisten, Teenies? Was weiß man mittlerweile
darüber, sodass man darüber öffentlich spricht?

Adebahr: Herr Maas hat die Formulierung verwandt, dass hinsichtlich
der Urheberschaft dieses Hackerangriffs Hinweise nach Russland
deuten. Herr Lawrow hat dann geantwortet und hat, glaube ich, auch
eine konkrete Gruppe benannt. Darüber hinaus, dass die Informationen,
die der Bundesregierung vorliegen, in diese Richtung gehen und sie
uns eben zu dieser Reaktion und auch zu den Äußerungen des
Bundesaußenministers beziehungsweise der gesamten Bundesregierung
veranlasst haben, kann ich von dieser Stelle aus nichts hinzufügen.

Zusatzfrage : Beweise gab es also bisher nicht?

Adebahr: Ich kann Ihnen von hier aus das sagen, was ich gerade gesagt
habe.

Frage: Wieder zum Iran: Besteht überhaupt irgendeine Chance,
innerhalb der von Iran gesetzten 60-Tage-Frist oder auch der 90 Tage,
die die EU, glaube ich, sieht, Garantien für die Einhaltung des
Abkommens durch die Nicht-USA-Partner zu gewährleisten? Wenn nicht,
wie sieht Plan B aus?

Zum Zweiten: Verfügt die Bundesregierung über Zahlen des
deutsch-iranischen Handelsvolumens, direkt wie indirekt, und wie
viele Arbeitsplätze hängen daran?

Wagner: Ich kann vielleicht einmal mit dem Handelsvolumen anfangen:
2017 lag das deutsche Handelsvolumen bei 3,4 Milliarden Euro; es ist
von 2,9 Milliarden Euro in 2016 auf diesen Wert angestiegen. Der
deutsche Export ist in 2017 um 16 Prozent im Vergleich zum Vorjahr
auf knapp 3 Milliarden Euro gestiegen. Mir liegen keine Zahlen vor,
wie viele Arbeitsplätze tatsächlich am Export hängen. Ich vermute
auch, dass es schwierig ist, diese Zahlen auseinanderzudividieren,
weil wahrscheinlich Unternehmen, die in den Iran exportieren, auch in
viele andere Länder exportieren und sich das wahrscheinlich nicht so
leicht trennen lässt.

Zu Ihrer ersten Frage: Was das weitere Verfahren hinsichtlich des
JCPOA betrifft, laufen derzeit Gespräche. Ich glaube, die laufen auch
auf Ebene des Auswärtigen Amtes, insofern kann dazu vielleicht noch
die Kollegin ergänzen.

Adebahr: Sie hatten das Wort "Garantien", also eine konkrete
Maßnahme, in Ihre Frage hineingeflochten - darauf möchte ich mich
jetzt nicht beziehen.

Zusatz: Nur deswegen, weil der Iran das in seine Formulierung
aufgenommen hat. Ich habe nur zitiert.

Adebahr: Wir sprechen morgen mit Iran und werden dann auch genau
erfahren, ob und wie weit der Iran einen Zeithorizont in seiner
Vorstellung hat. Bis jetzt sind das Äußerungen, die wir auch so
wahrgenommen haben. Auch Schlagwörter, die dort fallen, müssen eben
mit Leben erfüllt werden. Morgen Abend sitzt man zusammen und kann
das tun. Das wird einer der nächsten Schritte sein.

Wie Sie vielleicht der Presseerklärung des Weißen Hauses vom letzten
Dienstagabend gleich entnommen haben, ist es von amerikanischer Seite
in der Tat so, dass die Wiedereinsetzungsfristen für die Sanktionen
in der Tat 90 beziehungsweise 180 Tage betragen. Aus dem JCPOA selbst
ergeben sich auch noch einmal Fristen, die einzuhalten wären, wenn
denn ein Streitschlichtungsmechanismus angerufen würde oder eine
Sitzung der Joint Commission einberufen werden würde. Insofern warne
ich jetzt ein bisschen davor, mit konkreten Fristen zu hantieren. Wir
sitzen morgen Abend dort zusammen und werden das weitere Vorgehen
dann besprechen und ausloten; das wird der Fall sein.

Frage: Frau Adebahr, morgen sitzen ja die drei großen EU-Länder mit
dem Iran zusammen. Gibt es irgendeine Rückkopplung mit den anderen
EU-Partnern oder überlässt man das Frau Mogherini, die dann quasi die
anderen mit vertritt?

An das BMWi: Sie sagen, die Amerikaner verhängten einseitige
Maßnahmen. Wieso ist es dann nicht möglich, auf diese Maßnahmen zu
reagieren? Die EU könnte - und diese Forderung gibt es ja auch - dann
natürlich auch umgekehrt Maßnahmen gegen die USA einleiten. Oder wäre
das Ihrer Meinung nach rechtlich nicht möglich?

Wagner: Zum Thema Sanktionen: Wir müssen uns schon noch einmal genau
anschauen, was das ist; das sind nämlich die Sanktionen, die die USA
verhängen, was Geschäfte mit dem Iran betrifft. Diese Sanktionen
wirken nicht nur gegenüber US-Unternehmen, sondern auch gegenüber
bestimmten Unternehmen, die wesentliche Geschäfte mit dem Iran
machen, die nicht US-Unternehmen sind. Diese Wirkung der Sanktionen
sehen wir kritisch; dazu hat sich ja auch der Minister entsprechend
geäußert. Es gibt da aber, wie gesagt, keinen entsprechenden
Mechanismus; das sind ja keine Sanktionen, die die USA gegenüber
Deutschland oder gegenüber Europa erhoben hätten, sondern das sind
Sanktionen gegenüber dem Iran. Insoweit gelten die Sanktionen, die
bisher gelten, und da gibt es von unserer Seite jetzt keine Mitte.

Zusatzfrage: Ich verstehe es vielleicht nicht richtig, deshalb möchte
ich da noch einmal nachfragen. Es ist schon klar, dass die Sanktionen
gegen den Iran erhoben werden, aber die Strafen, die danach folgen,
werden gegen europäische Unternehmen erhoben. Wir hatten
entsprechende Fälle ja auch schon bei den Nordkorea-Sanktionen, wo
europäische Firmen teilweise mit Milliardenstrafen belastet wurden.
Gibt es Ihrer Meinung nach keine rechtliche Handhabe, wie man
entsprechend gegen die US-Regierung vorgehen kann?

Wagner: Ich habe erst einmal gesagt, was die Sanktionen ausmachen.
Die nächste Frage ist: Wie wirkt sich das auf die Unternehmen aus?
Das wird man dann im Einzelnen noch einmal prüfen müssen. Wir sind
dazu auch im Gespräch sowohl mit der US-Regierung als auch mit
unseren Unternehmen, und das wird man dann im Einzelfall prüfen
müssen.

StS Seibert: Ich wollte noch etwas zu der ersten Frage sagen - ich
kann natürlich nicht für die Außenminister sprechen. Sie fragten nach
der Rückkopplung mit den Partnern in Europa. Am Mittwoch und
Donnerstag findet ja ein informeller Europäischer Rat in Sofia statt,
das heißt, dort treffen alle Staats- und Regierungschefs zusammen.
Ich kann hier natürlich nicht die Themen setzen, aber sagen wir es
einmal so: Es liegt auf der Hand, dass dort neben den verabredeten
Themen auch so ein drängendes aktuelles Thema besprochen werden
könnte.

Adebahr: Ich habe in Ihrer Frage einen leichten Unterton
wahrgenommen, als würden wir uns irgendwie vor einer Information
drücken wollen oder so. Dazu kann ich sagen: Nein, das ist nicht der
Fall. Natürlich hat Frau Mogherini für die EU die Hoheit, die Pflicht
und das Recht - und das unterstützen wir voll und ganz -, die EU
umfassend über die Gespräche und alle anderen Mitgliedstaaten zu
unterrichten, und das wird in verschiedenen Gremien passieren -
natürlich in Brüssel und, wie Herr Seibert schon gesagt hat, in den
Folgetagen bei wichtigen EU-Ereignissen.

Frage : Ich möchte noch einmal zu einem der anderen Subkomplexe
vorher springen: Herr Neymanns, Ihr Haus ist ja eigentlich
federführend, sobald es um die Frage von Hacks und der Attribution
von Hacks geht. Können Sie uns irgendeinen aktuellen Stand mitteilen,
wie weit Sie eigentlich inzwischen gekommen sind?

Neymanns: Über das hinaus, was Frau Adebahr gerade gesagt hat, kann
ich, ehrlich gesagt, derzeit nichts sagen.

Zusatzfrage : Weil Ihnen jetzt gerade keine aktuellen Informationen
vorliegen oder weil seitdem nichts passiert ist?

Neymanns: Weil das, wie Frau Adebahr dargestellt hat, eine
außenpolitische Frage ist, die nicht in den Zuständigkeitsbereich des
Innenministeriums gehört.

Zusatzfrage : Aber für die Aufklärung der ganzen Geschichte ist schon
noch das Bundesamt für Verfassungsschutz zuständig?

Neymanns: Das ist richtig, ja; selbstverständlich hat auch das BMI
mit dem BSI und den anderen nachgeordneten Behörden an dem Komplex
mitgearbeitet, das ist ganz klar. Hinsichtlich der Frage der
Attribuierung ist es so, wie Frau Adebahr das dargestellt hat, und
dem kann ich nichts hinzufügen.

Frage : Jetzt habe ich doch noch eine Frage zum Iran: Herr Seibert,
Mitte April hat der Iran angekündigt, dass man vom Dollar weggeht und
als neue Berichtswährung den Euro einführen werde, um auf den
Kursverfall des Rial zu reagieren. Als Frau Merkel im Weißen Haus
war, hatte Trump ja gesagt, dass der Iran das große Thema war. War
dieser Aspekt, der auch ein entscheidender ist, Thema zwischen Frau
Merkel und Herrn Trump?

Herr Fehling, begrüßt das Finanzministerium, dass der Iran durch die
Ankündigung jetzt den Euro als Zahlungsmittel stärkt?

StS Seibert: Solche Währungsentscheidungen des Iran kann ich hier
nicht kommentieren. Sie standen aber auch nicht im Mittelpunkt der
Gespräche im Weißen Haus.

Fehling: Ich habe das auch nicht weiter zu kommentieren.

Zusatzfrage : Wer kann das kommentieren? Vielleicht das BMWi? Das hat
ja auch Auswirkungen auf den Außenhandel.

Wagner: Nein, das können wir auch von unserer Seite nicht
kommentieren.

Frage: Dann würde ich an Herrn Fehling aber die Frage stellen: Sieht
die Bundesregierung es generell als wünschenswert an, dass man sich
vom Dollar bei internationalen Transaktionen langsam abkoppelt, weil
der Dollar ja eine der Möglichkeiten der US-Regierung ist, Sanktionen
weltweit und exterritorial zu verhängen?

Fehling: Ich kann dazu nur ganz allgemein sagen, dass wir an allen
Entscheidungen interessiert sind, die den Euro stärken, aber dazu,
wie einzelne Staaten konkret ihre währungspolitischen Entscheidungen
treffen, gebe ich hier keine Stellung.

Frage: Mein Thema ist Italien. Herr Seibert, ist die Bundeskanzlerin
besorgt angesichts der Tatsache, dass gerade in diesen Stunden ein
Abkommen zwischen Lega Nord und Movimento Cinque Stelle geschlossen
wird, um eine Regierung in Italien zu bilden? Schließlich handelt es
sich dabei um zwei Parteien, die, wie wir alle wissen, nicht gerade
für ihre proeuropäische Stimmung berühmt sind.

StS Seibert: Ich kann Ihnen sagen, dass die Bundeskanzlerin am
Samstag in Assisi ein gutes Gespräch mit dem scheidenden
Ministerpräsidenten Paolo Gentiloni hatte und dass wir es für
angemessen halten, den Fortgang der italienischen Regierungsbildung
jetzt nicht zu kommentieren, sondern abzuwarten.

Frage : Herr Seibert, ich hatte vor ein paar Tagen auf Twitter bei
Ihnen gelesen, dass die Bundesregierung die Bewerbung des DFB für die
Ausrichtung der Fußball-Europameisterschaft 2024 unterstütze.
Unterstützt die Bundesregierung im Fall einer erfolgreichen
Kandidatur auch die steuerlichen Ausnahmeregeln für den Veranstalter,
die es ähnlich auch zur WM 2006 gegeben hat?

StS Seibert: In der Tat unterstützt die Bundesregierung die Bewerbung
des DFB, die Europameisterschaft 2024 in Deutschland auszurichten.
Die Bundeskanzlerin hat sich in diesem Zusammenhang auch mit
DFB-Präsident Grindel und auch mit Philipp Lahm als Botschafter für
diese Bewerbung getroffen. Eine solche Sportgroßveranstaltung wie
eine Europameisterschaft ist eine immens komplexe Sache, die ohne
staatliche Unterstützung nicht umsetzbar ist. Das ist eine
Großveranstaltung, die mehrjährige intensive organisatorische
Vorbereitungen nach sich zieht. Ein Teil dieser Bewerbungen sind -
das ist überhaupt nicht unüblich; im Gegenteil, es ist völlig üblich,
hier wie anderswo - die sogenannten Regierungsgarantien, in denen die
Bundesregierung dem Ausrichter, der UEFA, in verschiedenen Bereichen
Kooperationsbereitschaft zusichert. Diese Regierungsgarantien sind
gegeben worden in sehr intensiver Abstimmung mit dem DFB, mit dem
Innenministerium, mit dem Finanzministerium, mit weiteren Ressorts
und mit dem Kanzleramt. Da geht es um rechtliche Angelegenheiten, da
geht es um Fragen von Infrastruktur, Transport, öffentlicher
Sicherheit, der Unterstützung des Gastgeberlandes und der
Gastgeberstätte. Diese Regierungsgarantien wurden dann durch den DFB
in das von der UEFA geforderte sogenannte "Bid Book", das
Bewerbungsbuch, eingearbeitet.

Zusatzfrage : Wenn Sie jetzt von rechtlichen Aspekten dieser
Regierungsgarantien sprechen, sprechen wir dann auch von meiner Frage
nach den steuerrechtlichen Aspekten, zum Beispiel auch wenn es um das
Marketing in Bannzonen geht? Da spielen dann ja auch die
Freiheitsrechte des Grundgesetzes eine Rolle. Hat sich in diesen
Regierungsgarantien jetzt irgendetwas verändert, wird es irgendetwas
nicht mehr geben, was es zum Beispiel bei der WM 2006 in Deutschland
noch gab? Da gab es ja diese Bannzonen und Steuereinnahmen. Das
bleibt alles?

StS Seibert: Vielleicht kann Ihnen das Finanzministerium über die
steuerlichen Fragen Auskunft geben, ich kann es im Detail nicht.
Dieses Bewerbungsverfahren ist in der vollen Zuständigkeit des DFB,
und natürlich vertrauen wir darauf, dass er dieses
Bewerbungsverfahren ordnungsgemäß durchführt. Wie gesagt, solche
Regierungsgarantien abzugeben, entspricht dem, was in vielen anderen
Ländern auch üblich ist und auch bei anderen Großveranstaltung üblich
war, aber ich kann Ihnen hier keine Detailfragen beantworten.
Vielleicht kann das BMF da etwas nachliefern, ich kann es nicht.

Fehling: Ein bisschen kann ich ergänzen, wobei ich auch um
Verständnis bitte, dass ich mich hier zum Einfallfall konkret gar
nicht äußern kann, weil wir uns zu steuerlichen Einzelfällen allein
schon wegen des Steuergeheimnisses gar nicht äußern können.

Es ist in der Tat so, dass es im deutschen Steuerrecht gesetzliche
Vorkehrungen dafür gibt, dass sportliche Großereignisse auch
steuerliche Sonderregelungen zur Anwendung bringen können. Das wird
dann im Einzelfall entschieden.

StS Seibert: Ich kann Ihnen aber noch einen heißen Recherchetipp
geben: Details zu dieser Thematik sind der Antwort der
Bundesregierung auf die Parlamentarische Anfrage in
Bundestagsdrucksache 18/13672 - ich sehe Sie gar nicht mitschreiben -
zu entnehmen.

Zusatz : Ich höre es nach.

Frage : Herr Neymanns, zum Thema "EFAIL": Ich würde in erster Linie
gerne wissen, ob das BMI respektive nachgeordnete Behörden im
Vorhinein vor dem heutigen Bekanntwerden dieser Angriffe auf S/MIME
und PGP Kenntnis davon hatte, ob Sie vorher davon informiert wurden,
und ob Sie sozusagen garantieren können, dass die
Behördenkommunikationen an der Stelle "safe" sind.

Neymanns: Ich kann Ihnen sagen: Ja, wir waren informiert - "EFAIL"
ist ja durch eine Forschergruppe aufgedeckt worden. Um das
denjenigen, die vielleicht nicht so ganz tief in dieser Thematik drin
sind, ganz kurz zu erläutern: Es geht um Schwachstellen in zwei
Transportprotokollen, nämlich S/MIME und OpenPGP, das ist richtig. Es
geht darum, dass man unter ganz bestimmten Bedingungen einen Code in
eine E-Mail einschleusen kann, der - da bin ich mir nicht sicher;
bitte korrigieren Sie mich, wenn es falsch ist - zu der Möglichkeit
führt, irgendetwas auszuspionieren. Ich glaube, dazu wird es heute,
morgen oder übermorgen eine Pressekonferenz geben. Daran war das BSI
beteiligt, und zwar in Form eines sogenannten "confidential
disclosure agreements". Vereinfacht gesagt: Die Forschergruppe hat
das BSI informiert und gesagt: Wir haben hier eine Schwachstelle oder
vermuten, dass wir hier eine Schwachstelle haben; die würden wir aus
Forschungszwecken gerne weiter erforschen und irgendwann auch einmal
publik machen, aber damit ihr als BSI reagieren könnt, geben wir euch
die Erkenntnisse schon mal vorab, sodass ihr Vorklärungen treffen
könnt und auch entsprechende Informationen an die Hersteller für die
eigenen Netze oder so etwas initiieren könnt.

So ist verfahren worden, das ist alles auch soweit vernünftig
gelaufen. Die Hersteller sind auch sozusagen darauf hingewiesen
worden und müssen jetzt Patches für die entsprechende Software
bereitstellen. Im Prinzip lässt sich der durch diese Schwachstelle,
die gefunden wurde, entstandenen Gefahr begegnen, indem man aktive
Inhalte aus HTML-E-Mails - Sie merken, ich habe es noch nicht so oft
erklärt - ausschaltet und beispielsweise nur Text-E-Mails versendet.
Damit ist diese Schwachstelle behoben. Wenn ich das richtig
verstanden habe, sind die Hersteller jetzt auch gehalten, Patches auf
den Markt zu bringen, die die Grundeinstellung, die Voreinstellung in
den Programmen auf "Nur-Text-Format" stellt, sodass Nutzer, die sich
nicht allzu tief damit beschäftigen möchten, erst gar nicht in die
Gefahr kommen, Opfer dieser neuen Sicherheitslücke zu werden. Das BSI
hat oder wird dazu in Kürze umfassende Informationen auf
bsi-fuer-buerger.de veröffentlichen und dann auch entsprechende
Anweisungen an die Behörden weitergeben, auf aktive Inhalte in
E-Mails nach Möglichkeit zu verzichten.

Zusatzfrage : Jetzt ist es so, dass sich, wenn mit dem BSI vorher
kooperiert wurde, natürlich die alte Debatte auftut, dass es sich
hierbei auf einen Angriff auf Verschlüsselungssoftware handelt, also
etwas, was für andere Stellen innerhalb der Bundesregierung von
enormem Interesse ist. Ist in irgendeiner Form sichergestellt worden,
dass die Benachrichtigungen an das BSI und die Informationen des BSI
dann nicht auch in den offensiven Teil respektive den
Entschlüsselungsteil der Behörden gegeben wurde?

Neymanns: Das kann ich Ihnen jetzt aus dem Ärmel nicht sagen. Aber
das BSI ist ja dafür zuständig, die Sicherheit zu gewährleisten. Das
steht natürlich beim BSI im Fokus.

Zusatzfrage : Heißt das, dass wir davon ausgehen können, dass das
nicht sofort beim BND, bei ZITiS und bei anderen Stellen
aufgeschlagen ist?

Neymanns: Das war der erste Teil meines Satzes. Ich kann es nicht
sagen. Aber beim BSI steht die Sicherheit im Fokus.

Frage: Nach den Ereignissen am Wochenende in Hamburg an Sie, Herr
Neymanns, die Frage: Müsste man härter gegen Feuerteufel vorgehen?
Müssten Feuerattacken in Stadien stärker geahndet werden,
beziehungsweise müssten Vereine stärker zur Verantwortung gezogen
werden, die ihren Sicherheitspflichten nicht nachkommen?

Neymanns: Sicherlich sind solche Vorfälle, wie sie beim Fußballspiel
in Hamburg passiert sind, sehr unschön. Gleichzeitig gibt es Regeln.
Es gibt sozusagen das Hausrecht und Aufpasser, die dafür sorgen
müssen, dass Pyrotechnik etc. nicht ins Stadion gebracht wird. Es
gilt, das konsequent umzusetzen. Wenn strafrechtlich relevante
Sachverhalte auftauchen, müssen sie selbstverständlich auch
konsequent verfolgt werden. Das ist, denke ich, sehr klar.

Zusatzfrage: Das zweite Thema ist die erneuerte Kritik des
CSU-Landesgruppenvorsitzenden Dobrindt an der Antiabschiebeindustrie.
Er beklagt, dass viele Urteile irgendwie rückgängig gemacht würden
und der Rechtsstaat durch diese Antiabschiebeindustrie von innen
ausgehöhlt werde. Wäre es aus Sicht Ihres Hauses denkbar, dass man
den Instanzenweg dabei abkürzt?

Neymanns: Ich möchte jetzt nicht einzelne politische Äußerungen zu
einzelnen politischen Themen kommentieren, auch wenn es um so
wichtige Themen wie Rückführungen etc. geht. Die Position des
Ministers ist, denke ich, sehr klar. Er hat sie in den letzten Wochen
auf verschiedenen Pressekonferenzen, etwa auf der großen
Pressekonferenz bei uns im Haus, auf der Pressekonferenz letzte
Woche, noch auf Nachfrage zum Familiennachzug deutlich gemacht. Er
hat angekündigt, den Masterplan Migration vorzulegen, in dem
selbstverständlich auch das Thema Rückführung einen Teil darstellen
wird.

Ansonsten gilt der Instanzenweg, wie er jetzt ist. Der Rechtsstaat
bleibt auch bestehen.

Frage : Meine Frage geht an das Familienministerium. Direkt vor
dieser Veranstaltung hat hier eine Pressekonferenz stattgefunden, in
der es um eine Studie der Uni Koblenz zur Überlastung der
Jugendämter, genauer gesagt: des Allgemeinen Sozialen Dienstes, ging.
Darin wurden zwei Forderungen sehr laut gestellt, zum einen die
Forderung, es müsse einen Kinderbeauftragten der Bundesregierung
geben, der sicherstelle, dass die Ämter und Dienste das, was sie
machen sollten, auch machen könnten, weil jemand darauf achte, dass
sie die finanzielle und personelle Ausstattung hätten, zum anderen
die Forderung, dass die Bundesregierung den ASD finanziell stärker
unterstützen und mindestens ein Drittel der Kosten zahlen oder die
Finanzierung ganz übernehmen solle. Ich hätte gern Ihre Reaktion
darauf.

Kempe: Vielen Dank für die Frage. Ich habe erst aus den Medien von
der Studie erfahren und die Pressekonferenz dazu nicht verfolgen
können. Insofern kann ich das jetzt nicht im Detail bewerten.

Klar ist: Wir müssen uns die Ergebnisse genau anschauen und daraus
gegebenenfalls unsere Schlüsse ziehen. Ein wirksamer Kinderschutz hat
für unser Ministerium natürlich höchste Priorität. Zu einem wirksamen
Kinderschutz gehört natürlich auch, dass wir starke Jugendämter mit
einem starken Allgemeinen Sozialen Dienst und gut funktionierende
Kooperationen mit anderen wichtigen Akteuren wie zum Beispiel der
Justiz und der Polizei, aber auch mit Ärztinnen und Ärzten sowie
Schulen und Kitas haben.

Die Umsetzung der Aufgaben im Kinderschutz obliegt den Ländern; das
wissen Sie. Der Bund ist nicht befugt, den Ländern Weisungen zu
erteilen. Die Evaluation des Bundeskinderschutzgesetzes, das seit dem
1. Januar 2012 in Kraft ist, hat gezeigt, dass der Kinderschutz in
Deutschland, bundesweit gesehen, grundsätzlich verlässlich ist, dass
es aber durchaus auch noch Verbesserungsbedarf gibt. Vor diesem
Hintergrund wurde im Koalitionsvertrag festgelegt, die Kinder- und
Jugendhilfe weiterzuentwickeln. Wir sind dabei, das zu tun.
Maßgebliche Grundlage für diese Modernisierung der Kinder- und
Jugendhilfe ist ein breiter Beteiligungsprozess, den unser
Ministerium derzeit konzipiert. Der Blick auf die Jugendämter und
ihre Fachkräfte wird ein ganz wichtiges Thema in diesem Dialogprozess
sein.

Zusatzfrage : Sie haben den Koalitionsvertrag erwähnt. Darin steht
auch, dass die Verantwortung bei den Kommunen und Ländern bleibe. Ist
das also eine klare Absage an ein verstärktes Engagement des Bundes?

Ich erinnere an meine Frage nach einem Kinderbeauftragten.

Kempe: Das ist keine Absage daran. Ich habe Ihnen gesagt, dass wir
auch im Dialog mit den Ländern stehen.

Was die Forderung nach einem Kinderschutzbeauftragten betrifft, so
ist sie nicht wirklich neu. Wir fragen uns, ob das wirklich eine
Verbesserung bringen könnte. Wir sind eher skeptisch. Wir sehen uns
selbst und auch die anderen Akteure in diesem Bereich als Anwälte der
Kinder und sozusagen als Kinderschutzbeauftragte.

Frage : Zum Thema Israel: Frau Adebahr, diese Woche soll ja die neue
US-Botschaft in Jerusalem eröffnet werden. Wird irgendein offizieller
deutscher Vertreter an diesen Feierlichkeiten teilnehmen?

Adebahr: Wie Sie wissen, hat sich unsere völkerrechtliche Haltung zum
Thema Jerusalem und zur Frage der Hauptstadt nicht geändert. Wir wie
auch die EU sind weiterhin der Überzeugung, dass der Konflikt nur
dann beigelegt werden kann, wenn in wesentlichen Fragen eine
einvernehmliche Verhandlungslösung gefunden wird. Das muss eine
Lösung für den Status Jerusalems als Hauptstadt Israels und
Palästinas sein.

Gleichzeitig ist für die Bundesregierung aber auch klar, dass die
heutige Eröffnung der US-Botschaft in Jerusalem kein Anlass für
Gewalt sein darf. Deswegen sind wir angesichts des für heute
angekündigten "March to the fence" in Gaza und anlässlich des morgen
von den Palästinensern zu begehenden Jahrestages der Nakba und der
angekündigten Demonstrationen im WestJordanland besorgt. Wir rufen
deshalb auch an einem Tag wie heute alle dazu auf, das Recht auf
friedliche Meinungsäußerung nicht zu missbrauchen. Gleichzeitig -
auch das haben wir hier schon gesagt - ist Israel verpflichtet, bei
den Schutzmaßnahmen, die es angeht, das Prinzip der
Verhältnismäßigkeit zu wahren.

Gestern Abend gab es - das ist die konkrete Antwort auf Ihre Frage -
einen Empfang des Premierministers Netanjahu. Die Bundesregierung
wird, wie ich dargestellt habe, auch weiterhin nichts tun, was
Zweifel an ihrer völkerrechtlichen Haltung zum Status Jerusalems
aufkommen lassen könnte. Entsprechend hat der deutsche Botschafter
gestern an diesem Empfang des israelischen Premierministers nicht
teilgenommen. Heute ist wohl eine weitere Eröffnungsfeier geplant,
aber zu dieser ist das diplomatische Korps nicht eingeladen. Insofern
stellt sich diese Frage für heute nicht.

Zusatzfrage : Sie haben Gaza gerade angesprochen. Wie bewerten Sie
die israelische Schließung des Hauptgrenzübergangs Kerem Schalom?

Sie erkennen Jerusalem als Hauptstadt nicht an. Wie bewerten Sie den
angekündigten Bau einer Seilbahn zwischen der Altstadt und
Ostjerusalem?

Adebahr: Ich denke, ich habe für heute zu unserer völkerrechtlichen
Haltung dazu das gesagt, was ich zu sagen hatte.

Was Gaza anbelangt, so haben wir hier auch oft genug darüber
gesprochen, dass wir uns natürlich wünschen, dass der Grenzverkehr
nach Gaza funktioniert, eben auch aus Gründen der humanitären Hilfe,
der Durchlässigkeit und der Hilfe für die Bevölkerung. Da ist es
vielleicht auch einmal angezeigt, auch der ägyptischen Seite zu
danken, die sich in intensiven Gesprächen mit den Beteiligten dort
für Grenzübergänge und Öffnungen einsetzt. Insofern betrachten wir es
mit Sorge, wenn Hilfsgüter nicht nach Gaza kommen und der Bevölkerung
dort nicht geholfen werden kann, weil Schließungen existieren. Wir
wünschen uns, dass effektive Hilfe durchkommt.

Zusatzfrage : Fordern Sie also die Öffnung?

Adebahr: Ich habe das dazu gesagt, was ich gerade sagte.

Frage: Frau Adebahr, die AKP, also die türkische Regierungspartei,
wirft der Bundesregierung vor, sie mache sich im Wahlkampf im
Hinblick auf den 24. Juni zur Partei, weil sie Veranstaltungen der
Opposition in Deutschland, die Wahlkampfcharakter hätten, insgesamt
neun Veranstaltungen, akzeptiere, aber keine entsprechenden
Veranstaltungen der AKP. Was sagen Sie zu diesem Vorwurf?

Adebahr: Darauf würde ich gern noch einmal mit der Position, die wir
als Bundesregierung auch deutlich gemacht haben, antworten, dass wir
eine Regelung haben, die wir vor einem Jahr per Rundnote
herumgeschickt haben, dass - und das gilt für alle Staaten mit
Ausnahme von EU-Mitgliedsstaaten - Wahlkampfveranstaltungen im
Ausland anzumelden sind und sie grundsätzlich in den drei Monaten vor
Stattfinden einer Wahl nicht stattfinden.

Die Position der Bundesregierung ist, dass wir uns dies auch im Falle
der Türkei so wünschen und dass diese Regelung gilt. Denn wir sind
der Ansicht, dass das eine gute Regelung ist, die zu weniger
Polarisierung führt. Wir treffen sie für alle Staaten gleichermaßen,
um unsere Position und unsere Interessen deutlich zu machen.

Zusatzfrage: Trifft es zu, dass die Bundesregierung insgesamt neun
Veranstaltungen von Oppositionsparteien innerhalb der Ausschlussfrist
genehmigt hat, bei denen zum Teil auch Abgeordnete der Opposition
sprechen sollten?

Adebahr: Mir ist das heute hier nicht bekannt. Eventuell kann ich
Ihnen dazu etwas nachreichen. Genehmigungen für Veranstaltungen
richten sich meiner Kenntnis nach aber eben nach Versammlungsrecht
und werden entsprechend auf kommunaler und lokaler Ebene erteilt.

Zusatz: Es wäre schön, wenn Sie das nachreichten.

Frage : Gibt es mittlerweile eine völkerrechtliche Bewertung des
türkischen Angriffs auf Afrin?

Adebahr: Dazu habe ich Ihnen heute nichts Neues mitgebracht.

Zusatzfrage : Wie lange müssen wir darauf noch warten?

Adebahr: Ich denke, wir haben oft genug über die Gründe für die
Haltung der Bundesregierung diskutiert. Diese gelten auch heute fort.

Frage: Ich habe eine Frage an das Finanzministerium zum Einstieg des
chinesischen Investors Li bei Daimler. Das Finanzministerium hat
mitgeteilt, dass die Transparenzregeln letztlich um mindestens einen
Tag verletzt wurden, dass der Investor es also zu spät angemeldet
hat. Vom Wirtschaftsflügel der CSU gibt es Forderungen, die
Transparenzregeln zu verschärfen, und letztlich die Kritik, dass die
BaFin viel zu naiv bei dieser Übernahme oder diesen Einstiegs- oder
Beteiligungsvorgängen vorgehe.

Sehen Sie Handlungsbedarf? Ist die BaFin zu naiv? Muss man die Regeln
ändern?

Fehling: Sehen Sie es mir nach, dass ich hier zu einzelnen
Forderungen oder Vorwürfen keine Stellung nehmen werde. Was die
konkreten Umstände des Anteilserwerbs angeht, kann ich Ihnen auch
nicht viel sagen, weil es Sache der BaFin ist, die Dinge im
Einzelfall zu prüfen.

Was ich Ihnen sagen kann, ist, dass wir uns anschauen, wie die
Beteiligungsschwellen aussehen und wie das Aufsichtsregime ist, ob
und wie es wirkt. Sie müssen allerdings auch sehen, dass in diesem
Bereich europarechtliche Vorgaben bestehen. Dieser Bereich ist durch
die Transparenzrichtlinie harmonisiert. Die Handlungsspielräume für
den nationalen Gesetzgeber sind da also ohnehin nur gering. Aber wir
schauen uns das an und prüfen das. Aber ich kann Ihnen dazu im Moment
noch keine abschließende Meinung sagen.

Zusatzfrage: Hat die BaFin Ihr volles Vertrauen, auch wenn es schon
Anfang Februar, also drei Wochen vorher, Hinweise gab, dass die
Chinesen bei Daimler einsteigen wollen?

Fehling: Ich habe dem, was ich gesagt habe, nichts hinzuzufügen.

Frage : Ich möchte das Finanzministerium zum Stand der
Grundsteuerreform fragen. Die Kommunen machen Druck und fordern,
nicht das Ende der vom Gericht gesetzten Frist abzuwarten. Wie ist
der Stand? Gibt es schon einen Zeitplan und vor allen Dingen schon
inhaltliche Vorstellungen, wie man die Grundsteuerreform wuppen will?

Fehling: Dazu kann ich Ihnen heute nichts Neues mitteilen. Die
Gespräche haben begonnen. Es gab ja Berichterstattung darüber, dass
es zu diesen Fragen bereits hochrangige Gespräche zwischen dem Bund
und den Ländern gab. Jetzt geht es darum, die verschiedenen Modelle,
die auf dem Tisch liegen, im Lichte der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts zu bewerten. Aber ich kann Ihnen jetzt noch
keinen konkreten Zeitplan nennen. Inhaltliche Entscheidungen kann ich
Ihnen auch noch nicht mitteilen. Aber der Prozess hat begonnen.

Montag, 14. Mai 2018
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BAYERN/4904: SPD fordert CSU zur Rücknahme des Polizeiaufgabengesetzes auf (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 15. Mai 2018

SPD fordert CSU zur Rücknahme des Polizeiaufgabengesetzes auf



Natascha Kohnen: Söders Nacht- und Nebelaktion ist ein ganz mieser Start des neuen Ministerpräsidenten

Die SPD-Landtagsfraktion fordert die Staatssregierung zur Rücknahme des umstrittenen Polizeiaufgabengesetzes (PAG) auf. Einen entsprechenden Geschäftsordnungsantrag wird Natascha Kohnen heute um 14.00 Uhr zu Beginn der Plenumssitzung in den Landtag einbringen. "Dieses Überwachungsstaatsgesetz ist Ausdruck des grenzenlosen Misstrauens der CSU-Staatsregierung gegen die bayerische Bevölkerung. Es gehört in den Papierkorb.

Doch die CSU versucht, dieses demokratiegefährdende Gesetz in einer Nacht- und Nebelaktion durchzupeitschen. Das ist ein ganz mieser Start des neuen CSU-Regierungschefs Söder. Ein souveräner Ministerpräsident würde die Sorgen der Menschen, die ja zu Zehntausenden auf die Straße gehen, ernst nehmen und sagen: Wir beschließen heute nicht. Dass er das nicht tun wird, zeigt, wie er sich die Zukunft der Bürgerrechte und der Demokratie in Bayern vorstellt.

Wir als SPD werden mit allen verfassungsrechtlichen Mitteln gegen das Überwachungsgesetz vorgehen. Wir wollen keinen Überwachungsstaat Bayern."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4363: Beiersdorf und die Kleingärten - "Arbeitsplätze gegen Grün" war gestern! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Mai 2018

Beiersdorf und die Kleingärten: "Arbeitsplätze gegen Grün" war gestern!



Über 7.000 Unterschriften für den Erhalt des zwölf Hektar großen Areals hinter dem Beiersdorf-Gelände in Eimsbüttel hat die Initiative "Lebenswertes Lokstedt" heute dem Ersten Bürgermeister Tschentscher überreicht. "Der rot-grüne Senat und die anderen Oppositionsfraktionen im Rathaus lassen sich ohne Not von Beiersdorf zwölf Hektar Naherholungsfläche abkaufen", kritisiert Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Einen konkreten Bedarf an der Nutzung dieser Flächen hat Beiersdorf nicht. Für die Stadt hingegen gibt es heute schon einen konkreten Bedarf, der gegen den Verkauf spricht."

Eimsbüttel ist bereits hochverdichtet und hat auch im fraglichen Gebiet eine absolute Unterversorgung mit Grünflächen. Durch die Beiersdorf-Pläne, auf dem derzeitigen Verwaltungssitzgelände an der Unnastraße mehrere hundert Wohnung zu bauen, wird die Unterversorgung noch dramatischer.

"Wenn der Senat und Beiersdorf immerzu von Nachhaltigkeit sprechen, müssen sie sich fragen lassen, weshalb sie keinen Gedanken an einen nachhaltigen Umgang mit den zwölf Hektar Grünfläche verschwenden. Arbeitsplätze gegen Grün war gestern", so Sudmann. Heute könnten durch neue Techniken, vom 3D-Drucker bis hin zur Büro-IT, auf wenig Fläche viel mehr Arbeitsplätze untergebracht werden als früher. Planungssicherheit für Beiersdorf könne der Senat anders erreichen: "Mit einer rechtsverbindlichen Vereinbarung, bei nachgewiesenem Bedarf für Flächen zu sorgen, würde Hamburg sowohl Beiersdorf als auch den Menschen in Eimsbüttel gerecht werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4362: SAGA-Mietenstopp - DIE LINKE hebelt sture Kritik des Senats aus (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Mai 2018

SAGA-Mietenstopp: DIE LINKE hebelt sture Kritik des Senats aus



Mit einem Pressegespräch hat der Senat gestern auf den Antrag "Mieterhöhungsstopp bei der SAGA jetzt!" (Drs. 21/12885) der Fraktion DIE LINKE reagiert, der morgen auf der Tagesordnung der Hamburgischen Bürgerschaft steht. "Das sind ja ganz neue Sitten: Statt sich im Parlament und im Ausschuss der Debatte zu stellen, versucht der Senat im Vorwege unseren Antrag schlechtzumachen", stellt Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, fest. "Mit unserem Antrag haben wir ganz offensichtlich einen Stein ins Rollen gebracht - und den bewegen wir jetzt weiter."

Denn anders als von der Stadtentwicklungssenatorin behauptet seien sowohl der Schutz der SAGA-Mieter_innen vor Mieterhöhungen als auch eine gleichzeitige Stabilisierung des Mietenspiegels machbar, erklärt die Fachabgeordnete: "Ich wundere mich, dass der Senat selbst in dieser für viele Hamburger_innen existenziellen Frage null Phantasie und Hirnschmalz aufbringt. Eine nur sehr geringe Mieterhöhung, die maximal bis zum Wert des jährlichen Verbraucherpreisindex geht, würde den SAGA-Mieter_innen dienen und zugleich den Mietenspiegel entlasten."

Die Fraktion DIE LINKE reicht daher eine Neufassung ihres Antrags zur morgigen Debatte ein, der mit der Ermöglichung einer nur minimalen Mieterhöhung die Einwände des Senats aufgreift - und aufhebt, so Sudmann: "Jetzt kann die SPD zeigen, ob ihr der Schutz der Mieter_innen in Hamburg wirklich am Herzen liegt."

Die Neufassung des Antrags der Fraktion DIE LINKE finden Sie im Anhang dieser Mitteilung.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4361: 4.650 Wohnungslose in Hamburg - Senat muss neue Wege gehen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Mai 2018

4.650 Wohnungslose in Hamburg: Senat muss neue Wege gehen



4.650 wohnungslose Menschen leben in Hamburg derzeit in der öffentlichen Unterbringung, darunter fast ein Drittel Frauen und etwa 1.200 Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren. Das geht aus der Antwort des Senats auf eine Anfrage (Drs. 21/12937) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft hervor. Im Schnitt leben Menschen länger als eineinhalb Jahre in einer Unterkunft. Für die Gesamtverweildauer in der öffentlich-rechtlichen Unterbringung ist das jedoch nur bedingt aussagekräftig, da auch Umzüge in andere Unterkünfte stattfinden. Nicht mitgezählt sind hier im Übrigen obdachlose Menschen, die auf der Straße leben.

"Addiert man die 4.650 Wohnungslosen mit den etwa 15.290 wohnberechtigten Zuwanderer_innen, reden wir über fast 20.000 Menschen, die derzeit in Hamburg in der öffentlichen Unterbringung leben, und das im Durchschnitt 638 Tage lang. Das ist eine erschreckend hohe Zahl", erklärt dazu Cansu Özdemir, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wohnen ist ein Menschenrecht. Die Zeit, die vergeht, bis jemand aus einer Einrichtung wieder in eigenen Wohnraum zieht, ist viel zu lang. Wer wohnungslos wird, sollte sofort und ohne Umwege wieder in eine eigene Wohnung ziehen können. Bisher wird aber auf Notunterkünfte gesetzt und das Konzept des Probewohnens ausgebaut. Der Blick nach Finnland zeigt aber, dass das Housing-first-Konzept viel erfolgversprechender ist."

Die beantwortete Anfrage der Fraktion DIE LINKE finden Sie im Anhang dieser Mitteilung.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3142: Die Linke ist "stets bemüht" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. Mai 2018

Die Linke ist "stets bemüht"



Anlässlich der Vorstellung eines Gutachtens zum Strategiefonds des Landes durch die Fraktion die Linke erklärt der finanzpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Tilo Gundlack:

"Bereits während der Debatte im Landtag hat die Linke zahlreiche Scheinargumente gegen den Strategiefonds vorgebracht. In dem nun vorgelegten Gutachten finden sich nichts Neues oder Weiterführendes. Welche Projekte durch den Fonds gefördert werden können, ist klar im Gesetzestext formuliert, der Finanzausschuss berät und entscheidet. Daran ist nichts intransparent oder ein Verstoß gegen das Haushaltsrecht. Müsste ich der Linken aufgrund ihrer Leistungen jetzt ein Arbeitszeugnis ausstellen, so würde ich schreiben: Sie war stets bemüht. Leider zeigen die Bemühungen kein nennenswertes Ergebnis. Einer Klage gegen das Strategiefondsgesetz vor dem Landesverfassungsgericht sehe ich sehr entspannt entgegen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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FINANZEN/1813: Haushalt - Investitionen in den gesellschaftlichen Zusammenhalt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2018

Arbeitsgruppen: Haushalt, Finanzen

Haushalt - Investitionen in den gesellschaftlichen Zusammenhalt



Achim Post, stellvertretender Fraktionsvorsitzender;

Johannes Kahrs, haushaltspolitischer Sprecher;

Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Der Haushaltsentwurf von Bundesfinanzminister Olaf Scholz ist eine gute Grundlage für die nun folgenden Beratungen. Der Bund investiert in Infrastruktur und Bildung, fördert Familien und den Wohnungsbau und kommt weitere vier Jahre ohne neue Schulden aus.

"Wir schlagen die richtige Richtung ein: Die Investitionen waren noch nie höher.

Gemeinsam werden wir das Land modernisieren und damit ein gutes Stück voran bringen. Wir stärken Familien, indem wir dafür sorgen, dass mehr Geld bei Kitas und Schulen ankommt. Wir stärken Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, indem wir massiv in die berufliche Weiterbildung investieren. Und wir stärken die Mieterinnen und Mieter indem wir mit zusätzlich zwei Milliarden Euro den Bau von bezahlbarem Wohnraum fördern. Das sind Meilensteine. Damit der Bund in diesen Bereichen mehr investieren kann hat Olaf Scholz die dafür erforderlichen Grundgesetzänderungen bereits auf den Weg gebracht.

Angesichts der guten wirtschaftlichen Lage kommen wir trotzdem ohne weitere Schulden aus. Außerdem werden wir mit dem Abbau des Soli insbesondere kleine und mittlere Einkommen entlasten und die kalte Progression abmildern, so dass eine breite Mehrheit der Menschen mehr netto vom brutto haben wird.

Der Haushalt steht für Investitionen in den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Das ist unser sozialdemokratisches Kernanliegen, das wir auch umgesetzt haben."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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FRAKTION/128: Beauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen eingesetzt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2018

Beauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen eingesetzt



Die Pressesprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Lena Daldrup teilt mit:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat in ihrer Sitzung gestern Abend die Beauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen eingesetzt.

Die Aufgabe übernimmt: Angelika Glöckner

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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INNEN/3017: Ramadan - Gelebtes Miteinander


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. Mai 2018

Gelebtes Miteinander



Lars Castellucci, Beauftragter für Kirchen / Religionsgemeinschaften:

Die SPD-Bundestagsfraktion wünscht allen Musliminnen und Muslimen alles Gute zum Fastenmonat Ramadan, der morgen beginnt.

"Aufeinander achten und miteinander reden sind die Grundvoraussetzungen des guten Zusammenlebens. Was für die Gesellschaft als Ganzes so enorm wichtig ist, ist auch das starke Signal, das von der besonderen Zeit des Ramadan ausgeht. Hier steht für Musliminnen und Muslime die Besinnung auf das Wesentliche genauso im Zentrum wie der lebendige und gesellige Austausch mit anderen Menschen. Familie, Freunde und Gäste speisen beim Iftar-Essen zusammen und leben Gemeinschaft.

Wir freuen uns über die interkulturellen und ökumenischen Begegnungen und das Verständnis füreinander, das hier möglich ist. Die Religionsgemeinschaften in Deutschland sind daher wichtige Orte, die uns aufzeigen, wie Gemeinschaft möglich ist."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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FORSCHUNG/1133: Was, wo und wie Senioren morgen essen möchten (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 15.05.2018

Was, wo und wie Senioren morgen essen möchten



Die Lebenserwartung der deutschen Bevölkerung steigt und die Gesellschaft
wird zunehmend älter: 2050 werden etwa 9,9 Mio. Menschen über 80 Jahre
sein - 2015 waren es 4,7 Mio. Gleichzeitig wünschen sich viele
Hochbetagte, so lange wie möglich in den eigenen vier Wänden zu leben -
und damit auch sich nach eigenen Vorlieben zu ernähren. Was sich Senioren
für ihre künftige Ernährung und Ernährungsversorgung wünschen und wie
Dienstleister diesen Vorstellungen gerecht werden können, war bisher nicht
bekannt. Diese Fragen stehen im Fokus einer Studie des Instituts für
Biomedizin des Alterns der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg (FAU), gefördert durch die Karl-Düsterberg-Stiftung.


Mein Leben. Meine Ernährung

Die Gesellschaft wird - auch infolge von Zuwanderung - immer vielfältiger.
Dabei wird auch die Heterogenität der 75- bis 85-Jährigen und deren
Individualisierung weiter zunehmen. Um den individuellen Ansprüchen
nachkommen zu können, bedarf es einer großen Vielfalt der Angebote, die
Faktoren wie den Geschmack, den gesundheitlichen Zustand, die finanziellen
Ressourcen, die Wohnbedingungen und die soziale Einbindung
berücksichtigen. "Die Ernährung ist im hohen Alter oft mit Anpassungen und
Unterstützungsbedarf verbunden - Dienstleistungsangebote sollten möglichst
passgenau auf die jeweiligen Bedürfnisse zugeschnitten sein", erklärt
Prof. Dr. Dorothee Volkert vom Institut für Biomedizin des Alterns der
FAU. "Senioren wünschen sich eine individuelle Ernährungsversorgung nach
den eigenen Vorstellungen. Dabei werden Themen wie Regionalität,
traditionelle und saisonale Speisen auch in Zukunft eine große Rolle
spielen."

Mein Essen. Meine Selbstständigkeit.

Sich so lange wie möglich nach ihren eigenen Wert-, Geschmacks- und
Qualitätsvorstellungen versorgen - das wünschen sich alle Befragten.
Künftige Ernährungsangebote wirken also idealerweise dem alters- und
krankheitsbedingten Verlust der Autonomie entgegen. Außerdem orientiert
sich das Angebot zu jedem Zeitpunkt am individuellen
Selbstständigkeitsgrad und berücksichtigt persönliche Wünsche sowie
geschmackliche Vorlieben.

Großes Interesse zeigen die Hochbetagten an Informationen rund um das
Thema Ernährung - am besten von Familienangehörigen recherchiert und zur
Verfügung gestellt. Zukünftig ist damit zu rechnen, dass die
Medienkompetenz der Hochbetagten und der Wunsch nach detaillierten
Informationen über die Möglichkeiten der Ernährungsversorgung zunehmen
wird. Allerdings setzen sie sich tendenziell wenig mit der eigenen
Situation einer künftigen Hilfsbedürftigkeit auseinander.

Unsere Mahlzeiten. Unsere Gemeinschaft.

Senioren wünschen sich soziale Gemeinschaft - beim Einkaufen, bei der
Bestellung und Lieferung von Lebensmitteln, bei der Zubereitung
beispielsweise des Mittagessens oder beim Essen selbst. Die sozialen
Netzwerke verändern sich im hohen Alter jedoch nicht nur, sie werden
schwächer. So essen heute (gerade mal) 28 Prozent der über 84-Jährigen
regelmäßig mit Freunden oder mit der Familie. Durch Angebote wie
gemeinsame Kocherlebnisse, betreute Einkaufsfahrten oder soziale
Treffpunkte mit Mahlzeiten- und Dienstleistungsangeboten, könnte die
Ernährungsversorgung von Hochbetagten wieder mehr in die Gemeinschaft
integriert werden.

Unsere Gesellschaft. Unsere Verpflegung.

Das Versorgungsmodell der Zukunft schafft passgenaue und individuelle
Angebote für die Ernährung, die den Wünschen und Bedürfnissen der
Hochbetagten in jedem Funktions- und Gesundheitszustand gerecht werden.
Ebenso wichtig ist es den Senioren aber auch, über sich selbst zu
bestimmen. Gefragt ist ein Versorgungsmodell, das einen fließenden
Übergang von Angebot zu Angebot ermöglicht - ohne Qualitäts- und
Vielfaltsverluste. Eine Herausforderung für Dienstleister und für die
Gesellschaft zugleich, die nur unter Mitwirkung aller Beteiligten - nicht
zuletzt auch des Staates und der Kommunen - bewältigt werden kann.

Die Studie

In den Jahren 2016/2017 wurden am Institut für Biomedizin des Alterns in
Nürnberg und an der geriatrischen Tagesklinik des Krankenhauses
Barmherzige Brüder in Regensburg Interviews mit selbstständig lebenden
Seniorinnen und Senioren durchgeführt. Einschlusskriterien waren, dass sie
selbstständig im Privathaushalt leben, zwischen 75 und 85 Jahre alt sind,
keinen Pflegebedarf haben sowie keine wesentlichen kognitiven
Einschränkungen vorwiesen. Im zweiten Schritt wurden 2017 die Ergebnisse
der Einzelinterviews in zwei Fokusgruppen mit Experten aus dem Bereich der
Ernährungswissenschaft, -forschung und -medizin, der Gerontologie und
Psychologie sowie Dienstleistern der Ernährungsversorgung diskutiert. Ziel
war es, Ressourcen und Chancen in der derzeitigen Ernährungsversorgung zu
identifizieren und Ideen für künftige zielgruppenorientierte, bedürfnis-
und bedarfsgerechte Angebote zu generieren.

Das Institut für Biomedizin des Alterns (IBA) der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg wurde im Februar 1980 als
erstes deutsches Institut für Gerontologie mit den Schwerpunkten Medizin und
experimentelle Gerontologie eingeweiht. Es war der Abschluss eines langen
Weges, denn experimentelle Gerontologie war noch in den 1960er und
1970er-Jahren in Deutschland absolutes Neuland. Der Durchbruch kam 1973, als
an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg ein Lehrstuhl für
Innere Medizin (Geriatrie) eingerichtet wurde. Ein Meilenstein in der
Entwicklung des Instituts war 2008 die Errichtung einer Stiftungsprofessur
für klinische Ernährung im Alter durch die Nürnberger Theo und Friedl
Schöller-Stiftung. Im April 2009 hat Prof. Dr. Dorothee Volkert die in
Deutschland bisher einzige Professur für Ernährung im Alter angetreten.

Die Karl-Düsterberg-Stiftung e.V. wurde 1988 durch Karl Düsterberg,
Gründer von apetito, gegründet. Seit 2014 ist Beate Düsterberg-Eissing,
Tochter von Karl Düsterberg, Vorsitzende der Stiftung. Die
Karl-Düsterberg-Stiftung fördert seit jeher Wissenschaft, Forschung, Bildung
und Erziehung im Zusammenhang mit Lebensmitteln, Lebensmitteltechnologie,
Ernährung und Ernährungsphysiologie sowie die berufliche Bildung des
Lebensmittelbereiches. Sie finanziert und fördert Initiativen, wie die
Studie des Instituts für Biomedizin des Alterns (IBA) der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, durch Spenden - auch
seitens der apetito AG.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg,

Dr. Susanne Langer, 15.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMOSKOPIE/748: Nordrhein-Westfalen - Durchwachsene Zwischenbilanz für Schwarz-Gelb (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 15. Mai 2018

WESTPOL-Umfrage

Durchwachsene Zwischenbilanz für Schwarz-Gelb



Ein Jahr nach der Landtagswahl beurteilen die Wahlberechtigten die
neue schwarz-gelbe Regierung verhalten. Mehr als die Hälfte der
Bürgerinnen und Bürger (51 Prozent) sind weniger oder gar nicht
zufrieden mit der Arbeit der Landesregierung. Nur 44 Prozent sind sehr
zufrieden oder zufrieden. Im bundesweiten Vergleich liegt die NRW
Koalition damit im hinteren Mittelfeld. Das ist das Ergebnis des
NRW-Trends, den Infratest dimap im Auftrag des WDR-Magazins WESTPOL in
dieser Woche erhoben hat.


Mehr Vertrauen bei Innerer Sicherheit, kaum Plus bei Schul-
und Verkehrspolitik

Vergleicht man die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger mit den
Anstrengungen der schwarz-gelben Landesregierung in vier zentralen
Politikfeldern mit der Bewertung der rot-grünen Vorgängerregierung,
ergibt sich ein gemischtes Bild. Wie Rot-Grün vor einem Jahr (52
Prozent) punktet aktuell auch Schwarz-Gelb in Wirtschaftsfragen (52
Prozent). Bei der Bekämpfung von Kriminalität und Verbrechen überzeugt
Schwarz-Gelb mit 48 Prozent deutlich mehr Wahlberechtigte als Rot-Grün
vor dem Regierungswechsel (34 Prozent). In der Schulpolitik (27
Prozent, +3) und Verkehrspolitik (26 Prozent, +6) genießt Schwarz-Gelb
zwar ebenfalls mehr Vertrauen als Rot-Grün vor einem Jahr, dennoch ist
jeweils nur ein gutes Viertel der Befragten zufrieden mit Arbeit der
Landesregierung in diesen Bereichen.


Armin Laschet als Ministerpräsident relativ unpopulär

Mit der Arbeit von Ministerpräsident Armin Laschet sind 48 Prozent (+7
Prozent im Vergleich zu Mai 2017) der Befragten sehr zufrieden oder
zufrieden, 34 Prozent sind weniger oder gar nicht zufrieden. Laschet
schneidet damit als Regierungschef zwar deutlich besser ab als vor
einem Jahr in seiner Rolle als Herausforderer, erreicht aber nicht die
Werte anderer Ministerpräsidenten. Die Popularität des
baden-württembergischen Ministerpräsidenten Kretschmann ist mit 76
Prozent deutlich höher als die Laschets. Gleiches gilt für die
Ministerpräsidenten Schleswig-Holsteins (Günther: 65 Prozent),
Niedersachsens (Weil: 63 Prozent) und Rheinland-Pfalz
(Ministerpräsidentin Dreyer: (63 Prozent).


Kabinett: FDP-Chef Stamp vielen kein Begriff - Schulze
Föcking unbeliebt

Der Chef des kleinen Koalitionspartners und stellvertretende
Ministerpräsident Joachim Stamp ist mehr als zwei Dritteln der
Befragten noch kein Begriff. Die anderen beurteilen die Arbeit des
Integrations- und Familienministers gemischt: 15 Prozent sind mit
seiner Arbeit zufrieden, 16 Prozent eher unzufrieden. Die anderen
FDP-Minister sind bekannter, erhalten aber ebenfalls ein gemischtes
Zeugnis: Mit Wirtschaftsminister Pinkwart sind 26 Prozent zufrieden,
22 Prozent unzufrieden. Bei Schulministerin Gebauer fällt das Urteil
knapp negativ aus (22 Prozent zufrieden, 24 Prozent unzufrieden.)

Das bekannteste und zugleich unbeliebteste Kabinettsmitglied ist
Umwelt- und Agrarministerin Schulze Föcking. Nur 20 Prozent der
Befragten sind mit ihrer Arbeit zufrieden, 36 Prozent sind
unzufrieden.

Arbeitsminister Laumann stößt dagegen mehrheitlich auf Zustimmung (31
zu 21 Prozent). Gleiches gilt für Innenminister Reul (26 zu 17) und
Heimatministerin Scharrenbach (21 zu 14). Die restlichen
Kabinettsmitglieder sind jeweils nur weniger als einem Drittel der
Befragten ein Begriff.


Neuer SPD-Fraktionschef Kutschaty für viele ein
Unbekannter

Auch der neue SPD-Fraktionschef Thomas Kutschaty ist vielen Befragten
noch unbekannt. 41 Prozent der Befragten kennen ihn nicht oder können
seine Arbeit nicht beurteilen. 32 Prozent glauben, dass er ein guter
Oppositionsführer sein wird, 25 Prozent glauben das nicht.


Sonntagsfrage: Schwarz-Gelbe Merheit weg, SPD verliert,
Grüne und AfD im Plus

Würde an diesem Sonntag ein neuer Landtag in NRW gewählt, bliebe die
CDU mit 35 Prozent weiterhin klar stärkste Kraft (+1 Punkt im
Vergleich zu Januar 2018). Die SPD setzt ihren Negativtrend seit der
Landtagswahl fort und käme mit den stärksten Verlusten (-6 Punkte)
aktuell auf 22 Prozent. Auch die FDP verliert weiter leicht (9
Prozent, -1) und wäre damit nicht mehr auf Platz 3. Den würden
gleichauf AfD (12 Prozent, + 3) und Grüne (12 Prozent, +3) belegen.
Die Linke wäre mit unverändert 7 Prozent ebenfalls im Landtag
vertreten. Mit 6 Fraktionen im Parlament hätte Schwarz-Gelb keine
Mehrheit mehr. . Antisemitische Haltungen in NRW: 44 Prozent sehen
Zunahme

Meldungen über antisemitische Vorfälle bestimmten zuletzt bundesweit
die Schlagzeilen. 44 Prozent der Befragten vertreten die Ansicht, dass
antisemitische Einstellungen in den vergangenen zehn Jahren in NRW
zugenommen haben. Ebenso viele sind der Meinung, dass sich nichts
Grundlegendes geändert hat. Dass antisemitische Einstellungen
zurückgedrängt werden konnten, glauben nur 6 Prozent der Befragten.

Für den NRW-Trend hat Infratest dimap vom 07.05. bis 08.05.2018 1.002
Wählerinnen und Wähler in Nordrhein-Westfalen telefonisch befragt.
Ihre Antworten sind repräsentativ für alle Wahlberechtigten. Die
Fragen lauteten:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen wäre?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Landesregierung in Nordrhein-
Westfalen? Sind Sie mit den bisherigen Anstrengungen der
Landesregierung beim Thema (....) sehr zufrieden, zufrieden, weniger
zufrieden oder gar nicht zufrieden? Jetzt geht es darum, wie zufrieden
Sie mit einigen Politikerinnen und Politikern sind. Wenn Sie jemanden
nicht kennen oder nicht beurteilen können, geben Sie das bitte an.
Sind Sie mit der politischen Arbeit von... (zufrieden)?

Die SPD-Landtagsfraktion in NRW hat mit Thomas Kutschaty einen neuen
Fraktionsvorsitzenden gewählt. Glauben Sie, dass Kutschaty ein guter
Oppositionsführer sein wird oder glauben Sie das nicht?

Wenn Sie einmal an die letzten zehn Jahre denken: Haben Sie den
Eindruck, dass antisemitische, d.h. judenfeindliche Einstellungen und
Haltungen in NRW zugenommen haben, abgenommen haben, oder hat sich da
nicht viel verändert?

 * 
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FRIEDEN/1132: Israel - Kapitalismus gut bewacht (SB)




Hierzulande wird, den unausgesprochenen Vorwurf israelfeindlicher Motive
inbegriffen, immer wieder moniert, daß der Nahostkonflikt zwischen Israelis und
Palästinensern in Anbetracht der vergleichsweise geringen Größe der direkt daran
beteiligten Bevölkerungen zu viel Aufmerksamkeit erhalte. Ignoriert wird dabei
nicht nur die weltpolitische Dimension des Konflikts, sondern auch der Charakter
der Grenze zwischen dem Staat Israel und den von ihm besetzten und
kontrollierten Palästinensergebieten. An ihr brechen sich die Lebensbedingungen
eines modernen Staates mit HighTech-Wirtschaft, die in einigen Sektoren der
IT-Industrie weltweit führende Produkte hervorbringt, und einer unter den
Elendsbedingungen eines kolonialisierten Armenhauses leidenden Bevölkerung. Daß
diese Grenze immer blutiger wird, entspricht den an ihr zutage tretenden
Widersprüchen, die in der israelischen Klassengesellschaft nicht austragen zu
müssen eine der herrschaftstechnisch nützlichen Funktionen der acht Meter hohen
Mauer und anderer schwerbewachter Sperranlagen ist.

Die Gleichzeitigkeit des symbolpolitisch hochaufgeladenen Aktes, zum 70. 
Jahrestag der Staatsgründung die US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem zu
verlegen und damit den Anspruch Israels auf das ganze Gebiet der Stadt zu
untermauern, und des überaus blutigen Schußwaffeneinsatzes der israelischen
SoldatInnen gegen die PalästinenserInnen, die gegen ihre faktische
Gefangenschaft im nach allen Seiten abgeschlossenen Gaza protestieren, stellt
das explosive Potential des Konflikts in seiner ganzen Spannweite zwischen
Großmachtinteressen und sozialer Überlebensnot heraus. Was als Geburtsfehler des
säkularen Projektes, eine Heimstatt für jüdische Menschen in aller Welt zu
schaffen, durch einen gemeinsamen Staat für alle auf dem Gebiet des ehemaligen
britischen Protektorates lebende Menschen längst hätte überwunden werden können,
scheint heute weniger denn je einer friedlichen Lösung offenzustehen.

Die Diskrepanz zwischen Israelis und Palästinensern drückt sich nicht nur in den
weit auseinanderklaffenden sozialen Indices aus, aufgrund derer die nur wenige
Kilometer auseinanderliegenden Gebiete erscheinen, als ob sie auf verschiedenen
Kontinenten lägen. Auch in rechtlicher und staatsbürgerlicher Hinsicht könnten
die beiden Bevölkerung kaum unterschiedlichere Voraussetzungen haben. Herrschen
in Israel ähnliche Bedingungen wie in westeuropäischen Demokratien und
Rechtstaaten, sind Palästinenser demgegenüber in fast jeder Hinsicht
benachteiligt und entrechtet. Alles in allem hat sich eine Situation
grenzüberschreitender Widersprüche herausgebildet, die Israelis und
PalästinenserInnen in Gewinner und Verlierer einteilen, was für die
palästinensische Bevölkerung mit israelischer Staatsbürgerschaft zwar in weniger
drastischem Ausmaße, aber nichtsdestotrotz gilt.

Heute, da die sozialistischen und internationalistischen Ziele vieler Zionisten
der Gründergeneration einer nationalreligiösen Fundierung ihres Projektes
gewichen sind, wird Israel denn auch von Teilen der Neuen Rechten in der EU als
Verbündeter im Kulturkampf gegen die islamische Welt verstanden. Von der
Regierung Ungarns, die zu den reaktionärsten und fremdenfeindlichsten
Administrationen der EU gehört, bis zur AfD und anderen Rechtsparteien
Westeuropas reicht die Phalanx der Unterstützer eines Israels, das als mächtiger
Partner im Clash of Civilizations, dem von Samuel Huntington vor 25 Jahren 
proklamierten und von der Neuen Rechten als historische Entscheidungsschlacht
zwischen Orient und Okzident geführten Kulturkampf, umworben wird. Werden in der
israelischen Gesellschaft emanzipatorische Ziele der Nichtdiskriminierung etwa
von LGBTI-Menschen hochgehalten, so tun sich antirassistische Initiativen, die
unterschiedslos für Christen, Muslime und Juden eintreten und daher auch eine
Gleichstellung der palästinensischen Bevölkerung propagieren, zusehends schwer.

Wie der offenkundig ungehemmte Schußwaffengebrauch an den Grenzanlagen zu Gaza
zeigt, vertieft sich in Israel vielmehr eine Wagenburgmentalität, die den
sozialen Widerstand in den eigenen Reihen in engen Grenzen hält und dem
Aufbegehren der PalästinenserInnen nicht nur kein Verständnis, sondern offene
Aggression entgegenbringt. Angebote europäischer wie nordamerikanischer
Rechtsausleger finden so einen fruchtbaren Boden vor, auf dem sie ihre
rassistische Agenda mit Hilfe aktiver Israelsolidarität legitimieren können.

Wie sehr die PalästinenserInnen ihrerseits von staatlichen Akteuren
instrumentalisiert werden, die ihren Freiheitskampf zumindest nominell
unterstützen, zeigt auf der anderen Seite das Beispiel der türkischen Regierung. 
Nur wenige Wochen nach dem Einfall ihrer Streitkräfte in das nordsyrische Afrin
und der blutigen Zerschlagung dieses Teils des in vielerlei Hinsicht
vorbildlichen Gesellschaftsexperiments Rojava bezichtigt sie die israelische
Regierung des Genozids an den PalästinenserInnen. Wer solche Freunde hat,
braucht sich um seine Feinde nicht zu sorgen, das gilt auch für traditionelle
Unterstützer Palästinas wie Saudi-Arabien, wo man unter Schirmherrschaft
Washingtons längst die Seiten gewechselt hat. Wie im Falle der Türkei steht
hier zu befürchten, daß die PalästinenserInnen als Fußtruppen für eine
islamistische Offensive, in der sich die Interessen regionaler Staatsakteure
artikulieren, mißbraucht werden sollen.

Für die Insassen des Freiluftgefängnisses Gaza gibt es keine Hoffnung auf äußere
Unterstützung, das zeigen auch die betulichen Reaktionen EU-europäischer
Regierungen auf den Umzug der US-Botschaft und die Verwandlung des Grenzgebietes
in Gaza in eine Todeszone. Um moralisch halbwegs heil aus der Sache
herauszukommen, reden sich die Politik- und Funktionseliten darauf hinaus,
jegliche Schuld an dem jüngsten Blutbad an die Hamas zu adressieren. Von aller
Welt verraten und verkauft sind die PalästinenserInnen auch deshalb, weil die
eigene Oligarchie nicht anders als in anderen kolonialistisch bewirtschafteten
Ländern dem Widerstand gegen die Besatzungspolitik Israels im Zweifelsfall in
den Rücken fällt. Was bleibt, ist nicht anders als in den westlichen
Metropolengesellschaften die Aufkündigung aller Stellvertreterpolitik, ob PLO
oder Hamas, ob EU der USA, zugunsten einer Basisorganisierung der Menschen über
alle Grenzen hinweg.
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REPRESSION/1597: Türkei - rauschen, lauschen, Softtransfer ... (SB)




Auch ohne Wissen des Betroffenen darf mit technischen Mitteln in
ein von dem Betroffenen genutztes informationstechnisches System
eingegriffen und dürfen Daten daraus erhoben werden.

§ 100b StPO ("Online-Durchsuchung") [1]

Daß die türkische Regierung Kritiker und Oppositionelle überwacht und
ausspioniert, ist seit langem bekannt. Welcher Mittel sie sich dabei
inzwischen bedienen kann, belegen aktuelle Berichte, wonach offenbar
hochwertige Spionage-Software aus Deutschland dabei zum Einsatz kam.
Im Juni 2017 waren zahlreiche Menschen dem Aufruf des Vorsitzenden der
Republikanischen Volkspartei (CHP), Kemal Kilicdaroglu, gefolgt und
hatten sich dem "Marsch der Gerechtigkeit" angeschlossen. In 23 Tagen
marschierten sie mehr als 400 Kilometer von Ankara nach Istanbul, um
gegen die Verhaftung eines CHP-Politikers und die wachsende Repression
in der Türkei zu demonstrieren. An der Abschlußkundgebung nahmen
Hunderttausende Menschen teil.

Einem 32seitigen Bericht der Nichtregierungsorganisation Access Now
zufolge waren die Demonstrierenden zu diesem Zeitpunkt Ziel einer
professionellen Spähkampagne. Während der drei Wochen des Marsches
wurde über Twitter für eine vermeintlich von den Organisatoren des
Protests betriebene Webseite geworben, die einen Link zu einer
Smartphone-App enthielt. Wer vom Handy aus diesen Link anklickte,
bekam ohne sein Wissen eine ausgefeilte Spionagesoftware installiert,
die unter anderem auf die Adreßbücher, Fotos und Videos auf den
Mobiltelefonen zugreifen, Telefonate abhören und den Schriftverkehr
mitlesen kann.

Auf diese Weise wurden Menschen in einem vermeintlich geschützten Raum
nicht nur bei ihrer aktuellen Kommunikation ausgespäht, den Urhebern
des Angriffs fielen auch jegliche weiteren persönlichen Informationen
über die betreffenden Personen und deren Kontakte in die Hände. Dies
wiegt um so schwerer, als mit dieser Art der Überwachung nicht zu
rechnen war und ihre Existenz unter Umständen erst Jahre später oder
überhaupt nicht bekanntgeworden wäre. Möglicherweise war diese
Spionageaktion ein maßgeblicher Grund, warum der Marsch trotz seines
enormen Zulaufs und der großen internationalen Beachtung unterwegs
nicht aufgehalten wurde, obgleich das Regime ansonsten nicht zögert,
massive Repression gegen Proteste auf der Straße aufzufahren.

Die Experten von Access Now gehen nach einer aufwendigen Analyse des
Quellcodes der Software davon aus, daß es sich dabei um das Produkt
"FinSpy" des deutschen Herstellers FinFisher handelt. Auch der
IT-Experte Thorsten Holz von der Ruhr Universität Bochum, der die
Software im Auftrag von NDR, WDR und Süddeutscher Zeitung analysiert
hat, kommt zu dem Schluß, daß der Code "relativ ähnlich" zu vorherigen
Versionen von FinFisher sei und es sich um eine neue Version zu
handeln scheine.

Das macht die Affäre insofern besonders brisant, als das Unternehmen
mit Hauptsitz in München in der Vergangenheit wiederholt in die
Schlagzeilen geraten war, weil seine Software von autoritären Regimen
wie in Ägypten unter Präsident Husni Mubarak und in Bahrain gegen
Oppositionelle eingesetzt wurde. Damit nicht genug, hat FinFisher auch
in Deutschland den Staatstrojaner für das Bundeskriminalamt
entwickelt. In der Europäischen Union ist der Export sogenannter
Intrusion-Software streng reglementiert, laut
Bundeswirtschaftsministerium wurden seit Oktober 2014 überhaupt keine
Exportlizenzen mehr für derartige Software erteilt.

Eine konkrete Anfrage, ob auch FinFisher keine derartige Lizenz
erhalten habe, ließ das Ministerium unbeantwortet, das Unternehmen
selbst wollte zu den Vorwürfen nicht Stellung beziehen, und von
Präsident Erdogan darf man wohl auch keinen näheren Aufschluß
erwarten. Daher ist unbekannt, ob die Software, die nach Angaben des
Herstellers ausschließlich an Regierungen und Sicherheitsbehörden
geliefert wird, mit oder ohne Wissen der Bundesregierung in die Türkei
gelangte. Ebensowenig weiß man, wie viele Teilnehmer des damaligen
Marsches Opfer des Spähangriffs wurden und wo diese Software heute
eingesetzt wird. [2]

Access Now hat "Finspy" über zwei Jahre lang beobachtet und dabei
fortlaufende Veränderungen an der Software festgestellt. Solche
Updates können nur dann erfolgen, wenn man Zugang zum ursprünglichen
Programmiercode der Software hat. Handelt es sich demzufolge um neue
Versionen, müßten diese unter die seit 2015 EU-weit geltende
Exportkontrolle fallen und vor dem Verkauf an ein
Nicht-EU-Land einer nationalen Prüfbehörde vorgelegt werden, die von
Fall zu Fall entscheidet. Entweder hat Finfisher also eine solche
Exportgenehmigung für die Türkei erhalten oder sich diese die Software
mittels einer bislang nicht bekannten Sicherheitslücke oder aus einem
Land außerhalb der EU beschafft. "Finspy" wird offenbar nicht nur von
Finfisher selbst, sondern auch von einem Firmengeflecht rund um die
britische Gamma Group verkauft. Beide Firmen arbeiteten in der
Vergangenheit eng zusammen, auch von Gamma Group waren auf Anfrage der
genannten deutschen Medien keine Informationen zu erhalten.

Ist die Türkei nach Auffassung der Bundesregierung noch ein
Rechtsstaat? Der Beauftragte für die Exportkontrolle im Auswärtigen
Amt, Ernst Peter Fischer, drückte es Ende März in Berlin
folgendermaßen aus: "Die innere Entwicklung in der Türkei gibt uns
Anlass zur Sorge." Der türkische Rechtsstaat sei "insgesamt in einem
kritischen Zustand", so daß man sich "die Frage nach der Beachtung der
Menschenrechte und nach der inneren Repression" stellen müsse. [3] Die
in beide Richtungen offene Formulierung legt zwar nahe, daß der Export
modernster Spionagesoftware an das Erdogan-Regime kaum genehmigt
würde, schließt ihn aber auch nicht grundsätzlich aus.

Hat die Kontroverse um die Ausstattung autoritärer Regime mit
derartiger deutscher Technologie damit neue Nahrung erhalten, so lenkt
diese Diskussion den Blick zugleich auf entsprechende Spähangriffe in
der Bundesrepublik. Auch das Bundeskriminalamt setzt die
"Finspy"-Software ein, um die Smartphone-Kommunikation verdächtiger
Personen in Echtzeit zu überwachen. Die Frage danach, ob man
Konsequenzen aus dem mutmaßlichen Einsatz von "Finspy" gegen
Oppositionelle ziehen würde, ließ das Bundesinnenministerium denn auch
unbeantwortet. [4]

Beim sogenannten Bundestrojaner oder Staatstrojaner handelt es sich um
ein Schadprogramm, das Behörden ohne Wissen der Besitzer auf deren
Geräte laden. Anders als Telefon und SMS verfügen Messenger wie
WhatsApp über keine standardisierte Überwachungsschnittstelle, sondern
nutzen eine Ende-zu-Ende-Verschlüsselung. Daher kann nicht einmal der
Betreiber des Dienstes wie Facebook lesen, was in versendeten
Nachrichten steht, und dies folglich auch nicht per Kooperation mit
den Behörden offenbaren. Bei der Quellen-Telekommunikationsüberwachung
(Q-TKÜ) greift nun der Trojaner vor dem Senden oder nach dem Empfang
auf die Nachrichten zu, so daß die Verschlüsselung umgangen wird. Ist
das Smartphone erst einmal infiziert, haben die Behörden im Prinzip
Einblick in alle gespeicherten Informationen bis hin zu der gesamten
dort präsenten Privatsphäre der Nutzer. [5] Wenngleich sich der
Einsatz solcher Trojaner nach Angaben der Koalition auf die Messenger
beschränken soll, dürfte das angesichts der technischen
Voraussetzungen kaum möglich sein, zumal eine unabhängige Kontrolle
der tatsächlichen Funktionen des Trojaners nicht vorgesehen ist.

Das "Gesetz zur effektiveren und praxistauglicheren Ausgestaltung des
Strafverfahrens" trat am 24.08.2017 in Kraft, woraus höchst
bedenkliche Änderungen in der Strafprozeßordnung resultieren. Die
Online-Durchsuchung und Quellen-Telekommunikationsüberwachung fanden
Eingang in das Gesetz (§§ 100a und 100b StPO), das den
Einsatz über die unmittelbare Gefahrenabwehr hinaus nun auch zur
Ermittlung bei schweren Straftaten zuläßt. Darunter fallen nicht nur
Kapitalverbrechen wie Mord und Totschlag oder Terrorakte, sondern auch
Betrugs- und Computerbetrugsdelikte, Bestechlichkeit, Geldfälschung
oder Asylvergehen, womit noch längst nicht alle möglichen
Anwendungsfälle genannt sind. Zwar dürfen die Sicherheitsbehörden die
Software nicht immer und nicht ohne richterliche Genehmigung nutzen,
doch ist der Anwendungsbereich erheblich weiter als in der
Vergangenheit gefaßt. Das Bundesverfassungsgericht hatte in seinem
Urteil zum BKA-Gesetz den Einsatz von Staatstrojanern lediglich bei
konkreten Terrorgefahren für akzeptabel angesehen. Wie das novellierte
Polizeigesetz in Bayern zeigt, ist man inzwischen bei "drohenden"
Gefahren diverser Art angelangt, wo es gilt, die Überwachung und
Kontrolle der Bevölkerung zu perfektionieren.

Die Feststellung des damaligen Bundesinnenministers Thomas de
Maiziére, er wolle Deutschland "zum Verschlüsselungstandort Nummer
eins weltweit" machen, war also nicht nur eine Absage an den Ansatz,
eine Hintertür in die Verschlüsselung selbst einzubauen, wie dies
Großbritannien und Australien angekündigt haben. Werden fest
installierte Rechner ebenso wie Laptops, Handys und Tablets per
Trojaner ausgespäht, kann es aus Perspektive der Behörden von
beträchtlichem Vorteil sein, daß sich die Nutzer dank verschlüsselter
Dienste sicher fühlen und sorglos miteinander kommunizieren. Warum in
die Ferne schweifen und sich über Erdogans großes Ohr beim "Marsch der
Gerechtigkeit" entrüsten, wo doch der gute Bundestrojaner so nahe
liegt!


Fußnoten:

[1] www.power-datenschutz.de/neue-stpo-bundestrojaner/

[2] www.tagesschau.de/ausland/spaehsoftware-tuerkei-101.html

[3] www.sueddeutsche.de/digital/spionage-in-der-tuerkei-falle-mit-deutscher-spitzeltechnik-1.3979756-2

[4] www.mmnews.de/aktuelle-presse/66315-deutsche-spaeh-software-gegen-tuerkische-oppositionelle-eingesetzt

[5] mobilsicher.de/aktuelles/whatsapp-soll-mit-bundestrojaner-ueberwacht-werden
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NAHOST/1596: Gaza - Abbrüche, Brüche und Ausbrüche ... (SB)


Gaza - Abbrüche, Brüche und Ausbrüche ...



Was ein strahlender Benjamin Netanjahu auf der Einweihungsfeier der
neuen US-Botschaft in Jerusalem als "glorreichen Tag" proklamierte,
wird für Israel als Tag der Schande in die Geschichtsbücher eingehen.
Am 70. Jahrestag der Gründung des Staates Israel haben dessen Soldaten
an der Grenze zum Gazastreifen 60 palästinensische Demonstranten
erschossen und weitere 2400 verletzt. Der israelische Premierminister
sieht sich auf dem absoluten Höhepunkt einer langen politischen
Karriere. Doch möglicherweise werden sich Netanjahus jüngste Erfolge -
die umstrittenen Entscheidungen der Regierung Donald Trump, erstens
die US-Botschaft von Tel Aviv in das besetzte Ostjerusalem zu
verlegen, und zweitens das von Barack Obama mit dem Iran geschlossene
Atomabkommen aufzukündigen - als Pyrrhussieg erweisen. Mit seiner
konsequenten Torpedierung aller Bemühungen um einen gerechten Frieden
mit den Palästinensern hat Netanjahu Israel in eine Sackgasse
manövriert, deren einziger Ausweg ein verheerender Krieg mit dem Iran
und der schiitischen Hisb-Allah-Miliz im Libanon zu sein scheint.

Trumps überraschender und einseitiger Beschluß vom vergangenen
Dezember, geltende UN-Resolutionen zu ignorieren und das US-Konsulat
in Jerusalem zur neuen Botschaft Washingtons zu machen, hat nicht nur
in der arabischen Welt Entsetzen und Ängste vor einer Gewalteskalation
ausgelöst. Präsident Mahmud Abbas, dessen Fatah-Bewegung die
Palästinenser im Westjordanland mehr schlecht als recht verwaltet,
erklärte den Nahost-Friedensprozeß endgültig für tot und sprach den
USA das Recht ab, als neutraler Vermittler bei Verhandlungen mit den
Israelis aufzutreten. Im Grunde war der Friedensprozeß jedoch bereits
2014 an der Weigerung der Netanjahu-Regierung, vom fortgesetzten
Ausbau der jüdischen Siedlungen im Westjordanland abzusehen,
gescheitert.

Als Reaktion auf die geplante Botschaftsverlegung sowie aus
Unzufriedenheit mit der Unfähigkeit von Hamas und Fatah, eine
Regierung der nationalen Einheit zu bilden, welche die Interessen der
Palästinenser effektiv vertritt und den Menschen im dem von Israel und
Ägypten von der Außenwelt abgeriegelten Gazastreifen Linderung
verschafft, haben palästinensische Aktivisten eine Protestaktion
organisiert, die den Namen "Großer Rückkehrmarsch" tragen sollte.
Damit sollte für alle Welt sichtbar die Forderung der Palästinenser
auf die Anerkennung ihres Rechts auf Rückkehr in ihre frühere Heimat
im heutigen Israel hervorgehoben werden.

Angefangen haben die Demonstrationen vor dem Grenzzaun zwischen Gaza
und Israel am 31. März. Gleich am ersten Tag haben Israels
Scharfschützen 15 Palästinenser niedergestreckt und Hunderte weitere
verletzt. Seitdem reißt die Blutorgie nicht ab. Auf Steinhagel und
vereinzelte Brandbombenwürfe reagieren die israelischen Streitkräfte
mit Schüssen, welche die getroffene Person, wenn sie sie nicht gleich
töten, so doch schwer verstümmeln. Dies geht auf die verwendete
Munition zurück. Die Israelis schießen auf meist unbewaffnete
Demonstranten mit Dummdumm-Geschossen. Statt glatte Durchschüsse zu
hinterlassen, verursachen die Kugeln schwere Fleisch- und
Knochenschäden. Deshalb muß einem hohen Prozentsatz der Verwundeten
das eine oder andere Bein amputiert werden; sie sind für ihr
restliches Leben verkrüppelt. Waren bis zum 14. Mai insgesamt 49
Menschen durch israelische Schüsse ums Leben gekommen, so hat sich an
diesem Tag die Zahl mehr als verdoppelt. Es waren die höchsten
Opferzahlen unter den Palästinensern seit der letzten Gazaaggression
Israels im August 2014.

Während Netanjahu und die Trump-Regierung Hamas für die
"Zusammenstöße" verantwortlich zu machen versuchen, reagieren Menschen
auf der ganzen Welt mit Abscheu und Empörung. Viele Länder haben den
israelischen Botschafter einbestellt, Südafrika hat ihn sogar
ausgewiesen. Die Argumente Netanjahus und seines
Verteidigungsministers Avigdor Lieberman, Israels Soldaten
verrichteten "heilige Arbeit", alle im Gazastreifen seien wegen der
Hamas-Regierung "Terroristen", lassen Überzeugungskraft vermissen - um
es milde auszudrücken. Vor allem in den USA läßt der Rückhalt für
Israel unter den Juden, die überwiegend säkular-liberal eingestellt
sind, stark nach. Dafür war die Entscheidung der
Hollywood-Schauspielerin Natalie Portman, aus Protest gegen die
Vorgänge am Gazazaun im April nicht in Israel zu ihrer Auszeichnung
als diesjährige Trägerin des philantrophischen Genesis-Preises zu
erscheinen, wobei Netanjahu die Laudatio halten sollte, das bislang
spektakulärste Indiz.

An der feierlichen Eröffnung der neuen US-Botschaft in Jerusalem
nahmen unter anderem Trumps Tochter Ivanka und ihr Ehemann Jared
Kushner, Trumps Nahost-Sonderbeauftragter, der auch ein langjähriger
Freund des Familie Netanjahus ist, teil. Unter den weiteren Gästen
befand sich der schwerreiche Kasinokönig Sheldon Adelson, der als
finanzieller Großspender Trumps und Netanjahus bekannt ist. Anwesend
waren auch der US-Botschafter David Friedman und Jason Greenblatt,
Trumps Nahost-Beauftragter, die genauso wie Kushner seit Jahren in den
USA Spenden für den Ausbau der illegalen jüdischen Siedlungen im
Westjordanland eintreiben. Nicht umsonst bezeichnete die linksliberale
israelische Tageszeitung Ha'aretz die prunkvolle Zeremonie als eine
"Zurschaustellung einer messianischen US-israelischen Achse".

Wie nachhaltig Trump und Netanjahu das Ansehen Israels in den USA
beschädigt haben, zeigt die extrem negative Berichterstattung der zwei
wichtigsten Zeitungen in New York mit seiner bekanntlich großen
jüdischen Gemeinde. In der Ausgabe vom 15. Mai wartete die New York
Daily News auf der Titelseite mit einem großen Foto auf, das zeigte,
wie Ivanka Trump die Gedenktafel am Eingang der neuen US-Botschaft in
der Heiligen Stadt enthüllt; dazu anspielend auf die tödlichen
Vorgänge am Grenzzaun zu Gaza die Überschrift "Daddy's Little Ghoul"
("Papas kleiner Ghul"). Am selben Tag stilisierte die NYT-Kolumnistin
Michelle Goldberg Ivanka Trump zu einer "zionistischen Marie
Antoinette" hoch. Das sind Spitzen, wie sie in den
US-Mainstream-Medien noch vor wenigen Wochen undenkbar gewesen wären.

Ungeachtet Netanjahus Dauerdämonisierung der Hamas versucht diese
vergeblich, einen Modus vivendi mit dem Staat Israel zu erreichen.
Am 28. März, noch vor dem Ausbruch der jüngsten Proteste an der
Nordgrenze des Gazastreifens, hatte Ha'aretz ein ausführliches
Interview mit Dr. Ahmed Yousef, einem ranghohen Mitglied der
Hamas-Bewegung, veröffentlicht. Auf die abschließende Frage, welche
Botschaft er am liebsten an die Israelis richten möchte, antwortete
der Vertraute und ehemalige Berater von Premierminister Ismail Haniyeh
wie folgt:

Ich würde ihnen sagen, schauen Sie, Sie haben als Juden auf der
 ganzen Welt viel gelitten. Sei es in Spanien oder Europa, Sie haben
 Leid und Agonie erfahren. Sie wurden während des [Zweiten Welt-]
 Kriegs in Europa sowie während der Inquisition in Spanien schlecht
 behandelt. Wiederholen Sie nicht das, was Ihnen angetan wurde. Sie
 bringen Leid über die Palästinenser, indem Sie sie an die Wand
 drücken. Dieses Land Palästina ist heiliger Boden für alle Menschen
 der abrahamitischen Religionen, die hier über Jahrhunderte
 zusammengelebt haben. Ich denke, daß wir alle - Muslime, Christen
 und Juden - hier in diesem gesegneten Land leben, das Allah für die
 einfachen Menschen in Palästina gewählt hat; Muslime, Juden und
 Christen gleichermaßen. Das ist meine Botschaft an die jüdische
 Gemeinde in Israel bzw. an das jüdische Volk in Israel.



Für derlei entgegenkommende Botschaften zeigt sich Benjamin Netanjahu,
der in den neunziger Jahren durch seine konsequente Ablehnung des
Oslo-Abkommens mit den Palästinensern - "Land gegen Frieden" - den
Aufstieg zum Premierminister geschafft hat, absolut taub. Die fehlende
Aussöhnung mit den Palästinensern und den Nachbarstaaten setzt Israel
jedoch einer permanenten Kriegsgefahr aus, die über kurz oder lang das
Ende für das zionistische Projekt bedeuten muß. Schätzungen namhafter
Militärexperten zufolge verfügt die Hisb-Allah-Miliz inzwischen über
mehr als 100.000 ballistische Raketen. Bei einer Wiederholung des
Libanonkriegs von 2006 werden die Schäden und die Verluste für Israel
extrem hoch sein.

15. Mai 2018
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BERICHT/320: Digitale Vernetzung - induzierte Verantwortung ... (SB)


Unverkennbar zieht sich ein roter Faden kontrafaktischen Wunschdenkens durch diese
überzogenen Visionen. Von Beginn an wurzelten damit verbundene Übertreibungen und
Illusionen auf unpassenden Metaphern wie etwa "Elektronengehirn", "künstliche
Intelligenz", "Expertensysteme" oder "maschinelles Lernen". Mit ihren Analogiebildung
zu spezifisch menschlichen Fähigkeiten werden gerade die fundamentalen Unterschiede
zwischen zweckgemäß hergestellten Maschinen und lebenden, autonom handelnden und
zu sprachlicher Interaktion fähigen Menschen verschleiert, zudem Selbsttäuschungen über
die wahre Natur von Computersystemen wie auch sozialer Interaktion hervorgerufen. Das
Verhalten von Computern ist, wie die theoretische Informatik lehrt, strikt gebunden an die
Ausführung berechenbarer Funktionen mittels Algorithmen; es ähnelt daher weder der
Arbeitsweise eines Gehirns als Teil eines komplexen und empfindsamen lebendigen
Körpers noch ist es in irgendeinem bedeutungsvollen Sinn "wissend" oder "intelligent".

Peter Brödner: Die dritte Welle der automatischen Fabrik - Mythos und Realität semiotischer Maschinen[1]



Daten seien das neue Öl der Industriegesellschaft, lautet eine häufig zu
vernehmende These, mit der die Arbeitsgesellschaft auf die Digitalisierung der
Arbeit und des Lebens vorbereitet wird. Der Vergleich hinkt nicht nur, weil der
fossile Brennstoff im Unterschied zu maschinell erzeugten Zeichen dem endlichen
Verbrauch unterworfen ist. Er suggeriert auch industrielle Wachstumschancen, die
in der seit 2008 manifesten Krise des Kapitalismus durch abnehmende
Arbeitsproduktivität und fortdauernde Überproduktion widerlegt werden.
Schließlich geht aus dieser Gleichsetzung eine Wertschätzung der
fossilistischen, mithin ökologisch unvertretbaren Energieerzeugung hervor, die
verrät, daß eine Abkehr vom kapitalistischen Prinzip der expansiven
Wertproduktion um fast jeden Preis, und sei es der einer Verwüstung respektive
Überflutung großer Teile der agrarisch bewirtschafteten und menschlich
besiedelten Welt, keine Rede sein kann.

Die unterstellte Zwangsläufigkeit dieser Entwicklung hängt in Form drohender
technologischer Arbeitslosigkeit wie ein Fallbeil über Millionen Menschen, die
in industriellen und administrativen Sektoren mit hohem
Rationalisierungspotential Lohnarbeit verrichten. Der dadurch erzeugte Druck
läßt vergessen, daß die Krise der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft tiefer
sitzt, als ihre vermeintlich mögliche Überwindung durch Industrie 4.0, das
Internet der Dinge und die permanente Erfassung und Evaluierung der
Marktsubjekte mittels informationstechnischer Systeme glauben macht. Selbst ohne
drohenden Klimawandel, den mit Green Economy und Effizienzsteigerung zu
verhindern sich längst als fromme Hoffnung erwiesen hat, wäre der Widerspruch
zwischen Kapital und Arbeit konstitutiv für das Problem der
Lohnabhängigenklasse, soziales Wohlbefinden für alle Menschen nicht nur in den
privilegierten Metropolengesellschaften des Westens, sondern weltweit zu
erlangen.

Auch das Beschwören des internationalen Freihandels auf der diesjährigen
Hannover-Messe, die ganz im Zeichen der Digitalisierung stand, belegt, wie wenig
die technische Seite der industriellen Entwicklung für die sozialen Folgen der
Umwälzung der Produktivkräfte verantwortlich ist. In seinen gesellschaftlichen
Auswirkungen ist der Begriff der Innovation stets mit Angriffen auf den hart
erkämpften Besitzstand der Lohnabhängigenklasse an sozialen und
arbeitsrechtlichen Garantien gleichzusetzen. Mit der Betonung des disruptiven
Charakters der Geschäftsstrategien im Digitalen Kapitalismus und der hohen
Geschwindigkeit, mit der die Plattformen monopolistischer Akteure die Normen
vorherrschender Verwertungsbedingungen setzen, hat der bedrohliche Charakter
innovativer Entwicklungen für erwerbsabhängige Menschen noch einmal zugenommen.

Vor diesem Hintergrund nach der Stichhaltigkeit des "revolutionären" Charakters
dieser Entwicklung und der ihr immanenten Sachzwanglogik zu fragen steht nicht
im Interesse der davon begünstigten Unternehmen und Institutionen. Um so
wertvoller ist daher der von der Marx-Engels-Stiftung auf einer Konferenz in
Essen Anfang März unternommene Versuch, die Frage auszuloten, ob Industrie 4.0
eher als Hype oder als Drohkulisse zu verstehen sei. Zur Beantwortung dieser
Frage trug Prof. Dr.-Ing. Peter Brödner, der die industrielle Anwendung
informationstechnischer Systeme, unter anderem als Forschungsdirektor am
Institut Arbeit und Technik in Gelsenkirchen, seit Jahrzehnten wissenschaftlich
begleitet, mit erhellenden Einblicken in die begrifflichen Schwierigkeiten, sich
dem Thema auf sachgerechte Weise zu nähern, erheblich bei.
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"Industrie 4.0 und Big Data - Kritik einer technikzentrierten Perspektive"

Wie ein roter Faden zog sich die Kritik einer die technische Seite des
industriellen Entwicklungspfades einseitig hervorhebenden Beschreibung durch den
Vortrag Brödners. Die inflationäre Verwendung des Begriffes "industrielle
Revolution" für die Segmentierung des handwerklichen Gesamtprozesses in kleine,
einfach wiederholbare Verrichtungen und deren Systematisierung in den ersten
Arbeitsmaschinen verortete der Referent in einem begriffs- und geschichtslosen
Bewußtsein. Indem die organisatorischen, institutionellen und
qualifikatorischen Bedingungen und Voraussetzungen für einen komplexen
gesellschaftlichen Entwicklungsprozeß ignoriert wurden, geriet auch das
maßgebliche Motiv der betrieblichen Rationalisierung, die effizientere
Kapitalverwertung, aus dem Blick.

So würden der Digitalisierung wie einer Art unabwendbarer Naturgewalt alle
möglichen Folgen angelastet, die jedoch meist nicht Ergebnis sich vermeintlich
eigenständig entwickelnder Technik seien, sondern der politischen Regulierung
der Produktionsverhältnisse. Dabei würden Eigenschaften von Maschinen
klassischer Art wie Werkzeug-, Arbeits- und Kraftmaschinen auf
Berechnungsmaschinen, also Computer, häufig blind übertragen. Diese agieren
nicht mit Natureffekten, sondern mit Zeichen, und können Arbeit organisieren,
aber nicht aus sich heraus produktiver machen. Zwar könne man mit einer anderen
Organisationsform wie etwa teilautonomer Gruppenarbeit enorme
Produktivitätsschübe generieren, diese stammten dann aber nicht aus der
eigentlichen Datenverarbeitung. Für das Anwachsen von Qualifikation und
Beschäftigung seien die organisatorische Einbettung der Computerfunktionen sowie
die institutionellen Bedingungen ihres Einsatzes in den einzelnen Unternehmen
und auf digitalen Plattformen weit wichtiger als die Rechenleistung selbst.

Schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts wurden mit den ersten selbsttätigen Textil-
und Werkzeugmaschinen digitale Formen der Verarbeitung eingeführt, so in einem
Webstuhl, bei dem Lochkarten das Anheben der Fäden steuerten, um Muster zu
erzeugen. Mit der zunehmenden Segmentierung der wichtigsten Maschinenfunktionen
als auch der Verteilung der per Dampfmaschine gewonnenen Bewegungsenergie
mittels Transmissionsriemen durch die ganz Fabrikhalle wuchs die Notwendigkeit
der vertikalen Arbeitsteilung auf der Ebene der Produktion wie der
administrativen Planung und Koordination des Gesamtprozesses. Mit dem von
Fredrick Winslow Taylor zu Beginn des 20. Jahrhunderts entwickelten Scientific
Management der Fabrik wurden Planung und Überwachung des Arbeitsprozesses weiter
in die Autonomie der Lohnabhängigen getrieben, um ihre Arbeitskraft möglichst
kosteneffizient ausbeuten zu können.

Mit der Verdopplung der Produktion in Form von Zeichen, also Beschreibungen,
Zeichnungen, Stücklisten, Arbeitsplänen, Prüfplänen usw., sammelten sich
ungeheure Mengen expliziten Wissens über Produktionsprozesse an. Dieses Wissen
sei totes Wissen, solange es nicht durch die ProduzentInnen angeeignet und für
das praktische Geschehen wirksam gemacht werde, so Brödner. Dieses komplexe, in
alle möglichen Disziplinen verzweigte Wissen müsse zusammengeführt werden, um
reale Probleme zu lösen, was die intensive Kooperation zwischen Wissens- und
FacharbeiterInnen erfordere. Dazu bedürfe es eines individuell situierten
Arbeitsvermögens, was man nicht ohne weiteres einkaufen könne. Ohne die
Selbstertüchtigung der ProduzentInnen, die sich als Teil des unmittelbaren
Geschehens begreifen, auf das sie auch Einfluß nehmen können, sei es nicht
nutzbar. 

Erst die Standardisierung, Modellierung und Formalisierung der
unterschiedlichsten Zeichenprozesse in dieser verdoppelten Produktion habe die
algorithmische Verarbeitung von Daten möglich gemacht. So habe man es seit
Beginn der Industrialisierung mit einer zweigleisigen Entwicklung zu tun, der
Mechanisierung der Handarbeit durch die zweckmäßige Nutzung von Naturkräften
zwecks Stoff- und Energieumwandlung wie der Maschinisierung von Wissensarbeit
durch die algorithmisch gesteuerte Verarbeitung digitaler Signale in
Zeichenprozessen sozialer Praxis. Peter Brödner hält mithin den Begriff der
"algorithmischen Revolution" für adäquater als den der Digitalisierung.
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Mit anwachsender Kapitalakkumulation und Verwissenschaftlichung der Produktion
verlagerte sich der Wettbewerb zusehends von der Kostenkalkulation zur
Innovation. Die an die Lohnabhängigen gestellten Anforderungen nahmen
dementsprechend zu. War die Herrschaftsicherung anfangs wie im Taylorismus durch
Planung, Koordination, Anweisung und Kontrolle organisiert, könne die mit der
Dynamik innovativer Veränderungen anwachsende Ungewißheit im Arbeitsprozeß nicht
mehr bis ins Detail vorgeplant werden. Um die Menschen bei fortdauernder
Unterwerfung unter den Kapitalverwertungsprozeß besser einbinden zu können,
setzte man auf die indirekte Steuerung durch Marktzwänge. Während ihnen mehr
Freiheiten zugestanden werden, muß das Arbeitssoll erfüllt werden, was unter
anderem mit Konzepten der Teamarbeit, der flachen Hierarchien, der
Flexibilisierung der Arbeitszeiten wie weitreichenden Erreichbarkeit der
Lohnabhängigen auch in der Freizeit erreicht werden soll. 

Um sich vom Eigensinn der lebendigen Arbeit unabhängiger zu machen wird
versucht, den Produktionsprozeß wenigstens teilweise mit Hilfe Künstlicher
Intelligenz (KI) zu automatisieren. Die Smart Factory soll die verschiedenen
Logistik- und Produktionselemente so miteinander verschränken, daß sie in
dezentraler Selbstorganisation praktisch selbsttätig optimale Arbeitsergebnisse
hervorbringt. In Unternehmen, die bereits in den 1980er Jahren in der Folge und
als Gegenkonzept zu Computer-integrated manufacturing-Innovationen (CIM)
hochkomplex und -effizient organisiert wurden, ohne dabei allein auf
rechnergestützte Prozesse zu setzen, sollen nun mit maschinellen Mitteln wie KI
flexible und dynamische Anpassungsprozesse auch an unvorhergesehene
Anforderungen geleistet werden. Die Realisierung der Möglichkeit, daß sich
hochgradig integrierte und vernetzte Maschinen, Werkstücke, Lagersysteme und
Betriebsmittel in Echtzeit selbst organisieren und dabei Lerneffekte erzielen
können, um auf individuelle Kundenwünsche einzugehen, rentabel zu produzieren
und Störungen und Ausfälle zu beheben, ist heute der exponentiell entwickelten
Leistung der Taktfrequenzen, Speicherkapazitäten und Bandbreiten geschuldet.

Bei den sich dieser infrastrukturellen Voraussetzungen bedienenden
Cyber-Physical Systems (CPS) handelt es sich um horizontal wie vertikal
hochgradig vernetzte Prozesse digitaler Steuerung, die etwa das Internet der
Dinge und Dienste organisieren sollen. Multi-Agenten-Systeme (MAS) sollen sogar
autonom agieren. Ihre Kernfähigkeit beruht darauf, selbsttätig mit anderen
Systemen wie auch als Schnittstelle zu Menschen kommunizieren und sich untereinander zu
größeren Systemen vernetzen zu können, um über die Fabrik hinaus weltweit ganze
Wertschöpfungsketten miteinander in Kontakt zu bringen. Dabei fallen permanent
viele Daten an, so daß MAS ihrerseits als Produzenten von Big Data, des
vermeintlichen Öls der Informationsgesellschaft, fungieren.

Für Brödner tun diese angeblich lernfähigen intelligenten Systeme nichts anderes
als jeder simple Computer, sie führen berechenbare Funktionen aus. Dazu müssen
sie durch Programme gesteuert werden, die auch logische Prozeduren enthalten
können, welche es erlauben, bedingte Befehle zu formulieren, sogenannte
Lernverfahren zu implementieren und bestimmtes explizites Wissen über die Welt
dieser Systeme praktisch zugänglich abzulegen, um daraus wieder auswählen zu
können.

Hinter der Analogie Mensch-Maschine stecken für Brödner Ideen aus den 1960er
Jahren wie der längst widerlegte sogenannte Funktionalismus, laut dem die
lebendige Intelligenz des Menschen nichts anderes als berechenbare Funktion sei.
Multiagentensysteme führen derartige Funktionen aus, die ihnen durch Algorithmen
vorgeschrieben werden. Brödner bestreitet mithin, daß eine Gleichsetzung der
maschinellen Welt der Daten mit der sozialen Welt menschlicher Bedeutungen,
Absichten und Reflexionen zutreffend sei. Selbsttätiges, adaptives maschinelles
Verhalten unterscheide sich grundlegend von autonomem, zu begrifflicher
Reflexion fähigem Handeln in sozialer Praxis. Zwar seien die MAS in ihrem von
den Umwelteinflüssen der Vernetzung und von Sensoren bestimmten Verhalten
deterministisch, dennoch können die von ihnen getroffenen Entscheidungen
analytisch nicht nachvollziehbar und nicht vorhersehbar sein. Diese
Intransparenz werfe die ethische Frage auf, wer für dabei eventuell verursachte
Schäden verantwortlich und haftbar zu machen sei.

So bestehe ein großes Problem der Mensch-Maschine-Interaktion darin, wie ein
Mensch mit einem System sinnvoll interagieren solle, wenn es
sich jedes Mal anders verhält. Die Grundanforderung an das Verhältnis
zwischen Mensch und Maschine sei Erwartungskonformität, also die
Berechenbarkeit, daß das System auch tut, was von ihm erwartet wird.

Auch im Falle der Künstlichen Neuronalen Netze (KNN) gelangte der Referent zu
dem Schluß, daß die in dem Begriff enthaltene Gleichsetzung mit menschlichen
Gehirnfunktionen in die Irre führe. So sei das Gehirn von chemischen
Prozessen abhängig, arbeite also analog und nicht digital. Während KNN
bei sogenannten Objektklassifikationsaufgaben wie dem Erkennen von
Schriftzügen, Bildern oder Straßenschildern sehr leistungsfähig seien,
unterlägen ihre anhand von Millionen Beispielen strukturierten Fähigkeiten auch
einer hohen Störanfälligkeit, wie zum Beispiel Experimente mit Gesichtserkennung
zeigten. Letztlich hänge die Leistung solcher KNN davon ab, wie
geschickt die Programmierer diese Strukturierung vorgenommen, wie sie die
Mathematik der Gewichtungsveränderungen betrieben und welche Erfahrungen sie
mit dieser oder jener Struktur gemacht hätten. Insofern seien nicht KNN, sondern
ihre Entwickler intelligent. 

Auch die in große Datenmengen gesetzte Hoffnung, deren Auswertung könne
theoriegeleitete Forschung ablösen, weil auf Korrelationen beruhende Vorhersagen
hypothesenbasierten Prognosen überlegen seien, beruhe auf einem Trugschluß. Wenn
zwei Ereignisse zusammen auftreten, könne man niemals wissen, ob das eine die
Ursache des anderen oder umgekehrt sei, ob beide nur zufällig zusammen
auftreten oder von einem dritten unbekannten Faktor abhängig seien. Die
Verwendung von Big Data kranke insgesamt daran, daß kontextfreie Daten mit
bedeutungsvoller Information gleichgesetzt werden, obwohl letztere überhaupt nur
als Resultat von Interpretationen im Kontext sozialer Praxis entstünden. Daten
seien zudem meist nicht repräsentativ, häufig fehlerhaft oder inkonsistent. Es
seien auf die syntaktische Form reduzierte Zeichen, die geradezu kontextfrei und
bedeutungslos sein müßten, sonst könnte man sie nicht in einem Rechner zum
Gegenstand einer berechenbaren Funktion machen. So kompliziert sie auch
errechnet sein mögen, so müßten sie dennoch interpretiert werden.

Darin liege auch die Gefahr, daß mit Hilfe einer scheinbar objektiven Faktizität
eine Wirklichkeit, die es vorher nicht gab, hergestellt und zur Norm erhoben
werde. Wenn miteinander verknüpfte Daten auf einen Gegenstand oder eine Person
bezogen und durch Algorithmen in einen partiell rekonstruierten Kontext gestellt
werden, suggeriere das einen Wahrheitsgehalt, der auf noch so vielen Indizien
beruhen kann, ohne daß nicht immer auch eine andere Interpretation möglich sei.
Dementsprechend sei die Entstehung eines digitalen Totalitarismus nach dem
Benthamschen und Foucaultschen Modell "Panoptikum" eine durchaus ernstzunehmende
Gefahr. Es bleibe dann ein Geheimnis der Macht, welche Daten in welcher Hinsicht
erhoben, gesammelt und zu Lasten bestimmter Personen ausgewertet werden.

Wie bereits bei der um CIM und KI ausgebrochenen Euphorie der 1980er Jahre werde
die Innovationsdebatte heute wieder von einer technikzentrierten Sicht unter
Ausblendung spezifisch menschlicher Fragen beherrscht. Im Kern gehe es um
Forderungen der Flexibilisierung und Produktivitätssteigerung, denen mit
technischen Mitteln entsprochen werden soll, anstatt ihre sozialen und
gesellschaftlichen Dimensionen zu bearbeiten. Damals habe der Versuch, im
Vertrauen auf angeblich lernfähige Systeme Organisationsprobleme mit Technik zu
überwinden, Ängste vor Arbeitsplatzverlusten ausgelöst. Diese seien nicht
eingetreten. Crowdworking Plattformen seien kein Ergebnis der Digitalisierung,
sondern entstanden, weil die Arbeit bereits zuvor prekarisiert wurde. Die
Menschen seien so arm, daß sie ihr Leben nur noch fristen können, wenn sie ihr
Privatauto, das sie brauchen, um zum Hauptjob zu kommen, nach Feierabend bei
Uber für Taxifahrten einsetzen. Hinter diesem Geschäftsmodell stecke
algorithmisch nichts Neues, seine Entstehung resultiere aus einer
gesellschaftlichen Veränderung und nicht einer technischen Neuerung.

Mit einem Ausblick auf die verheißungsvolle, besonders intensiv beworbene
Zukunft der Artificial Intelligence (AI) beschloß Peter Brödner seinen Vortrag
auf der MES-Konferenz. AI stehe im Mittelpunkt der technikzentrierten
Perspektive Industrie 4.0, gehe man doch davon aus, daß Smart Machines und
autonome Agenten absichtsvoll handeln und planen könnten. Praktisch führe dies
zu Verlusten an menschlicher Handlungskompetenz, weil das von Maschinen ersetzte
Arbeitsvermögen nicht mehr abgerufen werde. Der Anpassungsfähigkeit von
Multi-Agenten-Systemen an Umweltfaktoren seien Grenzen gesetzt, die sich
mit menschlicher Intelligenz durchaus überwinden lassen.

Im Grunde genommen handle es sich um adaptive Systeme, die schon in der
Informatik der 1980er Jahre erforscht wurden und jetzt als lernfähig und
intelligent propagiert würden. Sie seien alles andere als Allzweckwaffen,
sondern stets nur für spezielle Aufgaben geeignet. Störungen in ihrem Ablauf auf
den Grund zu gehen könne große Probleme bereiten, zudem lieferten sie stets nur
wahrscheinliche, aber keine gesicherten Ergebnisse. Intelligent seien ihre
Entwickler, auf deren fachliche Kompetenz erfolgreiche adaptive Systeme nach wie
vor angewiesen seien.

Daher propagiert Brödner als Gegenmodell zur AI Intelligence Amplification (IA),
also die Stärkung natürlicher Intelligenz und lebendiger Arbeit durch
IT-Systeme. Menschliches Tun solle nicht ersetzt, sondern unterstützt, das
Arbeitsvermögen entwickelt werden, indem die Arbeitsausgaben
angemessen gestaltet, sinnvolle Organisationsformen etabliert und zweckmäßige
Arbeitsmittel geschaffen werden. In der Geschichte des Computereinsatzes in
Produktion und Dienstleistungen seien weit über 90 Prozent aller Anwendungen
dieser Perspektive gefolgt oder eben gescheitert, so Brödner, der als
Ingenieurswissenschaftler im Bereich werkstattorientierter Programmierverfahren
in führender Position tätig war. Wohlstand, Qualifikation und
Beschäftigungsniveau seien weit mehr von den herrschenden institutionellen
Bedingungen und der soziotechnischen Gestaltung der Einsatzfelder abhängig als
von der eigentlichen Computertechnik.


Fußnoten:

[1] Die dritte Welle der automatischen Fabrik - Mythos und Realität semiotischer
Maschinen in: Banse, G.; Busch, U. & Thomas, M. (Hg.): Digitalisierung und
Transformation. Industrie 4.0 und digitalisierte Gesellschaft, Abhandlungen der
Leibniz-Sozietät der Wissenschaften Band 49, Berlin: trafo Wissenschaftsverlag
2017, 165-184

https://www.wineme.uni-siegen.de/wp-content/uploads/2018/02/DritteWelleAutomatischeFabrik-LS.pdf
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Mexiko

Feminizid in Ciudad Juárez: Mutter lehnt "gütliche Einigung" ab

Von Hazel Zamora Mendieta



(Mexico-Stadt, 8. Mai 2018, cimacnoticias).- Die Menschenrechtlerin
Norma Esther Andrade hat die von der mexikanischen Regierung
vorgeschlagene "gütliche Einigung" im Prozess um die Ermordung ihrer
Tochter zurückgewiesen. Lilia Alejandra García Andrade [1] wurde im
Februar 2001 in Ciudad Juárez, im nordmexikanischen Bundesstaat
Chihuahua, ermordet. Der Fall wurde der Interamerikanischen Kommission
für Menschenrechte (CIDH) vorgelegt.

Nachdem die Lehrerin Norma Andrade 17 Jahre lang für Gerechtigkeit und
Aufklärung der Ermordung ihrer Tochter gekämpft, bekannte sich die
mexikanische Regierung nun am 7. Mai vor der CIDH-Kommission zu ihrer
Verantwortung für die Verzögerungen bei der juristischen Aufarbeitung
und die Fahrlässigkeiten bei den Ermittlungen um den Mord an Lilia
Alejandra.

Während der 168. Sitzungsperiode der CIDH, die vom 3. bis zum 11. Mai
in Santo Domingo, Dominikanische Republik, stattfand, wurde Norma
Andrade zur Ermordung ihrer Tochter als Zeugin gehört. Die 17-jährige
Maquila-Arbeiterin Lilia García Andrade wurde am 14. Februar 2001 in
Ciudad Juárez entführt. Eine Woche später, am 21. Februar, fand man
ihre Leiche in einem verlassenen Gelände. An ihrem Körper fanden sich
Spuren sexualisierter Misshandlung.

Die mexikanische Regierung ließ 17 Jahre verstreichen und wandte sich
erst, nachdem der Fall dem Interamerikanischen Gerichtshof vorgelegt
worden war, an Norma Andrade, um ihr eine Beilegung der gerichtlichen
Untersuchung vorzuschlagen, was diese jedoch ablehnte.


Nach 17 Jahren verspricht die Regierung eine sorgfältige
Untersuchung

Seit die CIDH im März 2012 entschieden hatte, den Femizid an Lilia
Alejandra zu übernehmen, war die mexikanische Regierung weder der
wiederholten Aufforderung des Gerichtshofs, Berichte über die
Untersuchung des Falls vorzulegen noch der Einladung, an der
öffentlichen Verhandlung teilzunehmen, nachgekommen. Erst im März 2018
legten die Behörden doch einen Bericht vor; begleitet von einem
Vorschlag an Andrade für eine "gütliche Einigung": die Aufnahme der
beiden Kinder ihrer Tochter Lilia in Sozialprogramme, eine öffentliche
Entschuldigung sowie die Zusage, den Fall "dieses Mal" sorgfältig zu
untersuchen.

Vor der CIDH-Präsidentin Margarette May Macaulay und der
Vizepräsidentin Esmeralda Arosemena de Troitiño erklärte der
Staatssekretär der Menschenrechtsabteilung des Innenministeriums
(Segob), Rafael Adrián Avante Juárez, was das Angebot im einzelnen
beinhaltete: eine Wiedergutmachung aus dem Segob-Entschädigungfonds
für den entstandenen materiellen und immateriellen Schaden, Übernahme
der Krankenversicherung der Familie durch das Gesundheitsministerium
Chihuahua, Bildungsstipendien für die beiden Kinder des Mordopfers
sowie eines öffentliches Schuldeingeständnis der mexikanischen
Regierung hinsichtlich ihres Versagens bei der Untersuchung des
Verbrechens, so wie es die Familie gefordert hatte.


Andrade: "Alle haben mich belogen"

Norma Andrade wies die Vorschläge prompt zurück und erklärte: "An
diesen Programmen hätte ich auch teilnehmen können, wenn meine Tochter
nicht ermordet worden wäre." Dasselbe sei ihr in den letzten 17 Jahren
von vier Gouverneuren von Chihuahua, neun Richtern und drei
Staatspräsidenten versprochen worden, jedoch: "Sie haben mich alle
belogen, alle."

Mit einem Brief an ihre tote Tochter verschaffte Andrade sich in der
Verhandlung Gehör: "Meine geliebte Tochter, 17 Jahre warst du alt, als
du aus meinem Leben gerissen wurdest, und genau 17 Jahre ist das nun
her, und immer noch fordern wir Gerechtigkeit. Man hat mir das Recht
verweigert, dich in die Arme zu nehmen und mich von dir zu
verabschieden, man hat mir das Privileg vorenthalten, deine Augen zu
schließen [...] und als sie dich nach sieben Tagen in einem Sarg
wieder zu mir zurückbrachten, habe ich dir versprochen, dass ich nicht
ruhen werde, bis dir Gerechtigkeit widerfahren ist. Naiv wie ich war,
vertraute ich der Regierung und glaubte daran, dass sie ihre Arbeit
tun und deine Mörder verhaften würden und uns die Erklärungen geben
würden, auf die dein Vater und ich warteten".

Norma [2] steht zu ihrem Versprechen, nicht aufzugeben, bis ihrer
Tochter Gerechtigkeit widerfährt. Mit der Vorlage des Falls beim CIDH
kommt sie ihrem Ziel ein ganzes Stück näher. Ihre Enkel, die durch
Lilias Ermordung mit fünf bzw. 18 Monaten zu Waisen wurden [3], sind
mittlerweile fast volljährig und erwarten nun eine angemessene
Entschädigung. Bei der Verhandlung trugen beide ein T-Shirt mit einem
Foto ihrer Mutter.

Die CIDH-Vizepräsidentin Esmeralda Arosemena bezeichnete den Vorschlag
als Schnellschuss in Reaktion auf die bald mögliche Vorlage des Falls
beim Interamerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte: Das hätte die
zweite Verurteilung des mexikanischen Staats wegen Feminizids zur
Folge. Das erste Urteil erging im Jahr 2012 aufgrund einer Mordserie
mit mindestens acht Mordopfern in Ciudad Juárez, die als "Campo
Algodonero" [4] bekannt wurde.


CIDH rät, Ablehnung der gütlichen Einigung zu überdenken


Zum Stand der Ermittlungen zum Mörder oder den Mördern von Lilia
Alejandra wollte der nun zuständige Staatsanwalt von Ciudad Juárez,
Sergio Castro Guevara, sich nicht öffentlich äußern, da dies die
Untersuchungen gefährden könne. Er lud jedoch Norma Andrade und ihre
Anwält*innen Karla Micheel Salas Ramírez und David Peña Rodríguez zu
einem privaten Treffen in Anwesenheit von CIDH-Vertreter*innen ein, um
ihr nähere Informationen zukommen zu lassen.

Die auf Gewalt gegen Frauen spezialisierte Anwältin Micheel Salas, die
seinerzeit zusammen mit David Peña den Fall Campo Algodonero vor den
Interamerikanischen Gerichtshof gebracht hatte, antwortete, man werde
an dem Treffen teilnehmen, wenn auch mit großer Skepsis, denn auch
nach 17 Jahren gebe es keine klare Ermittlungslinie und auch keine
Ergebnisse. Nach Angaben der Anwälte ist Staatsanwalt Sergio Castro
erst seit kurzem mit dem Fall befasst; daher habe er es eilig, ihn
abzuschließen.

Bisher sei lediglich bekannt, dass Lilia Alejandra von einer Gruppe
von Männern umgebracht worden sein könnte, die in der Grenzstadt
Ciudad Juárez von 1994 bis 2005 mehrere zehn- bis 17-jährige Mädchen
ermordet hatte, erklärte der Anwalt David Peña vor der CIDH. Dies habe
im Jahr 2008 die Untersuchung des Verbands Demokratischer Anwälte
ergeben. Die Organisation musste mit ihren Ermittlungen praktisch bei
null anfangen; die Staatsanwaltschaft Chihuahua verfolgte seinerzeit
sieben Ermittlungslinien, die auf anonyme Hinweise zurückgingen.


Spuren der Täter sind vorhanden

Das Anwaltsteam verlangte, sämtlichen vorhandenen Spuren nachzugehen:
Auf der Decke, in die Lilia Alejandras Leiche eingewickelt war, befand
sich ein Blutfleck; wie die genetische Untersuchung ergab, war es das
Blut eines Mannes, es gelang jedoch nie, das genetische Profil einer
Person zuzuordnen. Die Anwält*innen regten außerdem an, den Mord an
Lilia Alejandra mit anderen Femiziden abzugleichen. Tatsächlich konnte
anhand der bei der Toten gefundenen Spermaspuren festgestellt werden,
dass der Mörder auch Rocío Cordero Esquivel, Coral Arrieta Medina,
Sonia Iveth Sánchez Ramírez und Rosa Antena Quintanilla, vier
minderjährige junge Frauen, missbraucht hatte.

Durch den Abgleich des genetischen Profils mit der Datenbank der
Staatsanwaltschaft Chihuahua fand man im Jahr 2010 heraus, dass es
sich bei dem Täter um einen Verwandten des Ministeriumsbeamten Enrique
Castañeda Ogaz aus Ciudad Juárez handelte, der im selben Jahr ermordet
wurde.


CIDH sichert Andrade volle Unterstützung zu

Die Fragen der CIDH-Präsidentin Margarette May Macaulay zu den übrigen
ermordeten Mädchen blieben unbeantwortet. Umso mehr begrüßte sie das
Angebot der mexikanischen Regierung, sich zu einem nichtöffentlichen
Treffen zusammenzufinden, und empfahl Norma Andrade, ihre
Entscheidung, das gütliche Angebot der Regierung zurückzuweisen, noch
einmal zu überdenken, obwohl selbstverständlich sie das letzte Wort
habe. Sie sicherte Andrade erneut die volle Unterstützung des CIDH zu,
bis der Gerechtigkeit Rechnung getragen und ihre Arbeit als
Menschenrechtsaktivistin anerkannt sei.

Die Präsidentin des internationalen Organs forderte die Regierung
außerdem auf, die Untersuchung des Falls zügig abzuschließen und das
massive Problem der Frauenmorde im Land zu lösen. Je nachdem, wie
Norma Andrade sich entscheide, werde auch der CIDH eine gründliche
Untersuchung des Falls vornehmen.


Zwei Anschläge auf Andrade

Auch die beiden auf Norma Andrade verübten Anschläge kamen zur
Sprache. Im Jahr 2011 wurden mehrere Schüsse auf sie abgefeuert; sie
erlitt Verletzungen im Brustkorb sowie an der rechten Schulter und
Hand, woraufhin sie Ciudad Juárez verließ, um sich in der Hauptstadt
in Sicherheit zu bringen. Dort jedoch wurde sie zwei Monate wieder
angegriffen; diesmal mit einer Stichwaffe. Ein Unbekannter setzte ihr
ein Messer an die Kehle und verletzte sie am Hals. Beide Angriffe
wurden im Beisein ihrer Enkel*innen verübt.

Der CIDH-Ausschuss befragte die mexikanische Regierung, ob ihnen
bekannt sei, ob die Angriffe auf Andrade etwas mit ihrer Tätigkeit als
Menschenrechtsaktivistin oder mit ihrer Suche nach den Mördern ihrer
Tochter zu tun hätten. Die Regierung ließ diese Frage unbeantwortet
und bot lediglich an, sie in ein Schutzprogramm der Staatsanwaltschaft
für Menschenrechtler*innen und Journalist*innen aufzunehmen. Norma
Andrade erhält jedoch bereits Personenschutz.


Anmerkungen:

[1] http://www.cimacnoticias.com.mx/noticia/sistema-de-justicia-mexicano-ya-no-me-enga-norma-andrade

[2] http://www.cimacnoticias.com.mx/noticia/quiero-evitar-la-muerte-de-las-j-venes-el-dolor-de-otra-familia-de-otros-ni-os

[3] http://www.cimacnoticias.com.mx/noticia/hijas-e-hijos-de-mujeres-asesinadas-v-ctimas-ignoradas-del-feminicidio

[4] https://es.wikipedia.org/wiki/Feminicidas_del_campo_algodonero
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Zu den Wurzeln der Ungerechtigkeit

Gendergerechtigkeit in Krisensituationen

von Amina El-Gamal



In einer sozial wie ökonomisch ungleichen Welt tragen Frauen
überproportionale Lasten: Sie arbeiten informell oder prekär, sorgen
für ganze Familien und sind v. a. im Globalen Süden davon abhängig,
dass die Umwelt sauber ist und es genug Wasser gibt. Was, wenn dann
auch noch Krisen und Konflikte entstehen? Im Rahmen der
7. Österreichischen Entwicklungstagung in Graz wurden Referentinnen
wie Donna Andrews (Rita Edward Collective, Südafrika), Tessa Khan
(Climate Litigation Network Asia) und Moema Miranda (People's
Dialogue, Brasilien) eingeladen. Sie sprachen über verschiedene Krisen
weltweit und beschäftigten sich mit der Frage: "Who pays the
price?"


Frauen tragen in vielerlei Hinsicht die Hauptlast von Krisen und
Konflikten. Häufig sind sie es, die für ihre Familien und
Gemeinschaften sorgen müssen. Sie sind für die Versorgung mit Strom,
Wasser, Brennstoff sowie Essen verantwortlich. Sie sind es aber auch,
die sich häufiger für Frieden und Gerechtigkeit einsetzen. So ist
weltweit ein großer Anteil der Menschenrechts- und
Umweltaktivist_innen weiblich. Außerdem sind nach Angaben der
International Labour Organisation (ILO) Frauen im informellen Sektor
weltweit überproportional vertreten und eher von Armut gefährdet. In
Krisensituationen können zusätzliche Herausforderungen für Frauen
entstehen.


"It's a man-made economy"

Finanz- und Wirtschaftskrisen bringen immer Kürzungen von öffentlichen
Geldern mit sich. Dadurch fällt die soziale Sicherung weg, auf die
viele Frauen angewiesen sind. Frauen kommt zudem eine "Airbag"- und
"Gap-filling"-Funktion zu. Sie müssen etwaige Lohnkürzungen und
Kündigungen der Männer in der Familie mit Mehrarbeit auffangen. Mit
Ehrenamt und Sorgearbeit ersetzen sie Kürzungen im sozialen Bereich.

Tessa Khan machte deutlich, dass unbezahlte Pflegearbeit es den
Gesellschaften zwar ermöglicht, sich von Schulden zu befreien, sie
aber gleichzeitig Exklusion und Abhängigkeit der Frauen verstärkt. Das
ist aber nicht auf Krisensituationen beschränkt, sondern verstärkt nur
die vorherrschende Geschlechterungleichheit am Arbeitsmarkt. Frauen
machen weltweit doppelt so viel Pflegearbeit wie Männer und können
dadurch oft ihr Menschenrecht auf Arbeit nicht wahrnehmen und nicht
aktiv in der Gesellschaft partizipieren. Oft werden sie durch
Billig-Lohnarbeit und informelle Arbeit ausgebeutet.


"We are nature"

Klimawandel und Klimakrise haben den größten Einfluss auf das Leben
von Mädchen und Frauen, vor allem in ärmeren und ländlichen Regionen.
Dort spielen natürliche Ressourcen und Landwirtschaft eine wichtige
Rolle bei der Versorgungssicherheit der Gemeinschaften und Familien.
Zunehmende Wasserknappheit, Dürre, extreme Wetterbedingungen und
Umweltkatastrophen haben reale Konsequenzen für den Alltag.
Grundlegende Menschenrechte, wie das Recht auf Leben, Essen,
Gesundheit und Wasser werden nicht mehr gewährleistet. Donna Andrews
betonte, dass dies die Rolle der Frauen gefährdet, zuverlässig
Getreide anzubauen und Nahrung für ihre Familie zu produzieren.

Ein weiterer Aspekt, der meist unsichtbar bleibt, ist die Gefährdung
der Mütter und deren Kinder durch die globale Erderwärmung. Häufig
sind Kinder anfälliger für Krankheiten, die durch Luftverschmutzung,
aber auch durch Naturkatastrophen entstehen. Mütter müssen sich dann
um ihre Kinder kümmern und zuhause bleiben, was ihnen die Möglichkeit
nimmt, aktiver Teil der Arbeitswelt zu sein, so Tessa Khan. Laut
Berichten der Weltgesundheitsorganisation WHO sind bereits 150.000
Menschen, 90% davon Kinder, aufgrund von Klimaveränderungen gestorben.
Und es steigt die Müttersterblichkeit in Regionen, in denen Migration
oder sogar bewaffnete Konflikte durch Klimakrisen entstehen, weil die
essenzielle medizinische Versorgung nicht mehr funktioniert.


"Environmental racism around the world"

Nicht nur Krisen, die durch die Klimaveränderung entstehen, wirken
sich besonders stark auf das Leben der Frauen aus, sondern auch der
Kampf um nicht erneuerbare Ressourcen weltweit. Der Extraktivismus von
Bodenschätzen findet oft im globalen Süden statt, in Gegenden, die
unsichtbar bleiben und weit entfernt von den Zentren sind. Menschen
werden dort gewaltsam aus ihren Häusern vertrieben und verlieren durch
die Vergabe von Bergbaukonzessionen den Zugang zu Land und
Landwirtschaft und somit ihre Existenzgrundlage. Und während die
transnationalen Konzerne dann vor allem Männern Beschäftigung bieten,
finden Frauen eher nur im informellen Sektor Arbeit, so Donna Andrews.
Frauen sind dadurch oft sexuellen Belästigungen und Missbrauch
ausgesetzt. Mit der Mobilität der Männer für die Arbeit im Bergbau
entstehen für Frauen zusätzlich Probleme wie Gewalt und HIV/AIDS.

Außerdem gehen mit dem Bergbau Umweltprobleme einher, was wiederum
gesundheitliche Folgen hat. Die ansässigen Gemeinschaften haben stark
mit Verschmutzungen zu kämpfen, die durch die Förderung von fossilen
Brennstoffen und das Extrahieren von Bodenschätzen entstehen.
Bewaffnete Konflikte um diese Ressourcen im Mittleren Osten, in
Lateinamerika, in Asien und in Afrika verschärfen die Lage noch
zusätzlich. Frauengruppen organisieren sich aber, versicherte Moema
Miranda, und gründen sogenannte Graswurzelbewegungen, um gegen
Ausbeutung, Umweltverschmutzungen, Gewalt und für ihren Zugang zu Land
zu kämpfen. Die Proteste werden jedoch häufig kriminalisiert, und als
Verteidigerinnen von Menschen- und Umweltrechten werden die Frauen oft
Opfer von Bedrohungen, Gewalt und Stigmatisierungen.


"Together we change the system"

Verschiedene Krisensituationen bedürfen unterschiedlicher
Lösungsansätze. In einem waren sich alle Referentinnen der
Österreichischen Entwicklungstagung jedoch einig: Die strukturellen
Wurzeln von sozio-ökologischer Ungleichheit müssen ausgehoben werden.
Tessa Khan machte deutlich, dass Neoliberalismus nur funktionieren
kann, wenn es unbezahlte Arbeit gibt, die die Lücken füllt. "Das
dominante ökonomische Modell diskriminiert Frauen und Mädchen nicht
nur, es basiert auf ihrer Benachteiligung."

Moema Miranda betonte, dass deshalb eine Transformation der sozialen
Beziehungen weltweit stattfinden müsse: "Machtverhältnisse zwischen
Nord und Süd, Reichen und Armen, Frauen und Männern müssen hinterfragt
werden." Arbeit sollte immer sichtbar, geschätzt, respektiert sein und
Arbeitskraft nicht ausgebeutet werden. Frauen brauchen
Entscheidungsmacht und Kontrolle, um vorherrschende Probleme
definieren und Lösungen finden zu können. Sie müssen aktiv
partizipieren können und nicht dazu gezwungen sein, gängige
Hierarchien zu reproduzieren.

Ökofeministische Ansätze und Graswurzelbewegungen haben klare Visionen
davon, wie eine gendergerechte Welt funktionieren kann. Donna Andrews
meinte in Graz: "Menschenrechte können nicht getrennt von Umweltrecht
gesehen werden, denn wir sind die Natur." Der Umgang mit der Natur als
Ware muss verändert werden.


WEBTIPP:


www.pfz.at/list111.htm


HÖRTIPP:

Die Radiosendung "Sozial-ökologische Transformationen - jetzt!" wurde
auf Radio Orange 94.0 - Globale Dialoge von den Women on Air
- ausgestrahlt. Sie kann jederzeit nachgehört werden unter: 

www.noso.at 
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frauen*solidarität Nr. 143, 1/2018, S. 24-25

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - feministisch-entwicklungspolitische

Informations- und Bildungsarbeit,

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauen*solidarität erscheint viermal im Jahr.

Preis pro Heft: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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GEWERKSCHAFT/280: Tarifrunde Deutsches Rotes Kreuz - ver.di ruft zu Warnstreiks auf (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
14. Mai 2018

Tarifrunde Deutsches Rotes Kreuz: 

ver.di ruft zu Warnstreiks auf - Kundgebung am Dienstag in Mannheim



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat heute im
bundesweiten Tarifkonflikt mit dem Deutschen Roten Kreuz (DRK)
Beschäftigte im Geltungsbereich des DRK-Reformtarifvertrags in
mehreren Bundesländern zu Warnstreiks aufgerufen. In
Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz beteiligten sich
mehrere Hundert Beschäftigte an den Warnstreiks. Die
Arbeitskampfmaßnahmen werden am Dienstag ausgeweitet; dann wird es
auch Ausstände im Saarland geben. Zu einer Kundgebung in Mannheim
erwartet ver.di am Dienstag mehrere Hundert Streikende. Die
Notversorgung ist für den Rettungsdienst und in den Krankenhäusern
durch entsprechende Vereinbarungen gesichert. Die dritte Runde der
Tarifverhandlungen findet am Mittwoch und Donnerstag in Berlin statt.

"Mit ihren Warnstreiks und Aktionen erhöhen die Beschäftigten jetzt
den Druck auf die Arbeitgeber, endlich ein verhandlungsfähiges
Angebot vorzulegen", sagte Sylvia Bühler, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand.

In der laufenden Tarifrunde fordert ver.di Entgeltsteigerungen von
7,5 Prozent, mindestens jedoch 200 Euro pro Monat. Die
Ausbildungsvergütungen sollen um 150 Euro pro Monat angehoben werden.
Die Arbeitgeber haben bisher eine Einmalzahlung in Höhe von 220 Euro
zum April 2018 angeboten; ab 1. Juli 2018 soll es eine
Entgeltsteigerung von 2,4 Prozent und ab 1. Juli 2019 weitere 2,2
Prozent geben. ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler: "Das
Angebot ist für uns nicht akzeptabel. Wir lassen nicht zu, dass die
Beschäftigten beim Deutschen Roten Kreuz von der allgemeinen
Tarifentwicklung abgehängt werden."

Die Beschäftigten haben die klare Erwartung an die Arbeitgeber, die
Arbeitsplätze attraktiv zu gestalten. Ein zeitgemäßer Tarifvertrag
soll neue Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie
für ein altersgerechtes Arbeiten und für Gesundheitsschutz schaffen.

Bundesweit arbeiten beim DRK insgesamt rund 150.000 Menschen. Für
rund 50.000 Beschäftigte gelten die zwischen ver.di und der
Bundestarifgemeinschaft DRK tariflich vereinbarten Arbeits- und
Entgeltbedingungen. Die Beschäftigten beim Deutschen Roten Kreuz sind
tätig im Rettungsdienst, im Krankenhaus, in der Altenpflege, in der
Behindertenpflege, in Kindertagesstätten, der Kinder- und
Jugendhilfe, in der Bildungsarbeit und im Blutspendedienst.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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ARBEIT/2815: Arbeitszeit, Datenschutz und psychische Belastungen sind Top-Themen bei Betriebsvereinbarungen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 14.05.2018

Arbeitszeit, Datenschutz und psychische Belastungen sind Top-Themen bei
Betriebsvereinbarungen

Auswertung: Regeln für die Arbeitswelt 4.0



Betriebsvereinbarungen zwischen Betriebsrat und Management spiegeln die
tiefgreifenden Veränderungen in deutschen Unternehmen wider. Wichtige
Themen sind Arbeitszeit, Datenschutz und Gesundheit, ergibt eine neue
Auswertung der Hans-Böckler-Stiftung.* Den stärksten Zuwachs gab es in den
letzten Jahren bei Vereinbarungen zum Schutz vor psychischen
Belastungen.

Was bedeutet Arbeiten 4.0 im betrieblichen Alltag? Und wie wird die
Digitalisierung in Unternehmen umgesetzt? In Betrieben mit Betriebsrat
haben die Beschäftigten darauf einen gesetzlich gesicherten Einfluss und
können Regeln für die Arbeitswelt von morgen mitgestalten. Aktuell
schließen Betriebsräte am häufigsten Vereinbarungen zu Arbeitszeit und
Datenschutz ab. Außerdem kommen viele Betriebsvereinbarungen hinzu, die
der Gesundheit der Beschäftigten dienen und vor psychischen Belastungen
schützen sollen. Dies zeigt eine Analyse von Helge Baumann aus dem
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) sowie Dr. Manuela
Maschke und Sandra Mierich aus dem Institut für Mitbestimmung und
Unternehmensführung (I.M.U) der Hans-Böckler-Stiftung. Die Experten haben
Daten der WSI-Betriebsrätebefragungen 2015 und 2017 und aus dem Archiv
Betriebliche Vereinbarungen ausgewertet. Die Betriebsrätebefragung ist
repräsentativ für mitbestimmte Betriebe aus allen Branchen mit mehr als 20
Beschäftigten.

Am häufigsten geht es der Analyse zufolge in Betriebsvereinbarungen um das
Thema Arbeitszeit. So haben beispielsweise rund 71 Prozent aller Betriebe
mit Arbeitnehmervertretung ein gültiges Abkommen zu Arbeitszeitkonten
(siehe auch die Infografik; Link unten). "Soll Arbeitszeit flexibler
gestaltet werden, dann sind Arbeitszeitkonten das notwendige Instrument",
heißt es in der Analyse. Hinzu kommen weitere Vereinbarungen, die sich mit
flexiblen Arbeitszeitmodellen wie etwa Gleitzeit, Vertrauensarbeitszeit
oder Wochenendarbeit befassen. Einerseits sollen diese Regelungen den
Beschäftigten ermöglichen, selbstbestimmter über ihre Arbeitszeit zu
entscheiden, gleichzeitig müssen Betriebsräte einer Entgrenzung der Arbeit
entgegentreten. Nicht zuletzt müssen betriebliche Erfordernisse oft
berücksichtigt werden - die meisten Betriebsvereinbarungen zum Thema
Arbeitszeit enthalten eine entsprechende Einschränkung.

Hohe Priorität hat für Betriebsräte der Datenschutz - in 70 Prozent der
Betriebe existieren dazu Vereinbarungen. Sie sollen zum Beispiel die
lückenlose Überwachung durch Arbeitgeber verhindern. Das bedeutet konkret,
Leistungs- und Verhaltenskontrollen zu begrenzen, die Auswertung von
Protokollen zu regulieren und die private Nutzung von Anwendungen zu
regeln.

Ein weiteres Thema, das aktuell stark an Bedeutung gewinnt: Arbeitsschutz
und Gesundheitsförderung. Mittlerweile gibt es dazu in etwa 55 Prozent der
Betriebe eine Vereinbarung - deutlich mehr als noch im Jahr 2015, damals
waren es nur 42 Prozent. "Zwischen wachsender Arbeits- und
Leistungsverdichtung und dem vermehrten Abschluss von
Betriebsvereinbarungen zu Gesundheitsschutz kann man einen Zusammenhang
vermuten", schreiben Baumann, Maschke und Mierich. "Nicht zuletzt sind
gesetzliche und tarifvertragliche Regeln zum Schutz der Gesundheit darauf
angewiesen, dass sie in den Betrieben umgesetzt werden."

Offenbar erkennen immer mehr Unternehmen, dass aufgrund zunehmender
Arbeitsverdichtung und Entgrenzung in der digitalisierten Arbeitswelt
dringender Handlungsbedarf besteht. Das zeigt sich auch daran, dass
psychische Belastungen stärker in den Fokus rücken. Inzwischen gibt es in
rund 30 Prozent der mitbestimmten Betriebe eine Vereinbarung zu
psychischen Gefährdungsbeurteilungen. Mehr als die Hälfte dieser
Vereinbarungen wurde seit 2015 abgeschlossen. Gefährdungsbeurteilungen
psychischer Belastungen seien das "Trendthema Nummer 1", heißt es in der
Analyse. "Vor allem Betriebsräte mit einem hohen Anteil von
Hochqualifizierten und einem hohen Anteil von neu gewählten Mitgliedern
holen bei diesem Thema auf."


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_pb_25_2018.pdf

- (*) Helge Baumann, Manuela Maschke, Sandra Mierich:

Betriebsvereinbarungen 2017: Verbreitung und Trendthemen,

WSI Policy Brief Nr. 25, Mai 2018.

https://www.boeckler.de/fotostrecke_boeckler_impuls-r.htm?id=113960&chunk=1

- Infografik zum Download.

https://www.boeckler.de/boecklerimpuls.htm

- Weitere aktuelle Forschungsergebnisse zum Themenbereich "Arbeit
der Zukunft" finden Sie in der neuen Schwerpunktausgabe des Böckler Impuls.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 14.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INNOVATION/096: Wissenschaftliche Studie belegt Innovationspotential der DSGVO (idw)


Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft - 14.05.2018

Wissenschaftliche Studie belegt Innovationspotential der DSGVO

Eine rechtswissenschaftliche Untersuchung zur Datenschutz-Grundverordnung
am Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft (HIIG)
zeigt, dass die neue Verordnung ein geeignetes Regelungsinstrument für
Innovationsprozesse ist und bei richtiger Umsetzung sogar
Wettbewerbsvorteile schaffen kann.



Berlin, 14. Mai 2018 - Seit Beginn der Verhandlungen zur EU
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) im Jahr 2012 wurde das neue Gesetz als
Hindernis für Unternehmen kritisiert. Im Zentrum der Kritik stand dabei
häufig das sogenannte Zweckbindungsprinzip, das Innovationsprozessen im Wege
stehe. Kurz bevor die Verordnung am 25. Mai zur Anwendung kommt zeigt nun
Dr. Maximilian von Grafenstein, Forscher am Alexander von Humboldt Institut
für Internet und Gesellschaft (HIIG), dass vor allem innovative
Unternehmen von der DSGVO profitieren können. Die Forschungsarbeit "The
Principle of Purpose Limitation in Data Protection Laws" zeigt, weshalb:
Der Regelungsansatz der DSGVO lässt Unternehmen, die personenbezogene
Daten verarbeiten, einen wesentlichen Spielraum bei der konkreten
Umsetzung. Dadurch können sie die rechtlichen Anforderungen spezifisch an
ihre Innovationsprozesse und deren Risiken anpassen und das zu einem
Wettbewerbsvorteil machen.

Die DSGVO ersetzt die bisher geltende EU Datenschutz-Richtlinie zur
Verarbeitung personenbezogener Daten und passt den Regelungsansatz an die
Herausforderungen des Internetzeitalters an. Ziel der DSGVO ist, die
Betroffenen effektiver vor den Risiken der Datenverarbeitung zu schützen.
Für einige BeobachterInnen steht das in einem Konflikt mit der
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen. Bezugnehmend auf am HIIG
durchgeführte Fallstudien mit Startups weist die wissenschaftliche Arbeit
von Maximilian von Grafenstein nach, dass das nicht der Fall sein muss.
"Die Arbeit legt damit insbesondere im Innovationsbereich von
datenbasierten Geschäftsmodellen eine wichtige Grundlage", sagt Prof. Dr.
Thomas Schildhauer, Direktor des HIIG.

Ein wesentliches Element der DSGVO ist das Zweckbindungsprinzip. Dieses
verlangt, dass Unternehmen, die personenbezogene Daten verarbeiten, vor
deren Erhebung die Zwecke der späteren Datenverarbeitung angeben. An diese
Zwecke sind sie später grundsätzlich gebunden. "Anfangs ist aber oft noch
nicht klar, wohin sich vor allem innovative Unternehmen entwickeln und
daher können sie auch die Zwecke der späteren Datenverarbeitung nur
bedingt präzise angeben", erklärt von Grafenstein und ergänzt: "Meine
Frage war deshalb, wie das Zweckbindungsprinzip eigentlich auszulegen ist
und ob es in Einklang mit Innovationsprozessen gebracht werden kann."

Das überraschende Ergebnis der Doktorarbeit ist, dass das
Zweckbindungsprinzip - entgegen der üblichen Erwartung - nicht nur
innovationsoffen ist, sondern sogar Innovationen fördern kann,
argumentiert von Grafenstein in der im Nomos-Verlag publizierten Arbeit.
Der Autor erklärt das so: "Das liegt daran, dass Unternehmen die hohe
Rechtsunsicherheit, die mit dem Zweckbindungsprinzip einhergeht, über
Ko-Regulierungsverfahren reduzieren können. Solche Verfahren sind in der
DSGVO vor allem in Form von Zertifizierungsmechanismen und
Verhaltensrichtlinien vorgesehen. So kann ein datenverarbeitendes
Unternehmen die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze gemeinsam mit der
zuständigen Datenschutzbehörde konkretisieren. Das ist vorteilhaft für das
entsprechende Unternehmen, weil das die Rechtssicherheit erhöht, was
wiederum eine fördernde Wirkung auf Innovationsprozesse haben kann." Damit
schützt das Zweckbindungsprinzip also nicht nur die von der
Datenverarbeitung Betroffenen, sondern befähigt die DatenverarbeiterInnen
zugleich, ihre konkrete Umsetzung dieses Prinzips im Rahmen ihrer
Innovationsprozesse als Wettbewerbsvorteil zu nutzen. Dieser
innovationsfördernde Mechanismus gilt nicht nur für das
Zweckbindungsprinzip, sondern für alle weiteren Anforderungen der DSGVO.
Die Doktorarbeit zeigt: Nutzen Unternehmen, Verbraucher und
Datenschutzbehörden diese Mechanismen, wird das Innovationspotenzial der
DSGVO seine volle Kraft entfalten.


Über das HIIG

Das Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft (HIIG)
erforscht die Entwicklung des Internets aus einer gesellschaftlichen
Perspektive, um die damit einhergehende Digitalisierung aller
Lebensbereiche besser zu verstehen. Als erstes Forschungsinstitut in
Deutschland mit einem Fokus auf Internet und Gesellschaft hat das HIIG ein
Verständnis erarbeitet, das die Einbettung digitaler Innovationen in
gesellschaftliche Prozesse betont. Basierend auf dieser transdisziplinären
Expertise und als Teil des Global Network of Interdisciplinary Internet &
Society Research Centers will das HIIG eine europäische Antwort auf den
digitalen Strukturwandel entwickeln.

Das HIIG wurde 2011 von der Humboldt-Universität zu Berlin (HU), der
Universität der Künste Berlin (UdK) und vom Wissenschaftszentrum Berlin
für Sozialforschung (WZB) gegründet mit dem Hans-Bredow-Institut Hamburg
als integrierter Kooperationspartner. Die ForschungsdirektorInnen des
Instituts sind Prof. Dr. Jeanette Hofmann, Prof. Dr. Dr. h.c. Ingolf
Pernice, Prof. Dr. Björn Scheuermann, Prof. Dr. Dr. Thomas Schildhauer und
Prof. Dr. Wolfgang Schulz.


Weitere Informationen unter:

https://www.hiig.de/publication/the-principle-of-purpose-limitation-in-data-protection-laws-the-risk-based-approach-principles-and-private-standards-as-elements-for-regulating-innovation/

- Open Access-Zugriff auf die Dissertation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1995

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft,

Florian Lüdtke, 14.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





INTERNATIONAL/231: Guatemala - Ex-Präsident Álvaro Colom auf Kaution frei (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala

Ex-Präsident Álvaro Colom auf Kaution frei



(Caracas, 2. Mai 2018, telesur) - Der erste Strafgerichtshof von
Guatemala hat den ehemaligen Staatschef Guatemalas, Álvaro
Colom, auf Kaution freigelassen. Das Gericht legte am Mittwoch, 2. Mai
2018, eine Kaution von einer Million Quetzales (ca. 135.000 US-Dollar)
fest, nach deren Bezahlung Colom - angeklagt wegen Korruption im
öffentlichen Transportsektor des zentralamerikanischen Landes - das
Gefängnis verlassen darf.

Die Entscheidung sieht vor, dass der Ex-Staatschef anstelle der
Haftstrafe jeweils 500.000 Quetzales (ca. 67.000 US-Dollar) für jede
Straftat bezahlt, die ihm vorgeworfen wird.

Eine solche Entscheidung wurde auch zugunsten der beiden Ex-Minister
für Wirtschaft sowie Kultur und Sport, Óscar Velásquez und
Gerónimo Lancerio, getroffen. Die Minister, verurteilt wegen Betrugs,
können gegen eine Zahlung von jeweils 100.000 Quetzales (ca. 13.500
US-Dollar) frei kommen.

Hingegen entschied der Richter, dass der ehemalige Innenminister,
Salvador Gandará, in Untersuchungshaft bleiben muss. Ebenso verbot der
Richter sowohl Colom als auch allen übrigen in diesem Fall
Angeklagten, das Land zu verlassen. Sie müssen alle acht Tage
vorsprechen und eine Unterschrift leisten.

Im Fall der Bestechung im öffentlichen Transportsektor, bekannt unter
dem Namen 'Transubano', sind weitere neun Personen angeklagt,
mehrheitlich Ex-Minister des Kabinetts von Álvaro Colom.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/ex-praesident-alvaro-colom-auf-kaution-frei/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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INTERNATIONAL/230: Brasilien - Landwirtschaftsminister der Bestechung angeklagt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Landwirtschaftsminister der Bestechung angeklagt



(Caracas, 2. Mai 2018, telesur) - Die brasilianische
Generalstaatsanwaltschaft PGR (Procuraduría General de la República)
hat am Mittwoch, 2. Mai 2018 Klage gegen den Landwirtschaftsminister
Blairo Maggi beim Obersten Gerichtshof STF (Supremo Tribunal Federal)
eingereicht. Grund ist der mutmaßliche Straftatbestand der aktiven
Korruption.

Den bereits fortgeschrittenen Untersuchungen der Staatsanwaltschaft
gemäß sei Maggi 2009 während seiner Amtszeit als Gouverneur an dem
Kauf und Verkauf von Sitzen im Rechnungshof von Mato Grosso beteiligt.
Maggi war von 2003 bis 2010 Gouverneur des im Inneren von Brasilien
liegenden Bundesstaates.

Die Staatsanwaltschaft betonte, es lägen Beweise vor, die die
Mitwirkung von Maggi bei der Bezahlung von Bestechungsgeldern
belegten, um gewissen Personen Zugang zu öffentlichen Ämtern zu
verschaffen. Als Beispiel nannte die PGR seinen damaligen
Finanzminister, Éder de Moraes [1], für den er 20 Millionen
Brasilianische Reales (5,6 Millionen US-Dollar) gezahlt haben soll.

Die brasilianische Generalstaatsanwältin Raquel Dodge beantragte,
Maggi des Amtes zu entheben. Sie verlangte außerdem die
Wiedergutmachung der entstandenen Vermögensschäden sowie eine
Entschädigung für kollektive immaterielle Schäden.

Nach Medienberichten erstreckt sich die Anklage wegen vermeintlicher
Bestechung und Geldwäsche auch auf das Mitglied des Rechnungshofes und
den Vertreter des Bundesstaates, Sergio Ricardo de Almeida.

Der Oberste Gerichtshof muss als oberstes Gericht Brasiliens nun
entscheiden, ob es der Anklage gegen den Minister nachgeht oder nicht.
Dieser kann aufgrund seiner Sonderrechte als Mitglied der Regierung
von keiner anderen gerichtlichen Instanz verurteilt werden.


Anmerkung:

[1] http://www.gazetadigital.com.br/conteudo/show/secao/10/og/1/materia/461979/t/eder-moraes-e-condenado-a-69-anos-de-prisao


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/landwirtschaftsminister-der-bestechung-angeklagt/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/224: Friedensdienst EIRENE erhält Evangelischen Friedenspreis 2018 (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 15.05.2018

Friedensdienst EIRENE erhält Evangelischen Friedenspreis 2018

Mit dem Preis für Gewaltfreiheit erinnern EKD und EAK auch an Ende
des Ersten Weltkrieges vor 100 Jahren



Der Internationale Christliche Friedensdienst EIRENE in Neuwied
erhält den in diesem Jahr erstmals als "Evangelischer Friedenspreis"
verliehenen Friedrich Siegmund-Schultze-Förderpreis der Evangelischen
Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverweigerung und Frieden (EAK).
Die mit 5.000 Euro dotierte Auszeichnung würdigt gewaltfreies Handeln
und ist in diesem Jahr Teil der Aktivitäten der Evangelischen Kirche
in Deutschland (EKD) zum Gedenken an das Ende des Ersten Weltkrieges
vor 100 Jahren. Mit ihrer Unterstützung des Friedenspreises macht die
EKD deutlich, dass die pazifistische Tradition evangelischer
Friedensethik einen bedeutenden Teil kirchlicher Identität ausmacht.
Der Evangelische Friedenspreis 2018 wird am 9. Oktober durch den
Menschenrechtsaktivisten Peter Steudtner im Berliner Bonhoeffer Haus
überreicht.

Mit EIRENE wird ein seit 1957 tätiger ökumenischer, internationaler
Friedens- und Entwicklungsdienst ausgezeichnet, dessen Freiwillige
und Fachkräfte sich gemeinsam mit Partnerorganisationen in
Lateinamerika, Afrika, den USA und Europa weltweit für eine Kultur
der Gewaltfreiheit, für soziale Gerechtigkeit und die Bewahrung der
Schöpfung engagieren. EIRENE entsendet dabei jedes Jahr Freiwillige
und Fachkräfte in viele Länder, seit der Gründung haben mehr als 3000
Personen einen Friedensdienst mit EIRENE geleistet.

Der Friedrich Siegmund-Schultze-Förderpreis, der seit 1994 in
unregelmäßigen Abständen aus Spenden finanziert verliehen wird,
zeichnet die Arbeit von Menschen und Organisationen aus, die sich für
Gewaltfreiheit einsetzen und damit zum Friedenshandeln ermutigen. Er
erinnert an das friedensethische Wirken des evangelischen Theologen
Friedrich Siegmund-Schultze, der 1914 zu den Gründern des Weltbundes
für Freundschaftsarbeit gehörte.

Am 10. Oktober wird es einen Studientag der EAK in Kooperation mit
der Evangelischen Akademie Berlin geben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 50/2018 vom 15.05.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06565: Spaße nicht mit Romanischin! (SB)


Gegen den sowjetischen Großmeister Oleg Romanischin sollte man sich
hüten, allzu dreist seinen König in der Mitte zu behalten.
Überfallartige Kombinationen sind Romanischins Visitenkarte. Auch an
Originalität, manche sagen Eigenwilligkeit, wird man seinesgleichen
kaum finden unter den Großmeistern. Als Angriffskünstler genießt er
einen untadeligen Ruf. Viele haben ihn auf diesem Felde kennengelernt
als einen durchtriebenen Fuchs, der mit unscheinbaren Zügen und
Manövern das Hühnerhaus umschleicht, um dann mit einem plötzlichen Biß
Beute zu schlagen. Sein ungarischer Großmeisterkollegen Gyula Sax ist
ebenfalls kein Kind von Traurigkeit und neuen Ideen durchaus
aufgeschlossen. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus dem Turnier in
Polanica Zdroj 1993 trafen beide aufeinander. Romanischin als Führer
der weißen Steine wählte die Katalanische Eröffnung, worauf Sax
bereits im fünften Zug eine neue Fortsetzung, aber mit zweifelhaftem
Wert aufs Brett zauberte. Der Russe ließ sich vom Budenzauber
allerdings nicht beirren, riß die Initiative mit einigen kraftvollen
Zügen an ließ und bannte den gegnerischen König im Zentrum fest. Damit
war die Partie im Grunde schon entschieden. Man werfe bloß einen Blick
auf das Stellungsdiagramm. Die schwarze Position gleicht einem
Schweizer Käse an Schwachstellen und Lücken. Doch statt eines
opferreichen Feuerwerks fand Romanischin nun eine weniger
farbenprächtige, aber ungemein effektvolle Verschärfung des Angriffs.
Mit Romanischin sollte man eben nicht spaßen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06565: Spaße nicht mit Romanischin! (SB)]



Romanischin - Sax

Polanica Zdroj 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

"Doch der den Augenblick ergreift, das ist der rechte Mann", liest man
in Goethes Faust, und siehe da, der ältere Horvath erinnerte sich an
diesen Satz, als er den Zug seines jüngeren Bruders 1...h7-h5 mit
2.Ld3xg6! Kg7xg6 - 2...Lf6xg5 3.Dh4xh5 f7xg6 4.Sd4-e6+ - 3.Lg5xf6
Sd7xf6 4.Tf4-f5 Kg6-g7 5.Dh4-g5+ Kg7-f8 6.Tf5xf6 Dd8-e8 7.Sd4-f5 De8-
e1+ 8.Kg1-h2 De1-e5+ 9.f2-f4 De5xd5 10.Tf6-h6 bestrafte.



Erstveröffentlichung am 18. Mai 2005

15. Mai 2018
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2264: Mittelgewicht - ein Geschenk des Himmels ... (SB)




WBC streicht Saul "Canelo" Alvarez aus der Rangliste

Wie WBC-Präsident Mauricio Sulaiman bestätigt hat, ist Saul "Canelo"
Alvarez aus der Rangliste des Verbands gestrichen worden, da er sich
nicht in das Dopingtestprogramm eingeschrieben hat. Das World Boxing
Council sieht die VADA-Standards vor, nach denen zu jedem beliebigen
Zeitpunkt unangekündigte Kontrollen durchgeführt werden können. Dem
steht die von anderen Verbänden geduldete Praxis gegenüber, lediglich
während der Vorbereitung auf einen Kampf in einem Zeitraum von acht
Wochen Dopingkontrollen vorzuschreiben. Dies würde es folglich einem
Boxer gestatten, in der übrigen Zeit verbotene Substanzen anzuwenden,
sofern diese rechtzeitig vor der Kontrollphase vom Körper restlos
abgebaut worden sind. Das wäre beispielsweise bei Clenbuterol der
Fall, welches im Februar in zwei Fällen bei "Canelo" nachgewiesen
wurde. Seiner Version zufolge hatte er verunreinigtes Fleisch
verzehrt, Kritiker sind hingegen der Auffassung, er habe die Substanz
nicht rechtzeitig genug vor dem Trainingslager abgesetzt, so daß noch
Restspuren nachgewiesen werden konnten, die dann bei einem späteren
Test nicht mehr auftraten.

Der Mexikaner wurde von der Sportkommission Nevadas als der
zuständigen Aufsichtsbehörde des Bundesstaats für ein Jahr gesperrt,
doch erließ man ihm sofort wegen guter Kooperation die Hälfte der
Suspendierung. Damit fiel die für Anfang Mai geplante Revanche gegen
Gennadi Golowkin ins Wasser, doch kann "Canelo" Mitte September in den
Ring zurückkehren und den zweiten seiner jährlichen Standardtermine zu
den beiden wichtigsten mexikanische Feiertagen wahrnehmen. Die
Sportkommission wurde der Form halber ihrem eigenen Anspruch in
Dopingfragen gerecht, ohne deshalb die Bedeutung dieses Boxers für Las
Vegas zu ignorieren, der dort mit seinem Auftritten das Geschäft der
Hotels und Casinos beflügelt.

Sulaiman fügte hinzu, daß "Canelo" wieder in die Rangliste aufgenommen
würde, sobald er sich zur Teilnahme am umfassenden Testprogramm
bereiterklärt hat. Das wirft die Frage auf, warum es der Mexikaner
bislang versäumt hat, entgegen seiner Ankündigung keine regelmäßigen
Tests zuzulassen. Bei der fernmündlichen Anhörung am 18. April hatte
der nicht persönlich anwesende Alvarez zugesagt, er werde sich sofort
in das Testprogramm der VADA einschrieben, doch seither ist nichts
dergleichen geschehen. Dazu zwingen kann ihn die Sportkommission
nicht, die mit der relativ milden Sperre ihre Sanktionsmöglichkeiten
ausgeschöpft hat.

WBC-Präsident Sulaiman, der den 27jährigen Saul Alvarez lange gegen
die Dopingvorwürfe verteidigt hatte, konnte letztlich kaum anders
handeln, wollte er nicht gegen die Statuten seines eigenen Verbands
verstoßen, was ihm früher oder später auf die Füße gefallen wäre.
Zugleich winkte er mit dem Zaunpfahl, indem er die umgehende Aufhebung
der Maßnahme in Aussicht stellte, sofern "Canelo" Versäumtes nachholt.
Sollte der Mexikaner jedoch dieser Aufforderung nicht nachkommen und
gegen Golowkin kämpfen, stünde der WBC-Titel im Mittelgewicht nicht
auf dem Spiel. Zwar könnte Sulaiman einlenken, sobald sich Alvarez
acht Wochen vor dem Kampf wieder Dopingkontrollen stellt, doch wäre
damit ein beträchtlicher Gesichtsverlust des WBC-Präsidenten
verbunden, dem man Vetternwirtschaft vorwerfen würde.

Gennadi Golowkin hatte sehr ungehalten auf die Dopingbefunde reagiert
und "Canelo" die Erklärung nicht abgenommen hat, er habe
verunreinigtes Fleisch zu sich genommen. Der Kasache verlangte eine
Art Garantie, daß sich der Mexikaner bis zu ihrem zweiten
Aufeinandertreffen nicht abermals verbotener Hilfsmittel bedient. Wäre
"Canelo" daran gelegen, sich unbedingt ein zweites Mal mit dem
Kasachen zu messen, läge eine Teilnahme an dem VADA-Programm nahe. Die
Funkstille seitens des Mexikaners, was regelmäßige Dopingkontrollen
betrifft, könnte man natürlich auch dahingehend auslegen, daß er im
Grunde Golowkin aus dem Weg gehen möchte und bereits dabei ist,
Vorwände dafür zu konstruieren.

Erstens muß Saul Alvarez fürchten, im zweiten Anlauf nicht mehr von
den Punktrichtern gerettet und mit einem fragwürdigen Unentschieden
beschenkt zu werden, da Golowkin nun vorgewarnt ist. Zweitens müßte
sich der Mexikaner im Falle des Sieges dem Pflichtherausforderer
Jermall Charlo stellen, der kaum weniger gefährlich als der Kasache
eingeschätzt wird. Canelo und sein Promoter Oscar de la Hoya ließen
jedenfalls nicht das geringste Interesse an Charlo erkennen, als beide
noch im Halbmittelgewicht antraten, und daran dürfte sich nach dem
Aufstieg ins Mittelgewicht nichts geändert haben. Daher ist gut
möglich, daß der Mexikaner auch aus diesem Grund überhaupt keinen Wert
auf den WBC-Titel Golowkins legt,

So gesehen hat ihm der Verband WBC sogar einen großen Gefallen damit
getan, ihn aus der Rangliste zu streichen. Dieses Szenario könnte es
"Canelo" erlauben, einen Rückzieher zu machen, ohne sich der vollen
Wucht neuerlicher Kritik auszusetzen. Da Oscar de la Hoya jüngst in
einer Kurzmitteilung auf Twitter behauptet hat, Golowkin habe Angst
vor Alvarez, könnte man sogar eine konzertierte Aktion von Promoter
und Boxer vermuten, die womöglich längst einen Ausweg ins Auge gefaßt
haben und für den 15. September einen weniger gefährlichen Gegner
suchen. [1]


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/sulaiman-confirms-canelo-removed-from-wbcs-rankings-for-failing-to-sign-up-for-drug-testing/#more-263129
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/087: Kiel - Theater und Kunst im Flandernbunker am 25. und 26. Mai 2018


Kiel - Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Am 25. und 26. Mai 2018 wird der Flandernbunker zum Gehäuse für
Theater und Kunst



Zwei interdisziplinäre Abende mit Andrea Czesienskis Bühnenstück "Amok
oder Koma sein" und Valentyn Odnoviuns Ausstellung "The Process"
thematisieren den Mauerfall von 1989 und die Gefängnisse des KGB in
der einmaligen Kulisse des Flandernbunkers.

Der Flandernbunker wird zum Grenzturm eines DDR Soldaten, gespielt von
LENNART LEMSTER (Brüder, ZDF), der sich aus Angst, seine Heimat und
Werte zu verlieren, verschanzt und versucht, der Realität der Wende zu
entrinnen. - Ein heiliger Eid, ein Schuss, der Fall. Berlin '89. Der
antifaschistische Schutzwall ist durchbrochen. Sie sind jetzt überall:
die Heuchler, Spione, Hetzer. Sollen Sie kommen; sie werden es
bereuen.

Am 25. und 26.Mai 2018 zeigt sich der in Wien arbeitende Kreativbund
KielerGruppe gemeinsam mit Not Vice Versa - Art Concepts zum ersten
Mal seiner Heimatstadt.

Der experimentelle Theaterabend läutet die Ausstellung "The Process"
des ukrainischen Fotographen VALENTYN ODNOVIUN (Gewinner des DEBUTS
Award 2018, docphotomagazine) ein, die dann bis zum 24. Juni 2018 im
Flandernbunker zu sehen sein wird.

Das Theaterstück "Amok oder Koma sein" von Andrea Czesienski von 1989
schlägt eine Brücke zwischen den Bruchstücken der deutschen
Geschichte. Geschrieben vor dem Mauerfall, mit all den Ängsten und
Befürchtungen der ostdeutschen Autorin, wurde der Monolog erst nach
Mauerfall beendet, womit die Geschichte selbst in die Geschichte der
Autorin einzugreifen wusste. Ebenso wie bei den Werken Odnoviuns
verjüngt auch das Theaterstück die Distanz zwischen Jetzt und Damals.

Ein Abend über Grenzen, die Schuld der Vergangenheit und die
Menschlichkeit der Angst.

25. Mai 2018, 19 Uhr: Vernissage "The Process". 20 Uhr: Theaterstück
"Amok oder Koma sein" in der Ausstellungsfläche.

26. Mai 2018, 20 Uhr: zweite Vorstellung "Amok oder Koma sein"

24. Juni 2018, 17 Uhr: Finissage "The Process"

Eintritt zur Theateraufführung einschließlich Ausstellung: 12,- / 10,-
Euro.

Flandernbunker

Öffnungszeiten Mo.-Fr. 11-15 Uhr, So. 11-17 Uhr

Jeden ersten Sonntag im Monat, 11.30 Uhr Führung durch den Bunker

Eintritt 4,- / erm. 3,- , Führung 2,- , erm. 1,- Euro

 * 

Quelle:

Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Kiellinie 249, 24106 Kiel-Wik

Tel.: 0431 - 260 630 9

E-Mail: info@Mahnmal-Kilian.de

Internet: www.mahnmalkilian.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/777: Wiesbaden - Pfingsten im Theater. Das Opern-Special, 19.-21.05.2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Pfingsten im Theater: Das Opern-Special

Auch über Pfingsten, vom 19. bis zum 21. Mai 2018, bieten die
Internationalen Maifestspiele ein hochkarätiges Opernprogramm an.



Am Samstag, den 19. Mai ist mit Richard Wagners »Der fliegende
Holländer« die spektakuläre Geisterschiff-Inszenierung zu erleben. Der
lettische Bassbariton Egils Silins singt die Titelpartie. Sopranistin
Erika Sunnegårdh ist Senta, Albert Pesendorfer singt Daland und Thomas
Blondelle steht als Erik auf der Bühne.

In Gaëtano Donizettis »Liebestrank« am Pfingstsonntag, den 20. Mai ist
die südafrikanische Pretty Yende, die derzeit gefragteste Adina, zu
Gast. Als Nemorino stehen alternierend Levy Sekgapane und Ioan Hotea
auf der Bühne, als Dulcamara singt Patrick Carfizzi aus New York.

In Wagners »Götterdämmerung« am Pfingstmontag, den 21. Mai ist die
große Bayreuther Brünnhilde Catherine Foster, der führende
Wagner-Tenor Lance Ryan als Siegfried sowie Albert Pesendorfer als
Hagen und Johannes Martin Kränzle als Gunther.

Am Dienstag, den 22. Mai sind in Richard Strauss' »Arabella« Maria
Bengtsson in der Titelpartie, Ryan McKinny als Mandryka, Katharina
Konradi und Thomas Blondelle als Zdenka und Matteo zu erleben.

Mit dem Opern-Paket zu den Opern-Galas über Pfingsten können bis zu 40% 
gegenüber dem Normalpreis in jeder Preiskategorie gespart werden. Im
Empfehlungspaket sind die Vorstellungen »Der fliegende Holländer«,
»Götterdämmerung« und »Arabella« enthalten.

Die Preise im Überblick:

VI V IV III II I S

»Arabella« (22.5.) 10,- 12,- 21,- 40,- 52,- 78,- 103,- Euro

»Der fliegende Holländer« (19.5.) 10,- 12,- 21,- 40,- 52,- 78,- 103,-
Euro

»Götterdämmerung« (21.5.) 10,- 12,- 26,- 50,- 78,- 103,- 140,- Euro

Paketpreis: 18,- 21,- 40,- 75,- 105,- 155,- 207,- Euro

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1185: Bielefeld - Molière "Der Menschenfeind" am 10., 12. und 30.6.2018


Molière "Der Menschenfeind"



Alceste kann nicht anders, er sagt, was er denkt. Das ist nicht ohne
Tücke, lügen doch alle anderen ständig. Sei es aus Höflichkeit, Angst,
Nachsicht, Dummheit, Unkenntnis oder Professionalität. Ein Herz, das
keine Unterschiede kennt, ist Alceste zu groß, er will der sein, der
er ist. Ein Freund für alle ist ihm kein Freund, deshalb verstößt er
Philinte. Gegen Oronte prozessiert er, weil er dessen Gedichte hasst.
Einen Verteidiger lehnt er ab, da er sich auf die Wahrheit verlassen
will. Dem Richter zu schmeicheln kommt ihm nicht in die Tüte.
Ausgerechnet dieser radikale Idealist verliebt sich in Célimène. Die
strahlende Salonlöwin, leichtfertige wie verführerische Königin des
Gossip und Mittelpunkt der Gesellschaft, lästert über jeden und
verscherzt es sich mit niemandem. Alceste sieht sich als ihr Retter
und träumt von einem zurückgezogenen gemeinsamen Leben. Er macht den
Beziehungsfehler Nummer eins: Er glaubt zu wissen, wie sie »wirklich«
ist und will ihr helfen, sich zu ändern.

Worauf kommt es eigentlich an: auf Überzeugung oder Manieren? Und
wann wird Meinung zum Vorurteil? Wann ist es besser, nicht laut zu
denken? Ist Small Talk überflüssig oder überlebensnotwendig? In Zeiten
eines beliebigen Umgangs mit Fakten scheint Molières
Gesellschaftskomödie wie aus dem Diskurshimmel herabgefallen. Ihre
schwebenden Wortduelle bringen dem verbissenen Ringen um Wahrheit in
einer verlogenen Welt Leichtigkeit und Gedankenschärfe zurück.

Ort: Stadttheater

Niederwall 27, 33602 Bielefeld

Termine:

10.06.2018 - 15:00 Uhr

12.06.2018 - 20:00 Uhr

30.06.2018 - 19:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERHALTUNG/729: Ganzjährige Kleintierhaltung im Freien - Im Frühjahr kann die Umgewöhnung beginnen (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 15. Mai 2018

Ganzjährige Kleintierhaltung im Freien:

Im Frühjahr kann die Umgewöhnung beginnen



Kaninchen und Meerschweinchen sollte man am besten im Frühjahr an die
ganzjährige Haltung im Freien gewöhnen. Darauf weist der Deutsche
Tierschutzbund hin. Mit der Eingewöhnung kann man beginnen, sobald die
Nächte keinen Bodenfrost mehr aufweisen - laut den Bauernregeln dient hier
der Gedenktag der "kalten Sophie" (15. Mai), der letzte der Eisheiligen,
als Anhaltspunkt.

"Damit es durch frisches Gras nicht zu einem abrupten Futterwechsel und
möglichen Verdauungsproblemen kommt, sollte man schrittweise vorgehen und
die Tiere im Haus zunächst an Frischfutter gewöhnen", empfiehlt Dr.
Henriette Mackensen, Leiterin des Heimtierreferats beim Deutschen
Tierschutzbund. "Gehört frisches Gras sowieso zum täglichen
Fütterungsrepertoire, kann man diesen Schritt überspringen und die Tiere
stundenweise nach draußen setzen - irgendwann dann auch über Nacht."

Wenn Kaninchen und Meerschweinchen im Frühjahr an die Außenhaltung gewöhnt
werden, können sie von da an auch das ganze Jahr über draußen leben. Bevor
der Winter kommt, haben sie genügend Zeit, sich langsam an wechselnde
Außentemperaturen zu gewöhnen. Spätere Umgewöhnungen, etwa im Sommer, sind
nicht ideal, ab September ist es dann zu spät für die Umgewöhnung an die
ständige Außenhaltung. "Nichtsdestotrotz dürfen Kaninchen und
Meerschweinchen dann aber bei wärmeren Temperaturen auch so stunden- oder
tageweise nach draußen", so Mackensen. Mütter mit Jungtieren sowie kranke
Tiere pflegt man in der Regel allerdings das ganze Jahr über besser
drinnen.

Schutz vor Sonne, Kälte und Fressfeinden

Grundsätzlich sollten die geselligen Tiere mindestens zu zweit in
ausreichend großen Gehegen - in der Außenhaltung mit wetterfesten
Schutzhütten - untergebracht sein. Das Gehege sollte ausbruchsicher sein
und ebenso Schutz vor dem Eindringen von Mardern oder Füchsen bieten. Da
sich in Kotverschmutzungen am After bzw. am Hinterteil der Tiere draußen
schnell Fliegenmaden einnisten können, sollte man dies regelmäßig
kontrollieren und bei Durchfall sofort den Tierarzt aufsuchen. Im Sommer
benötigen Kaninchen und Meerschweinchen unbedingt Schutz vor der prallen
Sonne. Das Gehege platziert man daher zum Teil im Schatten oder
Halbschatten. Im Winter sollte man die Schlafstellen mit Zeitungspapier und
viel Heu isolieren und immer trocken halten. Die Temperatur in der
Schutzhütte sollte nicht unter null Grad fallen. In sehr kalten Nächten
kann dabei ein untergelegtes Wärmekissen helfen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 15. Mai 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





ABWASSER/280: Abwasser ohne Medikamentenrückstände (idw)


Fraunhofer-Institut für Keramische Technologien und Systeme IKTS -
14.05.2018

Abwasser ohne Medikamentenrückstände - Aufbereitungsmethode
beseitigt Spurenstoffe vollständig



Medikamentenrückstände in Abwässern stellen die kommunale
Wasseraufbereitung vor neue Herausforderungen. Mit etablierten
Verfahren können sie nur unzureichend entfernt werden. Ein am
Fraunhofer IKTS entwickeltes Aufbereitungsmodul schafft nun Abhilfe
und entfernt diese Schadstoffe vollständig.

In Deutschland werden jährlich ca. 38.000 t an Medikamenten, darunter
Hormone, Antibiotika und Virostatika, verbraucht. Deren Rückstände
finden sich verstärkt im Abwasser von Ballungsräumen. Von dort
gelangen sie auch ins Grund- und Oberflächenwasser. Sie können mit
konventioneller Klärwerks- und Wasseraufbereitungstechnik meist nur
schwer entfernt werden. Zwei sehr bedenkliche Trends werden damit in
Zusammenhang gebracht: Die zunehmende Verbreitung multiresistenter
Mikroorganismen und die Zunahme von Fruchtbarkeitsstörungen.

Mit Hilfe elektrochemischer Verfahren können Medikamentenrückstände
vollständig abgebaut werden. Diese werden dabei an der Anode einer
Elektrolysezelle elektrochemisch umgesetzt, so dass am Ende nur noch
Kohlendioxid übrig bleibt. Allerdings sind die bisher verwendeten
Anoden aus bordotiertem Diamant mit einem Quadratmeterpreis von
derzeit ca. 16.000 Euro dafür viel zu teuer. Um die Elektroden
deutlich preiswerter zu fertigen und die Abbauraten zu steigern,
verfolgt das Fraunhofer IKTS zwei Ansätze.

Kostengünstige Anodenmaterialien in Kombination mit Ultraschall


Zum einen wurden edelmetallfreie halbleitende Mischoxidphasen als
alternatives Anodenmaterial entwickelt. Als besonders effektiv haben
sich dabei Zinn-Antimonoxid-basierte Systeme erwiesen. Bei gleicher
Funktionsweise und Lebensdauer kosten sie nur ein Zehntel im Vergleich
zu bordotiertem Diamant.

Zum anderen bringen die Wissenschaftler des Fraunhofer IKTS das
Abwasser mittels Ultraschall zum Schwingen, um den Stofftransport an
der Elektrode zu intensivieren und somit noch größere Abbauraten zu
realisieren. Das wird erreicht, indem durch den Ultraschall die Dicke
der sogenannten Diffusionsschicht auf der Anode minimiert wird. Die
Schicht wirkt als eine Art Reaktionsbarriere und verlangsamt somit
deren Zerstörung.

Elektroden-Sonotroden-Modul auf Basis keramischer Materialien

Nicht nur die Verfahrenskombination ist raffiniert, sondern auch der
Aufbau des entsprechenden Elektroden-Sonotroden-Moduls. Der innovative
Ansatz besteht darin, die Ultraschallsensoren direkt auf die
keramische Elektrode zu drucken, so dass diese selbst wie eine Feder
in Schwingung versetzt wird. Damit verbessert sich der Stofftransport
zur Elektrode enorm. Möglich wird dies durch keramische Materialien
und Technologien. Das Fraunhofer IKTS verfügt über die gesamte
technologische Kette - von der Entwicklung der Funktionsmaterialien,
dem Siebdruck der Ultraschallaktoren, über geeignete
Verbindungstechniken zum Kontaktieren der Elektrode bis hin zur
Systemintegration. Zudem besteht ein umfangreiches Know-how im Bereich
der elektrochemischen Verfahrenstechnik, was die Basis für die
erfolgreiche Behandlung von belasteten Abwässern bildet. Diese
ineinandergreifenden Kompetenzen eines Forschungsinstituts sind
einmalig in Europa.

Im Labormaßstab wurde kürzlich ein überzeugender Funktionsnachweis des
neuen Elektroden-Sonotroden-Moduls erbracht und daraufhin ein Patent
angemeldet. »Angesichts der positiven Ergebnisse sehen wir nun ein
Upscaling als realistisches Ziel. Dafür wird ein elektrochemischer
Reaktor entwickelt und im technischen Maßstab erprobt«, sagt
Diplomchemiker Hans-Jürgen Friedrich, Gruppenleiter »Technische
Elektrolyse« am Fraunhofer IKTS in Dresden. Das Elektroden-Sonotroden-Modul 
soll künftig auch in anderen Sektoren eingesetzt werden, wie zur
Zerstörung von Nitroaromaten, Weichmachern, Herbizidrückständen oder
anderen toxischen Stoffen in gewerblichen Abwässern. »Anwendungen im
Bereich der chemischen Synthese und in der Sensortechnik stehen ebenso
im Fokus«, ergänzt Projektleiter Hans-Jürgen Friedrich.

Auf der diesjährigen IFAT präsentiert das Fraunhofer IKTS in Halle A3
am Stand 132 sein gesamtes Portfolio an effizienten und
umweltfreundlichen Wasseraufbereitungstechnologien.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ikts.fraunhofer.de/de/press_media/press_releases/waste_water_without_pharmaceuticals.html


https://www.ikts.fraunhofer.de/de/communication/trade_fairs/ifat_18.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news695591

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution374

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Keramische Technologien und Systeme IKTS,

Dipl.-Chem. Katrin Schwarz, 14.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/331: Zwischenergebnis - Vogelsterben hat Gärten wohl noch nicht erreicht (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 15. Mai 2018

Erfreuliches Zwischenergebnis? Vogelsterben hat Gärten wohl noch
nicht erreicht

Gemischte erste Zwischenbilanz der Stunde der Gartenvögel -
Teilnehmerzahlen bei Mitmachaktion weiter ansteigend



Hilpoltstein, 13.05.18 - Ist es bereits positiv, wenn die Vögel vor
unserer Haustür nicht noch weniger werden? Nach Eingang von knapp
einem Viertel der Meldungen der Mitmachaktion "Stunde der Gartenvögel"
ergeben erste Hochrechnungen des LBV, dass die Anzahl der beobachteten
Vögel pro Garten gegenüber dem Vorjahr zumindest nicht weiter
abgenommen hat. "Nachdem das allgemeine Vogelsterben in den
vergangenen Monaten viel Beachtung in der Öffentlichkeit gefunden hat,
haben Bayerns Naturfreunde nach dem aktuellen Zwischenergebnis nun
zumindest nicht weniger Vögel beobachtet als zuletzt", so Martina
Gehret, Citizen-Science-Beauftragte des LBV. Insgesamt gilt dies
jedoch nicht als Entwarnung, da im Vergleich zu 2017 bisher lediglich
erneut das niedrige Vorjahresniveau erreicht wurde. "Immerhin etwas
positiv scheint diese erste Zwischenbilanz für den Grünfink (8.)
auszufallen, der nach Jahren des Rückgangs heuer erstmals auf gleichem
Bestandsniveau zu bleiben scheint", sagt Gehret. Teilnehmer können dem
LBV ihre Beobachtungen vom Wochenende noch bis zum 21. Mai per Post,
Fax oder online mitteilen unter www.stunde-der-gartenvoegel.lbv.de

Ebenfalls nach Jahren der Bestandsabnahme scheint auch der
Haussperling (1.) zumindest gleich zu bleiben. "Trotzdem erobert sich
der Spatz keine bereits aufgegebenen Gebiete zurück und tritt nach wie
vor nur in lediglich zwei Drittel der Gärten auf", erklärt Martina
Gehret. In diesem Zusammenhang betont sie die Wichtigkeit von
naturnaher Gartengestaltung. "In solchen Gärten können viele unsere
häufigen Vogelarten des Siedlungsraums immerhin noch Nahrung und
Nistmöglichkeiten finden, die Bedeutung naturnaher Gärten kann man
deshalb gar nicht hoch genug bewerten", erklärt die LBV-Expertin.

Beim Zwischenfazit des bisherigen Gesamtergebnisses setzt der
Feldsperling seinen Siegeszug der letzten Jahre fort. Als derzeitiger
Dritter überholt er erstmals in der 14-jährigen Geschichte der
Mitmachaktion den Star (4.). Sollte sich der Trend des Vogels des
Jahres 2018 verfestigen, dann nimmt der Star gegenüber dem Vorjahr
leicht ab. "Mögliche Gründe dafür sind aktuell noch nicht zu
erkennen", so Gehret. Die Top 5 runden die Amsel als Zweiter und die
Kohlmeise auf Rang 5 ab. Das erste Zwischenergebnis ist allerdings
noch mit Vorsicht zu interpretieren. "Die Stunde der Gartenvögel ist
ja kein Wettrennen zwischen Vogelarten. Interessant sind die
Entwicklung der einzelnen Vogelarten über einen längeren Zeitraum und
ihre Gesamtentwicklung", weiß die LBV-Expertin.

Auf den ersten Blick erfreulich sind in Bayern die leichten Zunahmen
bei Rauchschwalbe (16.) und Mauersegler (12.), und immerhin zeigt sich
auch die Mehlschwalbe (9.) gleichbleibend. "Alle Arten hatten in den
letzten Jahren immer weiter abgenommen, was sich heuer im restlichen
Bundesgebiet fortsetzt", weiß Martina Gehret.

Das Interesse der Bayern an der Natur vor ihrer Haustür scheint weiter
ungebrochen. Den ersten LBV-Hochrechnungen zufolge nimmt die Teilnahme
an der Aktion weiter zu.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.05.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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AKTION/330: Fast nur Verlierer unter den Gartenvögeln (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 15. Mai
2018

NABU: Fast nur Verlierer unter den Gartenvögeln

Miller: Zwischenergebnis zeigt die niedrigste Vogelzahl pro Garten
seit Beginn der Aktion Stunde der Gartenvögel



Berlin - Der NABU und sein bayerischer Partner LBV freuen sich über
eine rege Beteiligung bei der 14. Stunde der Gartenvögel, die von
Vatertag bis Muttertag stattfand. Bis zum Montagabend hatten bereits
über 37.000 Vogelfreunde aus mehr als 25.000 Gärten und Parks fast
840.000 Vögel gemeldet. Bis zum 21. Mai können die Vogelzählungen per
Internet oder per Post an den NABU übermittelt werden.




[image: Infografik 'TOP 10 der Gartenvögel': So viele Vögel flatterten 2017 durch einen durchschnittlichen Garten in Deutschland: 1) Haussperling: 5,1 2) Amsel: 3,42 3) Kohlmeise: 2,89 4) Feldsperling: 2,75 5) Blaumeise: 2,28 6) Star: 2,22 7) Elster: 1,63 8) Ringeltaube: 1,34 9) Grünfink: 1,26 10) Mehlschwalbe: 1,15 - Sonstige: 8,77 - Grafik: © NABU/Stunde der Gartenvögel 2017]
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Weniger erfreulich sind allerdings die bisherigen Ergebnisse. "Pro
Garten wurden im Schnitt nur 33,3 Vögel gemeldet. Das ist die
niedrigste Vogelzahl seit Beginn der Aktion und ein Minus von über
fünf Prozent gegenüber dem Vorjahr und dem langjährigen Mittel", so
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. Besonders bei unseren
häufigsten Gartenvögeln deuten sich reihenweise Negativ-Rekorde an.
"Unter den Top 15 unserer Gartenvögel weisen sieben Arten die bisher
geringsten Zahlen auf, darunter Amsel, Kohlmeise, Blaumeise, Elster,
Grünfink, Buchfink und Hausrotschwanz", sagt Miller. "Bei vier
weiteren Arten gab es nur einmal zuvor noch weniger Vögel. So hat auch
der Vogel des Jahres 2018, der Star, nach zwischenzeitlich leichter
Bestandserholung wieder fast den Negativrekord des Jahres 2010
erreicht. Lediglich Haussperling, Feldsperling, Ringeltaube und
Rabenkrähe wurden in üblichen Mengen gesichtet."




[image: Vier Amseljunge im Nest - Foto: © NABU/Sabine Teufl]

Amseljunge

Foto: © NABU/Sabine Teufl



Auf der Suche nach Lichtblicken muss man in der Rangliste der
häufigsten Gartenvögel weit nach unten blicken: So setzen die beiden
samenfressenden Finkenarten Stieglitz und Kernbeißer ihre
Bestandszunahmen fort. "Auffällig ist, dass dagegen fast alle
Vogelarten, die ihre Jungen mit Insekten füttern, besonders niedrige
Zahlen aufweisen", so Miller. "Auch bei den langjährigen
Sorgenkindern, den Luftinsektenjägern Mehlschwalbe und Mauersegler,
haben sich die erfreulich guten Zahlen des Vorjahres buchstäblich als
Eintagsfliege erwiesen: Ihre Zahlen sind wieder so schlecht wie in den
Jahren davor und entsprechen nur noch 60 Prozent der Ausgangsbestände
im Jahr 2006. Die Ursache dafür liegt offenbar im massiven
Insektenschwund."

Die besorgniserregenden Zwischenergebnisse zeigen, dass mehr zum
Schutz der Vögel getan werden muss. "Jeder kann damit beginnen, seinen
Garten als Mini-Naturschutzgebiet zu gestalten", schlägt Miller vor.
"Zudem muss das anhaltende Insektensterben umgehend gestoppt werden."

Alle Informationen zur Aktion unter

www.stundedergartenvoegel.de

Im Juni findet erstmals die NABU-Mitmach-Aktion Insektensommer statt,
bei der Insekten gezählt werden. Mehr Information unter 

www.insektensommer.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 055/18, 15.05.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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ÖKOSYSTEME/112: Wohin führen Störungen im System? (UFZ)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Pressemitteilung, 14. Mai 2018

Ökosystemforschung: Wohin führen Störungen im System?

Modell-Ökosysteme helfen, grundlegende Mechanismen aufzuzeigen



Wie sich Störungen wie Überschwemmungen oder zunehmende Trockenheit
auf ein Ökosystem auswirken, lässt sich bislang nur schwer
vorhersagen. UFZ-Forscherinnen und -Forscher zeigen, wie komplex
bereits einfache mikrobielle Modell-Ökosysteme auf Störungen
reagieren, und decken grundlegende Mechanismen auf, die womöglich auch
in natürlichen Ökosystemen eine Rolle spielen. Die Studie ist kürzlich
im Fachjournal Scientific Reports erschienen.




[image: Foto: © UFZ / André Künzelmann]

Einfache Modell-Ökosysteme aus Nährmedium (Nährstoffe), verschiedenen
Bakterienarten (Beute) und einer Wimpertierchen-Art (Räuber) sollen
helfen, die komplexen Wirkungen von Störungen auf Ökosysteme besser zu
verstehen.

Foto: © UFZ / André Künzelmann



Ein Störfaktor kommt selten allein - meist wirken gleich mehrere
zusammen, wie beispielsweise Klimaextreme, Umweltbelastungen oder das
Auftreten von Schädlingen, und führen in Ökosystemen zu komplexen
Veränderungen. In wissenschaftlichen Studien wird allerdings häufig
nur eine Störung allein betrachtet und geschaut, welche Wirkung sie
auf Pflanzen oder Tiere oder Bakterien hat. "Ein weiteres Problem
dabei ist das 'oder'. Wird beispielsweise nur nach Pflanzen geschaut,
werden sowohl direkte als auch indirekte Auswirkungen innerhalb des
Nahrungsnetzes nicht berücksichtigt - die aber durchaus gravierend
sein können", sagt Dr. Antonis Chatzinotas, Umweltmikrobiologe am UFZ
und Leiter der Studie.

Um die komplexen Wirkungen, die Störungen auf Ökosysteme haben, besser
zu verstehen, haben die Forscher ein einfaches Ökosystem in Form eines
mikrobiellen Nahrungsnetzes entworfen. Der Vorteil: Mikroben wachsen
schnell, haben kurze Generationszeiten, sind gut kontrollierbar, und
Störungen können experimentell einfach simuliert werden. Das
Modell-Ökosystem der UFZ-Mikrobiologen bestand aus Nährmedium
(Nährstoffe), vier verschiedenen Bakterienarten (Beute) und einer
Wimpertierchen-Art (Räuber), die sich von Bakterien ernährt. In
verschiedenen Versuchsanordnungen wurden die Mini-Ökosysteme jeweils
verschiedenen Störungsereignissen ausgesetzt. Eine Störung wurde durch
unterschiedliche Verdünnungen erzeugt, was zu einer Abnahme der
Individuenzahl führte. "Die Verdünnungen simulierten unterschiedlich
starke Störungsereignisse, die entweder plötzlich und stark oder
konstant mit geringer Intensität auftraten", erklärt Canan Karakoç,
UFZ-Doktorandin und Erstautorin der Studie. Eine weitere Art der
Störung war Nahrungsknappheit. Dabei wurde in einer Versuchsanordnung
die Nährstoffzufuhr für die Bakterien abrupt gekappt, in einer anderen
nach und nach reduziert. Das Forscher-Team untersuchte dann, welche
Auswirkungen die Art der Störung auf die Bakterienanzahl hatte und ob
und wie sich die Bakteriengemeinschaften veränderten. Dabei nahmen sie
auch den Einfluss der An- bzw. Abwesenheit von Räubern unter die Lupe.

In Versuchsanordnungen ohne Räuber wurden die Bakterien durch die
Störungen nur wenig beeinflusst, und das System erholte sich kurze
Zeit nach den Störungsereignissen wieder. Die Modell-Ökosysteme mit
Wimpertierchen reagierten dagegen sehr empfindlich auf die Störungen.
"Diese führten zunächst zu einer starken Verringerung der Zahl der
Wimpertierchen. Davon profitierten später die Bakterien, denn weniger
Räuber bedeuten weniger Fraßdruck. So konnte die Bakterienzahl nach
überstandener Störung schnell wieder ansteigen - sogar über das
ursprüngliche Maß hinaus", erklärt Karakoç. Und auch das Verhältnis
innerhalb der Bakteriengemeinschaft änderte sich. Zum einen konnten
sich vor allem solche Bakterienarten gut vermehren, die mit den
wenigen noch vorhandenen Nährstoffen auskamen, zum anderen auch
solche, die normalerweise auf dem Speiseplan des Räubers stehen. "Auf
natürliche Ökosysteme übertragen, könnte so eine Entwicklung bedeuten,
dass sich beispielsweise Schädlinge nach Störungsereignissen
schlagartig vermehren, wenn sie nicht durch Räuber in Schach gehalten
werden", sagt Chatzinotas. "Solche trophischen Interaktionen sind für
das Funktionieren eines Ökosystems enorm wichtig und sollten daher in
Studien künftig vermehrt berücksichtigt werden."

Doch nicht nur das Zusammenspiel innerhalb des Nahrungsnetzes spielt
eine wichtige Rolle - auch die Zeit. Um herauszufinden, welche
Auswirkungen kurz- und welche langfristiger Natur sind, haben sich die
Forscher die verschiedenen Versuchsanordnungen jeweils in den
Zeiträumen vor, während und nach den Störungsereignissen angeschaut.
Dabei zeigte sich, dass sich die Individuenzahl der Bakterien bereits
kurz nach den Störungen wieder stabilisierte, wohingegen eine
Veränderung der Bakteriengemeinschaft meist langfristig ausgelegt war.
"Stabilität und Erholung nach Störungsereignissen sind weitere
wichtige Themen", sagt Karakoç. "Die Beobachtung im Rahmen von
Zeitreihen ist dafür unabdinglich." In Felduntersuchungen sind
Zeitreihen nur unter hohem Aufwand realisierbar. Mikrobielle Systeme
haben den Vorteil, ökologische Fragestellungen im kleinen Maßstab
relativ zügig beantworten zu können. "Die Ergebnisse aus unserer
Studie sind natürlich nicht eins zu eins auf reale Ökosysteme
übertragbar", sagt Chatzinotas. "Dennoch zeigen sie, wie komplex schon
einfachste Ökosysteme auf Störungen reagieren, und helfen bei der
Aufdeckung grundlegender Mechanismen - die vor dem Hintergrund des
Globalen Wandels in der Ökosystemforschung künftig vermehrt
berücksichtigt werden sollten." In zukünftigen Untersuchungen werden
die UFZ-Wissenschaftler die Ökosystem-Modelle schrittweise komplexer
gestalten sowie hinsichtlich mikrobieller Dienstleistungen, wie etwa
Schadstoffabbau, erweitern.

Publikation:


Canan Karakoç, Viktoriia Radchuk, Hauke Harms & Antonis

Chatzinotas: Scientific Reports (2018) 8: 2968 


http://dx.doi.org/10.1038/s41598-018-21219-x 


https://www.nature.com/articles/s41598-018-21219-x

 * 
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MESSE/139: Innovative Ideen für eine saubere Umwelt - Uni Jena auf der IFAT München (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 14.05.2018

Innovative Ideen für eine saubere Umwelt

Die Universität Jena ist erstmals auf der IFAT München mit zwei
Exponaten vertreten



Die Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU) präsentiert ab Montag
erstmals zwei Exponate auf der IFAT, der Weltleitmesse für Wasser-,
Abwasser-, Abfall- und Rohstoffwirtschaft. Die FSU-Exponate sind zu
sehen auf dem Gemeinschaftsstand "Forschung für die Zukunft" in Halle
6. Die IFAT findet dieses Jahr vom 14. bis 18. Mai in München statt.

Martin Sperfeld vom Institut für Mikrobiologie stellt ein neues
Verfahren der mikrobiellen Umweltdiagnostik vor. Ziel ist es,
verunreinigte Böden oder Gewässer mit Hilfe von Mikroorganismen zu
reinigen.

Um den Einsatz der Mikroorganismen und damit die biologische
Umweltsanierung planbar zu machen, wird am Lehrstuhl für Angewandte
und Ökologische Mikrobiologie ein innovativer Ansatz verfolgt: "Wir
entschlüsseln die Geninformationen der Mikroorganismen mit Hilfe
modernster Genanalyseverfahren und können so beurteilen, wie
leistungsfähig die vorhandenen Organismen sind", sagt Martin Sperfeld.

Entweder werden Proben wie Bohrkerne, Sediment- oder Wasserproben vor
Ort entnommen und im Labor analysiert oder die Wissenschaftler
überprüfen die Standorte direkt. Gerade wenn es schnell gehen soll,
könne dazu ein mobiles Labor eingesetzt werden - nicht viel größer als
ein Koffer. Die Analysen haben ihren Ursprung in der klinischen
Diagnostik.

Für die Sanierung kontaminierter Standorte wie einer ehemaligen
Tankstelle, einer ehemaligen Chemiefabrik oder eines Gaswerkes ist es
zunächst wichtig, die vorhandenen Mikroorganismen zu analysieren. Mit
den Ergebnissen lassen sich dann Fragen klären, etwa wie lange eine
natürliche Sanierung dauert, ob weitere Mikroben zugesetzt werden
sollten oder wie sich der Abbau stimulieren lässt. Die biologischen
Helfer können die meisten menschengemachten Schadstoffe abbauen, sagt
Martin Sperfeld. Darunter zählen Mineralölkohlenwasserstoffe,
aromatische Kohlenwasserstoffe, Phenole, Nitrat und Nitrit.

Das zweite Exponat der Universität Jena kommt aus dem Institut für
Technische Chemie und Umweltchemie. Einen Versuchsaufbau zur Reinigung
von Wasser mittels Kavitation stellen Dr. Patrick Bräutigam und
Mitarbeiter der Arbeitsgruppe Wassertechnologie - Kavitation -
Nachwachsende Rohstoffe vor. Die interdisziplinäre Arbeitsgruppe
arbeitet unter anderem an Verfahren, um beispielsweise
Arzneimittelrückstände und andere sogenannte Spurenstoffe aus Abwasser
zu entfernen. "Diese Stoffe können derzeit in herkömmlichen
Kläranlagen nicht entfernt werden und gelangen so wieder in den
Wasserkreislauf", sagt Dr. Bräutigam.

Das neue innovative Verfahren macht sich Kavitationsphänomene zunutze.
So werden die Effekte bezeichnet, die gas- oder dampfgefüllte Blasen
im Wasser erst erzeugen und dann zum Kollaps zwingen. Beim Kollaps
entstehen hohe Temperaturen und Drücke (ca. 5000 K, 1000 bar), mit
denen Abbauprozesse initiiert und beschleunigt werden können. Das für
den Abbau der Schadstoffe notwendige Oxidationsmittel wird bei diesem
Verfahren aus dem Wasser selbst an Ort und Stelle hergestellt.

Aktuell sind zur Erzeugung der Kavitation akustische (Ultraschall) und
hydrodynamische (Strömungskavitation) Systeme das Mittel der Wahl.
Bevor die Systeme eingesetzt werden können, bedarf es weiterer
Entwicklungsschritte, sagt Dr. Bräutigam.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news695580

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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Quelle:
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AGRARINDUSTRIE/148: Unkräuter trotzen Unkrautvernichtungsmitteln immer wirkungsvoller (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1126 vom 04. April 2018, 37. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Unkräuter
trotzen Unkrautvernichtungsmitteln immer wirkungsvoller



Eine "alarmierende" Entwicklung erkennt die Deutsche
Landwirtschaftsgesellschaft (DLG) bei der Zunahme von Resistenzen von
Ackerunkräutern gegenüber den üblichen Unkrautvernichtungsmitteln
(Herbizide). Viele Herbizide zeigen einen immer geringer werdenden
Behandlungserfolg. Das Fatale an der Entwicklung aus der Sicht der
konventionellen Landwirtschaft: Neue Herbizide, die die
Resistenzausbildungen bei den Ackerunkräutern überwinden könnten, sind
nicht in Sicht:

"Denn eines ist jetzt schon offensichtlich: es gibt nicht unendlich
viele Wirkmechanismen, die als Ersatz genutzt werden können. In
manchen Bereichen ist das Ende der Fahnenstange bereits erreicht",

 schreibt die DLG in ihrem neuen Merkblatt 432
"Resistenzmanagement im Ackerbau: Herbizidresistenz". Denn "die
Entwicklung der herbiziden Wirkmechanismen zeigt seit rund 30 Jahren
keine neuen Zielorte", an denen die Herbizide vernichtend in den
Stoffwechsel der Unkräuter eingreifen könnten.

"So beinhalten alle in den letzten Jahren eingeführten Produkte
bekannte Wirkmechanismen oder bereits auf dem Markt verfügbare
Wirkstoffe. Der nötige Wechsel von Wirkstoffen ist damit nicht
gegeben."

Alles, was die Chemieindustrie noch in ihrem Werkzeugkasten hat, ist
nach Einschätzung der DLG "wahrscheinlich nur (ein) kurzfristiger
Lösungsansatz, der wieder zur Selektion multiresistenter Unkräuter
führen wird". Denn "alarmierend" sei "vor allem die steigende Anzahl
an Populationen mit multipler Resistenz bei der mehrere
Wirkmechanismen gleichzeitig betroffen sind und nicht mehr ausreichend
wirken". Und wenn - wie bei vielen superresistent gewordenen
Unkräutern - nur noch ein Wirkstoff übrig bleibt, mit dem man diesen
Unkräutern erfolgreich den Garaus machen kann, werde dies "zu einem
unweigerlichen Verschleiß" auch noch des letzten verbliebenen
Wirkstoffs führen.

Herbizidresistente Unkräuter kommen langsam, aber mächtig

In dem Merkblatt werden auch die unterschiedlichen Mechanismen
erläutert, wie es den Unkräutern gelingt, Resistenzen aufzubauen, die
sie gegen die Vernichtungsmittel immun machen. Bei der Ausbildung von
Resistenzen gehen die Unkräuter so geschickt vor, dass viele Landwirte
zunächst gar nicht mitbekommen, welches Unheil sich auf ihren Äckern
breit macht:

"Leider werden Herbizidresistenzen oft erst erkannt, wenn sich die
resistenten Populationen bereits auf den betroffenen Flächen etabliert
haben. (...) Die Entwicklung von Resistenzen verläuft dabei nicht
linear, sondern eher logarithmisch. Die Zahl resistenter Pflanzen im
Bestand nehmen in den ersten Jahren nur gering, dann aber in sehr
großen Sprüngen zu. So werden entstehende Resistenzen oft erst spät
erkannt, wenn die entsprechenden resistenten Unkräuter schon die
Fläche dominieren. Dies war auf vielen Flächen in Norddeutschland der
Fall, wo sich der Acker-Fuchsschwanz heute oft nicht mehr bekämpfen
lässt. Doch auch in den übrigen Regionen Deutschlands verschiebt sich
auf vielen Flächen das Resistenzniveau der Unkrautpopulationen stetig,
auch wenn dies bisher noch nicht überall sichtbar ist."

Das DLG-Merkblatt kommt deshalb zu folgendem Fazit:

"Sowohl die Dynamik dieser Entwicklung, als auch das Auftreten von
hoch widerstandsfähigen, multiresistenten Populationen wird in der
Anbaupraxis leider noch zu oft unterschätzt. Gleichzeitig ist es sehr
problematisch bis aussichtslos erst zu reagieren, wenn die
Bekämpfungsleistung der verfügbaren Herbizide bereits erheblich
beeinträchtigt ist."

Landwirte im Gegensatz zu Unkräutern zu wenig einfallsreich

An der Entwicklung der Herbizidresistenzen seien die die Landwirte
selbst schuld, ist zwischen den Zeilen des DLG-Merkblattes
herauszulesen: Dass Ackerunkräuter immer widerstandsfähiger gegenüber
den Herbiziden werden, liege am "Trend zu engen, getreidereichen
Fruchtfolgen, einem geringen Anbau von Sommerungen und frühen
Aussaatterminen bei Wintergetreide", 
 so die Einschätzung der
DLG - und weiter:

"In Deutschland sind die Fruchtfolgen auf Grund von ökonomischen
Rahmenbedingungen in den letzten Jahren immer weiter vereinfacht
worden. Die Begrenzung auf wenige, möglichst gewinnbringende Kulturen
und die damit verbundene häufige und abwechslungslose Anwendung von
Herbiziden mit gleichen Wirkmechanismen haben die Entwicklung
herbizidresistenter Unkräuter stark begünstigt."

In dem Merkblatt wird deshalb ausführlich erläutert, wie die Landwirte
mit einer intelligenteren Ackerbaustrategie die Ausbreitung von
Resistenzen zumindest verlangsamen können:

"Bei der Planung eines Resistenzmanagements steht die Fruchtfolge an
erster Stelle. Für die konkrete Fruchtfolgegestaltung ist es wichtig,
einen ausgewogenen Wechsel zwischen Winter-und Sommerkulturen zu
gewährleisten. Sofern Ungrasarten durch bestimmte Kulturen stark
gefördert werden (z. B. Acker-Fuchsschwanz und Gemeiner Windhalm in
Wintergetreide; Hirse-Arten in Mais), muss der Anteil dieser Kulturen
in der Fruchtfolge begrenzt werden. Fruchtfolgen mit einem
regelmäßigen Wechsel von Winter- und Sommerkulturen, sowie einem
Wechsel zwischen Blatt- und Halmfrüchten sind die günstigste
Voraussetzung für eine Unkrautflora, die nicht von wenigen, schwer
bekämpfbaren Arten dominiert wird."

Wer genauer wissen will, wie man noch retten kann, was zu retten ist,
kann das DLG-Merkblatt unter 

http://www.dlg.org/dlg-merkblatt_432.html kostenlos herunterladen.

Unwirksam gegen Unkräuter - aber wirksam im Wasser

Wenn die Unkrautvernichtungsmittel eh immer weniger Schlagkraft gegen
die Unkrautflora zeigen, stellt sich die Frage, warum man diese
Wirkstoffe in Bächen und Flüssen, im Grundwasser und manchmal sogar im
Rohwasser der Wasserwerke in Kauf nehmen muss. Tauchen die herbiziden
Wirkstoffe in den Entnahmebrunnen der Wasserwerke auf, sind sie
bekanntlich nur noch mit großem Aufwand über Aktivkohle und/oder
Ozonierung zu eliminieren. Was auf dem Acker nicht mehr wirkt, wirkt
zumindest kostentreibend im Wasserwerk. Die Vorschläge der Neue
Herbizid-Wirkstoffe? Fehlanzeige! Warum es immer schwieriger wird,
neue Wirkmechanismen zu finden, die keine negativen Auswirkungen auf
die entsprechenden Kulturpflanzen zeigen und über eine ausreichende
Umweltverträglichkeit verfügen, ist nach Auffassung der DLG
folgendermaßen zu erklären:

"Aufgrund der hohen anfallenden Kosten für Forschung und Zulassung
lohnt sich die Entwicklung neuer Wirkmechanismen daher nur, wenn diese
weltweit in den bedeutenden Kulturen eingesetzt werden können. Der
globale Markt wird aber derzeit von gentechnisch-veränderten,
Herbizid-toleranten Kulturen dominiert. Damit ist die Entwicklung
neuer, selektiver Wirkmechanismen für den vergleichsweise "kleinen"
europäischen Markt oft wenig attraktiv und wird durch steigende
Anforderungen an die Registrierung verschärft. Daher ist in den
letzten 30 Jahren kein neuer herbizider Wirkmechanismus mehr in den
Markt eingeführt worden."

DLG zur Reduktion der Resistenzausbreitung - also insbesondere die
Rückkehr zu deutlich breiteren Fruchtfolgen - sind Maßnahmen, wie sie
im Ökoanbau längst übliche Praxis sind. Enge Fruchtfolgen waren bis
jetzt für die konventionellen Ackerbauern gleichermaßen arbeitssparend
und gewinnbringend. Angesichts der Forderung nach wieder breiter
werdenden Fruchtfolgen kommt aus Bauernmund sofort die Frage: Wer
entschädigt uns für den Mehraufwand? Der Kunde sei nicht bereit, für
abwechslungsreichere Fruchtfolgen zu zahlen. Das ist bei einem
Marktanteil für Ökoprodukte von unter 10 Prozent zwar leider richtig.
Aber angesichts der rasanten Ausbreitung von herbizidresistenten
Unkräutern, wird den Ackerbauern gar nichts anderes übrigbleiben, als
ihre viel zu engen Fruchtfolgen wieder auszuweiten. In der von der
GroKo versprochenen Ackerbaustrategie muss das zu einem wesentlichen
Inhalt gemacht werden! -ng-
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STELLUNGNAHME/481: Nord Stream 2 beginnt mit Zerstörung der Ostseeschutzgebiete (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 15. Mai
2018

NABU-Statement zum Baubeginn von Nord Stream 2

Klagerecht der Umweltverbände wird mit Füßen getreten

Nord Stream 2 beginnt mit Zerstörung der Ostseeschutzgebiete



Berlin/Greifswald - Der Bau der umstrittenen Gaspipeline Nord Stream 2
hat trotz der im Februar vom NABU am Oberverwaltungsgericht (OVG)
Greifswald eingereichten Klage und eines zusätzlichen Antrags auf
Zwischenverfügung begonnen. Seit heute werden in der Ostsee Tatsachen
geschaffen. Die Baggerarbeiten beginnen. NABU-Bundesgeschäftsführer
Leif Miller:

"Das ist ein schwarzer Tag für den Meeres- und den Klimaschutz, aber
auch für das zivilgesellschaftliche Engagement in Deutschland. Das
Beteiligungs- und Klagerecht der Naturschutzverbände wird von Nord
Stream 2 mit Füßen getreten. Wir appellieren eindringlich an das
Gericht, einen sofortigen Baustopp zu verhängen. Es ist ein fatales
Signal, dass weder die Gerichte noch die Politik in der Lage zu sein
scheinen, eine unabhängige Prüfung dieses fragwürdigen Mammutprojektes
sicherzustellen, bevor der Umweltschaden eintritt. Wieder einmal steht
das wirtschaftliche Interesse eines Großkonzerns über dem Interesse
des Naturschutzes. Deutschland verliert seine Glaubwürdigkeit im Natur-
 und Klimaschutz."

Mehr Informationen auf:

www.stopptnordstream2.de
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EUROPA/181: EU-Kommission - Trinkwasser statt Flaschenwasser! (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1126 vom 04. April 2018, 37. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

EU-Kommission: Trinkwasser statt Flaschenwasser!



Am 1. Febr. 2018 hat die EU-Kommission einen Entwurf für eine
Neufassung der alten EG-Trinkwasserrichtlinie (98/83/EG) vorgelegt.
Die EU-Kommission geht davon aus, dass die Novelle der
Trinkwasserrichtlinie bei den BürgerInnen der EU das Vertrauen in die
Qualität des Trinkwassers merklich stärken wird. Das werde
voraussichtlich bewirken, dass die BürgerInnen deutlich weniger
Flaschenwasser konsumieren würden. Die angestrebte Reduktion des
Flaschenwasserverbrauchs würde auch dem Bestreben der EU entsprechen,
Treibhausgasemissionen und die Vermüllung der Meere zu minimieren.
Soweit die Umsetzung der novellierten Trinkwasserrichtlinie zu
"geringfügigen Mehrkosten für Privathaushalte" führen werde, würden
sich die Mehrkosten "durch das Trinken von Leitungswasser anstelle von
Flaschenwasser ausgleichen" lassen, heißt es in der Begründung zum
Entwurf der neuen Trinkwasserrichtlinie. Der Umstieg von
Flaschenwasser auf Trinkwasser lasse sich noch weiter fördern, wenn
die Wasserversorger stärker den Preisvorteil von Trinkwasser gegenüber
Flaschenwasser herausstreichen würden (siehe Erwägungsgrund 20 im
Richtlinienentwurf). Zudem sollten mehr Trinkwasserspender aufgestellt
und öffentlich zugängliche Brunnen installiert werden. In einer von
der EU-Kommission in Auftrag gegebenen Analyse über die Wirkungen und
die Effizienz der neuen Richtlinie ("Impact-Analyse") wird geschätzt,
dass die Richtlinie im Vergleich zum Jahr 2015 zu einer Reduktion des
Flaschenwasserkonsums um 17 Prozent führen wird. Dadurch müssten die
KonsumentInnen in der EU pro Jahr etwa 600 Millionen Euro weniger Geld
ausgeben, um ihren Durst zu löschen. In den Medien kam dieser Aspekt
des Richtlinienentwurfs gut an. Beispielsweise titelte die STUTTGARTER
ZEITUNG am 02.02.18 "Lob des Leitungswassers" und schrieb von einer
"Charmeoffensive für das Leitungswasser".

Water Safety Plan: Stärkung des Vorsorgeprinzips

Im Hinblick auf die Durchsetzung des Vorsorgeprinzips ist es
bemerkenswert, dass der bisherige Erwägungsgrund 8 aus der
Trinkwasserrichtlinie gestrichen werden soll. In der bisherigen
Richtlinie war im Erwägungsgrund 8 einerseits zu lesen: "Damit die
Qualitätsnormen für Trinkwasser durch die Versorgungsunternehmen
eingehalten werden können, sollte durch geeignete
Gewässerschutzmaßnahmen die Reinhaltung von Oberflächen- und
Grundwasser sichergestellt werden."

Unmittelbar danach hat es dann aber geheißen:

"Dasselbe Ziel kann durch geeignete Aufbereitungsmaßnahmen erreicht
werden, die vor der Bereitstellung des Wassers angewandt werden."

Das konnte man dahingehend interpretieren, dass vorsorgender
Gewässerschutz auch durch "geeignete Aufbereitungsmaßnahmen" ersetzbar
sei. Jetzt soll das Konzept des Water Safety Plans (s. RUNDBR. 1041/2)
zur Grundlage der Trinkwasserrichtlinie gemacht werden - und mit der
damit verbundenen Gefährdungsanalyse vom Trinkwassereinzugsgebiet bis
zum Wasserhahn wird das Vorsorgeprinzip deutlich gestärkt. In dem neu
eingefügten Erwägungsgrund 9 wird dazu erklärt:

"Die Gefahrenbewertung sollte darauf ausgerichtet sein, den für die
Gewinnung von Wasser für den menschlichen Gebrauch erforderlichen
Umfang der Aufbereitung zu verringern, indem beispielsweise die
Belastungen reduziert werden, die zur Verunreinigung von Wasserkörpern
führen, denen Wasser für den menschlichen Gebrauch entnommen wird. Zu
diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten Gefahren und mögliche
Verunreinigungsquellen im Zusammenhang mit diesen Wasserkörpern
ermitteln und die Schadstoffe überwachen, die sie beispielsweise wegen
der ermittelten Gefahren (z. B. Mikroplastik, Nitrate, Pestizide oder
(...) Arzneimittel), wegen ihres natürlichen Vorkommens im
Entnahmegebiet (z. B. Arsen) oder aufgrund von Informationen der
Versorgungsunternehmen (z. B. plötzlicher Anstieg eines Parameters im
Rohwasser) für relevant erachten. Diese Parameter sollten als Anzeiger
dienen, die Maßnahmen der zuständigen Behörden auslösen, um in
Zusammenarbeit mit Versorgungsunternehmen und Interessenträgern die
Belastung der Wasserkörper zu mindern (z. B. Präventions- und
Minderungsmaßnahmen (...), diese Wasserkörper zu schützen und gegen
die Verunreinigungsquelle vorzugehen."

WSP: Präventionsmaßnahmen im Entnahmegebiet erforderlich

Der "risikobasierte Ansatz zur Sicherheit in der
Trinkwasserversorgung" - mithin das Konzept des Water Safety Plans
(WSP) - wird sich in der Neufassung der Richtlinie in den Artikeln 7
bis 9 finden. In der Detailbegründung zum neugefassten Art. 8 heißt
es:

"Je nach Ergebnis der Gefahrenbewertung und der Überwachung können die
Mitgliedstaaten anschließend folgende Maßnahmen treffen:

Freistellung von Versorgungsunternehmen von weiterer Aufbereitung
und/oder Überwachung oder Verpflichtung von Versorgungsunternehmen,
eine weitere Aufbereitung und/oder Überwachung vorzunehmen,
Präventionsmaßnahmen zum Schutz des Entnahmegebiets, Schutzmaßnahmen
an der Verschmutzungsquelle, einschließlich Forschungsarbeiten zum
Verständnis der Auswirkungen, beispielsweise von Mikroplastik, auf
aquatische Ökosysteme und die menschliche Gesundheit, und
Herausarbeitung von Lösungen zur Minderung etwaiger Risiken."

Wichtig für Gesundheitsämter ist die in der Präambel zur neuen
Richtlinie enthaltene Aussage, dass der risikobasierte Ansatz "einen
kontinuierlichen Informationsaustausch zwischen den zuständigen
Behörden und den Versorgungsunternehmen" gewährleiste.

In Art. 9 werden sich künftig die Bestimmungen zur risikobasierten
Anpassung der Probennahmehäufigkeit (RAP) finden. Die im Jahr 2015
eingeführten RAP-Bestimmungen waren bislang in Anhang II der
Richtlinie untergebracht gewesen. Die Übernahme der RAP in die
Trinkwasserverordnung ist kürzlich erfolgt (siehe RUNDBR. 1124/3-4).

Damit wird auch über diesen Weg das Vorsorgeprinzip gestärkt. Dies
geschieht zudem, weil der Entwurf zur neuen Trinkwasserrichtlinie an
verschiedenen Stellen Bezug auf die EG-Wasserrahmenrichtlinie
(2000/60/EG) nimmt. Die Begründung zum Richtlinienentwurf hebt u.a.
auf Art. 11 der Wasserrahmenrichtlinie ab. Danach sind die
Mitgliedsstaaten der EU verpflichtet, Maßnahmenprogramme aufzustellen,
"die auch Maßnahmen zum Schutz von Trinkwasserentnahmegebieten
umfassen" (s. nächste Notiz).

Trinkwasserrichtlinie mit Wasserrahmenrichtlinie verknüpfen

Im Fokus der bisherigen EG-Trinkwasserrichtlinie aus dem Jahr 1998 war
die Wasserversorgung vom Wasserwerk bis zum Eingang der
Hausinstallation gestanden. Der vorsorgende Schutz der
Rohwasserressourcen war demgegenüber kein Ziel der
Trinkwasserrichtlinie. "Im Interesse des Verursacher- und
Vorsorgeprinzips" soll diese "Lücke" jetzt mit der Novelle der
Richtlinie geschlossen werden. Die Trinkwasserrichtlinie wird in Art.
8 künftig Bezug auf die EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) nehmen. Dort
sind u.a. Gebote zur Überwachung von "Wasserkörpern" enthalten, die
der Trinkwassergewinnung dienen. Die beabsichtigte Verknüpfung
zwischen der Trinkwasser- und der Wasserrahmenrichtlinie soll von
zuvor in diesem RUNDBR. genannten Water Safety Plan (WSP) flankiert
werden. Damit könne künftig "ein vollständiger Wassergovernance-Zyklus
gewährleistet" werden, so die Begründung zum Vorschlag der Neufassung
der Trinkwasserrichtlinie. [Die Verknüpfung mit der WRRL ist unseres
Erachtens aber kein Instrument mit großer Durchschlagskraft. In den
teilweise mehreren 1000 Quadratkilometer großen "Grundwasserkörpern",
die zur Umsetzung der WRRL ausgewiesen worden sind, verlieren sich die
meisten Trinkwasserschutzgebiete; Anm.: BBU.]

Um kleine Wasserversorger (unter 500 m3/d) nicht zu überfordern, soll
diesen mehr Zeit für die Implementierung des WSP eingeräumt werden.
"Von großen Versorgungsunternehmen wird erwartet, dass sie den
risikobasierten Ansatz innerhalb von drei Jahren anwenden; kleine
Versorger verfügen über eine Frist von sechs Jahren",
 heißt es
hierzu in der Novellenbegründung.

Mehr zu den wesentlichen Aspekten des Entwurfs für eine neue
Trinkwasserrichtlinie im RUNDBR. 1127. Und
im RUNDBR. 1129 werden dann die teils scharfen Kritiken vorgestellt,
die von mehreren Verbänden zu dem Novellenentwurf geäußert worden
sind.

Neue Trinkwasserrichtlinie: Drei-mal-drei-Jahre-Karenz soll fallen


Nach der alten EG-Trinkwasserrichtlinie war es möglich, bei
"Abweichungen vom Parameterwert" -also bei Grenzwertüberschreitungen -
Toleranz walten zu lassen (s. Art. 9). Wenn man gegenüber der
EU-Kommission eine gute Begründung auf Lager hatte, konnte man sich
bis zur Einhaltung des gerissenen Grenzwertes dreimal jeweils drei
Jahre Zeit lassen. Das wird mit der neuen Trinkwasserrichtlinie nicht
mehr möglich sein. In einem neu eingefügten Erwägungsgrund heißt es im
Novellenentwurf:

"Abweichungen wurden ursprünglich angewendet, um den Mitgliedstaaten
bis zu neun Jahre Zeit für die Behebung der Nichteinhaltung eines
Parameterwerts zu geben. Dieses Verfahren hat sich als für die
Mitgliedstaaten und die Kommission gleichermaßen aufwendig erwiesen.
In einigen Fällen hat sich dadurch auch das Ergreifen von
Abhilfemaßnahmen verzögert, da die Möglichkeit einer Abweichung als
Übergangszeitraum betrachtet wurde. Die Bestimmung über Abweichungen
sollte daher gestrichen werden. Zum Schutz der menschlichen Gesundheit
sollten bei einer Überschreitung von Parameterwerten die Bestimmungen
über Abhilfemaßnahmen unverzüglich angewendet werden, ohne dass eine
Abweichung vom Parameterwert zugelassen werden darf."

Zum Vorgehen bei Grenzwertüberschreitungen heißt es jetzt in einem neu
formulierten Erwägungsgrund 15:

"Bei Nichteinhaltung der Anforderungen dieser Richtlinie sollte der
betreffende Mitgliedstaat unverzüglich der Ursache nachgehen und dafür
sorgen, dass die erforderlichen Abhilfemaßnahmen so bald wie möglich
getroffen werden, damit die Qualität des Wassers wiederhergestellt
wird. In Fällen, in denen von der Wasserversorgung eine potenzielle
Gefährdung der menschlichen Gesundheit ausgeht, sollte die
Bereitstellung solchen Wassers untersagt oder seine Verwendung
eingeschränkt werden. Außerdem ist klarzustellen, dass die
Mitgliedstaaten eine Nichteinhaltung der Mindestanforderungen für
Werte im Zusammenhang mit mikrobiologischen und chemischen Parametern
automatisch als potenzielle Gefährdung der menschlichen Gesundheit
werten sollten. In Fällen, in denen Abhilfemaßnahmen zur
Wiederherstellung der Qualität von Wasser für den menschlichen
Gebrauch erforderlich sind, sollten (...) vorrangig solche Maßnahmen
getroffen werden, die das Problem an seinem Ursprung lösen."
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INITIATIVE/136: Protest vor der Aktionärshauptversammlung von K+S (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 15.05.2018

Schluss mit der Salzbelastung von Werra und Weser!

Protest vor der Aktionärshauptversammlung von K+S 



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) und der Dachverband
der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V. protestieren heute
anlässlich der Aktionärshauptversammlung von K+S und fordern die Umsetzung
eines umweltverträglichen Entsorgungskonzeptes und Sanierungsmaßnahmen für
die bereits eingetretenen massiven Umweltschäden. Jörg Nitsch,
stellvertretender Bundesvorsitzender des BUND: "Es ist ein Skandal und eine
Gefährdung für den Fortbestand des Unternehmens, dass bis heute kein
Konzept für die umweltverträgliche Entsorgung der festen und flüssigen
festen Abfälle aus dem Kalibergbau besteht." Christian Russau vom Vorstand
der Kritischen Aktionäre fordert K+S auf, sich "ab sofort der
Nachbergbauphase zu stellen, da die Lagerstätten im hessisch-thüringischen
Kaligebiet in etwa 40 Jahren erschöpft sein werden".

Der BUND und die kritischen Aktionäre machen K+S auch in diesem Jahr für
ganz erhebliche Schäden an der Umwelt, insbesondere für die Salzbelastungen
von Werra und Weser und des Grundwassers, verantwortlich. Sie begrüßen,
dass der Vorstand die akuten Probleme aus der Produktion künftig nicht mehr
leugnen, sondern angehen will. Die daraus resultierende Aufgabe sei aber
wegen der Versäumnisse der letzten Jahrzehnte gewaltig. Die mit dem BUND
Ende letzten Jahres verbindlich vereinbarte Einstellung der Verpressung
salzhaltiger Abwässer in den Untergrund zum 31.12.2021 war ein wichtiger
Fortschritt. Die durch die Verpressung ausgelösten Probleme werden jedoch
mit dem Ende der Verpressung nicht aufhören. In den zurückliegenden 80
Jahren wurden im hessisch-thüringischen Kalirevier fast eine Milliarde
Kubikmeter Salzwasser in den Untergrund verpresst. Dieses Abwasser
verbleibt dort nicht, sondern es steigt auf, verunreinigt das Grundwasser,
gefährdet Trinkwasserbrunnen und trägt über die Grundwasserströme als
sogenannte "diffuse Einleitungen" maßgeblich zur Versalzung der Werra bei.
Ohne ein tiefgreifendes Sanierungskonzept wird dieses Problem zu einer
Ewigkeitsbelastung, die noch Jahrhunderte in der Nachbergbauphase die
Umwelt schädigen wird.

Der Fortbestand von K+S ist nach der Ansicht des BUND und der Kritischen
Aktionäre in Deutschland unmittelbar von der Umstellung auf eine
umweltgerechte Produktion und Entsorgung abhängig. Die jahrzehntelange
umweltpolitische Ignoranz hat das Unternehmen in eine gefährliche Situation
gebracht. Betriebsstillstände bei geringer Wasserführung in der Werra haben
in den letzten Jahren deutlich gezeigt, welche Folgen die fahrlässige
Unterlassung der Entwicklung von Aufbereitungstechniken zur Reduzierung des
Salzabstoßes hat. Die Gefahr, dass K+S neuerliche drastische
Betriebsbeschränkungen durch niedrige Wasserstände in der Werra erfahren
wird, liegt weiterhin in der Luft. Die Folgen der umweltpolitischen
Rücksichtslosigkeit der letzten Jahrzehnte haben die Handlungsspielräume
sehr stark eingeschränkt und schweben heute wie ein Damoklesschwert über
dem Unternehmen.

Nur eine konsequente Kurskorrektur und Neuausrichtung bietet deshalb die
Chance, die Lagerstätten im Werra-Revier in den nächsten 40 Jahren
wirtschaftlich erfolgreich zu nutzen. Die künftige Entsorgungs- und
Sanierungsstrategie muss sich zum Ziel setzen, dass


	Werra und Weser wieder zu Süßwasserflüssen werden,

	die Abfälle aus der Kaliproduktion entweder aufbereitet und wirtschaftlich genutzt oder vollständig als Feststoffe wieder in die ausgebeuteten Bergwerke eingebaut werden und

	die vorhandenen Belastungen der Grund- und Oberflächengewässer aus der Verpressung und den bestehenden Abraumhalden durch Sanierungskonzepte reduziert werden.



Ausgehend von dieser Zielsetzung, fordern der BUND und der Dachverband der
Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre den Vorstand auf:


	Verzichten Sie auf die Oberweserpipeline! Bekennen Sie sich zur Entsorgung unvermeidbarer Produktionsabfälle in den Bergbaugebieten!

	Beenden Sie die Politik des ständigen Haldenwachstums und verpflichten Sie sich zum Versatz fester Abfälle in die ausgebeuteten Bergwerke!

	Nutzen Sie endlich alle technischen Möglichkeiten zur Eindampfung und Rohstoffgewinnung aus den salzhaltigen Abwässern!

	Stellen Sie sich ab sofort der Nachbergbauphase! Entwickeln Sie Sanierungskonzepte, damit die Gewässerbelastungen aus dem Haldenabwasser und den verpressten Abwässern nicht zu Ewigkeitslasten werden, sondern verringert werden!





Gegenanträge des Dachverbands zur Hauptversammlung von K+S:

www.kritischeaktionaere.de

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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AKTION/1407: Mönchengladbach - Offener Sonntag im TextilTechnikum am 20. Mai 2018


Offener Sonntag im TextilTechnikum am 20. Mai 2018



Im TextilTechnikum im Monforts Quartier 31 werden die Zeugnisse der
textilen Vergangenheit Mönchengladbachs wieder lebendig. Eine
einzigartige Maschinensammlung zeigt die Entwicklung der Technik vom
Handwebstuhl bis zum modernsten Luftdüsen-Webautomaten. Das
TextilTechnikum im Monforts Quartier hat am Pfingstsonntag, 20. Mai
2018 von 13 bis 17 Uhr geöffnet und lädt zur Besichtigung der
historischen Ausstellung ein. Wie an jedem dritten Sonntag im Monat
werden ausgewählte Maschinen vorgeführt.

Diesmal steht zum Beispiel der englische Unterschlägerwebstuhl mit
Schaftmaschine von der Firma Robert Hall, der Ende des 19.
Jahrhunderts gebaut wurde im Mittelpunkt der Vorführungen. Außerdem
können die BesucherInnen sehen, wie in früheren Jahrhunderten Flachs
versponnen und Leinen gewebt wurde. Dr. Christian Schumacher und
Textiltechniker Holger Hellwig zeigen, wie mechanische Webstühle die
Technik revolutionierten und die Handweberei verdrängten.

Der Eintritt kostet 5 Euro, ermäßigt 2,50 Euro. Das TextilTechnikum
ist außer an offenen Sonntagen montags bis freitags jeweils von11 bis
15 Uhr geöffnet.

Infos: www.textiltechnikum.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 15. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AKTION/1406: Leer - Lustwandeln im Park von Schloß Evenburg am 27. Mai


Lustwandeln im Park



Bei einem Spaziergang durch den englischen Landschaftspark des
Schlosses am 27. Mai um 15 Uhr erfahren die Teilnehmer jede Menge
Informationen und Geschichten zu den Bäumen des Parks. Dazu gibt es
selbstgemachte Maibowle.

Kosten 5 Euro, Kinder bis 17 Jahre frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Mai 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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AKTION/1405: Mönchengladbach - Pfingstprogramm in der Schrieversmühle am 20. und 21.5.2018


Pfingstprogramm in der Schriefersmühle 



Ausstellung

Der "Kunstkreis 17" stellt am Pfingstwochenende Aquarelle und
Acrylbilder in der Schriefersmühle aus. Die Ausstellung ist
Pfingstsonntag, 20. Mai, von 11 bis 16 Uhr, und Pfingstmontag, 21.
Mai, von 11 bis 17 Uhr geöffnet. Die Vernissage findet am Samstag, 19.
Mai, um 18 Uhr statt. Alle Kunstinteressierten sind herzlich
eingeladen.

Tag der offenen Tür am Pfingstmontag 

Am Deutschen Mühlentag, der traditionell am Pfingstmontag (21. Mai)
begangen wird, lädt der Förderverein Schriefersmühle außerdem wieder
zum TAG DER OFFENEN TÜR von 11 bis 17 Uhr. Geboten werden Führungen
durch die Mühle, Vorträge zur Geschichte der Mühle und zum Stand der
Sanierungsarbeiten. Für das leibliche Wohl sorgt Elly's Bikertreff.

Oldtimer-Treffen

Oldtimer-Freunde bekommen am Pfingstmontag schon vorher etwas zu
sehen: Die Mercedes-Benz Interessengemeinschaft Aachen startet ihre
Mühlenrundfahrt an der Schriefersmühle. Rund 20 Oldtimer sind von 9:30
Uhr bis 11:00 Uhr an der Mühle zu bewundern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1168: Leer - "Schloss Evenburg Kreativ - Öl, Essig und Pesto selbstgemacht" am 23.5.


"Schloss Evenburg Kreativ - Öl, Essig und Pesto selbstgemacht"



Am 23. Mai bietet das Schloss Evenburg von 15 bis 18 Uhr den Kursus
"Schloss Evenburg Kreativ - Öl, Essig und Pesto selbstgemacht" an. Die
Teilnehmer erwartet ein Nachmittag mit Informationen rund um das Thema
Kräuter mit leckeren Rezepten. Bei einem Spaziergang durch den
Schlosspark werden gemeinsam frische Kräuter gesammelt, die
anschließend zu leckerem Kräuteröl und -essig für Dressings oder
Marinaden sowie zu einem Pesto verarbeitet werden.

Ein neutrales Öl (Rapsöl oder kaltgepresstes Olivenöl), Essig mit
mind. 5 % Säure sowie schöne leere verschließbare Flaschen und Gläser
zum Umfüllen der fertigen Öle und Essige sind mitzubringen. Kosten 19
Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Mai 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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KURSUS/1167: Mönchengladbach - "Nana-Skulpturen selber machen" am 2. Juni 2018


VHS: Nana-Skulpturen selber machen



Die Gartensaison ruft: Wer möchte, kann ab Samstag, 2. Juni (10:30 bis
15:30 Uhr) bei der VHS Mönchengladbach individuelle Skulpturen für
Terrasse, Balkon oder Wohnräume selber machen. Die VHS bietet einen Do
it yourself-Workshop für Nanas aus Pappmaché nach der Künstlerin Niki
de Saint Phalle an.

An drei Tagen entstehen eigene farbenfrohe Skulpturen mit weiblichen
Formen aus Pappmaché in edlem Design. Die Skulpturen können in drei
verschiedenen Größen angefertigt werden. Der erste Tag gehört der
Konzeption und dem Körper: welche Größe und Haltung sollen die Nanas
haben? Es entsteht der Korpus aus Drahtgeflecht. Der zweite Tag gilt
der Fertigung und dem Anbringen des Pappmachés. Am dritten Tag wird
die Skulptur farbenfroh gestaltet. Weitere Infos und Anmeldung hier:
https://goo.gl/fwYv2o

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7200: Mönchengladbach - Radwandern durch die Bördenlandschaft am 30.5.


Radwandern am Niederrhein - Radtour durch die Bördenlandschaft



Durch die Wickrather und Wickrathberger Niersaue fahren die Teilnehmer
nach Wanlo. Am größten Braunkohletagebau in Europa vorbei geht's in
die Landschaft um die alte Stadt Bedburg, aus der durch
Renaturierungen eine Stadt im Grünen wurde. Eine "Stadt in der Stadt"
bildet der historische Ortskern von Alt-Kaster. Alt-Kaster hat seinen
mittelalterlichen Charakter innerhalb einer Stadtmauer, aus der
besonders das Erfttor und der Eulenturm herausragen, bewahrt. Alte
Bürgerhäuser gruppieren sich um den Marktplatz. Von Alt-Kaster radeln
die TEilnehmer erftabwärts durch die Erftaue nach Grevenbroich. Am
Jüchener Bach vorbei, Richtung Hochneukirch und schließlich wieder zum
Ausgangspunkt Schloss Wickrath zurück.

Radstrecke ca. 63 km

30.5.2018, 10:00 - 18:00 Uhr

Treffpunkt: Schlossbrücke Wickrath 10:00 Uhr (Nähe vom Kreisverkehr)

Kurs-Nr.: 181C1330F

Kosten: 5 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7199: Bonn - Gesundheitswanderung durch die Rheinaue am 2., 9. und 16. Juni 2018


VHS bietet an drei Samstagen im Juni Gesundheitswanderung durch die
Rheinaue an



BN - Die VHS bietet ab Samstag, 2. Juni 2018, eine Fitness- und
Gesundheitswanderung in der Rheinaue an. Treffpunkt ist um 11 Uhr der
Hauptzugang zur Rheinaue an der Haltestelle Bonn-Hochkreuz der
Buslinie 610. Der Kurs wird am 9. und 16. Juni jeweils um 11 Uhr
fortgeführt.

Während der etwa 2,5-stündigen Wanderung wird an schönen Plätzen eine
Pause eingelegt. Zum Programm gehören funktionelle Übungen, die
Koordination, Kraft und Ausdauer verbessern sollen. Dabei werden
einzelne Muskelpartien gestärkt und behutsam die Ausdauer aufgebaut.
Außerdem wird Wissenswertes über Gesundheit und Wandern vermittelt.
Auf der Internetseite www.vhs-bonn.de kann man sich in wenigen
Schritten anmelden. Bei Fragen steht der Fachbereich unter der
Telefonnummer 0228 - 77 51 65 gerne zur Verfügung. Das
Gesundheitswandern ist ein Projekt des Deutschen Wanderverbandes, das
vom Bundesministerium für Gesundheit gefördert wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/3bonifatius_donarseiche.jpg





OEBPS/Images/4-samtmilbe-am-boden.jpg





OEBPS/Images/5frankish_empire_481_to_814-de.png
Ausdehnung des

Frankischen Reichs.

[ ———
I Eroberungen duch Ghiodwg 491511 @io Vs
[ Aboarton |
[ ——— as
) Cotnmen i Gt 5814 sachseN |

< wizen
[Emp—r—— e
[T ———
[ [ — PP
0 rolosansches Kenigreich 507

Rectsgronzo 81a






OEBPS/Images/sph06565-1.jpg





OEBPS/Images/1-uara0330-nabu_baumgrafik_rz.jpg
TOP 10 der Gartenvégel

Savile Vegel fatterten 017 durcheinen

.
b e

5

i "

L S
e
4
s .

—" o

215

5
BLAUESE
2
7
asTer N
163 Rincemavee
134
o 1
GRONFINK MenLscHwaLeE

126 B

e S Gt





OEBPS/Images/dsc_0335.jpg





OEBPS/Images/pic_20180514143919_90e982518a.jpg





OEBPS/Images/4bonifazius.jpg





OEBPS/Images/2-uara0330_de-de-begegnungen_mit_waldbewohnern-200382.jpg





OEBPS/Images/8st_boniface_-_baptising-martyrdom_-_sacramentary_of_fulda_-_11century.jpg





OEBPS/Images/2chlodwigs_taufe.jpg





OEBPS/Images/6treaty_of_verdun.jpg
Vertrag von Verdun 843 .

Anglo-sachsen

) B





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/1-rote-samtmilbe.jpg





OEBPS/Images/1wlanl_-_23dingenvoormusea_-_bonifatius.jpg





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/2-weberknecht.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
MA-Verlsg

Elekironische Zeitung Schatenblick

Miwoch, 16 M 2018

gitale Vernetzung

duzierte Verantwortung ..

Inmenraun der Maschine.
Foto: © 2018 by Schattenblck

(58115, Mai 2015 - Datenseien
s e OF der Industrizesel-
schaft, lautet eine hufie 20 ver-
nchmende These, mit de di

POLITIK / REDAKTION

Gaza - Abbriiche, Briche und
Aubriche

(53 Wocin e B
etanjah auf der Einwei-
Rungstir der neuem. US Bt
haftin Jersalem sl . (. 7

sierung der Arbet und des Leben
b i Dr Veroh
2 icht nur, weil de fossle
Bremtof i Unereicd
maschine hes
dem endlichen Verbrauch uner
worfen s, Er suggericrt auch ndu-

POLITIK/ KOMMENTAR

ract- Kapitalimas gut bewacht

- Hierzulande wird, den un-
R ato i ot
findicher Mot inbgritin
Neebon moichen 5.5

a
nifesen Krie des

besic-
e Wl e R e
fumn





OEBPS/Images/wett8277_(c)_2018_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/7fulda-dom-gruf-bonifatius.jpg





OEBPS/Images/3-blattlaeuse_auf_rose.jpg





OEBPS/Images/dsc_0338.jpg





